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(A) 


(C) 


152. Sitzung 


Bonn, den 22. Juni 1989 


Beginn: 9.00 Uhr 


Präsidentin Dr. Süssmuth: Die Sitzung ist eröffnet. 

Meine Damen und Herren, bestürzt und in großer 
Betroffenheit haben wir gestern die Nachricht erhal- 
ten, daß in Schanghai drei Todesurteile an jungen 
Menschen durch Erschießen vollstreckt worden sind. 
Mit Entsetzen sehen wir in diesen grausamen Hinrich- 
tungen einen weiteren Höhepunkt der Verfolgungen, 
die ganz China überziehen und die Ausdruck von 
Willkür und Menschenverachtung sind. Junge Men- 
schen taten nichts anderes, als ihr natürliches Recht 
auf Freiheit und Selbstbestimmung einzufordern. 

Der Deutsche Bundestag appelhert an die gegen- 
wärtige politische Führung Chinas: Lassen Sie ab von 
(B) Verhaftungen, von Folter und Erschießungen! Auch 
im Gedenken an diese Opfer werden wir heute nach- 
mittag über einen gemeinsamen Antrag aller Fraktio- 
nen debattieren. 

Auf der Tribüne hat der Speaker des Unterhauses 
der Republik Indien, Herr Dr. Bai Ram Jakhar, mit 
einer Delegation von Mitghedern beider Häuser des 
indischen Parlaments Platz genommen. 

(Beifall) 

Im Namen des Deutschen Bundestages begrüße ich 
Sie sehr herzlich in der Bundesrepublik Deutschland. 
Ihr Besuch unterstreicht die guten und freundschaftli- 
chen Beziehungen zwischen unseren Parlamenten. 
Ich wünsche Ihnen nützhche und interessante Ge- 
spräche sowie noch einen angenehmen Aufenthalt in 
unserem Lande. 

Meine Damen und Herren, die Fraktion der SPD hat 
beantragt, die heutige Tagesordnung um die Anträge 
zur Errichtung einer Stiftung „Entschädigung für NS- 
Unrecht" und zur Aufstockung des Härtefonds für 
Nationalgeschädigte beim Hohen Flüchtlingskom- 
missar der Vereinten Nationen — Drucksachen 
11/4838 und 11/4841 — zu erweitern. 

Wir kommen zur Abstimmung über den Erweite- 
rungsantrag der Fraktion der SPD. Wer stimmt für die- 
sen Antrag? 

(Jahn [Marburg] [SPD]: Wir würden ihn gern 
begründen! Frau Schmidt macht das!) 


— Sie möchten ihn erst begründen? — Dann erteile ich 
zunächst der Abgeordneten Frau Schmidt das Wort zu 
diesem Antrag. 

Frau Schmidt (Nürnberg) (SPD): Guten Morgen, 
Frau Präsidentin! Guten Morgen, liebe Kollegen und 
liebe Kolleginnen! 

(Feilcke [CDU/CSU]: Guten Morgen, Frau 
Schmidt!) 

— Guten Morgen! 

(Heiterkeit) 

— Ich finde, um diese Zeit darf man das sagen. — Ich 
habe diese beiden Anträge gestern in der Debatte zu 
Tagesordnungspunkt 5 bereits erwähnt. Wir haben 
einen Fehler gemacht: Wir haben diese Anträge am 
Dienstagabend nicht rechtzeitig um 18 Uhr einge- 
reicht. Ich glaube, solche Fehler sind anderen auch 
schon unterlaufen. Bisher war es bei solchen Verse- 
hen übüch, daß man sich interfraktionell geeinigt und 
solche Anträge — vor allen Dingen bei diesem 
Thema — auf die Tagesordnung genommen hat. 

Daß das bisher noch nicht geschehen ist, habe ich 
gestern noch auf die Überreiztheit, auf die Eile in den 
letzten Sitzungswochen und auf unsere lange Tages- 
ordnung geschoben. Ich habe dafür Verständnis ge- 
habt, weil ich dachte, das ginge heute morgen ohne 
irgendwelche Schwierigkeiten. Allein an Ihrer Prä- 
senz aber sehe ich, daß diese Schwierigkeiten offen- 
sichtüch zu erwarten sind. 

Wir beantragen, daß diese beiden Anträge auf die 
Tagesordnung genommen und ohne Debatte an die 
zuständigen Ausschüsse überwiesen werden. Wir ha- 
ben gestern und in den Beratungen zum Antrag der 
CDU/CSU und zu unseren Anträgen deutlich ge- 
macht, daß wir glauben, daß nur eine Stiftung den 
vergessenen Opfern der Nationalsoziahsten tatsäch- 
lich helfen kann. Wir waren uns nicht nur in der SPD, 
sondern nach dem, was der Kollege Lüder gesagt hat, 
offensichtlich auch darüber hinaus einig, daß für die- 
jenigen, die als Nationalgeschädigte bezeichnet wer- 
den und die bisher vom Hohen Flüchtlingskommissar 
Entschädigungen erhalten haben, der Fonds aufge- 
stockt werden soll. 

Die beiden Anträge wenden sich genau in diese 
Richtung. Ich könnte es nicht verstehen, wenn dieser 
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Frau Schmidt (Nürnberg) 

(A) Antrag abgelehnt wird, in meinen Augen aus Klein- 
kariertheit, in meinen Augen aus einer Art Rechtha- 
berei, in meinen Augen diesem Thema in keiner 
Weise angemessen. Wir waren uns bisher in der Ernst- 
haftigkeit unserer unterschiedlichen Bemühungen 
einig, daß wir etwas für diese Opfer tun wollen. Wir 
möchten dieses Thema weiter in der Diskussion hal- 
ten. Sie wissen, daß wir diese Anträge auf jeden Fall 
einbringen werden. Sie wissen auch, daß wir diese 
Anträge auf jeden Fall diskutieren werden. Sie sollen 
auch wissen, daß wir bei diesem Thema auf keinen 
Fall nachlassen werden. 

Wir bitten um Ihre Zustimmung zur Auf Setzung auf 
die Tagesordnung. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 


Präsidentin Dr. Süssmuth: Das Wort hat nun der 
Herr Abgeordnete Gerster. 


Gerster (Mainz) (CDU/CSU): Frau Präsidentin! 
Meine Damen! Meine Herren! Die CDU/CSU stimmt 
gegen diesen Antrag, und zwar nicht, Frau Kollegin, 
weil ein Fehler passiert ist; den würden wir natürlich 
mit korrigieren. Fehler können passieren, auch der, 
daß man Fristen versäumt. Auch die Nichteinhaltung 
der Frist bis zur Debatte gestern — wir haben ja ge- 
stern 90 Minuten über dieses Thema geredet — wäre 
für uns kein Anlaß, Ihrem Antrag nicht zuzustim- 
men. 

Aber das Problem ist ja ein ganz anderes. Meine 
(B) Damen, meine Herren, ^/vrr haben zu Beginn dieser 
Wahlperiode für Opfer des NS-Unrechtsreglmes ei- 
nen neuen Härtefonds von 300 Millionen DM ge- 
schaffen. Wir haben im Laufe der Zeit festgestellt, daß 
das, was wir mit diesem Härtefonds regeln wollen, 
wegen sehr stringenter Richtlinien nicht so funktio- 
niert, wie AArir uns das vorgestellt haben. Deswegen 
haben wir durch intensive Beratung im Unteraus- 
schuß und im Innenausschuß versucht, eine Verbesse- 
rung der Richtlinien zu erreichen. Exakt dies hat ge- 
stern der Bundestag beschlossen. 

Was die Sozialdemokraten jetzt wollen, ist nichts 
anderes, als ihren ursprüngüchen Antrag wieder auf- 
leben zu lassen. Sie wollen statt dieses Härtefonds 
eine eigene Stiftung. Wir haben damals eine solche 
Stiftung ab gelehnt, weil sie sehr kompliziert ist, so daß 
die Opfer noch länger auf Wiedergutmachung warten 
müßten. 

Sehen Sie, Frau Kollegin, da wir angekündigt ha- 
ben — das wissen Sie auch — , daß wir im September 
noch einmal in eine Überprüfung ein treten wollen 
und möglicherweise die Richtlinien noch einmal ver- 
bessern wollen, ist Ihr Antrag heute doch nichts ande- 
res als ein gewisser Schaufensterantrag. 

(Jahn [Marburg] [SPD]: Das ist eine Unver- 
schämtheit!) 

— Es ist keine Unverschämtheit, Herr Jahn. 

(Frau Schmidt [Nürnberg] [SPD]: Bei diesem 

Thema gibt es keine Schaufensteranträge!) 

— Herr Jahn und Frau Schmidt, es ist wirklich eine 
Show, die hier veranstaltet wird. Wenn wir hier ge- 


stern gemeinsam eine neue Grundlage geschaffen ha- (C) 
ben 

(Jahn [Marburg] [SPD]; Das ist doch keine 
neue Grundlage!) 

und wenn wir gemeinsam versuchen, den Opfern 
wirklich zu helfen, ist das Ausgraben eines ganz alten 
Antrags, von dem Sie wissen, daß er aus sachhchen 
Gründen hier keine Mehrheit findet, in der zweitletz- 
ten Sitzung vor der Sommerpause nichts anderes als 
der Versuch, den Eindruck zu erwecken, als wollten 
Sie mehr und Besseres. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Nichts anderes ist das doch, und das bei der sehr 
gedrängten Tagesordnung dieser Woche. 

Ich finde — Herr Jahn, ich weiß, daß Sie das persön- 
lich auch so sehen — , daß das Thema der Wiedergut- 
machung so sensibel ist und mit soviel Behutsamkeit 
erörtert werden muß, daß gerade eine Nacht-und- 
Nebel-Aktion nicht geeignet ist, diesem Thema ge- 
recht zu werden. 

(Jahn [Marburg] [SPD]: Mit solchen Aus- 
drücken vergiften Sie die Atmosphäre! 
„Nacht-und-Nebel- Aktion" ist eine Ünver- 
schämtheit!) 

Deswegen bieten wir Ihnen an — wie bisher auch — , 
sowohl im Unterausschuß als auch im Innenausschuß 
weiter ganz genau zu prüfen, 

(Jahn [Marburg] [SPD]: Nach einer Unver- 
schämtheit die nächste!) 

was den geschädigten Opfern am besten zukommt, 

(Jahn [Marburg] [SPD]: Die Menschen ster- 
ben weg, bevor Sie was tun! — Frau Schmidt 
[Nürnberg] [SPD]: Ja, prüfen, bis Sie alle ge- 
storben sind!) 

Sie werden mir zustimmen müssen, daß diese Form 
hier nicht nur eine Kuriosität darstellt, sondern auch 
der Sache letzten Endes nicht dient. Deswegen lehnen 
wir Ihren Antrag ab. 

(BeifaU bei der CDU/CSU und der FDP) 


Präsidentin Dr. Süssmuth: Das Wort hat die Abge- 
ordnete Frau Vollmer. 


Frau Dr. Vollmer (GRÜNE): Frau Präsidentin! Liebe 
Kolleginnen und Kollegen! Die Fraktion DIE GRÜ- 
NEN unterstützt die Forderung, daß die SPD-Anträge 
auf die Tagesordnung gesetzt werden sollen. Dabei 
muß ich sagen, Herr Gerster, daß man sich darüber 
wundert, warum man gerade in dieser Sache immer 
wieder so ungeheure bürokratische Schwierigkeiten 
bekommt. Ich finde. Sie sollten auch nicht von einem 
„Schaufensterantrag" sprechen, 

(Gerster [Mainz] [CDU/CSU]: Ist er aber!) 

denn das, was in dem Schaufenster zu sehen ist, ist ein 
ziemhch erbärmhches Häppchen. 

(Beifall bei den GRÜNEN und der SPD) 

Das Ergebnis der gestrigen Debatte war — wir hat- 
ten dafür, glaube ich, sehr gute Argumente und Fak- 
ten, die Sie auch nicht bestreiten können — , daß von 
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(A) den 300 Millionen DM nur 1,6 Millionen DM ausge- 
geben worden sind 

(Gerster [Mainz] [CDU/CSU] : Genau das 
wollen wir ja jetzt ändern!) 

und daß genau diese Tatsache dazu drängt, eine neue 
Lösung zu suchen. 

Auf Grund dieses Ergebnisses muß die SPD mit die- 
sem Antrag noch einmal in eine Debatte, weil nämlich 
Ihre Alternative, die Sie gestern vorgestellt haben, 
überhaupt keine parlamentarische Beeinflussung 
mehr möglich macht. Sie haben Prüfaufträge erteilt 
ohne eine Verpflichtung und ohne eine Möglichkeit 
des Parlaments und des Ausschusses, darüber noch 
einmal zu diskutieren oder zu entscheiden. 

(Gerster [Mainz] [CDU/CSU]: Das ist nicht 
wahr!) 

Das ist der Fakt. Das Parlament hat sich, wenn es bei 
Ihrem Stand bleibt, jeder Mitwirkungsmöglichkeit be- 
geben. 

(Gerster [Mainz] [CDU/CSU]: Nein!) 

Deswegen müssen diese Anträge noch einmal auf 
die Tagesordnung. Sie müssen aber auch aus einem 
anderen Grund noch einmal auf die Tagesordnung; 
Sie haben gesagt, sachhch sei das widerlegt worden. 
Damals ist gesagt worden, es würde zu lange dauern, 
eine solche Stiftung einzurichten, und das würde nicht 
zu einer schnellen und unbürokratischen Hilfe füh- 
ren. 

Jetzt sieht es aber faktisch so aus, daß Ihre Regelung 
zu lange gedauert hat, daß dadurch sogar die Bereit- 
ß) Schaft der Länder, eigene Stiftungen zu gründen, ge- 
mindert worden ist und daß das zuungunsten der Be- 
troffenen gelaufen ist. Deshalb unterstützen wir nach- 
drückhch, daß die Anträge auf die Tagesordnung ge- 
setzt werden. 

Im übrigen ist bei Ihrer Regelung die Frage der 
Nationalgeschädigten überhaupt nicht gelöst worden, 
so daß es auch von daher sachlich begründet ist, diese 
beiden Anträge auf die Tagesordnung zu setzen. Wir 
bitten Sie, dies zu unterstützen. 

(Beifall bei den GRÜNEN und der SPD) 


Präsidentin Dr. Süssmuth: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Lüder. 


Lüder (FDP): Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten 
Damen und Herren! Wenn ich die Geschäftsordnung 
richtig verstehe, so reden wir jetzt eigenüich nur dar- 
über, ob heute etwas behandelt werden soll oder 
nicht. 

(Zurufe von der SPD: So ist es! — Richtig!) 

Wie die bisherigen Wortbeiträge zeigen, würde die 
Behandlung dieser Anträge dazu führen, daß noch 
einmal über das diskutiert wird, was gestern schon 
Gegenstand einer 90minütigen Debatte war. 

(Jahn [Marburg] [SPD]: Nein, es soll ohne 
Debatte in die Ausschüsse! — Frau Dr. Voll- 
mer [GRÜNE]: Es geht darum, daß das noch 
einmal in den Ausschuß kommt!) 


Wenn es aber darum geht, jetzt nur etwas ohne De- (C) 
batte in den Ausschuß zu bringen, 

(Zuruf von der SPD; Darum geht es!) 

so kann das heute nur dann berechtigterweise auf die 
Tagesordnung gesetzt werden, wenn irgendeine Frist 
dadurch versäumt würde, daß wir das nicht heute, 
sondern erst im September behandelten. 

(Jahn [Marburg] [SPD]; Die Frist setzen die- 
jenigen, die bis dahin sterben!) 

Der normale Gang der Beratungen, heber Herr Jahn, 
ist doch, daß dies im September auf die Tagesordnung 
kommt, wenn wir das heute ablehnen, und daß es 
dann in den Innenausschuß geht. 

(Gerster [Mainz] [CDU/CSU]: So ist es! Ge- 
nau!) 

Dieses Recht gibt die Geschäftsordnung, und dies ist 
der ordentliche Gang der Dinge. 

Da wir gestern beschlossen haben, die Bundesre- 
gierung zu bitten, dem Innenausschuß einen Bericht 
zu geben, der aber erst im September beraten werden 
kann, kommen wir zum selben Zeitpunkt auch dazu, 
über Ihre heute vorgelegten Anträge zu beraten, 

(Frau Schmidt [Nürnberg] [SPD]: Also spricht 
nichts gegen die Annahme unseres Antra- 
ges!) 

nämlich dann, wenn sie in der ersten Sitzung nach den 
Ferien behandelt werden. 

(Frau Schmidt [Nürnberg] [SPD]: Es spricht 
nichts dagegen, es heute zu überweisen!) 

— Frau Schmidt, folgendes spricht dagegen, es heute 
zu machen: Mir hat bis heute nicht eingeleuchtet, 
wieso erst am Dienstag aus der Sicht Ihrer Fraktion 
dieses Thema evident wurde, wieso wir das erst ge- 
stern über die Pressestelle und dann heute morgen als 
Drucksache bekamen. 

(Frau Dr. Vollmer [GRÜNE]: Es ist Ihnen 
doch längst bekannt!) 

Das macht mich nachdenklich. Ich möchte die Som- 
merpause zum Nachdenken darüber nutzen. Deshalb 
stimmt die Fraktion der FDP dem Antrag, diese Vor- 
lagen auf die Tagesordnung zu setzen, nicht zu. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 

Zuruf von der SPD: Es ist nicht zu fassen! — 

Frau Dr. Vollmer [GRÜNE]: Dumm und 
kleinlich!) 


Präsidentin Dr. Süssmuth: Meine Damen und Her- 
ren, wir kommen jetzt zur Abstimmung über die Auf- 
setzung der Anträge auf den Drucksachen 11/4838 
und 1 1/4841. Ich frage: Wer stimmt für diesen Antrag? 
— Gegenprobe! — Enthaltungen? — Damit ist der 
Antrag abgelehnt. 

Ich möchte, bevor wir zur Beratung kommen, noch 
folgende Amtliche Mitteilung zur Verlesung bringen: 
Nach einer interfraktionellen Vereinbarung soll die 
verbundene Tagesordnung erweitert werden. Die 
Punkte sind in der Ihnen vorliegenden Zusatzpunktli- 
ste aufgeführt: 
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(A) 4. Beratung des Antrags der Fraktionen der CDU/CSU, SPD, 

FDP und der Fraktion DIE GRÜNEN: Zur politischen Ent- 
wicklung ln Ungarn — Drucksache 11/4840 — 

5. Beratung des Antrages der Fraktionen der CDU/CSU, SPD, 
FDP und der Fraktion DIE GRÜNEN: Todesurteile ln der 
Volksrepublik China — Drucksache 1 1/4857 (neu) — 

6. Aktuelle Stunde: Die Zwangsumsiedlung der irakischen 
Kurden und die Notwendigkeit bundesdeutscher Hilfe 

7. Zweite Beratung und Schlußabstimmung des von der Bun- 
desregierung eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes zu 

dem Protokoll vom 14. November 1988 über den Beitritt 
der Portugiesischen Republik und des Königreichs Spa- 
nien zur Westeuropäischen Union — Drucksache 
11/4707 - 

8. Beratung der Beschlußempfehlung des Petitionsausschus- 
ses (2. Ausschuß) — Sammelübersicht 118 zu Petitionen 
— Drucksache 11/4855 — 

9. Beratung der Beschlußempfehlung des Petitionsausschus- 
ses (2. Ausschuß) — Sammelübersicht 119 zu Petitionen 
— Drucksache 11/4856 — 

10. Beratung der Beschlußempfehlung des Ausschusses für 
Wahlprüfung, Immunität und Geschäftsordnung (1. Aus- 
schuß); Antrag auf Genehmigung zur Fortsetzung eines 
Strafverfahrens — Drucksache 11/4864 — 

11. Beratung der Beschlußempfehlung und des Berichts des 
Innenausschusses (4. Ausschuß) zu dem Antrag der Frak- 
tion der SPD: Gedenktage zum Ausbruch des Ersten und 
des Zweiten Weltkriegs — Drucksachen 11/2715, 
11/4858 - 

12. Beratung des Antrags der Abgeordneten Frau Rust und der 
Fraktion DIE GRÜNEN: Institutionalisierung von Technik- 
folgenabschätzung und -Bewertung beim Deutschen Bun- 

(B) destag — Drucksache 11/4832 — 

13. Beratung der Unterrichtung durch die Bundesregierung: 

Bericht des Bundeskartellamtes über seine Tätigkeit ln den 
Jahren 1987/1988 sowie über die Lage und Entwicklung 
auf seinem Aufgabengebiet (§ 50 GWB) — Drucksache 
11/4611 - 

14. Beratung der Unterrichtung durch die Bundesregierung: 

Siebtes Hauptgutachten der Monopolkommission 1986/87 
hier: Stellungnahme der Bundesregierung — Drucksache 
11/4804 - 

15. Beratung des Antrags der Abgeordneten Frau Eid und der 
Fraktion DIE GRÜNEN: Umsetzung der UNO-Resolution 
591 ln bundesdeutsches Recht — Drucksache 11/4825 — 

16. Beratung des Antrags der Abgeordneten Frau Eid und der 
Fraktion DIE GRÜNEN: Einhaltung des UNO-Rüstungsem- 
bargos gegenüber Südafrika — Drucksache 11/4826 — 

17. Beratung des Antrags der Abgeordneten Müller (Pleiswei- 
ler), Bachmaier, Dr. von Bülow, Dr. Emmerlich, Gansei, 
Jungmann (Wittmoldt), Dr. Scheer, Dr. Soell, Vosen, Wie- 
felspütz, Ibrügger, Bulmahn, Hauchler, Frau Weüer, Dr. Vo- 
gel und der Fraktion der SPD: Verminderung der Rüstungs- 
exporte und verbesserte Rüstungsexportkontrolle 
— Drucksache 11/4842 — 

18. Beratung des Antrags der Abgeordneten Müller (Pleiswei- 
ler), Bachmaier, Dr. von Bülow, Dr. Emmerlich, Gansei, 
Jungmann (Wittmoldt), Dr. Scheer, Dr. Soell, Vosen, Wie- 
felspütz, Frau Weiler, Dr. Vogel und der Fraktion der SPD: 

Keine Genehmigung für Waffenexporte in den Nahen und 
Mittleren Osten — Drucksache 11/4843 — 

19. Beratung der Beschlußempfehlung und des Berichts des 
Auswärtigen Ausschusses (3. Ausschuß) 

a) zu dem Antrag der Fraktion der SPD: Friedensprozeß ln 
Mittelamerika 


b) zu dem Antrag der Fraktion DIE GRÜNEN: Förderung (C) 
des Friedensprozesses in Zentralamerika — Drucksa- 
chen 11/824, 11/1130, 11/4812 - 

Ich weise darauf hin, daß beim Punkt 16 der Tages- 
ordnung zusätzhch die Wahl der Mitglieder des Rund- 
funkrates der Deutschen Welle erfolgen soll. Zugleich 
soll, soweit erforderhch, von der Frist für den Beginn 
der Beratung abgewichen werden. 

Sind Sie mit den Ergänzungen der Tagesordnung 
einverstanden? — Ich höre keinen Widerspruch. Dann 
ist dies so beschlossen. 


Ich rufe Tagesordnungspunkt 12 auf: 

Beratung der Beschlußempfehlung und des Be- 
richts des Ausschusses für innerdeutsche Be- 
ziehungen (17. Ausschuß) zu dem Entschlie- 
ßungsantrag der Fraktion der SPD zum Bericht 

zur Lage der Nation 1988 im geteilten Deutsch- 
land 

- Drucksachen 11/3585, 11/4420 - 

Berichterstatter: 

Abgeordnete Lintner 
Büchler (Hof) 

Frau Hensel 

Meine Damen und Herren, nach einer interfraktio- 
nellen Vereinbarung sind für die Beratung 45 Minu- 
ten vorgesehen. — Auch dazu sehe ich keinen Wider- 
spruch. Dies ist so beschlossen. 

Ich eröffne die Aussprache. Als erster hat Herr Ab- 
geordneter Büchler (Hof) das Wort. 


Büchler (Hof) (SPD): Frau Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Ich hoffe, daß die jet- 
zige Debatte nicht wieder zu einer Prinzipienreiterei 
wird, wie das eben leider geschehen ist. 

Gemeinsamkeit in der deutschen Politik ist und hat 
eine Chance, und der Deutsche Bundestag sollte die 
Gelegenheit zu dieser Gemeinsamkeit heute nicht 
verstreichen lassen. Der Besuch von Gorbatschow und 
die deutsch-sowjetische Erklärung, der Bericht der 
Bundesregierung zur Lage der Nation 1988 und nicht 
zuletzt die Rede Erhard Epplers am 17. Juni, die auch 
von den Regierungsparteien mit viel Beifall aufge- 
nommen worden ist, zeigen die Breite der Überein- 
stimmungen. Im Ausschußbericht steht, daß sich die 
Fraktionen noch einmal über die Möghchkeit einer 
Gemeinsamkeit zu unterhalten haben. Ich habe die- 
ses Angebot gemacht. Leider ist die CDU/CSU nicht 
darauf eingegangen. Ich hoffe sehr, daß sich dieses 
Angebot heute im Abstimmungsverhalten der Koali- 
tion positiv niederschlägt, so daß sie unserem Antrag 
zustimmt. 

Ich glaube, daß diese Gemeinsamkeit auch notwen- 
dig ist. Es geht darum, in einer immer schwieriger 
werdenden Situation eine Politik der Zusammenarbeit 
zum Nutzen der Menschen fortzuführen. Es geht 
darum, die unabweisbar erforderliche Zusammenar- 
beit von Ost und West zur Lösung der globalen Pro- 
bleme in der Friedenssicherung, im Umweltschutz 
und im Nord-Süd-Verhältnis mit Augenmaß fortzu- 
führen und weiterzuentwickeln. 
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(A) Dies könnte deshalb schwieriger werden, weil die 
DDR durch eine Reihe von innenpolitischen Entschei- 
dungen der SED an Ansehen eingebüßt hat, wie wir 
allerorts feststellen. Weil sich die DDR an das Ende der 
Reform entwicklung im RGW und im Warschauer Pakt 
begeben hat und weil sie in der Gefahr ist, sich selbst 
zu isolieren, könnte dies alles schwieriger werden. 
Selbst in den Ost-West-Beziehungen sehen wir mehr- 
deutige Elemente der SED-Politik. Wir registrieren 
eine Überbetonung der Elemente, über die doch in der 
ersten Phase der Entspannung Klarheit geschaffen 
wurde. Ich meine die Frage, die die Grenzen in Eu- 
ropa betrifft. 

Die Größe der Wohnungen im europäischen Haus 
steht fest. Es kann kein Ziel unserer Politik sein, eine 
der Wohnungen aufzulösen. Es ist das Ziel, Möglich- 
keiten zum freien Meinungsaustausch und zur Kom- 
munikation innerhalb der Staaten Europas und zwi- 
schen ihnen zu erreichen. Die Grenzen sollen ihren 
trennenden Charakter verlieren. 

ln dieser Frage sehe ich aber auch ein Problem der 
Union. Denn alle Einwände, die ich bisher aus Ihren 
Reihen gegen unseren Antrag gehört habe, beziehen 
sich auf die eben dem Sinn nach zitierten Passagen 
unseres Antrags. Das müßte doch nach den jüngsten 
Erklärungen und Ereignissen überwunden sein, so 
daß einer Zustimmung auch bei Ihnen nichts mehr im 
Wege stehen dürfte. 

Die schwierige Situation, die uns in den Diskussio- 
nen immer wieder bewegt, steht in einem Zusammen- 
hang mit der Erklärung, die Bundeskanzler Kohl und 
SED-Generalsekretär Honecker am 12. März 1985 ab- 
gegeben haben: 

Die Unverletzthchkeit der Grenzen und die Ach- 
tung der territorialen Integrität und der Souverä- 
nität aller Staaten in Europa in ihren gegenwärti- 
gen Grenzen sind eine grundlegende Bedingung 
für den Frieden. 

Darum geht im Grundsatz unser ganzer Streit. 

Dort, wo die Grenzen innerstaathch für die Bürger 
enger gezogen sind, sollten sie — auch das möchte ich 
sagen — so verändert werden, daß die Menschen grö- 
ßere individuelle Handlungsfreiheit erlangen. Ich 
möchte es jetzt mit den Worten Erhard Epplers sagen: 
Wir wollen uns nicht in die inneren Angelegenheiten 
der DDR einmischen. Wir wollen, daß sich die Men- 
schen in der DDR in ihre eigenen Angelegenheiten 
einmischen können. Das muß unser Ziel sein. — 

Das wurde auch von Ihnen mit Beifall aufgenom- 
men. 

Ich füge hinzu: Die DDR-Bürger müssen selber ent- 
scheiden können, in welchen staathchen und gesell- 
schaftlichen Formen sie leben wollen. Die Deutschen 
haben — auch dies soll hier noch einmal gesagt wer- 
den — wie alle Völker ein Recht auf Selbstbestim- 
mung. Wenn sich die DDR-Bürger für eine Zweistaat- 
hchkeit, also für die Fortexistenz der DDR, in freien 
Wahlen entscheiden, müssen wir als Bürger der Bun- 
desrepublik Deutschland diese Entscheidung eben- 
falls akzeptieren. 

Nicht hinnehmen können wir als demokratische 
Parteien die Entwicklung, die seit dem letzten Sonn- 


tag sichtbar geworden ist. Unsere Demokratie steht (C) 
vor einer Herausforderung von rechts. Mit demokra- 
tischen Parteien, von der CSU bis zu den GRÜNEN, 
werden wir diese Herausforderung annehmen und sie 
bestehen. Die Republikaner als nachgeschobene 
Rechtfertigung der DDR für die Mauer in Berlin: dies 
ist, glaube ich, allerdings ein ganz untauglicher Ver- 
such, den Menschen ein absurdes Bauwerk als not- 
wendig zu verkaufen. 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU) 

Wenn wir die Herausforderung von rechts bestehen 
wollen, ist das nicht möghch mit der Übernahme der 
Parolen dieser rechten Bewegung und, Herr Lummer, 
auch nicht mit der Bescheinigung, daß sie koahtions- 
fähig sind. Das geht nicht. Es muß eine klare Sprache 
gesprochen werden; es müssen eindeutige Positionen 
bezogen werden. Sonst werden wir alle miteinander 
unglaubwürdig. Rechte Bewegungen sind nur mit 
klarer Sprache zu stoppen. 

Wir sollten im Deutschen Bundestag gemeinsam 
den Mut haben, über die Unverletztlichkeit der Gren- 
zen aller europäischen Staaten das zu sagen, was Hel- 
mut Kohl und Erich Honecker 1985 formuliert haben 
— wir Sozialdemokraten sagen es öfter als Sie von den 
Koalitionsparteien, zumindest als Sie von der größe- 
ren Koalitionspartei: 

Erstens. Die Staaten in Europa einschließlich der 
DDR sind ein Faktum, das wir akzeptieren und nicht in 
Frage stellen. 

Wer die Westgrenze Polens heute noch in Frage 
stellt, verstellt den Weg zur Einigung Europas. Es muß 
Schluß gemacht werden mit den mißverständlichen 
oder bewußt gemachten Aussagen, die in Polen so 
verstanden werden, als würden die Grenzen von 
Deutschen wieder in Frage gestellt. 

Auch die polnische Westgrenze war gemeint, als 
sich Bundeskanzler Kohl mit Honecker 1985 auf die 
Formel über die Grenzen Europas einigte. Die Gren- 
zen in Europa müssen ihren trennenden Charakter 
verlieren. Dies zu erreichen ist unser vorrangiges 
Ziel. 

Zweitens. Der Status von Berhn und das Viermäch- 
teabkommen weisen den Weg, um auf seiner Grund- 
lage die Situation von West-Berlin zu verbessern. 
Walter Momper hat zu Beginn dieser Woche ja nun 
wirklich ein Beispiel einer erfolgreichen Operation 
geliefert. 

(Beifall bei der SPD) 

Drittens. Der Maßstab für die Veränderungen, die 
wir wollen, ist in den Dokumenten von Helsinki und 
denen der KSZE-Nachfolgetreffen genau festgelegt 
und definiert. 

Nicht wir wollen vorgeben, wie die DDR dieses Maß 
an Freiheit und Selbstbestimmung sicherstellt, son- 
dern die Menschen in der DDR werden dies selber tun 
müssen. Dabei hat sich die DDR mit ihrer Unterschrift 
zu den Prinzipien des KSZE-Prozesses verpflichtet. 

Dies einzufordern ist selbstverständhch ebenfalls un- 
sere Pflicht. 

Was nun die konkreten nächsten Schritte der 
deutsch-deutschen Zusammenarbeit sein sollen, wel- 
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(A) che Maßnahmen mit der DDR verhandelt werden sol- 
len, darin besteht hier ohnehin Einigung, wie wir es im 
letzten Jahr in unseren Anträgen, die zur Lage der 
Nation eingebracht worden sind, festges teilt und ver- 
deutlicht haben. Mir scheint die Zeit reif zu sein, einen 
Schlußstrich unter die zum Teil heftigen und früher 
sogar erbittert ausgefochtenen Differenzen bezüghch 
des richtigen Kurses in der Deutschlandpolitik zu zie- 
hen. Dies soll nicht verschleiern, daß es weiter Unter- 
schiede zwischen den Parteien gibt. Dazu gehören die 
Behandlung der Erfassungsstelle Salzgitter und die 
Möghchkeit, mit der DDR politische Einigung über 
den Verlauf der Grenze im Elbeabschnitt zu erzie- 
len. 

Besonders unverständlich bleibt, wieso CDU und 
CSU nach wie vor nicht bereit sind, offizielle Bezie- 
hungen zur Volkskammer der DDR aufzunehmen. 

(Schulze [Berhn] [CDU/CSU]: So unver- 
ständlich ist das doch nicht!) 

Hier böte sich zusätzlich Gelegenheit, über alles zu 
diskutieren und in einen offenen Dialog einzutreten. 
Es wäre doch geradezu spannend gewesen, Herr 
Schulze, mit Mitgliedern der Volkskammer über die 
Erklärungen der beiden Parlamente zu den jüngsten 
Ereignissen in China diskutieren zu können. Das wäre 
doch wirkhch ein pohtischer Höhepunkt gewesen und 
wäre, so meine ich, genauso spannend gewesen, wie 
manch andere Debatte zwischen den deutschen Staa- 
ten eh schon ist. 

(Feilcke [CDU/CSU]: Vielleicht dann, wenn 
die gewählt werden!) 

Man kann diese Auffassungsunterschiede — auch 
das sage ich hier — natürhch als Grundsatzpositionen 
verstehen. Man kann sie aber auch tiefer hängen. 
Dann werden sie zu praktischen Fragen danach, was 
als nächstes zu tun oder zu lassen ist. 

Um da nichts zu verwischen, sage ich Ihnen offen: 
Wir Sozialdemokraten beurteilen die Problematik der 
Elbegrenze als eine Problematik, die man pragma- 
tisch lösen kann. 

(Lummer [CDU/CSU]: Pragmatisch ist sie 
doch schon gelöst!) 

— Sie ist nicht gelöst! 

(Lummer [CDU/CSU]: Nur Herr Honecker 
macht eine Grundsatzfrage daraus!) 

Salzgitter ist spätestens mit dem KSZE -Prozeß über- 
flüssig geworden. Straftaten — da stimme ich jedem 
zu — müssen natürlich auch in Zukunft durch die 
Staatsanwaltschaft verfolgt werden. 

Die beiden Fragen — Volkskammer und Erfas- 
sungsstelle — haben ja auch viel mit der ganzen An- 
wendung unseres Grundlagenvertrages zu tun. Wir 
haben die Zuversicht, daß die CDU/CSU auch in die- 
sem Punkt noch lernfähig sein wird. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Herr Oberleh- 
rer!) 


Wir sollten die unnötigen Stolpersteine, die zwi- (C) 
sehen beiden deutschen Staaten in der deutsch-deut- 
schen Politik bestehen, 

(Lummer [CDU/CSU]: Wo ist denn da ein 
Stolperstein?) 

wegräumen, damit wir uns für das Große und für die 
großen Themen öffnen können. Tatsächlich handelt 
es sich dabei, Herr Lummer, nur um Kleinigkeiten. 

Wir haben doch die Aufgabe, im europäischen Kon- 
zert als deutsche Staaten unseren Beitrag zu leisten. 

Das sind in Relation zu diesen Fragen natürhch wich- 
tigere und größere Aufgaben. 

Heute geht es — das ist eigentiieh alles, was wir 
heute zu entscheiden haben — um die Differenz in 
den beiden Anträgen, darum, was nun zu dieser 
Grenzfrage zu sagen ist, und darum, ob diese Koah- 
tion zu dem steht, was Bundeskanzler Kohl und der 
Staatsratsvorsitzende Honecker damals festgelegt ha- 
ben. Um nichts anderes geht es. Deswegen meine ich: 

Im Hinbhck auf das, was sich in der Zwischenzeit 
ereignet hat — im Ausschuß haben Sie unseren An- 
trag ja noch abgelehnt — , soUten Sie in der Lage sein, 
Ihrem Bundeskanzler heute hier zuzustimmen, 

(Dr. Weng [Gerlingen] [FDP]: Unser aller 
Bundeskanzler!) 

indem Sie unseren Antrag mit übernehmen, d. h. die 
Ausschußempfehlung gemeinsam mit uns zurückwei- 
sen. 

Herzlichen Dank. 

Präsidentin Dr. Süssmuth: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Hoppe. (D) 

Hoppe (FDP): Frau Präsidentin! Meine Damen und 
Herren! Die Gedenkrede Erhard Epplers vor diesem 
Forum am 17. Juni liegt in der Tat noch keine Woche 
zurück — Herr Büchler hat auch daran angeknüpft — , 
und bei der dabei bekundeten Übereinstimmung 
wäre es ja wohl nicht undenkbar gewesen, wenn wir 
uns heute als „Jünger" Epplers mit der deutschland- 
pohtischen Problematik beschäftigt und den dringend 
angeratenen Konsens gesucht hätten. Da mit dem 
SPD-Entschließungsantrag zum Bericht zur Lage der 
Nation die Deutschlandpolitik bereits auf der Tages- 
ordnung dieser Woche stand, wäre es ja vielleicht 
auch bekömmlicher gewesen, die beim Besuch des 
Regierenden Bürgermeisters Momper in der DDR ein- 
gesammelten Verbesserungen im Reise- und Be- 
suchsverkehr jetzt bei diesem Tagesordnungspunkt 
— statt in einer Aktuellen „Feierstunde" — zu behan- 
deln. 

(Beifall bei der FDP) 

Meine Damen und Herren, wo auch immer, in je- 
dem Fall lohnt es sich, daran zu erinnern, daß es schon 
im Juh 1984 war, als die DDR im Gegenzug zur Ge- 
währung des von der Bundesregierung verbürgten 
Bankkredits u. a. die Besuchsdauer im kleinen Grenz- 
verkehr auf zwei Tage erweiterte. Damals wurde 
Staatsminister Jenninger ausdrücklich zugesagt, 
diese Maßnahme auch auf Berhn auszudehnen. Es hat 
dann bis zum Honecker-Besuch 1987 gedauert, bis 
Berhn in die Zwei-Tage-Besuchsregelung einbezogen 
wurde — dies aber nur auf Ost-Berhn begrenzt. Wenn 
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Hoppe 

(A) die DDR ihre Zusage von 1984 jetzt endlich in vollem 
Umfang einlöst, dann ist dies wahrlich noch kein beju- 
belnswertes Zugeständnis der DDR; aber endlich wird 
damit eine Zusage erfüllt. 

Jede Erleichterung im Reise- und Besuchsverkehr 
ist zu begrüßen, nicht zuletzt deshalb, weü dadurch 
die Diskriminierung Berlins teilweise abgebaut 
wird. 


Präsidentin Dr. Süssmuth: Herr Abgeordneter 
Hoppe, gestatten Sie eine Zwischenfrage des Abge- 
ordneten Ehmke? 


Hoppe (FDP): Bitte. 

Dr. Ehmke (Bonn) (SPD); Herr Kollege Hoppe, Sie 
haben die Frage angesprochen, warum eine einheitli- 
che Resolution nach der Eppler-Rede nicht möglich 
gewesen ist. Ihnen ist doch bekannt, daß der Versuch 
einer Einigung mit den Kollegen von der Union nur 
daran gescheitert ist, daß die Union es abgelehnt hat, 
einen Satz über die Westgrenze Polens aufzunehmen, 
der wörtlich dem Protokoll über das Gespräch des 
Bundeskanzlers mit dem SED-Generalsekretär ent- 
nommen worden ist. Ich darf also noch einmal festhal- 
ten: Die Einigung ist daran gescheitert, daß die Union 
es abgelehnt hat, ein Kohl-Zitat in einen gemeinsa- 
men Antrag zu übernehmen. Angesichts dessen soll- 
ten Sie das doch vielleicht eher in der Koalition in 
Ordnung bringen. 

Hoppe (FDP): Herr Ehmke, ich sage Ihnen jetzt, 
worum es hier heute geht. Damit komme ich zurück 
zum SPD -Antrag, der heute vorliegt und über den im 
Rahmen des Berichts zur Lage der Nation heute abzu- 
stimmen ist. 

Bei der Behandlung dieses Antrags geht es nicht um 
eine Beschreibimg des Zustands der deutsch-deut- 
schen Situation nüt Licht und Schatten, sondern es 
handelt sich leider nur um die Behebung einer Ver- 
fahrensspanne. Als der Deutsche Bundestag am 
1. Dezember 1988 über die Lage der Nation debat- 
tierte, gab es zwei Anträge, nämlich den der CDU/ 
CSU und der FDP sowie den der SPD. Der Koalitions- 
antrag wurde nach der Beratung verabschiedet, der 
SPD-Antrag aber nicht, wie es logisch gewesen wäre, 
ab gelehnt, sondern dem innerdeutschen Ausschuß 
zur Beratung überwiesen. 

Aus diesem Grunde treffen wir uns nach sechs Mo- 
naten nun hier wieder und stehen vor dieser Peinlich- 
keit, denn eine solche ist es in der Tat. 

(Büchler [Hof] [SPD]: Sie haben es doch da- 
mals ab gelehnt!) 

Aber ich habe versucht, Herr Büchler — ich sage es 
Ihnen; nun seien Sie mal nicht so, wie Sie hier wieder 
tun — , uns die Peinlichkeit zu ersparen, und deshalb 
angeregt, einen gemeinsamen Antrag neu zu formu- 
lieren. Das haben die Antragsteller leider abgelehnt 
und auf einer Abstimmung über den Antrag in der 
alten Fassung bestanden. Das, meine Damen und 
Herren, ist aber nicht anders zu haben als mit der 


Fortschreibung des Ergebnisses vom 1. Dezember (Q 
1988, d. h. leider mit einer Ablehnung. 

(Dr, Weng [Gerlingen] [FDP]: Das hört sich 
gleich ganz anders an, Herr Ehmke!) 

Meine Damen und Herren, so wie der 17. Juni und 
Epplers ermahnende und aufmunternde Rede noch 
nicht lange zurückliegen, so ist auch der 18. Juni mit 
seinen Wahlergebnissen noch präsent. Wir alle hier 
wären gut beraten, endlich mehr Vernunft aufzubrin- 
gen, um unserer politischen Verantwortung gerecht 
zu werden. 

(BeifaU bei der FDP) 

Gerade auf dem Feld der Deutschlandpolitik ist den 
Menschen nur mit substantiellen Verbesserungen ge- 
dient und nicht mit plakativer Schönrederei. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Sehr gut!) 
Verbesserungen erreichen wir aber nur dann, wenn 
wir der DDR geschlossen gegenübertreten, und nicht, 
wenn wir uns rechthaberisch die Augen auskratzen. 

Wir sollten uns an der Sache orientieren und im fairen 
Dialog ein gemeinsames Handlungskonzept erarbei- 
ten, Wer sich vom reinen Parteiegoismus leiten läßt 
und an den Menschen vorbei agiert, schadet der Sa- 
che und sich selbst. Notorische Rechthaber dürfen 
sich nicht wundern, wenn ihnen agitatorisch ge- 
wandte Rechte dann das Wasser abgraben. 

Meine Damen und Herren, kehren wir deshalb zur 
demokratischen Praxis zurück, sachlich zu streiten, 
und bewahren wir die Fähigkeit zum Kompromiß, um 
im Interesse der Bürger wahrzunehmen, was unsere 
Aufgabe ist. Alle demokratischen Parteien haben seit 
Jahren für die Abschaffung des skandalösen Zwangs- (D) 
Umtausches für Rentner gestritten. Dennoch leidet 
diese Be völkerungs gruppe noch immer unter dieser 
inhumanen Maßnahme. Gerade aber die sozial 
Schwachen brauchen eine konsequente Interessen- 
vertretung gegenüber der DDR. Fordern wir deshalb 
unsere Bundesregierung gemeinsam auf, der DDR die 
Rücknahme dieser Abgrenzungsmaßnahme als un- 
verzichtbare politische Forderung zu präsentieren. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Präsidentin Dr. Süssmuth: Das Wort hat der Abge- 
ordnete Eich. 

Eich (GRÜNE): Frau Präsidentin! Meine Damen 
und Herren! Es gibt Anträge, die enthalten banale 
Selbstverständlichkeiten, Anträge, die enthalten poli- 
tisch verfehlte Bekenntnisse, und es gibt Anträge, die 
im Lichte aktueller Entwicklungen nicht auf der Höhe 
der Zeit sind. Dieser Antrag hat von jedem etwas. Es 
mutet schon recht krampfhaft an, wenn seitens der 
SPD-Fraktion die Grundsätze des gemeinsamen Ent- 
schließungsantrages von CDU/CSU, SPD und FDP 
vom Februar 1984 zum Bericht zur Lage der Nation 
erneut bestätigt werden. Nach diesen Grundsätzen 
soll der Deutsche Bundestag für die nationalstaatliche 
Wiedervereinigung eintreten und die Grenze zur 
DDR wie diejenige zwischen Hessen und Niedersach- 
sen behandeln. Solche Handlungskoordinaten für 
eine Politik gegenüber der DDR und in den deutsch- 
deutschen Beziehungen zu empfehlen dürfte wohl 
auch bei vielen Sozialdemokraten als starker Tobak 
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(A) empfunden werden. Die jüngsten Reden von Gerhard 
Schröder und Horst Ehmke — die Europarede — oder 
die erklärte Einsicht in die Unvereinbarkeit von euro- 
päischer Integration und Wiedervereinigung von 
Egon Bahr kennzeichnen hier völhg andere Entwick- 
lungslinien. Aber ihr Antrag enthält nicht die längst 
überfälhge Anerkennung der DDR und schon gar 
nicht die Selbstanerkennung der BRD. 

(Schulze [Berhn] [CDU/CSU]: Na, na! Für 
„BRD'' könnten Sie sich hier im Deutschen 
Bundestag etwas anderes einfallen lassen!) 

— Wunderbar. 

Angesichts der noch unabsehbaren Folgen der Kon- 
troverse zwischen der Bundes- und der US-Regierung 
nach dem NATO-Gipfel, nach Bush- und Gorba- 
tschow-Besuch in Bonn, nach dem bemerkenswerten 
Erfolg nationalistischer Kräfte bei der Europawahl be- 
steht die Notwendigkeit, gerade über die Grundorien- 
tierung bundesdeutscher Politik zu streiten. Es ist ja 
nicht zu übersehen, wie das politische Denken in der 
Bundesrepublik zunehmend von nationalen Katego- 
rien beherrscht wird. Nachdem seit einigen Jahren 
erhebliche Kräfte in der Union im Bündnis mit Rechts- 
radikalen durch Relativierung der Nazivergangenheit 
den Nationalismus als gesellschaftlichen Fixpunkt 
wieder etablieren wollen, erleben wir seit 1987 und 
besonders in den letzten Monaten eine Renationali- 
sierung bundesdeutscher Außenpolitik. Waren es in 
der Diskussion um die doppelte Null-Lösung erst ei- 
nige deutschnationale Unionspolitiker, die die Deut- 
schen als Opfer westhcher Strategien wähnten, so er- 
leben wir in diesem Frühjahr einen Nationalchor von 
Dregger bis Lafontaine, die sich in nationalem Pathos 
und antiamerikanischen Ressentiments gefielen. 

Um kein Mißverständnis aufkommen zu lassen: Wir 
kritisieren diese Massenvernichtungsmittel, und wir 
kritisieren diese Regierung, die den Weg zu einer 
Null-Lösung in diesem Bereich mit verbaut hat. 

(Beifall des Abg. Dr. Lippelt [Hannover] 
[GRÜNE] - Kahsch [CDU/CSU]: Ihre Rede 
ist eine Null- Lösung!) 

Es erschreckt aber die Breite der Zustimmung zur 
Aktivierung historisch desavouierter Nationalismen, 
mit der die Auseinandersetzung um die atomaren 
Kurzstreckenraketen geführt wurde. Die sprachlichen 
Bilder vom „Schlachtfeld Deutschland" und „Je kür- 
zer die Reichweiten, desto toter die Deutschen" zielen 
alle auf die Wiederbelebung der alten nationalen Le- 
gitimationsmuster der Sonderlage und Opferrolle der 
Deutschen. Vor diesem Hintergrund wundert es dann 
nicht, wenn der Bundeskanzler mit geschwellter Brust 
vor seine Fraktion tritt und die abgenötigten Erklärun- 
gen von Bush und Gorbatschow, die Bundesrepublik 
sei Führungsmacht im Westen, als Resultat deutscher 
Selbstbehauptung und neuer nationaler Größe ver- 
kauft. 

Europa als Vehikel neuer vaterländischer Bewe- 
gungen, wie sie den Rechtsnationahsten Jörg Haider 
und Heinrich Lummer mit der Osterweiterung der EG 
vorschweben, 

(Beifall des Abg. Dr. Lippelt [Hannover] 
[GRÜNE]) 


oder das Schüren nationaler Ängste gegenüber der (C) 
EG-Integration, wie das die rechtsradikalen und neo- 
faschistischen Parteien im Europa-Wahlkampf taten, 
können nicht durch eine Aufwertung nationaler 
Orientierungen in Politik und Kultur aufgehalten wer- 
den. Sollte das Lob für nationalen Partikularismus , 
wie es Herr Vogel durch seine Hervorhebung im 
NRW-Wahlkampf als Leitbild für die Zukunft aus- 
sprach, zur Generalhnie der SPD werden, würde das 
nachhaltig autoritäre Stimmungen in der Gesellschaft 
stärken. 

In diesem Sinne dürfte es kein Zufall gewesen sein, 
daß Erhard Eppler am 17. Juni und am Vorabend der 
Europawahl eine deutsche und keine europäische 
Rede gehalten hat und sich in einem gewissen Sinne 
für Deutschland und gegen Europa ausgesprochen 
hat. Der mit sich selbst versöhnte Nationalismus hat 
mit Epplers Rede eine neue Variante erfahren; das 
haben auch die deutschen Patrioten gemerkt. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Präsidentin Dr. Süssmuth: Das Wort hat der Abge- 
ordnete Werner. 

Werner (Ulm) (CDU/CSU): Frau Präsident! Meine 
Damen und Herren! Eine jüngste Umfrage in der Bun- 
desrepublik hat eine überwältigende Mehrheit für die 
deutsche Einheit ergeben. Waren vor wenigen Jahren 
nur 65% der Befragten der Meinung, die staatÜche 
Einheit sei erstrebenswert, so sind es heute 87%. Si- 
cherlich ist der Anteil der Landsleute in der DDR, die 
für die Einheit in Freiheit plädieren, nicht geringer. 

Wir wissen, daß immer mehr Landsleute die Eigen- 
staathchkeit der DDR als nicht auf Dauer angelegt 
empfinden. Ihr nach dem Kriege gewachsenes Wir- 
Gefühl steht ebensowenig dem Streben nach Einheit 
entgegen, wie dies bei uns der Fall ist. Auch die Bür- 
ger der DDR wollen die Verwirklichung der Freiheits- 
rechte und die Selbstbestimmung. Das Streben nach 
Überwindung der Teilung Europas und der Teilung 
Deutschlands ist in allen Teilen Deutschlands wohl 
gleich stark. 

Die Unterzeichnung des Schlußdokuments der Wie- 
ner KSZE-Konferenz im Januar durch die DDR hat 
unseren Landsleuten in der DDR Mut gemacht, ver- 
stärkt auf die schrittweise Liberalisierung in Richtung 
Gorbatschow zu drängen. Die kommenden Monate 
werden zeigen, inwieweit die SED-Führung die Wie- 
ner KSZE-Verabredungen in die Wirkhchkeit um- 
setzt. Wir dürfen unsererseits nicht nachlassen, ge- 
genüber der Führung der DDR die zügige Umsetzung 
der von ihr Unterzeichneten Dokumente anzumah- 
nen. 

(Jäger [CDU/CSU]: Sehr richtig!) 

Die jüngsten Äußerungen von Kurt Hager bis Mar- 
got Honecker lassen zwar erkennen, daß sich die SED 
der Brisanz des Perestroika-Prozesses und des neuen 
Denkens in der UdSSR bewußt ist, im Augenblick 
unter Hinweis auf die unterschiedliche Entwicklung 
in den soziahstischen Ländern jedoch noch alles dar- 
ansetzt, ihre Politik der Unbeweghchkeit beizubehal- 
ten. Die betonte Billigung der Unterdrückungsmaß- 
nahmen in China, die Gewaltanwendung an der 
Mauer und die Einschüchterung der Kritiker in der 
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Werner (Ulm) 

(A) DDR zeigen, daß die derzeitige Führungsriege nicht 
die notwendige Flexibilität und das erforderliche 
Selbstvertrauen für eine eigene Perestroika- Politik 
besitzt, wie dies in Ungarn, Polen und der Sowjet- 
union der Fall ist. 

Doch die DDR-Führung wird sich auf Dauer nicht 
gegenüber dem allgemeinen Entspannungsprozeß 
abschotten können. Die nächste Führungsgeneration 
wird dies zur Kenntnis nehmen und die erforderlichen 
innenpolitischen Folgerungen daraus ziehen müssen! 
Schon die heutige Führung hat ja angesichts der 
wachsenden politischen Unzufriedenheit den Reise- 
verkehr erleichtert und einer steigenden Zahl von 
Menschen die Umsiedlung genehmigt, um innenpoli- 
tisch Druck abzulassen. Ich möchte hier der Bundes- 
regierung danken, weil sie stets die Regierung der 
DDR darauf hingewiesen hat, daß gute Nachbarschaft 
auch das Zusammenkommen der Menschen voraus- 
setzt. 

Herr Eppler hat hier eine bemerkenswerte Rede 
gehalten, die jedoch nicht vergessen machen kann, 
was die SPD unter der von ihr verlangten zweiten 
Phase der Deutschlandpolitik versteht. Äußerungen 
der Herren Brandt, Bahr, Schmude, Büchler, Lafon- 
taine und jüngst des niedersächsischen SPD- Chefs 
Schröder belegen, daß die SPD die staatliche Einheit 
der Deutschen nicht mehr als vorrangiges Ziel an- 
sieht, sondern lediglich als eine von mehreren Mög- 
lichkeiten. 

(Zurufe von der SPD) 

Die SPD scheint sich immer mehr mit der sogenannten 
deutschen Kxilturnation zufriedenzugeben. 

Herr Eppler hat die Grenze durch Deutschland eine 
tragende Wand im gemeinsamen Haus Europas ge- 
nannt, die ohne Gefährdung des ganzen Hauses nicht 
entfernt werden könne. Deutet er damit an, daß die 
Beseitigung der Teilung Europas eben nicht notwen- 
dig das Ende der Teilung Deutschlands zur Folge 
hat? 

Die CDU/CSU ist davon überzeugt, daß die Teilung 
Europas tatsächlich erst dann völlig beseitigt ist, wenn 
das ganze deutsche Volk — und nicht nur ein Teil — 
das Selbstbestimmungsrecht ausüben und für die 

staatliche Einheit in freier Wahl votieren kann. 

(Beifall des Abg. Jäger [CDU/CSU]) 

Dies schließt den Abschluß eines Friedensvertrages, 
der die Rahmenbedingungen für das staatliche Zu- 
sammenleben der Deutschen festlegt, mit ein. 

Lieber Hans Büchler, die bestehenden Rechtsposi- 
tionen sollte man nicht einfach beiseite fegen, auch 
nicht um einer falsch verstandenen Gemeinsamkeit 
willen. 

Bei der Diskussion über diese Rahmenbedingungen 
der staatlichen Einheit wird man zunächst von den 
Grenzen von 1937 ausgehen müssen. Inwieweit diese 
in einem Europa, in dem die Grenzen ihren trennen- 
den Charakter verlieren werden, dann politisch 
durchsetzbar sind, darüber brauchen wir heute nicht 
zu spekulieren. Wie die Grenzen auch immer sein 
mögen, sie können an dem grundlegenden Recht auf 
die Heimat nichts ändern. Dies steht den Deutschen in 
den deutschen Ostgebieten ebenso wie den dort nach 


1945 geborenen und verwurzelten Polen zu. In dem (C) 
freiheitlichen Europa der Zukunft soll ja niemand 
mehr vertrieben werden oder in politischer Unfreiheit 
leben müssen, egal wie und wo die Grenzen gezogen 
sein werden. 

Deshalb fordern wir heute schon die Verankerung 
eines allgemein anerkannten Volksgruppenrechts im 
Völkerrecht, das ja für die Deutschen, aber auch für 
die anderen Minderheiten in den Staaten Osteuropas 
von größter Bedeutung wäre. Präsident Bush hat bei 
seinem jüngsten Besuch in der Bundesrepublik 
Deutschland deutlich die Beseitigung der Teilung Eu- 
ropas und der Teilung Deutschlands sowie das Selbst- 
bestimmungsrecht für die Deutschen ohne Einschrän- 
kung gefordert. Die NATO hatte zuvor in Brüssel das 
gleiche Bekenntnis abgelegt. In der deutsch-sowjeti- 
schen Erklärung hat sich zum erstenmal in einer bila- 
teralen Erklärung ein sowjetischer Staats- und Partei- 
chef zu dem Selbstbestimmungsrecht der Staaten und 
der Völker — dies heißt auch des deutschen Volkes, 
das ja nicht nur in den beiden Staaten in Deutschland 
lebt — bekannt und die Mitwirkung an der Beseiti- 
gung der Teilung Europas zugesichert. 

Die Einsicht, daß die Deutschen ihre originären 
Rechte als Volk auch durch den Krieg Hitlers nicht 
einfach verloren haben, setzt sich nunmehr auch im 
Osten durch! Es setzt sich immer mehr die Erkenntnis 
durch, daß eine gesamteuropäische Friedensordnung 
als Ordnung der Freiheit und des Rechts auf der Her- 
stellung der Gerechtigkeit beruhen muß. Das Ziel der 
staatlichen Einheit zu verfolgen, meine Damen und 
Herren, steht in keinem Widerspruch zu dem Einsatz 
für die westeuropäische Integration, denn dieser Zu- pj 
sammenschluß freier Staaten soll sich auf der Grund- 
lage der Freiheit und des Selbstbestimmungsrechts 
vollziehen. Er soll eine Vorstufe für die freiheitliche 
Organisation ganz Europas und seiner Völker sein 
und allen Völkern die Ausübung des Selbstbestim- 
mungsrechts zusichern. Im übrigen werden die 
Rechte und Pflichten der vier Mächte für Deutschland 
und der Deutschland- Vertrag durch die westeuropäi- 
sche Integration keineswegs obsolet. Sie gilt es auch 
in Zukunft im Interesse der Freiheit für alle Deutschen 
zu nutzen! Sie bilden gemeinsam mit dem Viermäch- 
teabkommen die Grundlage für die Sicherheit des 
freien Berlins. 

Beide Staaten in Deutschland müssen aktiv an dem 
Entspannungsprozeß mitarbeiten. Die Mitarbeit an 
den Abrüstungsvorschlägen der Militärbündnisse ist 
wichtig, aber reicht nicht aus. Eine umfassende Zu- 
sammenarbeit zwischen beiden Staaten in Deutsch- 
land ist nötig! Sie muß von mehr Freiheit für die Men- 
schen begleitet sein, wobei die erste humanitäre Meß- 
latte das Wiener KSZE-Dokument sein muß. 

(Jäger [CDU/CSU]: Sehr gut!) 

Die DDR muß endlich die von ihr selbst eingegange- 
nen Verpflichtungen und die Menschenrechtspakte 
erfüllen, meine Damen und Herren. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Der gleiche Appell muß sich an die Volksrepublik 
Polen richten, wo die Lage der Deutschen, die in ihrer 
angestammten Heimat bleiben wollen, verbessert 
werden muß. Wir hoffen, daß die Volksrepublik Polen 
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Werner (Ulm) 

(A) während des bevorstehenden Besuchs des Bundes- 
kanzlers entsprechende Zusagen doch noch machen 
wird. 

Insgesamt läßt sich, meine Damen und Herren, sa- 
gen: Die Verbindungen zwischen den Menschen im 
geteilten Deutschland sind zahlreicher und enger ge- 
worden, und zwar in einem Ausmaß, das die heutige 
Opposition nicht für möglich gehalten hatte. Die deut- 
sche Nation lebt! Sie will in Freiheit zusammenfinden I 
Zum Wohle der Menschen und um des Zusammen- 
halts des deutschen Volkes willen müssen wir daher 
alles tun, damit Veränderungen auch in der DDR zu 
mehr Freiheit, zu mehr Reiseerleichterungen, zum 
Abbau der Mauer und zur Reduzierung des Mindest- 
umtauschs führen, so daß noch mehr Menschen Zu- 
sammenkommen und Gemeinsamkeit erfahren kön- 
nen. Wir werden alles Vertretbare tun, damit unsere 
Landsleute mehr Freiheit und Recht erfahren! 

In diesem Sinne bitten wir die Bundesregierung, 
ihre erfolgreiche Politik fortzusetzen. 

Vielen Dank, meine Damen und Herren. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 


Präsidentin Dr, Süssmuth: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Heimann. 


Heimann (SPD): Frau Präsidentin! Meine Damen 
und Herren! Ich verstehe die Koalition nicht; sie hat 
sich hier wirklich nach der großen Rede von Erhard 
Eppler eine Chance entgehen lassen. Ich verstehe 
überhaupt nicht, warum wir hier nicht zu einer ge- 
meinsamen Entschheßung kommen können. Ich 
meine, das sind doch fast vertauschte Rollen: Norma- 
lerweise ist es doch so, daß nicht die Opposition an 
einer Gemeinsamkeit in der Politik mit der Regierung 
interessiert ist; normalerweise ist es doch umgekehrt. 
Der Opposition müßte es eigentlich sehr viel schwerer 
fallen, zu Gemeinsamkeiten zu kommen, denn unsere 
Aufgabe ist es zu kritisieren. Wenn wir also dazu be- 
reit sind, dann doch nur in der Verantwortung für die 
Deutschland- und Berlinpolitik, weil wir die Deutsch- 
land- und Berlinpolitik nicht einfach zu einem Feld 
nur parteipolitischer Auseinandersetzung machen 
wollen, weil sie zu wichtig ist. 

Die Ostpolitik, die Willy Brandt und Egon Bahr ein- 
geleitet, begründet haben — das wissen wir doch 
alle — , kann ihre Wirkungen nur dann entfalten, 
wenn sie in einer historischen Perspektive verstanden 
wird, d. h. wenn die Politik nicht von einer Regierung 
zur anderen wechselt, sondern wenn es Kontinuität in 
dieser Pohtik gibt. Denn es geht ja um nicht weniger 
und nicht mehr als um die Überwindung des Ost- 
West-Gegensatzes, und das ist nur in langen Fristen 
mit viel Geduld möglich. 

Deshalb hat die SPD es immer begrüßt und auf eine 
kleinliche Oppositionsrolle verzichtet, wenn sie gese- 
hen hat, daß die Bundesregierung die operative 
Deutschland- und Berlinpolitik fortsetzt. Das war un- 
sere Haltung. Übrigens — ich sage das jetzt einmal — 
wäre es gut, wenn es in der Berlinpolitik, nachdem wir 


in Berlin die Regierung gewechselt haben, umgekehrt (C) 
von der CDU aus auch so sein würde. 

(Kittelmann [CDU/CSU]: Noch mehr helfen 
können wir euch ja nicht!) 

Sie haben die Chance, die Erhard Eppler hier gege- 
ben hat, nicht wahrgenommen. Erhard Eppler hat ge- 
sagt: So, wie die SPD die Westpohtik Adenauers über- 
nommen hat, so muß die CDU/CSU die Ostpohtik der 
SPD übernehmen. Nur Westpolitik und Ostpolitik zu- 
sammen machen einen Sinn. Meine Befürchtung, die 
durch die heutige Diskussion bestätigt wird, ist, daß 
die Union zwar die operative Ostpolitik der SPD fort- 
setzt, daß sie aber ihre konzeptionellen Grundlagen 
bis heute nicht teilt. 

(Kittelmann [CDU/CSU]: Sehen Sie das nicht 

ein bißchen sehr einseitig, Herr Heimann?) 

Das ist genau der entscheidende Punkt. Herr Werner, 
durch Ihre Rede haben Sie das, finde ich, bestätigt. 

Was Sie gesagt haben, hat nun wirklich mit der Posi- 
tion, die Eppler hier vorgetragen hat, nichts zu tun. 
Lesen Sie im übrigen unseren Antrag. Auch wir spre- 
chen dort vom Selbstbestimmungsrecht, aber wir sa- 
gen: Gerade wenn wir das Selbstbestimmungsrecht 
fordern, kann heute nicht vorweggenommen werden, 
zu welchem Ergebnis es führt. Wenn Sie jetzt die 
Grenzen von 1937 wieder ins Feld führen, dann haben 
Sie doch überhaupt nicht begriffen, daß die dramati- 
schen Reformprozesse, die jetzt in Polen und in ande- 
ren Ländern stattfinden, überhaupt nur möghch sind, 
wenn an den Grenzen nicht gedeutelt wird. Dazu 
wäre eine klare Erklärung der Bundesregierung an 
dieser Stelle ganz wichtig. 

(Lummer [CDU/CSU]: Die Prozesse finden ^ ^ 
doch statt!) 

Ich vermute: Sie stimmen unserem Antrag nicht zu, 
weil Sie nach wie vor nicht das unterschreiben, was 
der Kanzler in Moskau gesagt hat, nämlich daß die 
Unverletztlichkeit der Grenzen und die Achtung vor 
der Integrität und Souveränität aller Staaten in Europa 
Grundlage des Friedens sind — ich sage: nicht nur des 
Friedens, auch des Reformprozesses — , Grundlage ei- 
nes Prozesses, der, wie wir hoffen, zu mehr Demokra- 
tie und Freiheit in allen Ländern führt. 

(Beifall bei der SPD) 

Präsidentin Dr. Süssmuth: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Lummer. 

Lummer (CDU/CSU): Frau Präsidentin! Meine Da- 
men und Herren! Wir reden über die Lage der Nation 
1989. Wenn man vor zehn Jahren darüber geredet hat, 
wo auch immer im Lande oder hier im Hause, gab es 
sehr häufig Anflüge von Resignation. Aus Zweifeln ist 
bei einigen Verzweiflung geworden, weil man der 
Meinung war, die Geschichte habe vielleicht eine 
Aussage über Deutschland im Sinn einer Endgültig- 
keit gemacht. 

Heute, meine ich, sieht die Welt wirklich anders 
aus. Auch Herr Kollege Heimann hat auf diese Pro- 
zesse der Veränderung hingewiesen. 

Wenn es damals Prediger gegeben hat, die gesagt 
haben, man müsse die Mauer, die DDR und ich weiß 
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Lummer 

(A) nicht was noch alles in dieser Welt als Realitäten aner- 
kennen — wir haben das gestern noch einmal beim 
Regierenden Bürgermeister gehört — , dann spürt man 
heute doch zunehmend die Brüchigkeit dieser Formel 

von der Anerkennung der Realitäten. 

Welcher Realitäten eigenthch? Realitäten von heute 
hat es gestern zum Teil nicht gegeben. Realitäten von 
heute wird es morgen wahrscheinhch nicht mehr ge- 
ben. Es verändert sich etwas. Die Frage ist doch si- 
cher: ln welche Richtung geht diese Veränderung? 

Alles geschieht in der Zeit. Wir können, glaube ich, 
heute ruhig sagen, daß die Zeit nicht gegen uns arbei- 
tet — ein Eindruck, der früher oft vorhanden war. Sie 
arbeitet vielmehr für uns, meine ich, und zwar aus 
zwei erkennbaren Gründen. 

Kollege Büchler hat auch von den Bedingungen des 
Friedens gesprochen. Auf Dauer ist eine Bedingung 
des Friedens, des inneren wie des äußeren, mehr Frei- 
heit. 

(Jäger [CDU/CSUJ: Sehr gut!) 

Diese Freiheit bahnt sich ihren Weg. Alles muß im 
Frieden geschehen. Das ist klar. Aber eine wirklich 
konsequente und dauerhafte Friedensregelung wird 
ohne Freiheit und Gerechtigkeit nicht möglich sein. 

Wir haben eine zweite Erfahrung gemacht und ma- 
chen sie zunehmend: Was unter den Bedingungen des 
Wohlstands, des Versuchs, die Lebensqualität nicht 
nur in beiden Teilen Deutschlands gleichermaßen zu 
erreichen, geschieht, hat auch etwas mit Freiheit zu 

(B) tun. Ich denke an die zunehmende Erkenntnis etwa in 
Ungarn — Herr Professor Heimann, ganz unbescha- 
det der Frage, wie man sich zu der einen oder der 
anderen Grenze äußert — : Eine Bedingung von mehr 
Wohlstand ist auch mehr Freiheit. 

Wenn das die Linien der Geschichte sind, finde ich, 
sollten wir doch die historische Vorläufigkeit von 
manchem, was an Reahtäten vorhanden ist, erken- 
nen. 

Sie haben, Herr Kollege Heimann, gemeint, daß wir 
die konzeptionellen Grundlagen der veränderten 
Ostpolitik von damals bis heute nicht akzeptieren. 
Was sind denn diese konzeptionellen Grundlagen? 
Der Regierende Bürgermeister hat gestern eine Frage 
gestellt: Ist es durchdacht, von einer Wiedervereini- 
gung zu reden, die zwei Staaten betrifft, die einander 
gegenüberstehenden militärischen Blöcken angehö- 
ren? Wollen die Länder des Westens und des Ostens 
überhaupt ein großes wiedervereinigtes Deutsch- 
land? 

Die Frage so zu stellen, heißt, sie in dem Sinn zu 
beantworten: Ich will diese Wiedervereinigung gar 
nicht. — Anders kann ich das gar nicht verstehen. 

Wenn das eine konzeptionelle Grundlage Ihrer Poh- 
tik ist, kann ich nur sagen: Nicht mit mir und nicht mit 
uns. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wenn Sie das Selbstbestimmungsrecht wirkhch 
konsequent aufnehmen — in Ihrem Antrag steht es 


ja — , dann müssen Sie doch irgendwann begreifen: (Q 
Dies steht im Widerspruch zu einer solchen Fixie- 
rung. 

(Kittelmann [CDU/CSU]: Das sieht er ja 
auch!) 

Es geht doch darum, daß den Deutschen die Mög- 
lichkeit gegeben werden muß, zu einem geeigneten 
historischen Zeitpunkt selber über ihr Schicksal zu 
bestimmen — auch, wenn sie es wollen, in den Kate- 
gorien eines Staates. 

Nun können Sie das nicht etwa mit der Formel dis- 
kreditieren und diffamieren: Da will jemand den Na- 
tionalstaat von vorgestern, des 19. Jahrhunderts. 

Den Nationalstaat genauso, wie die Franzosen und 
die Engländer ihn in Europa haben und behalten wol- 
len: Mehr will ich nicht und mehr wollen wir nicht. 

Aber dies, meine ich, muß doch auch den Deutschen 
in einem Nationalstaat gestattet sein, der sich in Eu- 
ropa einfügt, etwa im Sinn des Bildes, das Herder ein- 
mal verwendet hat, von den konzentrischen Kreisen, 
wo es die Region, den Staat und die darüber hinaus- 
gehende supranationale Gemeinschaft gibt. Das alles 
sind doch Bilder, an denen man sich orientieren 
kann. 

Ich bin ziemlich sicher, daß die Tendenzen der Ge- 
schichte, jene historischen Perspektiven, von denen 
Sie gesprochen haben, Herr Professor Heimann, in 
eine solche Richtung verlaufen, das deutsche Problem 
eben in dem Sinn der Ausgestaltung des Selbstbe- 
stimmungsrechts zu lösen. 

Präsidentin Dr. Süssmuth: Herr Abgeordneter 
Lummer, gestatten Sie eine Zwischenfrage des Abge- (D) 
ordneten Voigt (Frankfurt)? 

Lummer (CDU/CSU): Bitte schön. 

Voigt (Frankfurt) (SPD): Kollege Lummer, ich habe 
nur eine Verständnisfrage. Ist es Ihrer Logik entspre- 
chend, daß ein solches wiedervereinigtes Deutsch- 
land, so wie Sie es beschreiben, weder der NATO 
noch dem Warschauer Pakt angehört, sondern dann, 
so wie Sie es beschreiben, neutral wäre? 

Lummer (CDU/CSU): Ich vermute, daß die Lösung 
dieser Problematik zu einem Zeitpunkt erfolgen wird, 
zu dem der Warschauer Pakt und die NATO, wenn sie 
noch formal existieren, jedenfalls ihre noch heute vor- 
handene Bedeutung verloren haben werden. Das ist 
gut SO; denn ich glaube, daß diese Lösung nur dann 
möghch ist, wenn es einen Prozeß der Abrüstung gibt, 
den wir alle wollen. 

Um auch davon zu reden: Dieser Prozeß der Abrü- 
stung ist inzwischen ebenfalls auf einem guten Wege; 
einmal sicher aus der Erkenntnis, daß im atomaren 
Zeitalter Krieg kein Mittel der Politik mehr ist, sicher 
aber auch aus der Erkenntnis, daß es töricht ist, diese 
materiellen Ressourcen für nichts und wieder nichts 
wegzuschmeißen. Die Sowjetunion braucht — wir 
vielleicht auch — das Geld für andere und wahr- 
scheinhch bessere Dinge. Es gibt also Triebfedern der 
Abrüstung, von denen ich glaube, daß sie sich so stark 
erweisen werden, daß wir auch die mihtärischen 
Bündnisse in absehbarer Zeit in einem anderen Lichte 
werden sehen können. 
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Lummer 

(A) Um das noch einmal zu unterstreichen, Herr Kollege 
Voigt: Ich glaube, daß sich die Europäische Gemein- 
schaft nicht mit jenen Kräften verbinden sollte, die 

— wie das Militärische — nur den Status quo stabili- 
sieren können, sondern mit den dynamischen Kräften. 
Das ist die Auseinandersetzung um die Frage der 
Menschenrechte, alles, was von Helsinki ausgegan- 
gen ist. Ich bestreite ja gar nicht, daß wir zuweilen die 
dynamischen Kräfte, die darin stecken, nicht immer so 
gesehen und eingeschätzt haben. Aber sie sind ganz 
zweifellos da, und sie verändern die Welt. 

Ganz zweifellos ist es auch so, daß die Europäische 
Gemeinschaft als eine Wirtschaftsmacht durch bloßes 
Dasein und So-Sein einen Veränderungsdruck auf 
den Osten Europas ausübt und damit die Leitlinien 
der historischen Entwicklung bestimmt. 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU) 

Von daher gesehen, so möchte ich wirklich sagen, 
haben wir alle Veranlassung, unsere Politik fortzufüh- 
ren. Ich bin überzeugt davon, dabei wird es in Zukunft 
auch wieder mehr Gemeinsamkeit geben. Wir werden 
in der Lage sein, eine Perspektive zu erkennen, die im 
Rahmen einer europäischen Lösung auch eine deut- 
sche Lösung so, wie die Deutschen das wollen, zu- 
läßt. 

Präsidentin Dr. Süssmuth: Herr Abgeordneter 
Lummer, gestatten Sie eine weitere Zwischenfrage 

— sie wird Ihnen nicht auf die Zeit angerechnet — des 
Abgeordneten Heimann? 

(B) Lummer (CDU/CSU): Bitte schön. 

Heimann (SPD): Herr Kollege Lummer, nehmen wir 
einmal an, die Prozesse verlaufen so, wie Sie sie dar- 
stellen. Sind Sie dann der Meinung, daß es um ein 
Deutschland in den Grenzen von 1937 ginge, und, 
wenn nicht, warum erwähnt Ihr Kollege Werner das 
heute so ausdrücklich? 

Lummer (CDU/CSU): Herr Kollege Heimann, ich 
will einmal eine offene persönliche Bemerkung zu 
dieser Frage machen. Ich erinnere an etwas: Der Vor- 
stand der Jungen Union Deutschlands hat einmal den 
Beschluß gefaßt, man solle auf einem Deutschlandtag 
der Jungen Union die Grenze förmlich anerkennen. 
Dann haben sie das eingebracht, und es wurde abge- 
lehnt. Ich sage Ihnen: Das eine war so töricht wie das 
andere. Es gibt Fragen, die eine Antwort in den Ver- 
trägen erfahren haben. Da steht das drin. Es bringt 
überhaupt nichts, diese Frage andauernd wieder auf 
den Tisch zu legen. Vielmehr sollte man auch einmal 
eine Frage in angemessener Weise so stehenlassen, 
wie sie da ist. 

(Frau Terborg [SPD]: Damit erkennen Sie die 
Verträge an, Herr Lummer?) 

— Aber ich bitte um Entschuldigung: Pacta sunt ser- 
vanda. Natürlich erkennen die Bundesregierung und 
auch der Bundestag die Verträge an, die geschlossen 
worden sind. Da bestehen überhaupt gar keine Zwei- 
fel. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 


Aber ich will Ihnen etwas sagen: Gelegentlich habe (C) 
ich den Eindruck 

(Zurufe von der SPD) 

— Entschuldigung, der Kollege Bahr hat hier einmal 
gestanden und etwas über die Wahrheit in der Politik 
gesagt. Er hat gesagt, manches könne man nicht 
gleich sagen. Im Laufe der Zeit habe ich dann erfah- 
ren, daß manches — etwa im Zusammenhang mit dem 
Brief zur Einheit der Nation — von den Sozialdemo- 
kraten später uminterpretiert, daß etwas draufgesat- 
telt worden ist, daß man mehr aus den Texten heraus- 
interpretiert, als man damals dem Volk glaubte zumu- 
ten zu können. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Das dürfen Sie nicht machen, mit der Bevölkerung 
nicht und auch mit uns nicht. Wir sollten bei diesen 
Texten bleiben. Dann können wir uns getrost dazu 
bekennen, daß diese Verträge von Ihnen wie auch von 
uns eingehalten werden. 

Das ist eine Gemeinsamkeit, mit der man, glaube 
ich, ein Stück Kontinuität auch der Deutschlandpoli- 
tik fortführen kann. Ich bin sicher, die Gemeinsamkeit 
wird wachsen, weil die Lehren aus der Historie dazu 
zwingen werden, und das finde ich gut so. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Präsidentin Dr. Süssmuth: Meine Damen und Her- 
ren, ich schließe die Aussprache. 

Wir kommen zur Abstimmung über die Beschluß- 
empfehlung des Ausschusses für innerdeutsche Be- 
ziehungen auf Drucksache 11/4420. Der Ausschuß 
empfiehlt, den Entschließungsantrag der Fraktion der pj 
SPD auf Drucksache 1 1/3585 abzulehnen. Wer stimmt 
für diese Beschlußempfehlung? — Gegenprobe! — 
Enthaltungen? — Die Beschlußempfehlung ist mehr- 
heitlich angenommen. 

Ich rufe Punkt 13 der Tagesordnung auf: 

Beratung der Beschlußempfehlung und des Be- 
richts des Verteidigungsausschusses (12. Aus- 
schuß) zu der Unterrichtung durch den Wehr- 
beauftragten 
Jahresbericht 1988 
- Drucksachen 11/3998, 11/4809 - 

Berichterstatter: 

Abgeordnete Breuer 
Heistermann 

Meine Damen und Herren, nach einer Vereinba- 
rung im Ältestenrat sind für die Beratung 90 Minuten 
vorgesehen. — Ich sehe dazu keinen Widerspruch. Es 
ist so beschlossen. 

Interfraktionell ist nach § 1 15 der Geschäftsordnung 
beantragt, dem Wehrbeauftragten zu Beginn dieser 
Aussprache das Wort zu erteilen. 

Herr Wehrbeauftragter, Sie haben das Wort. 

Weiskirch, Wehrbeauftragter des Deutschen Bun- 
destages: Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Da- 
men und Herren! Mein Jahresbericht 1988 hat, wie ich 
aus vielen Gesprächen mit Soldaten weiß, in jenen 
Passagen besondere Zustimmung gefunden, in denen 
ich mich zur sogenannten Akzeptanz der Streitkräfte 
und des soldatischen Dienstes durch die Gesellschaft 
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Wehrbeauftragter Weiskirch 

(A) geäußert habe. Ich teile die Auffassung des Bundes- 
ministers der Verteidigung, daß die Streitkräfte — ich 
zitiere aus seiner Stellungnahme zu meinem Jahres- 
bericht — „immer nur besondere Teilaspekte politi- 
scher Bildung vermitteln können" . Wenn aber bedau- 
erlicherweise die dafür eigentlich berufenen Institu- 
tionen, z. B. die Schulen, diese politische Bildungsauf- 
gabe nicht oder sogar kontraproduktiv leisten, dann 
bleibt halt der Bundeswehr nichts übrig, als sich die- 
ser Aufgabe, einer Pflichtaufgabe notabene, zu unter- 
ziehen. 

Lassen Sie mich ein ernstes Wort hinzufügen: Ich 
vermisse, mit vielen Angehörigen der Streitkräfte üb- 
rigens, den klaren Schulterschluß der Politik mit un- 
seren Soldaten, genauer gesagt, das eindeutige und 
durchgehende Engagement aller Politiker für die 
Männer, die sich zum Dienst in der Bundeswehr ver- 
pflichtet haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Unsere Soldaten müssen wissen — ich zitiere den 
Jahresbericht — , „daß sie die Gesellschaft, in der sie 
leben, mitträgt und stützt". Sie dürfen erst gar nicht 
auf den Gedanken kommen, sich für ihren Dienst 
selbst rechtfertigen zu müssen. 

(Dr. Möller [CDU/CSU]: Sehr gut!) 

Ich hatte in der vergangenen Woche den Besuch 
von Soldaten einer bayerischen Einheit, die mit ihren 
Ehefrauen nach Bonn gekommen waren. Von diesen 
Soldaten wurde mir bittere Klage darüber geführt, daß 
durch die Medien in der Öffentlichkeit — gestern 
abend haben wir noch ein Beispiel dafür im Ersten 
Deutschen Fernsehen gehabt — das Bild einer Bun- 
deswehr gezeichnet werde, die eigentlich völlig über- 
flüssig sei und nur friedensstörend wirke und daß jung 
in die Streitkräfte kommende Wehrpflichtige durch 
den aktiven Dienst und den Umgang mit den Vorge- 
setzten und Kameraden erst mühevoll von dem 
Trauma befreit werden müßten, an einer ungerecht- 
fertigten Sache mitzuwirken. 

Der ehemalige Verteidigungsminister Georg Leber 
hat zu diesem traurigen Kapitel kürzlich in der 
„Quick" die Sorge geäußert, die Bundeswehr könne 
sich in eine Art von Getto zurückziehen und sich von 
der Bevölkerung, der sie diene, immer weiter entfer- 
nen. Georg Leber wörtlich: „Wir sollten uns nicht täu- 
schen, diese Armee wird gebraucht. Jemand, der das 
Gegenteil sagt, wirkt vielleicht im Augenblick popu- 
lärer, aber er täuscht sich und uns alle. " 

(Beifall bei der CDU/CSU, der FDP und der 
SPD) 

Dem, meine Damen und Herren, habe ich nichts hin- 
zuzufügen. 

Lassen Sie mich nun einige Fragen aufgreifen, die 
nach der Stellungnahme des Bundesministers der 
Verteidigung zu meinem Jahresbericht wohl noch der 
Klärung oder doch der Erörterung bedürfen. Um es 
vorweg zu sagen: Das Bundesministerium der Vertei- 
digung hat sich in diesem Jahr besonders nachhaltig 
den Anmerkungen und Anmahnungen des Wehrbe- 
auftragten angeschlossen. Formulierungen wie „Dem 
Wehrbeauftragten wird zugestimmt" oder „Der 
Wehrbeauftragte hat recht" und ähnliche finden sich 


in der Stellungnahme des Verteidigungsministeriums (C) 
in weiten Passagen. 

Ich begrüße es, daß dies auch für meine kritischen 
Ausführungen zum Thema „Menschenführung in den 
Streitkräften" gilt. Gleichwohl möchte ich hierzu fol- 
gendes anmerken: Wenn dieses Thema im Jahresbe- 
richt 1988 anders als im Jahr davor nicht mit Schwer- 
punkt behandelt wurde, darf man daraus nicht, wie 
gelegentiich geschehen, den Schluß ziehen, daß es da 
zu spürbaren Verbesserungen gekommen sei. Die An- 
zahl der Eingaben gerade zu diesem Thema ist auch 
im vergangenen Jahr gleich hoch geblieben. Auch 
künftig muß daher der Bundesminister der Verteidi- 
gung um Verbesserungen in der Praxis der Men- 
schenführung ernsthaft bemüht bleiben. Hierzu zählt 
vorrangig auch eine beschleunigte Weiterentwick- 
lung der Beteiligungsrechte, wie ich sie im Jahresbe- 
richt nachdrücklich angemahnt habe. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der CDU/CSU) 

Nachdem durch die Sachverständigenanhörung am 
14. Juni 1989 im Verteidigungsausschuß die Erkennt- 
nisgrundlagen nochmals erweitert wurden, vermag 
ich keine Gründe mehr zu erkennen, warum der Ab- 
schluß der vom Bundesminister der Verteidigung zu 
leistenden Arbeit weiter hinausgezögert werden 
sollte. 

Trotz der Übereinstimmung in vielen Punkten blei- 
ben naturgemäß Meinungsunterschiede, auch solche, 
die man nicht einfach unter den Teppich kehren 
sollte. Lassen Sie mich einige nennen. 

Der einzige wirklich kontroverse Punkt in der Stel- 
lungnahme des Bundesministers der Verteidigung 
betrifft meine Ausführungen zum Beurteilungswesen. 

Sie muß leider als unzureichend bezeichnet werden 

(Hört! Hört! bei der SPD) 

und geht auf konkrete Bedenken zum Beurteilungs- 
verfahren erst gar nicht ein. Das geschilderte Beispiel 
in meinem Bericht, das Beispiel eines Divisionskom- 
mandeurs, der die Meinung vertreten hatte, die Beur- 
teilungsbestimmungen garantierten keinen einheitli- 
chen Bewertungsmaßstab, wird ohne nähere Begrün- 
dung abgetan. Dabei negiert man die erhebhchen 
Bedenken, die zur Maßstabfindung in den Beurteilun- 
gen bestehen. Diese aber beschäftigen mein Amt 
heute immer noch, vor allem in Eingaben von Porte- 
peeunteroffizieren, die fürchten, in der Beförderungs- 
reihenfolge ungerechtfertigt zurückgefallen zu sein. 

(Zuruf von der SPD: Und das zu Recht!) 

Die Beurteilung ist nach wie vor, meine Damen und 
Herren, eines der wichtigsten Personalführungsmit- 
tel. Gerade deshalb muß darauf geachtet werden, daß 
die Beurteilungsvorschriften, zu denen auch die Hü- 
fen zur Maßstabfindung gehören, einheitlich ange- 
wendet werden. Die Bedeutung der Beurteilung als 
Förder- und Beförderungsauswahlkriterium wird von 
den Soldaten zunehmend erkannt. Sie reagieren des- 
halb besonders kritisch, weil sie befürchten müssen, 
durch eine unsachgemäße Beurteilung zusätzlich zu 
den Folgen des Verwendungs- und Beförderungs- 
staus benachteiligt zu werden. Dieses Unrechtgefühl 
berührt nicht nur die Akzeptanz von Personalent- 
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Wehrbeauftragter Weiskirch 

(A) Scheidungen, sondern auch letzthch — das sage ich 
mit allem Nachdruck — die Attraktivität des Dienstes 
in der Bundeswehr überhaupt. 

Ich möchte nun einige Punkte ansprechen, die vor 
allem die jungen Wehrpflichtigen betreffen. Zunächst 
will ich positiv vermerken, daß die Musterungsärzte 
nunmehr in den Tauglichkeitsrichtlinien angewiesen 
wurden, solche Wehrpflichtige als nicht wehrdienstfä- 
hig zu beurteilen, von denen aus einem bestimmten 
gesundheitiichen Grund nicht zu erwarten ist, daß sie 
innerhalb von fünf Jahren einberufbar sind. Nach 
Feststellungen des Inspekteurs des Sanitätswesens 
besteht seit 1963 für Musterungsärzte die Vorgabe, 
täghch im Durchschnitt 25 Untersuchungen durchzu- 
führen. Die musterungsärztiichen Dienste haben aber 
zur Zeit nicht selten 30 und mehr Wehrpflichtige am 
Tag zu untersuchen. Bei dieser Sachlage scheint mir 
eine fach- und sachgerechte Musterung, zumal nach 
dem heutigen Stand der Wissenschaft, kaum noch 
möglich zu sein. 

Unklar ist es mit der Auffassung des Bundesmini- 
sters der Verteidigung über die besondere Belastung 
heimatfern elnberufener Soldaten bestellt. Wenn er 
zunächst die Begriffe heimatnahe bzw. heimatferne 
Einberufung als Beispiel mit 50 bis 100 km Entfernung 
vom Wohnort verknüpft, verschweigt er, daß die Ein- 
berufungs- und Versetzungspraxis grundsätzhch da- 
von ausgeht, daß eine Stationierung 150 km vom Hei- 
matort entfernt noch als heimatnah angesehen wird. 

Bei den dann genannten Vorteilen, die sich aus ei- 
ner heimatfernen Stationierung, z. B. in einer größe- 
ren Stadt, ergeben sollen, wird völlig verkannt, daß es 

(B) den Wehrpflichtigen in erster Linie darum geht, den 
Kontakt zu ihrem bisherigen Lebenskreis — und wohl 
auch zum künftigen Arbeitgeber — zu erhalten. Mit- 
hin handelt es sich bei den vom Bundesminister der 
Verteidigung erwähnten Vorteilen nur um scheinbare 
Vorteile. 

Schheßhch aber bleibt anzumerken, daß im Jahres- 
bericht 1988 keineswegs gefordert worden ist, als Be- 
rechnungsfaktor für Entfernungszulagen die rein 
räumhche Distanz zu wählen. Entscheidend dürften 
vielmehr der Zeitverlust und der Zeitaufwand sein, 
den Wehrpflichtige hinzunehmen oder zu erbringen 
haben. Als Bemessungsfaktor käme deshalb bei- 
spielsweise die erforderliche Fahrzeit mit öffentlichen 
Verkehrsmitteln in Frage. 

Die abschließenden Bemerkungen des Bundesmini- 
sters der Verteidigung, Ausgleich — ich zitiere — 
„dürfe im Grundsatz nicht vom Wohlverhalten der 
Soldaten abhängig gemacht werden“, sind zumindest 
mißverständhch. Hier wäre eine klare Absage an eine 
unzulässige Verknüpfung von Dienstausgleich mit er- 
zieherischen Maßnahmen erforderhch gewesen. 

Die Vielzahl von Eingaben aus Reservistenkreisen 
hatte mich veranlaßt, in meinem Jahresbericht erneut 
Kritik an den Einberufungsverfahren und an der 
Durchführung der Wehrübungen zu üben und auf 
Verbesserungen zu drängen. Vor wenigen Tagen nun 
habe ich mich vom Bundesminister der Verteidigung 
eingehend über die hierzu angelaufenen Arbeiten un- 
terrichten lassen. Mit Interesse konnte ich zur Kennt- 
nis nehmen, wie den immer wieder vorgetragenen 
Kritikpunkten künftig begegnet werden soll. 


So ist u. a. beabsichtigt: erstens die Festlegung der (C) 
Mob -Verwendung bereits am Ende der Grundwehr- 
dienstzeit unter Beteihgung der kommenden Reservi- 
sten; zweitens eine frühere Unterrichtung des Reser- 
visten über die geplante Heranziehung zu einer 
Wehrübung; drittens eine zeitgleiche Unterrichtung 
des Arbeitgebers, was ich für sehr wichtig halte; so- 
dann eine stärkere Berücksichtigung der persönh- 
chen, famihären und beruflichen Belange des Reser- 
visten und schheßhch die Straffung der Wehrübun- 
gen, z. B. durch verstärkten Einsatz technischer Hilfs- 
mittel wie Simulatoren. 

Ich halte die Verwirklichung dieser und ähnhcher 
Maßnahmen für dringend und werde mit Aufmerk- 
samkeit beobachten, ob und wie sie letztendhch in die 
Tat umgesetzt werden. An Hinweisen aus der Truppe 
selbst — daran habe ich nicht den geringsten Zweifel 
— wird es mir auch in Zukunft nicht fehlen. 

Mir haben, meine sehr verehrten Damen und Her- 
ren, am 3. April den 30. Jahrestag der Amtsüber- 
nahme des ersten Wehrbeauftragten begangen. In 
seiner Nachfolge haben sich fünf weitere Wehrbeauf- 
tragte bemüht, ihrem Verfassungsauftrag gerecht zu 
werden, d. h., über die Grundrechte der Soldaten in 
den Streitkräften zu wachen und den Bundestag bei 
der parlamentarischen Kontrolle über die Streitkräfte 
zu unterstützen. Die Zahl der Eingaben, die den 
Wehrbeauftragten als Petitionsinstanz erreichen, pen- 
delt pro Jahr zwischen 7 000 und 9 000. Daraus spricht 
viel Vertrauen. Dieses Vertrauen zu rechtfertigen, be- 
mühen sich meine Mitarbeiter und ich nach bestem 
Vermögen. 

Ich kann hier — und damit lassen Sie mich schhe- . 
ßen — eine ganz erfreuhche Feststellung treffen: Der 
Rückhalt, den der Wehrbeauftragte des Deutschen 
Bundestages bei seinem Auftraggeber, eben dem 
Deutschen Bundestag, also bei Ihnen, meine sehr ver- 
ehrten Damen und Herren, findet, ist besser kaum 
denkbar. Und dafür danke ich Ihnen. 

(Beifall bei der CDU/CSU, der FDP und der 
SPD) 

Präsidentin Dr. Süssmuth: Herr Wehrbeauftragter, 
für alle Fraktionen des Hauses danke ich Ihnen für 
Ihren Jahresbericht. In diesen Dank schließe ich Ihre 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter ein. Aber der Dank 
gilt insbesondere Ihrer engagierten Arbeit und dem 
Einsatz für die Bundeswehr. 

(Beifall bei allen Fraktionen) 

Das Wort hat jetzt der Abgeordnete Herr Breuer. 

Breuer (CDU/CSU): Frau Präsidentin! Meine Da- 
men und Herren! Die Institution des Wehrbeauftrag- 
ten ist heute, 30 Jahre nach ihrer Einrichtung durch 
den Deutschen Bundestag, hoch anerkannt. Dies ist 
gerade eben durch die Worte der Frau Präsidentin 
deutlich geworden. 

Wichtig ist die Feststellung, daß nirgendwo auf der 
Welt Streitkräfte derart effektiv, aber auch derart poli- 
tisch kontrolliert werden wie in der Bundesrepublik 
Deutschland. Die Bundeswehr kann mit Recht von 
sich behaupten, die demokratisch bestkontrollierte 
Streitmacht der Welt zu sein. Ich hoffte, meine Damen 
und Herren, daß dies in der gesellschaftlichen Ausein- 
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Breuer 

(A) andersetzung über die Bundeswehr des öfteren deut- 
lich würde. 

Die Institution des Wehrbeauftragten ist ein wesent- 
hches Element, diese Behauptung mit Recht aufstel- 
len zu können. Ich möchte den Wehrbeauftragten der 
vergangenen drei Jahrzehnte Dank für ihre Arbeit 
sagen und Willi Weiskirch heute Dank sagen nicht nur 
für den Bericht 1988, sondern auch für seine Arbeit als 
Anwalt der Soldaten. 

(Beifall bei der CDU/CSU, der FDP und der 
SPD) 

Der Bericht des Wehrbeauftragten zum Jahr 1988 
greift erstmals ein Stichwort auf, das seit geraumer 
Zeit Schlagzeilen macht: die Frage der Akzeptanz der 
Bundeswehr. Ich möchte auf eine Stelle im Bericht des 
Wehrbeauftragten eingehen, die ich hier zitieren 
möchte: 

Mit der schwindenden „Akzeptanz" der Bundes- 
wehr und ihres Verteidigungsauftrages in unse- 
rer Gesellschaft hat sich sowohl bei den Berufs- 
und Zeitsoldaten als auch bei den Wehrpflichti- 
gen spürbare Unruhe breitgemacht. Ein Stabs- 
feldwebel, der als Vertrauensmann der Unteroffi- 
ziere mit mir ein Gespräch hatte, brachte diese 
Unruhe auf die folgende Formel: „Ich bin jetzt 
28 Jahre Soldat und habe meinen Beruf immer 
geliebt und überzeugt vertreten. Nun muß ich 
plötzlich erleben, wie meine Nachbarn, ja selbst 
meine Freunde von mir abrücken, weil sie in mir 
einen .Friedensstörer', ja — so wörtlich — einen 
, Killer' entdeckt zu haben glauben. " 

(ß) Meine sehr verehrten Damen und Herren, ich 
glaube, daß Willi Weiskirch gerade mit dem Zitieren 
des Erlebens dieses Soldaten sehr deutlich macht, wie 
sich viele Soldaten der Bundeswehr heute fühlen. Sie 
haben kein Verständnis dafür, daß einerseits der Auf- 
trag, den sie ausführen, vom Souverän, vom Staats- 
volk, über das Grundgesetz festgelegt ist, sie aber 
andererseits feststellen müssen, daß wachsende Teile 
dieses Volkes versuchen, sie in eine Ecke des Unver- 
ständnisses hineinzutreiben. Dem müssen wir alle ge- 
meinsam widerstehen. Das ist der Auftrag der Poli- 
tik. Wir dürfen die Soldaten der Bundeswehr nicht al- 
leinlassen. 

(Beifall bei der CDU/CSU, der FDP und der 
SPD) 

Mit welcher Berechtigung maßen sich heute bei- 
spielsweise Hinz und Kunz an, 

(Dr. Mechtersheimer [GRÜNE]: Wer ist das? 
Hinz kenne ich, aber Kunz? — Heiterkeit bei 
den GRÜNEN) 

die Berufssoldaten danach zu fragen, mit welcher mo- 
ralischen Begründung sie eigentlich Soldat geworden 
sind, d. h. sich in die Verpflichtung begeben haben, 
einen Beruf zu wählen, der seine Grundlagen in der 
Institution Bundeswehr hat, die ja immerhin Verfas- 
sungsrang besitzt? Mit welchem Recht maßt man sich 
an, moralische Begründungen dafür zu verlangen, 
daß wehrpflichtige junge Männer ihrer Pflicht nach- 
kommen, die ihnen das Grundgesetz vorschreibt? Es 
kann doch nicht abwegig sein, sich den Verpflichtun- 
gen zu stellen, die die Gesetzeslage der Bundesrepu- 


blik Deutschland, zumal das Verfassungsrecht, vom (C) 
einzelnen verlangt. Ich glaube, wir sind in Teilen un- 
serer Gesellschaft an einem Punkt angelangt, wo man 
sich wirklich fragen muß, ob denn nicht von den Fal- 
schen die moralische Rechtfertigung gefordert wird. 

Meines Erachtens ist das Grundgesetz so aufge- 
baut, daß zunächst einmal von jedem verlangt wird, 
für diese Verfassung und für die Freiheitsrechte, die 
sie dem einzelnen bietet, auch über das Soldatsein 
einzutreten. Das ist die Pflicht, die von jedem verlangt 
wird. Es ist nicht etwa so, daß derjenige, der dieser 
Pflicht nachkommt, sich dafür vor der Öffentlichkeit 
rechtfertigen muß. Meine Damen und Herren, das 
Gegenteil ist der Fall: Derjenige, der dieser Pflicht 
nicht nachkommt, hat sich vor seinem Nachbarn, hat 
sich vor dem Staatsvolk der Bundesrepublik Deutsch- 
land dafür zu rechtfertigen, daß er etwas nicht tut, was 
normalerweise Pflicht ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wenn der Wehrbeauftragte des Deutschen Bundes- 
tages uns dazu auffordert, die Politik dazu auffordert, 
den Soldaten der Bundeswehr den entsprechenden 
moralischen Rückhalt zu geben, dann ist es wichtig, 
gerade auch auf diesen Punkt hinzuweisen. Der 
Wehrbeauftragte fordert es von jedem. 

Ich möchte an dieser Stelle einmal auf die Frage 
eingehen, ob denn wirklich jeder, der sagt, er stehe 
zur Bundeswehr, tatsächlich dazu bereit ist, auch mit 
denjenigen eine Diskussion aufzunehmen, die gegen 
den Auftrag der Bundeswehr in der Öffentlichkeit 
agieren. Lassen Sie mich hierzu ein Beispiel heranzie- 
hen, das in der deutschen Presseöffentlichkeit Schlag- pj 
Zeilen gemacht hat. Ich meine die Errichtung von 
Mahnmalen für den sogenannten unbekannten De- 
serteur. 

In Bremen wurde im Jahre 1986 mit finanzieller 
Unterstützung des Senats — ich füge hinzu: des SPD- 
geführten Senats — das erste Denkmal dieser Art er- 
richtet. 

(Zuruf von den GRÜNEN: Dem weitere fol- 
gen werden!) 

Wichtig ist, einmal zu schauen, wer die Errichtung 
dieses Denkmals politisch betrieben hat. 

(Heistermann [SPD]: Breuer, jetzt baust du 
schon wieder ein Feindbild auf!) 

— Herr Kollege Heistermann, hören Sie einen Augen- 
blick zu! Es geht hier nicht um das Feindbild, sondern 
es geht darum, ob Sie dazu bereit sind, die Diskussion 
mit denjenigen aufzunehmen, die der Bundeswehr 
Schaden zufügen. Darum geht es. 

(Beifall bei der CDU/CSU - Dr. Hoyer 
[FDP]: Es geht doch nichts über eine diffe- 
renzierte Analyse! — Heistermann [SPD]: 

Wer fügt denn da Schaden zu? — Steiner 
[SPD]: Sie haben doch Kohl genug, jetzt re- 
den Sie nicht noch Kappes!) 

Die Errichtung dieses Denkmals hat eine Gruppe be- 
trieben, die sich nennt: „Reservisten verweigern 
sich". 80 Mitglieder dieser Gruppe haben am 18. Ok- 
tober 1983 ihre Wehrpässe öffentlich verbrannt und 
zur Verweigerung des Wehrdienstes aufgerufen. 
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Breuer 

(A) Bei diesem Mahnmal für den unbekannten Deser- 
teur geht es in der Zielrichtung nicht nur um die völlig 
undifferenzierte Gleichsetzung der Deserteure des 
letzten Weltkrieges mit den Widerstandskämpfern 
gegen das Nazi-Regime — schon das ist schlimm ge- 
nug — , sondern es geht auch darum, ein allgemeines 
gesellschaftliches Verhalten dahin gehend zu produ- 
zieren, den Wehrdienst für die freie Verfassung der 
Bundesrepublik Deutschland zu verweigern und nicht 
anzuerkennen, daß dies die freieste Verfassung ist, 
die jemals auf deutschem Boden existierte, u. a. auch 
deshalb, weil sie die Möglichkeit bietet, den Wehr- 
dienst mit der Waffe aus Gewissensgründen zu ver- 
weigern. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Herr Kollege Heistermann, ich nehme das, was Sie 
eben im Zwischenruf hinsichtlich des Aufbauens ei- 
nes Feindbildes formulierten, ernst, weil ich es nicht 
möchte. 

(Heistermann [SPD]: Aber Sie tun es!) 

Ich möchte Ihnen einerseits zugestehen, daß Sie für 
die Bundeswehr und ihren Auftrag öffentlich eintre- 
ten; das weiß ich. Aber ich möchte Sie andererseits 
herzhch darum bitten, die Diskussion auch in Ihrer 
Partei mit denjenigen intensiv und engagiert aufzu- 
nehmen, die die Gewähr, die ich Ihnen attestiere, 
nicht bieten können. Engagieren Sie sich in Ihrer eige- 
nen Partei, und machen Sie deutlich, daß hier Grund- 
festen unserer Verfassung erschüttert werden, meine 
Damen und Herren. 

Ich bin davon überzeugt, daß es notwendig ist, unter 
Demokraten auch so zu reden. Es hat keinen Sinn, den 
Mantel des Schweigens darüberzulegen und die ei- 
gentlichen Probleme nicht zu erkennen. 

Meine Damen und Herren, nachdem ich mich bis- 
her im wesentlichen mit den Einfluß faktoren außer- 
halb der Bundeswehr beschäftigt habe, möchte ich 
mir jetzt erlauben, über Dinge zu reden, die innerhalb 
der Bundeswehr Einfluß auf die Motivationslage der 
Soldaten nehmen können. 

Der Bericht des Wehrbeauftragten 1988 spricht mei- 
nes Erachtens mit Recht davon, daß die Gestaltung 
des Dienstes für die Soldaten nach wie vor zu kritisie- 
ren ist, und zwar sowohl des Dienstes für die Grund- 
wehrdienstleistenden als auch des Dienstes für die 
Reservisten. 

Ich möchte an dieser Stelle feststellen, daß es wich- 
tig ist, daß alle Kommandoebenen innerhalb der Bun- 
deswehr, daß alle Führer und Unterführer hinsichtlich 
der Wehrpflichtigen feststellen, daß sie ihre Dienstzeit 
in einer Zeit absolvieren, die nach eigenem Empfin- 
den für ihr Leben ungeheuer wichtig ist. Junge Leute, 
die zur Bundeswehr gehen, befinden sich in einer 
Phase, in der sie versuchen, sich mit Ausbildung, mit 
beruflicher Qualifizierung oder mit einem Studium 
einen Platz in dieser Gesellschaft zu sichern. Wenn 
gerade in dieser Zeit die Gefahr besteht, daß sie inner- 
halb der Bundeswehr Signale bekommen, die dahin 
gehen, daß dies eine verlorene Zeit sein könnte, dann 
sind das Signale, die mit großem Engagement aus der 
Bundeswehr heraus bekämpft werden müssen, meine 
Damen und Herren. Die jungen Leute dürfen nicht 


den Eindruck haben, die Bundeswehrzeit sei für sie (C) 
eine verlorene Zeit. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP - 
Zustimmung bei der SPD) 

Hier ist es lohnend, sich zu engagieren. Hier dürfen 
wir die Bundeswehr ebenfalls nicht im Regen stehen- 
lassen. Wir stehen in der Verantwortung, die politi- 
schen Rahmenbedingungen dafür zu schaffen, daß 
die Frage der Weiterbildung, ob militärischer oder 
ziviler Art, innerhalb der Bundeswehr optimaler ge- 
löst werden kann. 

(BeifaU bei der CDU/CSU und der FDP) 

Wir, meine Damen und Herren, stehen in der Ver- 
antwortung dafür, der Bundeswehr so viele Stellen zu 
geben, daß die Führer- und Unterführerdichte ge- 
währleistet, daß man sich mit dem jungen Soldaten 
engagierter und besser beschäftigen kann. 

(Heistermann [SPD]: Nicht reden, sondern 
tun! — Zuruf von der SPD: Sie haben es doch 
in der Hand!) 

Auch da dürfen wir die Bundeswehr nicht alleine las- 
sen. 

Meine Damen und Herren, wir sind dabei — ich 
möchte sogar sagen: mit Hochdruck — , in der Verfol- 
gung der Zielsetzung des Attraktivitätspaketes Vor- 
aussetzungen dafür zu schaffen, daß die Dienstzeit für 
die jungen Soldaten der Bundeswehr, für die Wehr- 
pflichtigen und die Zeitsoldaten und für die Länger- 
dienenden, optimaler gestaltet werden kann und daß 
die Dienstzeit auch für die Reservisten eine bessere 
Ausgestaltung erfährt. Ich glaube, daß die Diskussion 
um die Bundeswehr auf Grund der Veränderung un- 
serer Gesellschaft gerade in der Aus- und Weiterbil- 
dung eine neue Dimension erhält und daß das Parla- 
ment hinsichtlich der finanziellen und personellen 
Möglichkeiten für die Bundeswehr dort in einer be- 
sonderen Herausforderung steht, der sich meine Frak- 
tion gerne stellen möchte. 

(BeifaU bei der CDU/CSU und der FDP) 

An dieser SteUe nochmals ganz herzUchen Dank für 
den Bericht 1988 des Wehrbeauftragten des Deut- 
schen Bundestages. Ich bin insgesamt der Meinung, 
daß er uns die Zielsetzungen, die wir verfolgen müs- 
sen, deutlich aufgezeigt hat. Ich bin davon überzeugt, 
daß die gestellten Aufgaben in den Händen des Ver- 
teidigungsministers Dr. Gerhard Stoltenberg hervor- 
ragend aufgehoben sind. 

(BeifaU bei der CDU/CSU und der FDP - 
Gerster [Worms] [SPD]: Thema weitgehend 
verfehlt, Herr Breuer!) 


Präsidentin Dr. Süssmuth: Das Wort hat der Abge- 
ordnete Heistermann. 


Heistermann (SPD): Frau Präsidentin! Meine ver- 
ehrten Damen und Herren! Kollege Breuer, das war 
eine Rede in die Bundeswehr hinein, aber keine Rede 
für die Bundeswehr. Ich glaube, wenn Sie das noch 
einmal nachlesen, werden Sie feststeUen, daß das am 
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Heistermann 

(A) Thema, an dem, was heute zur Debatte steht, vorbei 
war. 

(Beifall bei der SPD und des Abg. Dr. Mech- 
tersheimer [GRÜNE]) 

Die Bundeswehr steht auf dem Prüfstand, nicht nur 
im Jahresbericht des Wehrbeauftragten des Deut- 
schen Bundestages, sondern auch in der Öffentlich- 
keit. Das hat vielfältige Gründe: zum einen internatio- 
nale Verhandlungen über Abrüstungs- und Rüstungs- 
kontrollbegrenzungen, zum anderen hausgemachte 
Probleme. 

Wenn ich hier feststelle, die Bundeswehr steht auf 
dem Prüfstand, dann sind damit nicht die Soldaten 
gemeint, sondern es sind jene angesprochen, die 
heute bestimmen, wie sich die Bundeswehr gliedert, 
welchen Personalumfang sie hat, und die Verantwor- 
tung dafür tragen, wie auf Grund der demographi- 
schen Entwicklung eine Bundeswehr in den 90er Jah- 
ren aussehen wird. 

Meine Damen und Herren, diese Fragen zu beant- 
worten ist nicht Sache der Soldaten, sondern der Bun- 
desregierung. Die große Hilflosigkeit der Bundesre- 
gierung in vielen Fragen der Bundeswehr ist eine der 
wesentlichen Ursachen dafür, daß sich der innere Zu- 
stand der Bundeswehr derart verschlechtert hat. 

Lassen Sie mich das an einigen Beispielen deutlich 
machen, wie sie im Bericht des Wehrbeauftragten ver- 
merkt sind: Das Soldatengesetz mit seinen Bestim- 
mungen über die politische Betätigung bindet alle 
Soldaten, ganz besonders natürlich die Vorgesetzten, 
ß) Ich versetze mich dabei in die Lage eines Soldaten, 
der die offizielle Sicherheitspolitik der Bundesregie- 
rung zu vertreten hat, z. B. die damals beabsichtigte 
Wehrdienstverlängerung von 15 auf 18 Monate, die 
zwar unsinnig, aber angebhch doch unumgänglich 
war. Jahrelang hat die Bundeswehr die Notwendig- 
keit von 18 Monaten Wehrdienst verteidigen müs- 
sen. 

Ich kann Ihnen sagen, das war wahrlich keine kom- 
petente Meisterleistung. Mit Ihrem Zickzackkurs ha- 
ben Sie den Soldaten und ganz besonders den Wehr- 
pflichtigen sehr viel zugemutet, Herr Minister. 

(Beifall bei der SPD) 

Die Aussage unseres Bundespräsidenten, die der 
Wehrbeauftragte zitiert — „. . . nicht der Soldat ist die 
Zielscheibe des Zweifels. Dikussionsbedürftig und 
diskussionswürdig ist dagegen die Sicherheitspoli- 
tik" — , wird von uns voll mitgetragen. Für uns ist es 
deshalb keine Frage, daß kontroverse Auseinander- 
setzungen über den Weg zu einem dauerhaften Frie- 
den und die richtige Ausgestaltung der Sicherheits- 
politik sich nicht in Angriffen erschöpfen dürfen, die 
selbst vor der persönlichen Integrität der Soldaten 
nicht haltmachen. 

Schon in der Vergangenheit, Kollege Breuer, haben 
wir derartige Angriffe auf die Integrität der Soldaten 
zurückgewiesen. Dies werden wir auch in Zukunft 
tun. Denn der Soldat erfüllt nicht nur einen aus dem 
Grundgesetz abgeleiteten Auftrag, sondern als 
Staatsbürger in Uniform steht er unter dem vollen 
Schutz unseres Grundgesetzes, das die Würde des 


Menschen als unantastbar erklärt. Das ist der Maß- (C) 
stab, den wir anzulegen haben. 

(Beifall bei der SPD) 

Wie erlebt der Soldat in der Bundeswehr nun die 
Leitidee vom Staatsbürger in Uniform? Es kann kein 
Zweifel daran bestehen: Das Konzept der inneren 
Führung hat sich bewährt, es ist vorbildlich. Müssen 
wir aber nicht kritisch festhalten, daß trotz 30jähriger 
Erfahrung und Praxis immer wieder gravierende 
Mängel in der Menschenführung auftreten? Wie 
kommt es zu den Übergriffen? Wie kommt es, daß 
gegen die elementaren Grundsätze der inneren Füh- 
rung immer wieder verstoßen wird? Sind die Aufga- 
ben und die Wirkungsfelder der inneren Führung bei 
der Menschenführung, der Betreuung und Fürsorge, 
der politischen Bildung und der soldatischen Ordnung 
auf der Höhe der Zeit? — Da sind Zweifel ange- 
bracht. 

Wo ist das Konzept des Bundesministers der Ver- 
teidigung dafür, den soldatischen Dienst im Zeichen 
des Abrüstungs- und Entspannungsprozesses zu be- 
gründen, die militärischen Aufgaben im Hinblick auf 
neue Bedingungen einsichtig und verständlich zu ma- 
chen, wo das Konzept dafür, die Belastungen auszu- 
gleichen, die sich aus der Spannung zwischen den 
Rechten des Soldaten als Staatsbürger und seinen ge- 
setzlich begründeten Pflichten und den Bedingungen 
seines Dienstes ergeben? — Die Truppe spürt, daß 
diese Bundesregierung auf drängende Fragen keine 
nachvollziehbaren Antworten gibt. Mit Befehl und 
Gehorsam mag man für einige Zeit vorhandene Pro- 
bleme überdecken; die Folgen des Nichthandelns 
werden aber für die gesamte Bundeswehr negativ 
sein. 

(Kolbow [SPD]: So ist es!) 

Wie kann es eigentlich dazu kommen, Herr Bundes- 
minister, daß sich innerhalb der Bundeswehr immer 
mehr Interessengruppen zur Durchsetzung ihrer For- 
derungen bilden. Da gibt es die Gruppe „Hauptleute 
im Stau", die Gruppe der Jet- Piloten, der Flugbesat- 
zungen nicht strahlgetriebener Flugzeuge, des tech- 
nischen Prüfpersonals, der Heeresflieger und jetzt 
auch noch die Gruppe „Unteroffiziere im Stau". Wei- 
tere Gruppen zeichnen sich ab. Spürt diese Bundesre- 
gierung nicht mehr, was sich hier an Protestpotential 
aufbaut? Merkt diese Bundesregierung nicht, daß sich 
zwischen der militärischen Führung einerseits und 
den Soldaten andererseits ein Vertrauensschwund 
von riesigen Ausmaßen auftut? — Da ist viel Ver- 
trauen verspielt worden, und dies hat die Bundesre- 
gierung mitzuverantworten. Sie steht nach fast sie- 
benjähriger Regierungsverantwortung vor dem 
Schrotthaufen ihrer nicht eingehaltenen Verspre- 
chungen. 

(Beifall bei der SPD) 

Unsere wiederholten Hinweise auf Fehlentwick- 
lungen glaubten Sie durch besonders markige Worte 
wegdrücken zu können. Die Wirklichkeit hat Sie aber 
schneller eingeholt, als es Ihnen lieb sein konnte. Wir 
haben recht behalten mit unseren Warnungen, daß 
der zahlenmäßige Umfang der Bundeswehr nicht ein- 
zuhalten ist. Wir haben recht behalten damit, daß die 
finanziellen Ressourcen fehlen, um die von Ihnen ge- 
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Heistermann 

(A) planten Vorhaben zu verwirklichen. Wir haben recht 
behalten mit unserer Feststellung, daß die Aufgaben 
der Bundeswehr in den 90er Jahren nur mit einer 
neuen Wehrstruktur gelöst werden können. Die Sol- 
daten in der Bundeswehr haben erkannt, daß sie für 
eine Pohtik den Kopf hinhalten mußten, die sich als 
falsch erwiesen hat, und das schafft kein Vertrauen. 

Präsidentin Dr. Süssmuth: Herr Abgeordneter Hei- 
stermann, gestatten Sie eine Zwischenfrage des Ab- 
geordneten Breuer? 

Heistermann (SPD); Ich gestatte. 


Heistermann (SPD); Bitte, Kollege Biehle. (C) 

Biehle (CDU/CSU): Herr Kollege Heistermann, 
mich hat ein Satz betroffen gemacht, den Sie gerade 
ausgesprochen haben. Sie haben gesagt, Soldaten 
hätten den Kopf hinhalten müssen für eine Pohtik, die 
falsch gewesen sei. Teilen Sie nicht meine Auffas- 
sung, daß dies völhg im Widerspruch zu dem steht, 
was Ihr ehemahger Parteivorsitzender, Altbundes- 
kanzler Brandt, am vergangenen Freitag hier gesagt 
hat im Sinne des Lobes dieser Friedenspohtik, die sich 
auch in der Begegnung mit Gorbatschow abgezeich- 
net hat? 


Breuer (CDU/CSU): Herr Kollege Heistermann, Sie 
sprachen eben die Jet-Besatzungen an. 

(Zuruf von der SPD: Richtig!) 

Ist es nicht so, daß sich gerade die Jet-Besatzungen 
dagegen wenden, daß sie — gerade vor dem Hinter- 
grund der Tiefflugproblematik — in zunehmendem 
Maße durch Entscheidungen der Gemeinderäte oder 
anderer pohtischer Gremien in Schwierigkeiten kom- 
men, 

(Gerster [Worms] [SPD]: Landesregierung 
Rheinland- Pfalz zum Beispiel!) 
und ist es nicht auch so, daß sie sich gerade in dieser 
Frage insbesondere mit SPD-Gemeinderäten, SPD- 
Unterbezirksvorständen usw. auseinandersetzen 
müssen? 


(B) 


(Gerster [Worms] [SPD]: Landesregierung 
Rheinland-Pfalz ! ) 

Heistermann (SPD): Herr Kollege Breuer, ich ant- 
worte Ihnen nur kurz: Ich habe noch keinen Jet- Pilo- 
ten getroffen, der beantragt aus der Bundeswehr ent- 
lassen zu werden, weil er Probleme mit örthchen SPD- 
Kommunalpohtikem hatte. Der tritt aus der Bundes- 
wehr aus, weil er sich durch seine miütärische Füh- 
rung nicht mehr vertreten gefühlt hat, und da liegen 
die wesentiichen Ursachen und die wesentlichen Be- 
gründungen. 

(Beifall bei der SPD — Zuruf von der CDU/ 
CSU) 

Ich möchte einen weiteren Gesichtspunkt anspre- 
chen. — Unter Ihrer Regierungsverantwortung erlebt 
die Bundeswehr nun den dritten Verteidigungsmini- 
ster. Jeder dieser Verteidigungsminister hat vor die- 
sem Hause erklärt, daß er alles überprüfen werde. Es 
sei mir die Frage erlaubt: Gibt es eigentlich keine 
Konzeption der CDU/CSU und der FDP, die verbind- 
hch festlegt, welche Sicherheitspohtik umgesetzt wer- 
den soll und was man tun will, um den sozialen Belan- 
gen der Soldaten gerecht zu werden? Warum muß 
jeder Minister hier antreten und sagen „Ich mache 
ständig was Neues"? Das zeugt von Hilflosigkeit, und 
das spüren die Soldaten draußen. Deshalb hat die 
Bundesregierung innerhalb der Bundeswehr auch so 
viel an Vertrauen verloren. 


(Beifall bei der SPD) 


Präsidentin Dr. Süssmuth: Herr Abgeordneter Hei- 
stermann, gestatten Sie eine weitere Zwischenfrage 
des Abgeordneten Biehle? 


Heistermann (SPD); Hier geht es nicht um die Frie- 
denspohtik und um die Initiativen zum Ausgleich zwi- 
schen den Völkern, sondern hier geht es um die inne- 
ren Probleme der Bundeswehr. Hierüber haben wir 
heute zu debattieren, und die Bundesregierung hat 
heute Antworten zu geben auf die Fragen, die die 
Opposition und die Parlamentarier dieses Hauses hier 
stellen. 

(BeifaU bei der SPD - Biehle [CDU/CSU]: 

Sie hatten das allerdings undifferenziert ge- 
sagt!) 

Glaubt die Bundesregienmg tatsächhch, mit einem 
sogenannten Attraktivitätsprogramm die Probleme 
der Bundeswehr lösen zu können? Die entscheidende 
Frage ist doch: Warum bedarf es eines solchen Pro- 
gramms für die Bundeswehr? Das muß doch Ursachen 
haben. Wer ist eigentiich für diese Ursachen verant- 
wortiich? Eine Fraktion, Kollege Breuer, glaubt sogar 
mit einem Bundeswehrbeauftragten das Problem an- (D) 
gehen zu müssen. 

Das aUes sind Versuche, die scheitern werden; denn 
das Herumdoktem an Symptomen löst kein Problem 
der Bundeswehr. Notwendig sind klare politische 
Entscheidungen, die Umfang, Struktur und finan- 
zielle Rahmenbedingungen eindeutig und planbar 
festlegen. Davor drücken Sie sich. Wer so eklatant 
zwischen militärischen Beschaffungen einerseits und 
sozialen Bedingungen der Soldaten andererseits Miß- 
verhältnisse entstehen läßt, darf sich doch nicht wun- 
dem, daß die Stimmung in der Bundeswehr auf Null 
sinkt. 

(Breuer [CDU/CSU]: Reine Leerformeln sind 
das!) 

Die SPD-Bundestagsfraktion wird Sie immer wieder 
auf Ihre soziale Aufgabe hinweisen, sich den Proble- 
men der Soldaten zuzuwenden. Kollege Breuer, Sie 
können sicher sein, daß wir die Neuregelung des 
Wehrsoldes, die Stellenplanprobleme bei den ver- 
schiedenen Gmppen der Zeit- und Berufssoldaten, 
die verbesserten Mitbestimmungsrechte im Rahmen 
des Bundespersonalvertretungsgesetzes Ihnen auf 
den Tisch legen werden. Dazu einen Satz aus der Ant- 
wort der Bunde sregiemng auf den Bericht des Wehr- 
beauftragten. Es heißt dort: 

Ebenso wichtig ist es für den Soldaten, daß er 
unsere Lebensordnung im Umgang miteinander 
erleben, den maßvollen und gerechten Gebrauch 
von Amtsgewalt erfahren und die Möglichkeit 
der Beteiügung und Mitgestaltung nutzen 
kann. 
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Heistermann 

(A) Die Praxis in der Bundeswehr sieht leider anders 
aus. — Wenn das tatsächlich Ihre Meinung ist, dann 
lassen Sie uns gemeinsam neue Möghchkeiten der 
Mitbestimmung und Mitwirkung von Soldaten im 
Rahmen des Bundespersonalvertretungsgesetzes be- 
schheßen. Sie sind jedenfalls herzhch eingeladen, mit 
uns diese Beratungen im zuständigen Ausschuß zu 
führen. 

(Zurufe von der CDU/CSU und der FDP) 

Wir erklären von hier aus: Machen Sie weiter auf dem 
Weg, den Sie bei der Anhörung angedeutet haben. 
Wir helfen den Soldaten eben nicht dadurch, daß wir 
solche Sätze in Antworten vermerken, sondern da- 
durch, daß wir daraus die parlamentarischen Initiati- 
ven ableiten und diese hier im Hause auch beschlie- 
ßen. 

(Beifall bei der SPD — Nolting [FDP]: Worauf 
Sie sich verlassen können!) 

— Ich freue mich, Kollege Nolting. 

Aus aktuellem Anlaß möchte ich jetzt noch ein Wort 
zur neuen Dienstzeitregelung anfügen. Uns hegen 
inzwischen Hinweise darauf vor, daß bei der Umset- 
zung der neuen Dienstzeitregelung Mißbrauch nicht 
auszuschheßen ist. Da werden Dienstpläne von bisher 
42 Stunden auf 46 Stunden erhöht. 

(Breuer [CDU/CSU]: Leider ist das so!) 

Da gibt es Befehle, Mehrstunden grundsätzhch finan- 
ziell auszugleichen und keine Freizeit zu gewähren. 

(Dr. Hoyer [FDP]: Schweinerei!) 

.ßv Das ist ein beachthcher Vorgang. Wir bitten den 
Wehrbeauftragten, sich dieses Vorgangs anzuneh- 
men, 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD, der CDU/ 

CSU und der FDP) 

und wir bitten auch die mihtärische Führung, eindeu- 
tige Befehle in die Truppe zu geben, um klarzuma- 
chen, was der Gesetzgeber mit dieser Dienstzeitrege- 
lung — die wir nicht für richtig halten, weil wir für eine 
gesetzliche Regelung sind — beabsichtigte, damit der 
Handlungsrahmen eindeutig eingehalten wird, wie er 
vom Parlament beschlossen worden ist. Wir werden 
sehr genau verfolgen, ob sich die Dienstaufsicht der 
Kommandeure weiterhin auf eine zweckmäßige, sy- 
stematische und methodische Gestaltung des 
Dienstes und der Ausbildung sowie den verantwor- 
tungsbewußten Umgang mit der Zeit gerichtet ist, so 
wie es die Bundesregierung in ihrer Stellungnahme 
ausführt. 

Wie Dienstaufsicht versagen kann oder nicht aus- 
geübt wird, kann bei der Erprobung des T-3F-Fall- 
schirms deutlich werden. Der Wehrbeauftragte 
schreibt in seinem Prüfbericht unter anderem: 

Der Truppenversuch war von Anfang an von gra- 
vierenden Verstößen gegen die Grundsätze der 
Inneren Führung begleitet. Zu diesem fehlerhaf- 
ten Führungsverhalten gehört auch der Einsatz 

— nun kommt es — 

von überwiegend kurzdienenden und wehr- 
pflichtigen Soldaten bei der Durchführung des 
T ruppen Versuchs . 


Selbst ein tödlicher Unfall vom 14. Dezember 1983 (C) 

und ein schwerer Unfall im März 1985 waren immer 
noch kein Anlaß, das untaugliche Objekt einzustel- 
len. 

Lassen Sie mich das ganz persönhch anmerken: 

Man kriegt eine innere Wut, wenn man sich vorstellt, 
wie leichtsinnig hier mit dem Leben von Untergebe- 
nen gespielt wurde. 

(Beifall bei der SPD) 

Das ist nicht die Bundeswehr, aber auch Bundes- 
wehr. Das muß hier vor diesem Hause deutlich ange- 
sprochen werden. 

Lassen Sie mich zusammenfassen. Die Bundeswehr 
hat hausgemachte Probleme, die lösbar sind, wenn 
klare pohtische Beschlüsse gefaßt werden. Ob diese 
Bundesregierung die Kraft dazu aufbringt, das zu tun, 
dahinter machen wir allerdings ein Fragezeichen. 

Nun lassen Sie mich zu Ihnen kommen, Herr Wehr- 
beauftragter. Bevor ich Ihnen den Dank der Sozialde- 
mokraten abstatte, möchte ich allen Soldaten danken, 
die ihren Dienst verantwortlich ausfüllen. Wir schlie- 
ßen in diesen Dank die FamihenangehÖrigen ein, die 
die besonderen Belastungen des Soldatenberufes mit- 
zutragen haben. Bei aller Kritik, die wir auszuspre- 
chen haben, können die Soldaten und ihre Familien 
aber sicher sein, daß wir an ihrer Seite stehen. Ebenso 
gilt unser Dank dem Wehrbeauftragten und seinen 
Mitarbeitern, die uns in die Lage versetzen, Fehlent- 
wicklungen frühzeitig zu erkennen. Zum 30jährigen 
Jubiläum des Wehrbeauftragten des Deutschen Bun- 
destages, lieber Willi Weiskirch, auch von dieser 
Stelle unseren Glückwünsch. 

Im übrigen: Wir stimmen dem Be Schluß vor schlag 
des Verteidigungsausschusses zu. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der SPD) 


Präsidentin Dr. Süssmuth: Das Wort hat der Abge- 
ordnete Herr Nolting. 


Nolting (FDP): Frau Präsidentin! Meine Damen und 
Herren! In den zurückliegenden 30 Jahren hat uns der 
Wehrbeauftragte durch seine Berichte in unserer par- 
lamentarischen KontroUfunktion unterstützt. Für die 
FDP-Fraktion möchte ich das Jubiläum zum Anlaß 
nehmen, mich bei Ihnen, Herr Wehrbeauftragter, und 
bei Ihren Mitarbeitern für die gute Zusammenarbeit 
zu bedanken. Das gilt auch für Ihre objektive und aus- 
gewogene Stellungnahme im Jahresbericht 1988. 
Vielen Dank. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Ich möchte eingangs einige grundsätzliche Aussagen 
machen. Es ist hier schon darauf hingewiesen worden, 
daß es im Jahre 1988 8 441 Vorgänge gegeben hat, 
fast genauso viele wie 1987. Ich will aber sagen, daß 
man diese Vorgänge nicht pauschal als Beschwerden 
der Soldaten bezeichnen kann. Denn — auch darauf 
will ich hinweisen — unter den Einsendern sind auch 
viele ehemalige Soldaten, sind Familienangehörige, 
sind Mitarbeiter, sind Nichtgediente usw. Ich will die 
Zahl von über 8 000 hier wahrlich nicht beschönigen. 
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Nolting 

(A) Aber ich möchte auf die Vielzahl von Gruppen hin- 
weisen, die als Petenten in Frage kommen. 

Außerdem können wir die Bundeswehr — ich will es 
einmal so sagen — nicht mit einem normalen Unter- 
nehmen vergleichen. Denn erstens handelt es sich um 
Wehrpflicht, aus der zweitens eine hohe Ruktuation 
resultiert und drittens das Prinzip von Befehl und Ge- 
horsam zwangsläufig zu mehr Konflikten führen 
kann. 

Positiv festhalten möchte ich an dieser Stelle auch 
die weiterhin erfreuhch niedrige Zahl von Grund- 
rechts Verletzungen, wenngleich ich auch hinzufügen 
will: Jede Grundrechtsverletzung ist eine zuviel. 

In einem weiteren Punkt möchte ich darauf hinwei- 
sen, daß der Wehrbeauftragte in seinem Jahresbericht 
1987 auf die menschhche Kühle hingewiesen hat. 
Nunmehr berichtet er, daß sich das Khma verbessert 
habe. Diese Feststellung wiegt mehr als alle nackten 
Zahlen. Ich glaube, das ist ein Lob für alle Soldaten. 

Wir begrüßen, daß der Wehrbeauftragte in seinem 
diesjährigen Bericht die Negativbeispiele bewußt und 
verstärkt als besondere Fälle gekennzeichnet hat; wir 
haben im letzten Jahr darum gebeten — Sie wissen, 
welche Irritationen der letzte Bericht hervorgerufen 
hat — , auch dafür bedanken wir uns. Ich sage an die- 
ser Stelle noch einmal: Ausnahmeerscheinungen von 
Fehlverhalten dürfen nicht auf die gesamte Bundes- 
wehr übertragen werden. 

Meine Damen und Herren, ich darf wohl für uns alle 
festhalten, daß wir uns bemühen müssen, die Zahl der 

(B) Vorgänge weiter zu reduzieren. Wenn die Eingaben 
aber abnehmen sollen, muß das Betriebsklima inner- 
halb der Bundeswehr weiter verbessert werden. Das 
heißt, der Soldat muß sich als Gleichberechtigter und 
nicht als Untergebener sehen. 

Ich habe aber den Eindruck, daß zu viele Soldaten 
dem normalen Dienstweg bei der Durchsetzung ihrer 
Rechtsansprüche offensichtlich nicht trauen. Ich erin- 
nere hier an die Befragung, an das Hearing, zu den 
Beteihgungsrechten der Soldaten und wiederhole 
noch einmal unsere Forderung: Die Mitwirkungs- 
rechte der Soldaten müssen überpüft, deren gesetzli- 
che Grundlagen überarbeitet und unter Berücksichti- 
gung des Auftrages den heutigen gesellschaftlichen 
Bedingungen angepaßt werden. 

(Beifall bei der FDP) 

Wir wollen für den Arbeitsplatz Bundeswehr in allen 
Bereichen gesellschaftliche Normahtät schaffen. 

Herr Kollege Heistermann, ich denke, gesellschaft- 
liche Normahtät heißt auch — wenn wir sie denn in 
der Bundeswehr wollen — , daß sich Gruppen in der 
Bundeswehr bilden können, die ihre Vorstellungen 
und ihre Forderungen Vorbringen. Sie können sich 
darauf verlassen — Sie haben diese Gruppierungen 
vorhin eher negativ dargestellt — , daß diese Koalition 
und diese Bundesregierung die berechtigten Forde- 
rungen erfüllen werden. 

(Heistermann [SPD]: Die Soldaten werden 
das sehr interessiert zur Kenntnis nehmen, 

Herr Kollege Nolting!) 


Wir wären Ihnen und Ihrer Fraktion dankbar, wenn (C) 
Sie uns dabei unterstützen würden. Ich denke, daß wir 
uns alle — Koahtion wie Opposition — bemühen soll- 
ten, gerade in diesen Fragen den Konsens wieder her- 
zustellen, Es ist an dieser Stelle schon auf den letzten 
Freitag hingewiesen worden. Herr Heistermann, Ihr 
Kollege Nachredner, Herr Steiner, sollte sich viel- 
leicht bemühen, das, was Sie hier teilweise an Kon- 
sens zerschlagen haben, wieder zu kitten. 

(Rixe [SPD]: Das ist ja Fett!) 

— Das ist kein Fett; das ist wohl berechtigt. 

(BeifaU bei der FDP und der CDU/CSU) 

Sie haben hier die Dienstzeit angesprochen, Herr 
Heistermann. Auch wir haben den Eindruck, daß das, 
was zur Zeit in der Truppe läuft, vom Ministerium vor- 
gegeben, nicht das ist, was wir wollten. Wir werden 

— wir haben uns vorhin darüber verständigt — das 
Thema Dienstzeitregelung im Verteidigungsausschuß 
noch einmal behandeln müssen, um Verbesserungen 
herbeizuführen. 

(Dr. Klejdzinski [SPD]: Mit wem haben Sie 
sich verständigt?) 

— Mit meinen Kollegen aus der Fraktion. 

(Dr. Klejdzinski [SPD]: Ach so. Sie haben 
vorher eine Fr aktions Sitzung gehabt!) 

Meine Damen und Herren, Sorgen bereitet uns 
auch die schwindende Akzeptanz des Verteidigungs- 
auftrages in einigen Teilen der Bevölkerung, auf die 
der Bericht ausführlich eingeht. Ich brauche dies hier 
nicht zu wiederholen. Ich sage an dieser Stelle aber 
auch — ich hoffe, daß wir auch da Konsens haben — : 

Die Soldaten der Bundeswehr erhalten ihren Auftrag 
durch die Pohtik. Dieser Auftrag ist durch das Grund- 
gesetz legitimiert. Herr Kollege Breuer, ich will hier 
keine Grundgesetz diskussion führen. Ich sage an die- 
ser Stelle aber, daß das Recht auf Wehrdienstverwei- 
gerung im Grundgesetz in Art. 4 festgelegt ist. Auch 
das sollten wir an dieser Stelle nicht vergessen. 

(Beifall bei der FDP) 

Meine Damen und Herren, unsere Soldaten haben 
einen entscheidenden Beitrag dazu geleistet, daß wir 
alle in den letzten Jahrzehnten die längste Friedens- 
phase unserer Geschichte erleben durften. Wir sagen: 
Bundeswehrdienst ist Friedensdienst. Deshalb ist es 
für uns unerträglich, wenn Soldaten unserer Bundes- 
wehr ungestraft als — ich zitiere — „Folterknechte", 

„KZ- Auf Seher" oder „potentielle Mörder" bezeichnet 
werden dürfen. Ich denke, daß hier das Recht auf freie 
Meinungsäußerung weit überschritten wird, ohne daß 
ein Aufschrei der Empörung und Zurückweisung 
durch die Bevölkerung geht. Auch für unsere Solda- 
ten gilt Art. 1 unseres Grundgesetzes: 

Die Würde des Menschen ist unantastbar. Sie zu 
achten und zu schützen ist Verpflichtung aller 
staatlichen Gewalt. 

(Beifall bei der CDU/CSU, der FDP und bei 
Abgeordneten der SPD) 

Meine Damen und Herren, lassen Sie mich noch 
einige wenige Punkte aus dem Bericht ansprechen. 
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(A) Erstens. Der Wehrbeauftragte beklagt die Gamme- 
lei und erwartet eine sinnvolle Dienstgestaltung, Dem 
können wir, glaube ich, alle zustimmen, denn Klagen 
über ineffiziente Arbeitsabläufe oder beschäftigungs- 
lose Präsenzpflichten hört jeder von uns. Auch die 
Reservisten leiden bei ihren Wehrübungen unter die- 
sen Erscheinungen. Ich denke, daß wir auch hier ei- 
nen Auftrag zur Verbesserung der Situation an den 
Minister, an das Verteidigungsministerium geben 
müssen, hier per Erlaß Abhilfe zu schaffen. Die FDP 
hat auf ihrem letzten Bundesparteitag einen Antrag 
zum Thema Bundeswehr einstimmig verabschiedet, 
der auch die Aufgabe der Sinnvermittlung und der 
sinnvollen Ausgestaltung des Bundeswehrdienstes 
behandelt. Wir fordern u. a. die Entrümpelung der 
Dienst- und Ausbildungspläne, die Verbindung von 
Ausbildungsgängen mit zivilen Berufsbildern, die 
verstärkte Ausbildung, die zum einen militärisch sinn- 
voll und zum anderen zivüberuflich nutzbar ist. Ich 
glaube, das ist ein guter Beitrag auch zur Steigerung 
der Motivation in der Truppe. 

Zweitens. Im Bericht des Wehrbeauftragten wird 
die Vermittlung von Rechtsbewußtsein angespro- 
chen. In der Tat sollten Vorgesetzte nicht nur die Be- 
handlung von Beschwerden und Eingaben kennen, 
sondern ihre Untergebenen auch über die Nutzung 
ihrer Möglichkeiten informieren. Denn, meine Damen 
und Herren, moderne Menschenführung eröffnet Vor- 
gesetzten die Chance, gleichermaßen Autorität und 
Vertrauen ihrer Männer zu erwerben. 

(Vorsitz : Vizepräsident Stücklen) 

a'D'v 

^ Drittens. Herr Wehrbeauftragter, Sie haben Verän- 
derungen bei den Kriterien der Einberufung zum 
Grundwehrdienst gefordert. Sie haben hier aufge- 
zeigt, daß es Vorschläge von seiten des Hauses gibt. 
Wir werden darauf warten und uns vielleicht im näch- 
sten Jahr noch einmal mit dieser Frage beschäftigen 
müssen, um festzustellen, ob sie so zum Erfolg geführt 
haben, wie wir uns das gemeinsam vorgestellt ha- 
ben. 

Ich komme zum vierten Punkt. Der Wehrbeauf- 
tragte hat heute auch die Probleme der Reservisten 
angesprochen. Es ist für uns nicht einsehbar, warum 
einige Reservisten häufiger zu Wehrübungen heran- 
gezogen werden als andere. Das Problem der Mangel- 
ATN ist ein organisatorisches Problem. Wenn die 
während der Grundausbildung benötigten ATNs pro- 
zentual andere sind als die bei den Wehrübungen 
benötigten, so muß es zu Diskrepanzen kommen. Aus 
Gründen der Gleichbehandlung aller Reservisten 
können wir aber die unterschiedlich häufigen Einbe- 
rufungen nicht akzeptieren. Das Ministerium ist auch 
hier aufgefordert, für Strukturen zu sorgen, die die 
Gleichbehandlung ermöglichen. 

Meine Damen und Herren, ein anderes Problem ist 
die Gleichstellung der Reservisten aus dem öffentli- 
chen Dienst und aus der freien Wirtschaft durch die 
Achte Novelle zum Unterhaltssicherungsgesetz. Sie 
wissen, daß sich dieses Gesetz in der parlamentari- 
schen Beratung befindet 

(Steiner [SPD]: Was?) 


— nach der Sommerpause werden wir es behan- (C) 
dein — , so daß wir uns beim nächsten Bericht mit die- 
sem Problem nicht mehr zu beschäftigen brauchen. 

Vizepräsident Stücklen: Herr Abgeordneter Klej- 
dzinski, ich habe den Eindruck, Sie wollen noch vor 
der Sommerpause eine Zwischenfrage stellen. 

(Heiterkeit) 

Nolting (FDP): Nur unter der Voraussetzung, daß es 
mir nicht angerechnet wird. 

Vizepräsident Stücklen: Nein. Bitte sehr. 

Dr. Klejdzinski (SPD): Sie liegen richtig, daß ich 
diese Zwischenfrage noch vor der Sommerpause stel- 
len will. 

Herr Kollege Nolting, darf ich Sie, da Sie sich über 
die Reservisten geäußert haben, ganz kurz fragen: 
Stimmen Sie mir zu, daß es diese Bundeswehr noch 
nicht geschafft hat, zwei Drittel aller Reservisten rich- 
tig auszubilden, daß zwei Drittel aller Reservisten für 
Reservistenaufgaben nicht ausgebildet sind? 

Nolting (FDP): Herr Kollege, wenn Sie mir richtig 
zugehört hätten und sich nicht so intensiv auf Ihre 
Zwischenfrage vorbereitet hätten, dann hätten Sie 
meinen Ausführungen entnehmen können, daß ich 
genau dieses Problem angesprochen und das Ministe- 
rium aufgefordert habe, hier gemeinsam mit uns im 
Verteidigungsausschuß für Änderung zu sorgen. 

(Kolbow [SPD]: Was jetzt prompt stattfinden 
wird! — Rixe [SPD]: Vor der Sommer- pj 
pause!) 

— Das werden wir wohl vor der Sommerpause kaum 
noch hinbekommen. Herr Rixe, ich weiß nicht, wieviel 
Stunden Ihr Tag hat; meiner hat nur 24. 

Herr Präsident, zum Schluß begrüße ich es, daß der 
Truppe im Dezember 1988 Ausbildungshilfen zum 
Thema „Der Wehrbeauftragte des Deutschen Bun- 
destages" zur Verfügung gestellt worden sind. Ich 
hoffe, daß auf diesem Wege die Kenntnisse vertieft 
und eventuell bestehende Vorurteile abgebaut wer- 
den können. 

Meine Damen und Herren, seit 30 Jahren dient der 
Wehrbeauftragte des Deutschen Bundestages als 
Kummerkasten der Bundeswehr. Lassen Sie uns alle 
gemeinsam zum Wohle unserer Soldaten daran arbei- 
ten, daß der Inhalt dieses Kummerkastens von Jahr zu 
Jahr schrumpft! 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Stückien: Das Wort hat der Herr Ab- 
geordnete Mechtersheimer. 

Dr. Mechtersheimer (GRÜNE): Weshalb, Herr Prä- 
sident, meine Damen und Herren, stößt dieser Bericht 
des Wehrbeauftragten denn eigentlich nicht auf jene 
herbe Kritik, die wir aus den vergangenen Jahren 
kennen? Ich glaube, das Verteidigungsministerium 
liefert dafür eine Erklärung. Ich darf zitieren: 

Der Wehrbeauftragte des Deutschen Bundesta- 
ges hat im vorliegenden Jahresbericht 1988 mehr 
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(A) noch als in den früheren Berichten auf die Dar- 

stellung spektakulärer Fälle verzichtet. Der Bun- 
desminister der Verteidigung begrüßt dies. 

Es ist nun eine andere Frage, ob es das Recht und 
die Aufgabe des Verteidigungsministeriums ist, ein 
Organ des Bundestages in dieser, wenn auch gewohn- 
ten Weise zu klassifizieren und zu zensieren, aber 
immerhin habe ich Verständnis für diese Beurteilung 
des Ministeriums; denn der Bericht ist in der Tat eher 
beschönigend und gibt kein reahstisches Bild von den 
wirkhchen Verhältnissen über den inneren Zustand in 
den Streitkräften. 

In seinen früheren Berichten hat der Wehrbeauf- 
tragte sehr deuthch grobe Verfehlungen dargestellt. 
Das ist in diesem Fall kaum zu finden. Im Gegenteil, er 
greift manchmal sogar zu belustigenden Erklärungen, 
indem er beispielsweise den Vorgang mit dem Zug- 
führer aufgreift, der im Rahmen einer Anzugskon- 
trolle den angetretenen Soldaten befohlen hatte „Ho- 
sen runter", um feststellen zu können, ob alle lange 
Unterhosen tragen. Das müßte ja nun in einer ange- 
messenen Weise kommentiert werden. Was macht der 
Wehrbeauftragte? Er stellt die süffisante Frage, wel- 
chen Dienst dieser Zugführer mit diesem Befehl den 
Streitkräften wohl erwiesen habe. Man kann derar- 
tige Vorgänge natürlich auch auf die Ebene einer 
Mihtärklamotte herunterinterpretieren. Das wird der 
Bedeutung derartiger Vorgänge sicher nicht ge- 
recht. 

Im übrigen gibt es einen Widerspruch zwischen die- 
sem Tenor des Berichts und der Tatsache, daß die Zahl 
der Eingaben, der Vorgänge nicht zurückgegangen 
ist, sondern, wenn auch nicht sehr stark, zugenommen 
hat. Offenkundig hat die Einschüchterungskam- 
pagne, die auch von ehemahgen Generalen der Bun- 
deswehr gegen den Wehrbeauftragten im vergange- 
nen Jahr geführt wurde, ihre Erfolge nicht ganz ver- 
fehlt. 

Zu begrüßen ist, daß beispielsweise im Zusammen- 
hang mit der Behandlung der Wehrpflichtigen die 
Einberufungspraxis deuthch kritisiert wird. Nur fehlt 
eben ein Hinweis auf das grundsätzhche Problem, daß 
nämhch hier auf dem Rücken der Wehrpflichtigen ein 
Umfang der Streitkräfte aufrechterhalten wird, für 
den es sicherheitspohtisch nicht mehr die geringste 
Rechtfertigung gibt. 

(Beifall bei den GRÜNEN - Nolting [FDP]: 

Das stimmt doch gar nicht!) 

Wir haben von der Fraktion DIE GRÜNEN im ver- 
gangenen Jahr ein Hearing durchgeführt, also in der 
Zeit, über die der Wehrbeauftragte hier berichtet. Da 
ist sehr viel und sehr eindrucksvoll von den Men- 
schenrechtsverletzungen gesprochen worden, von 
aufgezwungener Unmündigkeit, von Kriechertum, 
Verlust des Rückgrats, von Ausbeutung und derglei- 
chen. Das ist kein Beleg dafür, daß die angebhche 
Klimaverbesserung in den Streitkräften eingetreten 
ist. Es ist nicht verwunderhch, daß derjenige, der vor 
seiner Grundwehrdienstzeit eine positive Einstellung 
zur Bundeswehr hat, diese positive Einstellung nicht 
mehr mit nach Hause nimmt. 

Übrigens ist auch bei der Anhörung des Verteidi- 
gungsausschusses deutlich geworden, daß Vertrau- 


ensleute, die sich engagiert für ihre Kameraden ein- (C) 
setzen, nach wie vor von Schikanen und Benachteih- 
gungen bedroht sind. Auch das ist eine Aufgabe des 
Wehrbeauftragten, diese Beauftragten, die sich für 
andere einsetzen, sozusagen kollegial zu schützen. 

Die Mitbestimmungsrechte sollen nach dem Bericht 
des Wehrbeauftragten ausgedehnt werden. Nur, das, 
was dazu gesagt wird, halte ich für zu vage. Es ist 
unumgänghch, die Zumutungen des besonderen Ge- 
waltverhältnisses, das für Wehrpflichtige gilt, erträgh- 
cher zu machen. Da muß der Verteidigungsausschuß, 
muß der Bundestag weitgehende Mitwirkungsrechte 
schaffen. Auch hierzu wäre ein deutlicheres Wort mit 
konkreten Hinweisen angebracht gewesen. Die 
Dienstzeit in der Armee darf nicht zu einer Entdemo- 
kratisierungsübung, zu einem Exerzieren von Anpas- 
sung und Kritiklosigkeit werden. 

Vizepräsident Stücklen; Herr Abgeordneter, gestat- 
ten Sie eine Zwischenfrage? 

Dr. Mechtersheimer (GRÜNE): Ja, bitte. 

Vizepräsident Stücklen; Bitte sehr. 

Nolting (FDP): Herr Kollege, sind Sie nicht mit mir 
der Meinung, daß wir erst am Beginn der Beratungen 
zur Erweiterung der Beteiligungsrechte sind und daß 
wir sehr sorgfältig das beraten müssen, was wir in der 
Anhörung gehört haben, und daß es verfehlt wäre, 
wenn wir uns aus der parlamentarischen Verantwor- 
tung zurückzögen und nur das übernähmen, was uns 
von seiten des Verteidigungsministeriums vorgelegt 
wird? 

Dr. Mechtersheimer (GRÜNE): Ich verlange vom 
Wehrbeauftragten ja nur, daß er bei diesem Diskus- 
sionsprozeß, den Sie korrekt beschrieben haben, 
deutlicher darauf hinwirkt, daß diese Rechte der 
Wehrpflichtigen mehr und stärker ausgebaut werden, 
als es gerade nach dieser Anhörung vom BMVg und 
auch den Koalitionsparteien offenkundig vorgesehen 
ist. Ich habe aus Ihren Reihen noch kein Signal gehört, 
das nach meiner Einschätzung ausreichen würde, um 
Änderungen vorzunehmen, die angesichts dieser 
Menschenrechtssituation in den Streitkräften notwen- 
dig sind. 

Ich bringe eine weitere Aufgabe des Wehrbeauf- 
tragten zur Sprache, die, wie ich glaube, künftig wich- 
tig ist. Im Zusammenhang mit zeitgemäßem Füh- 
rungsstil — vielleicht geht es gar nicht so sehr um die- 
ses Kapitel — ist auch das Liederbuch der Bundes- 
wehr erwähnt worden, insbesondere z. B. die vierte 
Strophe des Panzerheds, die übrigens in der neuen 
Auflage des Liederbuchs für die Streitkräfte zum 
Glück nicht mehr enthalten ist. Auch die verbleiben- 
den drei Strophen stellen sich angesichts aktueller 
Entwicklungen in der Bundesrepubhk, gerade nach 
dem vorigen Sonntag, vielleicht doch in einer etwas 
anderen Weise dar. Ich zitiere: 

Braust unser Panzer im Sturmwind dahin, 
stoßen wir tief in die feindlichen Reih'n, 
suchen uns Wege, die keiner sonst fand. 

Dieses Lied kann man nicht aus seiner Entstehungs- 
zeit trennen: 1934. Es ist, glaube ich, erlaubt, gerade 
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(A) heute, am Jahrestag — oder muß ich sagen; am Ver- 
drängungstag? — des Überfalls der Hitlerwehrmacht 
auf die Sowjetunion auf diese Zusammenhänge hin- 
zuweisen. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Wir wollen nicht, daß unter diesem Vorwand „Ja, wir 
müssen singen'' eine Geisteshaltung gepflegt wird, 
die ganz negative Auswirkungen auf die Grundhal- 
tung junger Wehrpflichtiger haben muß. 

(Beifall des Abg. Eich [GRÜNE]) 

Zusammenfassend darf ich sagen: Mit diesem Be- 
richt büßt der Wehrbeauftragte einen Teil seiner Wir- 
kung ein. Er hat nämUch den Konflikt zwischen seiner 
Aufgabe und seiner Sorge um die Akzeptanz der 
Streitkräfte sich für das zweite entschieden. Er ist eher 
ein Konsenshelfer geworden. Das muß zu Lasten der 
schwierigen Aufgabe des Wehrbeauftragten gehen. 
Vieles an Menschenrechtsverletzungen in der Bun- 
deswehr ist in den vergangenen Jahren deshalb nicht 
passiert, weil man den Wehrbeauftragten gefürchtet 
hat. Wer aber fürchtet den Wehrbeauftragten noch in 
dieser Weise 

(Nolting [FDP]: Unverschämtheit!) 

nach diesem Bericht, den man als Gefälligkeitsbericht 
auch gegenüber der Regierung und der Koalition ver- 
stehen könnte. 

(Nolting [FDP]: Das kann man doch wirklich 
nicht mehr mit anhören! Sie sind doch selbst 
einmal Vorgesetzter gewesen!) 

— Das müssen Sie anhören. Lesen Sie den Bericht und 

vergleichen Sie das! 

(B) 

Herr Weiskirch soll — dazu fordern wir ihn auf — 
wieder so mutig werden, wie er bei seinen früheren 
Berichten war. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei den GRÜNEN - Nolting [FDP]: 

Ich hätte gern den Oberstleutnant Mechters- 
heimer noch gehört! — Gegenruf des Abg. 
Hüser [GRÜNE]: Geben Sie uns fünf Minu- 
ten! — Biehle [CDU/CSU]: Mechtersheimer 
hat den Gaddafi-Stil übernommen!) 

Vizepräsident Stückien: Ich erteile das Wort dem 
Herrn Bundesminister der Verteidigung. 

Dr. Stoltenberg, Bundesminister der Verteidigimg: 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Ich will 
zimächst dem Wehrbeauftragten, Ihnen, lieber Herr 
Weiskirch, für den Jahresbericht 1988 herzlich dan- 
ken. Sie haben sich in ganz besonderer Weise zum 
Anwalt unserer Soldaten gemacht und vor allem auch 
zum Friedensdienst der Bundeswehr bekannt. 

Ich danke Ihnen auch für die konkrete Kritik, für das 
Aufweisen von Problemen und einzelnen Mißständen 
und zugleich die positive Art und Weise, in der Sie 
sich für die Belange unserer Soldaten einsetzen. Sie 
tun das in einer Tradition, die über 30 Jahre gewach- 
sen ist. 

Sie betonen, daß es gilt, negative Begleiterschei- 
nungen und einzelnes Fehlverhalten, das es in einer 
großen Institution immer wieder einmal geben wird. 


klar zu beschreiben und abzustellen. Ich unterstreiche (C) 
das. 

Seit drei Jahrzehnten begleitet der Wehrbeauf- 
tragte die Bundeswehr und ihre Soldaten. Sein ge- 
setzlicher Auftrag lautet, die Grundrechte der Solda- 
ten zu schützen und über die Einhaltung der Grund- 
sätze der Inneren Führung zu wachen. Immer wieder 
standen für den Wehrbeauftragten der einzelne 
Mensch und sein rechtsstaatlicher Schutz im Mittel- 
punkt der Aufmerksamkeit. Insofern steht dieser Be- 
richt in der Kontinuität vieler bedeutender Berichte. 

In meinen Dank für diesen Bericht schließe ich auch 
die Mitarbeiter des Amtes des Wehrbeauftragten be- 
sonders ein. 

In einem Punkt hebt sich der Jahresbericht 1988 in 
besonderer Weise von den Vorgängern ab. Ange- 
sichts der hier und da geäußerten Zweifel an den Not- 
wendigkeiten unserer Verteidigungsanstrengungen 
unterstreicht der Wehrbeauftragte sehr nachdrücklich 
die Wichtigkeit des soldatischen Dienstes für unsere 
Bürger in unserem Land. Der Wehrbeauftragte hat 
zum Ausdruck gebracht, daß diese veränderte psy- 
chologische Situation auch für ihn eine völlig neue 
Aufgabe ist. 

In der Tat — das will ich hier hervorheben — , ohne 
das westliche Bündnis, ohne die Bundeswehr und ihre 
Soldaten, ohne ihren Beitrag zur Verteidigungsfähig- 
keit wäre es nicht zu jenen Veränderungen im Ost- 
West- Verhältnis gekommen, auf die sich jetzt Hoff- 
nungen gründen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Auch in Zukunft werden wir — wie wir hoffen, bald 
durch Rüstungskontrollvereinbarungen auf einem 
niedrigen Niveau der Streitkräfte und der Waffensy- 
steme in Ost und West — eine einsatzbereite und ein- 
satzfähige Bundeswehr benötigen, die gemeinsam 
mit unseren Verbündeten unverändert die Grundlage 
dafür ist, daß Frieden und Freiheit gesichert blei- 
ben. 

Das konkret und anschaulich zu machen ist vor al- 
lem die Aufgabe der Politiker, nicht die vorrangige 
Aufgabe der Soldaten. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Aber die Aufgabe der Politiker ist es auch, gegenüber 
Verzerrungen und negativen Verzeichnungen über 
den Alltag der Bundeswehr und die Beachtung der 
Menschenrechte — wie wir es eben von Herrn Mech- 
tersheimer gehört haben — nachdrücklich ein richti- 
ges Bild zu zeichnen und pauschale schlechte Urteile 
zurückzuweisen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Natürlich wird es gerade in einer Zeit des Wandels 
in der sicherheitspolitischen Debatte in stärkerem 
Maße auch Auseinandersetzungen geben können. Es 
bedarf ja auch einer großen Anstrengung, die Folge- 
rungen aus den Veränderungen für Verteidigungs- 
konzeption, Struktur der Bundeswehr und ihren Auf- 
trag zu beschreiben. 

Aber wir alle sollten uns wirklich dagegen wenden, 
wenn nun brutale Diffamierungen zunehmen. Die 
jüngst bekanntgewordenen Urteile einzelner Ge- 
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(A) richte, nach denen Soldaten als Mörder tituliert oder 
durch andere übelste Beschimpfungen beleidigt wer- 
den können, illustrieren jenen Verfall der Sitten 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das kann man 
wohl sagen!) 

in der Auseinandersetzung um Verteidigung und 
Bundeswehr, die gar nicht so sehr die Soldaten treffen, 
sondern diejenigen, die sie verwenden oder in Ent- 
scheidungen noch meinen rechtfertigen zu können. 

(Beifall bei der CDU/CSU, der FDP und der 
SPD) 

Insofern beziehe ich mich hier auch ausdrückhch 
auf einen bestimmten wichtigen Passus in dem Be- 
richt, den wir heute erörtern. 

Meine Damen und Herren, natürhch widmet der 
Wehrbeauftragte dem Ablauf und der Gestaltung des 
Alltagsdienstes in den Streitkräften zu Recht immer 
wieder besonders breiten Raum. Ich hebe hervor, daß 
Sie, Herr Wehrbeauftragter, in Ihrem Bericht auch die 
Anstrengungen des Bundesministeriums der Verteidi- 
gung und die der Truppenteile unterstreichen, Miß- 
stände immer wieder abzustellen. 

In der Tat, die Konzeption der Inneren Führung hat 
die Bundeswehr seit der Aufstellung geprägt. Wenn 
der Wehrbeauftragte auch in diesem Jahresbericht 
wieder einzelne Verstöße gegen ihre Grundsätze be- 
anstanden muß, dann wollen wir darüber nicht zur 
Tagesordnung übergehen. Wir wollen uns vielmehr 
immer wieder mit Nachdruck dafür einsetzen, daß der 
Alltag der Bundeswehr diesen höchst anspruchsvol- 

(B) len Vorgaben so weit wie möglich voll entspricht. Die 
Maßstäbe sind anspruchsvoll, und es bedarf einer 
ständigen Bemühung aller, sie zu erreichen. 

Menschenführung betrifft natürhch nicht nur die 
Wehrpflichtigen, sondern genauso die Berufs- und 
Zeitsoldaten, Ich freue mich, daß der Wehrbeauftragte 
die in diesem Bereich eingeleiteten Maßnahmen zur 
Verbesserung der Personalführung und für realitäts- 
nahe Laufbahnerwartungen ausdrückhch unter- 
stützt. 

Ich nehme an, daß das neue Beurteilungssystem 
trotz einiger Schwierigkeiten zu Beginn der Einfüh- 
rung, 

(Heistermann [SPD] ; Großer Schwierigkei- 
ten, Herr Minister!) 

auf die Sie mit Recht hinweisen, auf die Dauer dazu 
beitragen wird, weitmöglichst den richtigen Mann an 
den richtigen Platz zu bringen. Ich hoffe, daß das auf 
die Dauer dazu beiträgt, die Berufszufriedenheit un- 
serer Zeit- und Berufssoldaten zu stärken. 

Ich nehme dabei bestimmte Bedenken in bezug auf 
unterschiedliche Maßstäbe bei Beurteilungen ernst, 
die im Bericht angesprochen sind. Gerade deshalb 
werde ich mich bemühen, mit geeigneten Mitteln 
streitkräfteweit einen möglichst einheitlichen Maß- 
stab in Beurteilungen sicherzustellen. Sie können si- 
cher sein, daß wir jeden Einzelfall, der jetzt zu begrün- 
deter Kritik führt, sorgfältig daraufhin prüfen, ob wir 
in geeigneter Form Abhilfe schaffen können. Wir wer- 
den natürlich auch die bisher gesammelten Erfahrun- 
gen, auch die über den Wehrbeauftragten gewonne- 


nen Erkenntnisse für die Verbesserung der Beurtei- (C) 
lungsbestimmungen nutzen. 

Ich sagte schon: Es gilt, immer wieder das Bild des 
Staatsbürgers in Uniform in der Praxis des soldati- 
schen Dienstes zu verwirklichen und zugleich der 
Notwendigkeit einer hierarchischen, auf Befehl und 
Gehorsam basierenden Armee Rechnung zu tragen. 

Es lohnt sich übrigens, einmal in der Geschichte die- 
ses Parlaments, in den hochbedeutenden Debatten 
über die Wehrverfassung aus den Jahren 1954 bis 
1957 nachzulesen, was führende Pohtiker der demo- 
kratischen Parteien, die damals dieses Parlament ge- 
prägt haben, dazu in bemerkenswerter Übereinstim- 
mung gesagt und schließhch ja auch überparteilich in 
der Verfassungsänderung beschlossen haben. Es ist 
auch eine lohnende Lektüre für Sie, Herr Mechters- 
heimer; denn es hebt sich erhebhch von dem ab 
— wenn ich an Fritz Erler oder Richard Jaeger 
denke — , was Sie hier heute vorgetragen haben. 

Sicherlich wird nicht jeder Dienst optimal gestaltet, 
und es passieren immer wieder Pannen, die sich bei 
zielgerichteter Vorbereitung hätten vermeiden las- 
sen. Der Maßstab allerdings, mit dem der Ausbil- 
dungsbetrieb der Streitkräfte gemessen wird, muß 
realistisch bleiben. Auch im zivilen Berufsalltag reiht 
sich nun nicht immer Höhepunkt an Höhepunkt. In 
den Streitkräften sind die zuverlässige Ausführung 
von Routinetätigkeiten und die nur durch Wiederho- 
lung einzuübende Beherrschung von Waffensyste- 
men, Gerät oder Verfahren unverzichtbare Vorausset- 
zung für die erforderliche Einsatzbereitschaft. Forma- 
lisierte Übungen, Bereitschaftsdienst, Wachdienst 
sind nicht immer interessant, aber sie sind im Kern (D) 
imentbehrlich, und sie sind Teil der Präsenz unserer 
Streitkräfte. Die Präsenz gut ausgebildeter Streit- 
kräfte ist ja eben das politische Mittel der Kriegsver- 
hütung und Friedenserhaltung. 

Dennoch erkenne ich ausdrückhch an, daß war An- 
strengungen unternehmen müssen, den Alltagsdienst 
vor aUem auch für unsere Wehrpflichtigen ein Stück 
erfüUter zu machen. 

(Zustimmung bei der SPD — Heistermann 

[SPD]: Dabei erhalten Sie unsere Unterstüt- 
zung!) 

Dies steht natürlich in einem unmittelbaren Zusam- 
menhang mit anstehenden Strukturentscheidungen, 
vor allem in der Frage der Verstärkung der Zahl der 
Unterführer und der wachsenden Attraktivität in einer 
Zeit stärkeren Wettbewerbs um qualifizierte Mitarbei- 
ter für diese Laufbahnen. 

(Sehr gut! bei der SPD) 

Ich will das hier unterstreichen. 

Ich komme darauf zurück, wenn ich jetzt einmal 
kurz sage, daß auf diesem Gebiet schon in den ver- 
gangenen Jahren viel geschehen ist. Ich habe Ihre 
sehr herben Worte über die Bilanz dieser Regierung 
und Koahtion mit einiger Überraschung gehört, Herr 
Kollege Heistermann. Mein Eindruck, der ich hier nun 
auch in anderer Funktion an dieser Gesetzgebung in 
den letzten sechs, sieben Jahren aktiv mitgewirkt 
habe, ist, daß wir in den Jahren seit 1983 in dieser 
Koahtion — in vielen Fällen, nicht immer, auch mit 
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Bundesminister Dr. Stoltenberg 

(A) Ihrer Zustimmung — erheblich mehr für die Verbes- 
serung der beruflichen und sozialen Rahmenbedin- 
gungen unserer Soldaten getan haben als Sie vorher 
in Ihrer Regierungszeit. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ich kann das alles in der kurzen Zeit hier gar nicht 
vortragen: 

(Zuruf von der SPD: Fragen Sie einmal den 
Bundeswehrverband!) 

Unterhaltssicherungsleistungen, finanzielle Leistun- 
gen für die Wehrpflichtigen, Erhöhung des Wehr- 
solds, erste Schritte für die Reservisten 

(Heistermann [SPD]: Das hat es doch auch 
früher gegeben!) 

— das ist wesenüich weiter gegangen — , Erhöhung 
wichtiger Zulagen für die Soldaten, Umzugs- und 
Trennungsgeldrecht; besonders wichtig auch die Er- 
folge bei der Anrechnung von Renten auf Versor- 
gungsbezüge oder auch bei der Dienstunfallversor- 
gung. Wir müssen weiter gehen, weil der Wettbewerb 
um gute Leute sich verschärft, 

(Zuruf von der SPD: So ist es!) 

aus demographischen Gründen und auch mit der er- 
freulichen Zunahme der Beschäftigung im zivilen 
Sektor unserer Volkswirtschaft. 

Deshalb haben wir, wie Sie wissen, im Bundesver- 
teidigungsministerium — „wir"': das begann zur Zeit 
meines Vorgängers — ein umfassendes Programm zur 

(B) Steigerung der Attraktivität vorbereitet, von dem ich 
nach den Gesprächen der jüngsten Zeit erwarte, daß 
die Bundesregierung bereits Anfang Juh wesentliche 
Punkte beschließen wird, in den Haushalt einbringen 
wird, und ich habe die herzliche Bitte an Sie — ich 
sage das schon heute daß dies auch eine positive 
Aufgeschlossenheit im Deutschen Bundestag finden 
wird, über den Verteidigungsausschuß, wo das selbst- 
verständlich ist, hinaus. 

Meine Damen und Herren, die Zeit reicht nicht 
mehr, alle Punkte aufzuführen. Ich will nur ganz kurz 
etwas zu den Diskussionen auch auf Grund der letzten 
Anhörung über das Thema der Beteiligungs- und Mit- 
wirkungsrechte der Soldaten sagen. Ich persönlich 
gehe in Übereinstimmung mit der militärischen Füh- 
rung, aber auch den leitenden Zivilberatern und ho- 
hen Beamten des Ministeriums davon aus, daß ein 
guter Ausgangspunkt für diese Debatte in der Tat das 
bewährte System der Vertrauensmänner ist. Mit dem 
Vertrauensmann haben die Streitkräfte eine ihrem 
Auftrag und den Bedingungen des soldatischen 
Dienstes entsprechende Instituion der Beteiligung er- 
halten, die gut ist. Wir sollten sie erhalten, und wir 
sollten sie weiterentwickeln. Hier bin ich ganz offen, 
auch auf dem Hintergrund der Anhörung und der 
Debatten, mit den Fraktionen die Form der Ausgestal- 
tung im einzelnen zu erörtern. Aber die Besonderheit 
des soldatischen Dienstes muß beachtet werden. Wir 
können nicht das, was für Verwaltungsdienste sinn- 
voll ist, hier schematisch zum Maßstab für die Rege- 
lung machen. 

(Zuruf von der SPD: Das will doch keiner!) 


— Nein, in weiten Bereichen überhaupt nicht, sehe- (C) 
matisch schon gar nicht. — Auf diesen Grundlagen, 
die noch einer Konkretisierung bedürfen, werden wir 
das Gespräch miteinander führen. 

Meine Damen und Herren, der Jahresbericht des 
Wehrbeauftragten hat die pohtische Leitung ebenso 
wie die militärische Führung der Bundeswehr erneut 
mit einer Vielzahl von Hinweisen und Anregungen 
ausgestattet. Wir werden sie auf das sorgfältigste aus- 
werten. Wir werden, wo immer möglich, in Maßnah- 
men zur Weiterentwicklung der inneren Lage der 
Bundeswehr Konsequenzen ziehen. Ich bin sicher, 
daß der Bericht auch das Führungsverhalten und den 
Umgang miteinander in Stäben und Truppenteilen 
maßgeblich beeinflussen kann und wird. 

Ich bedanke mich noch einmal beim Wehrbeauf- 
tragten und seinen Mitarbeitern. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Stücklen; Das Wort hat der Herr Ab- 
geordnete Steiner. 

Steiner (SPD): Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Herr Minister, ich möchte kurz auf einige 
Ihrer Anmerkungen eingehen. Ihre Bewertung, Sie 
hätten während Ihrer Regierungszeit, d. h. seit 1982, 
mehr für den sozialen Bereich der Soldaten geleistet, 
als dies vorher die sozialhberale Koalition getan 
habe, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das ist vöUig rich- 

tig!) ^ 

war zwar eine stramme, 

(Zuruf von der SPD: Das war recht kühn!) 
aber aus meiner Sicht unbewiesene Behauptung. 

(Beifall bei der SPD) 

Ich werde darauf noch zu sprechen kommen. 

(Zuruf von der SPD: Das war Quatsch, und 
den vertritt die FDP mit!) 

Konsens besteht sicherlich zwischen den Fraktio- 
nen, wenn ich sage: Brutale Diffamierungen von Sol- 
daten wurden und werden gemeinsam zurückgewie- 
sen. Ich glaube, daß wir das auch weiterhin so halten 
werden. 

Aber jetzt zum Jahresbericht des Wehrbeauftrag- 
ten, um den geht es ja nun heute. Wenn der Wehrbe- 
auftragte in seinem Bericht auch diesmal Verstöße 
gegen militärische Regeln und Vorschriften exempla- 
risch erwähnt und Unzulänglichkeiten in den Streit- 
kräften konkret anspricht, so löst das meistens keine 
große Begeisterung aus. Und konkrete Hinweise, die 
zur Verdeuthehung der Probleme gedacht sind, haben 
in den zurückliegenden Jahren nicht nur zahlreiche 
Journahsten zu schockfarbenen Berichten über die 
Bundeswehr veranlaßt, sondern im letzten Jahr auch 
zwei kommandierende Generäle zu vöUig unange- 
messenen öffenthehen Äußerungen. 

(Nolting [FDP]: Dazu haben wir uns doch 
geäußert, alle gemeinsam!) 

Das hat leider mehr Wirkung gehabt als unsere Bera- 
tung über den Jahresbericht hier im Deutschen Bun- 
destag. 
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Steiner 

(A) Nun kann man sagen, es waren Generäle, zu deren 
angenehmsten Tätigkeiten es gehört, anderen sagen 
zu dürfen, was richtig ist, ohne es selbst tun zu müs- 
sen. Aber ich glaube, damit wird der Stellenwert des 
ungewöhnlichen Vorgangs nur ungenau beschrieben. 
Ich meine, wir sind wohl etwas zu schnell darüber 
hinweggegangen. Wir hätten uns mit diesem Vorgang 
noch etwas ernster beschäftigen müssen. 

Nun, in diesem Jahr ist es um den Bericht bisher 
ruhig gewesen; der Kollege Mechtersheimer hat 
schon darauf hingewiesen. Das kommt dem Wunsch 
der für die Bundeswehr Verantwortlichen sicherlich 
sehr entgegen. Wer nun aber glaubt, in den Streitkräf- 
ten sei nun endlich alles zum besten bestellt, der 
irrt. 

Auch der Jahresbericht 1988 hat es in sich. Wenn es 
eine Fortschreibung über den 31. Dezember 1988 hin- 
aus bis zum heutigen Tag gäbe, dann, so meine ich, 
wäre es mit der Ruhe gänzlich vorbei. Ich denke dabei 
insbesondere an die im Jahresbericht erwähnten 
Wehrübungen, an die besonderen Probleme der Re- 
servisten. In seinem Jahresbericht 1988 hat der Wehr- 
beauftragte wieder einmal auf die unterschiedliche 
Belastung der Reservisten durch Wehrübungen, auf 
die unzumutbaren Einberufungen von Reservisten 
während wichtiger Ausbildungsphasen und auf die 
mangelhafte Durchführung von Wehrübungen auf- 
merksam gemacht. Was selbst ich nicht für möglich 
gehalten hätte, ist nachweisbar kein Einzelfall: Über 
60jährige, in Ehren ergraute ehemalige Berufsunter- 
offiziere werden in Friedenszeiten — und das noch 
gegen ihren Willen — zu Wehrübungen einberufen. 

(Hom [SPD]: Opa zur Bundeswehr! — Wei- 
tere Zurufe von der SPD) 

Dazu lautet die Antwort aus dem Bundesministe- 
rium der Verteidigung: „Zur Zeit wird geprüft, ob die 
Mob-Beorderung von Reservisten über 60 Jahre von 
deren Einverständnis abhängig gemacht werden 
soU." 

(Zumkley [SPD]: Das ist doch das mindeste!) 

Warum, so muß man fragen dürfen, gibt es wohl die 
besondere Altersgrenze für diese Berufsunteroffi- 
ziere? Der Bundesminister der Verteidigung macht 
gute Miene zu einem mehr als unverständlichen Tun, 
anstatt sofort eine Korrektur dieser unsinnigen und 
menschlich unzumutbaren Handhabung herbeizu- 
führen. 

(Breuer [CDU/CSU]: Wie viele Leute waren 
es denn?) 

— Es kommt ja gar nicht auf die Zahl an, Herr Kollege 
Breuer. — Prüfen durch das Ministerium heißt doch im 
Regelfall suchen nach weiteren Argumenten, um die 
bisherige Handhabung beibehalten zu können. 

(Heistermann [SPD]: Jawohl!) 

Wer gibt denn schon gerne zu, daß er in der Vergan- 
genheit Mist gemacht hat? 

(Nolting [FDP]: Die Opposition ganz be- 
stimmt nicht!) 

Gleiches gilt auch für die regelmäßige Einberufung 
von Reservisten bei den sogenannten Mangel-ATNs 


zu Wehrübungen. Die Sorge dieser Reservisten um (C) 
ihren Arbeitsplatz und damit um ein gesichertes Ein- 
kommen für ihre Familien berührt den Minister, wie 
der Wehrbeauftragte es etwas sanfter umschreibt, an- 
scheinend nicht. Wie soll das Verständnis, ja, die Mo- 
tivation für den Dienst in den Streitkräften aufrechter- 
halten werden, wenn die seit langem bekannten per- 
sönlichen Probleme der Reservisten politisch wieder 
einmal ausgesessen werden sollen? Der Wehrbeauf- 
tragte hat die Mißstände in dankenswerter Weise wie- 
derholt aufgezeigt. Der Minister und sein Riesenappa- 
rat reagieren, wie ein Riesenapparat zu reagieren 
pflegt: Sie zeigen Beharrungsvermögen. 

(Heistermann [SPD]: Überhaupt nicht rea- 
gieren die, das ist das Schlimme!) 

Aber was soll jetzt geschehen? Nach dem Auf und 
Ab in der Festsetzung der Wehrdienstzeit fangen die 
Heeresplaner wieder bei Adam und Eva an. Auch die 
Reservistenkonzeption muß in diesem Zusammen- 
hang wohl neu überdacht werden. 

Ich möchte mit meinen Ausführungen nicht diejeni- 
gen Mitarbeiter im Ministerium kritisieren, die sich 
um vernünftige Regelungen bemühen. Aber ich spre- 
che diejenigen unnachgiebig an, die sich in der Regel 
recht wenig um den Bericht des Wehrbeauftragten zu 
kümmern pflegen, und ich spreche diejenigen an, die 
das Beharrungsvermögen einer selbstzufriedenen Or- 
ganisation noch verstärken und aufjaulen, wenn 
durch Fallbeispiele auf sie hingewiesen werden 
könnte. 

(Heistermann [SPD]: Sehr gut, Alfred!) 

(D) 

Ich spreche diejenigen an, die dann gern auf „man- 
gelnden Patriotismus", die „Luschigkeit der Gesell- 
schaft" und auf die „unfähige Politik" verweisen, um 
so die wahren Probleme wegzudrücken. 

Und ich spreche uns an; uns nehme ich nicht aus. 

Wir sind doch diejenigen, die jedes Jahr diesen Be- 
richt beraten und zulassen, daß diese Beratung mehr 
und mehr zu einer reinen Pflichtübung wird. Wir las- 
sen es häufig zu, daß der Riesenapparat Bundeswehr 
und die in den Streitkräften scheinbar nicht auszurot- 
tende Tretleiter von oben nach unten Entscheidungen 
zu kraftvollem Umsteuern verhindern. 

Es hat über drei Jahre gedauert, nämlich von 1985 
bis 1988, bis der anachronistische Kommandeursbrief 
2/85 des ehemaligen Heeresinspekteurs, mit dem wir 
uns ja mehrfach auseinandergesetzt haben, vom Ge- 
neralinspekteurin einer, wie ich sagen will, literarisch 
recht ansprechenden Form endlich in eine zeitgemä- 
ßere Fassung gebracht wurde. Wie anders liest sich 
dagegen sein Leitfaden zur Sicherheitspolitik und Mi- 
litärstrategie! 

Wenn ich daran erinnere, daß der Wehrbeauftragte 
bereits in seinem Jahresbericht 1986 die Ungerechtig- 
keit bei der Behandlung von Wehrübungen erwähnte 
und Empfehlungen zur Verbesserung gab, dann tue 
ich das, weil davon nur ein Teil umgesetzt worden ist. 
Umgesetzt davon haben wir mit der Verabschiedung 
der 7. Novelle am 5. November 1987 die allgemein 
anerkannte Forderung nach Gleichstellung der 
Wehrübenden aus der freien Wirtschaft mit denen aus 
dem öffentlichen Dienst in einkommensmäßiger und 
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Steiner 

(A) versicherungsrechtlicher Hinsicht bis heute noch 
nicht. 

(Nolting [FDP]: Sie haben vorhin nicht zuge- 
hört!) 

Ich habe durch einen Zwischenruf bereits geäußert, 
das mit der parlamentarischen Beratung bleibt abzu- 
warten, ob sie in dem Umfang kommt, wie es seiner- 
zeit geplant war. 

Bis heute jedenfalls ist die Bundesregierung die 
Einhaltung ihrer Ankündigung schuldig geblieben, 
mit einer 8. Novelle dieses Problem lösen zu wollen, 
obwohl im Haushalt von 1989 bereits 25 Millionen DM 
dafür vorgesehen worden waren. 

Vizepräsident Stückten: Herr Abgeordneter, gestat- 
ten Sie eine Zwischenfrage? 

Steiner (SPD): Es wird ja nicht angerechnet. Darf ich 
davon ausgehen? 

Vizepräsident Stückten: Daß es angerechnet wird? 

Steiner (SPD): Nein, nicht. 

Vizepräsident Stückten: Wenn Sie dies wünschen, 
selbstverständhch nicht. 

(Heiterkeit) 

Noiting (FDP): Herr Kollege, haben Sie denn zur 
Kenntnis genommen, daß die Bundesregierung be- 
reits einen Beschluß gefaßt hat, der eine 8. Novelle 
vorsieht? Das ist bereits vor einigen Wochen durch die 
Medien gegangen. Sind Sie nicht auch mit mir der 
Meinung, daß es jetzt unsere Aufgabe ist — das kann 
nicht mehr vor der Sommerpause geschehen, sondern 
muß danach erfolgen — , dies dann auch parlamenta- 
risch umzusetzen, damit das Gesetz zum 1. Januar 
1990 in Kraft treten kann? 

Steiner (SPD): Herr Kollege Nolting, ich möchte 
mich nicht so gern auf die Bundesregierung oder Ka- 
binettsbeschlüsse berufen. Sie wurden schon gefaßt 
und dann wieder verworfen. Selbst Entscheidungen 
in diesem Hause hatten nur kurzfristig Bestand. Ich 
will wissen, was nachher zur Beratung auf den Tisch 
kommt und ob das auch versicherungsrechtlich so 
vorgesehen ist, wie wir es als Parlamentarier haben 
wollen. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Stückien: Gestatten Sie eine weitere 
Zwischenfrage? ~ Bitte sehr, Herr Abgeordneter 
Breuer. 

Breuer (CDU/CSU): Herr Kollege Steiner, ich be- 
ziehe mich auf das, was das Parlament beschlossen 
hat, nämlich auf die 7. USG-Novelle. Sie haben eben 
das Wort des Verteidigimgsministers ein starkes Wort 
genannt, nämlich daß diese Koalition für die Soldaten 
mehr erreicht habe als die Vorgängerregierungen. Ich 
darf Sie deshalb fragen, weshalb die 7. USG-Novelle, 
die ja die Dynamisierung der Leistungen für die Wehr- 
pflichtigen und deren Angehörigen zum Inhalt hat, 
notwendig war. Könnte es nicht so sein, daß Sie es in 


13 Jahren nicht geschafft haben, die Leistungen zu (C) 
dynamisieren? 

(Frau Schulte [Hameln] [SPD]: Ach Gott! Sie 
sind ein Quatschkopf!) 

Steiner (SPD): Herr Kollege Breuer, ich würde an 
Ihrer Stelle mit ähnlich gelagerten Zwischenfragen 
ganz vorsichtig sein. Sie haben nämlich einen Ankün- 
digungshaufen aufgebaut, bevor Sie die Regierungs- 
verantwortung übernommen haben. Sie sind dann 
erst nach fünf Jahren, im Jahre 1987, zu der Erkennt- 
nis gekommen, was bei uns schon vorbereitet zum 
Umsetzen in der Schublade lag. 

(Beifall bei der SPD — Zuruf von der CDU/ 

CSU: Das war schwach! — Nolting [FDP]: 

Herr Kollege, kann es sein, daß Sie Ihr altes 
Konzept noch dahegen haben?) 

Insofern war Ihre Frage vöUig unangebracht. Es gibt 
noch eine ganze Reihe von weiteren Beispielen für die 
Schwerfälligkeit oder gar für die vorsätzliche Verhin- 
derung von dringend notwendigen Verbesserungen 
für unsere Soldaten und für ihre Famihen. 

Wenn ich hier noch die mehr als unbefriedigende 
Situation im Zulagenwesen erwähne — das gilt insbe- 
sondere für das fliegende und das technische Perso- 
nal — und die unangemessene Altersversorgung der 
BO-41, dann verdeutlicht das die wahre Situation. Es 
macht wenig Sinn, wenn der Wehrbeauftragte auf- 
grund seiner quahfizierten Erkenntnisse dem Bundes- 
tag jedes Jahr Berichte und gut umsetzbare Empfeh- 
lungen oder Vorschläge unterbreitet, es macht doch 
wenig Sinn, wenn das Bundesministerium der Vertei- (D) 
digung dazu jeweils umfassende Stellungnahmen ab- 
gibt, gewürzt mit Ankündigungen für alsbaldige Ver- 
besserungen, es macht doch wenig Sinn, wenn wir im 
Verteidigungsausschuß dazu Beschlüsse fassen, bei 
deren Ausführung wir uns dann sogar noch selbst 
behindern — ich denke dabei an den gemeinsam ge- 
tragenen Beschluß, eine „Arbeitsgruppe Zulagen" zu 
bilden und arbeiten zu lassen, den wir bis heute nicht 
umgesetzt haben, weil die Unionspolitiker das nicht 
mehr wollen — , es macht doch wenig Sinn, wenn wir 
hier debattieren und je nach parteipolitischer Zugehö- 
rigkeit Erfolge der Vergangenheit, wie es auch der 
Minister hier getan hat, nachträghch noch vergolden 
oder aber beklagen, wie schrecklich doch alles gewor- 
den ist, denn damit ist den Soldaten nicht geholfen. 

(Zuruf von der SPD: Richtig!) 

Damit ist auch uns nicht geholfen. Wenn wir weiter so 
verfahren, werden der Frust und der Vertrauensver- 
lust bei den Soldaten noch mehr anwachsen. Ich 
meine, der Frust ist eigentlich schon groß genug. Las- 
sen Sie uns an die Arbeit gehen und die Vorschläge 
und den Handlungsbedarf, den der Wehrbeauftragte 
in seinem diesjährigen Bericht auf gezeigt hat, durch 
schlüssiges Handeln umsetzen! 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Stückien: Meine Damen und Herren! 

Ich schließe die Aussprache. 

Wir kommen zur Abstimmung über die Beschluß- 
empfehlung des Verteidigungsausschusses zum Jah- 
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Vizepräsident Stücklen 

(A) resbericht 1988 des Wehrbeauftragten des Deutschen 
Bundestages auf Drucksache 11/4809. 

Wer für diese Beschlußempfehlung stimmt, den 
bitte ich um das Handzeichen. — Wer ist dagegen? — 
Keine Gegenstimme. Wer enthält sich? — Keine Ent- 
haltung. Meine Herren von der Fraktion DIE GRÜ- 
NEN, was ist mit Ihnen? 

(Zuruf von den GRÜNEN: Wir haben zuge- 
stimmt!) 

— Haben Sie zugestimmt? 

(Dr. Mechtersheimer [GRÜNE]: Lesen Sie 
die Beschlußempfehlung! Da kann man zu- 
stimmen, auch als GRÜNE!) 

Ich darf die Abstimmung wegen des Protokolls noch 
einmal wiederholen: Wer dafür ist, den bitte ich um 
das Handzeichen. — Gegenprobe! — Keine Gegen- 
stimme. Enthaltungen? — Keine Enthaltungen. Die 
Beschlußempfehlung ist einstimmig angenommen. 

Ich rufe Punkt 14 der Tagesordnung auf: 

a) Zweite und dritte Beratung des Entwurfs eines 
Gesetzes über die Festlegung eines vorläufi- 
gen Wohnsitzes für Aussiedler und Übersied- 
ler 

- Drucksachen 11/4615, 11/4689, 11/4710 - 

Beschlußempfehlung und Bericht des Innen- 
ausschusses (4. Ausschuß) 

— Drucksache 11/4859 — 

Berichterstatter: 

(B) Abgeordnete Frau Hämmerle 
Dr. Czaja 

Lüder 

Meneses Vogl 

(Erste Beratung 146., 148. Sitzung) 

b) Beratung der Beschlußempfehlung und des Be- 
richts des Innen ausschusses (4. Ausschuß) 

zu dem Antrag der Abgeordneten G erster 
(Mainz), Dr. Laufs, Lintner, Dr. Czaja, 
Dr. Blank, Dr. Blens, Clemens, Fellner, 
Dr. Hüsch, Kalisch, Dr. Kappes, Krey, Neu- 
mann (Bremen), Dr. Olderog, Regenspurger, 
Weiß (Kaiserslautern), Zeitlmann, Dörflinger, 
Geis, Dr.-Ing. Kansy, Magin, Dr. Mahlo, 
Dr. Möller, Oswald, Pesch, Frau Rönsch (Wies- 
baden), Ruf und der Fraktion der CDU/CSU 
sowie der Abgeordneten Lüder, Dr. Hirsch, 
Richter, Beckmann, Bredehorn, Engelhard, 
Dr. Feldmann, Funke, Gries, Grüner, Grün- 
beck, Dr. Hitschier, Hoppe, Irmer, Kleinert 
(Hannover), Mischnick, Neuhausen, Nolting, 
Rind, Ronneburger, Frau Seiler- Albring, Frau 
Folz-Steinacker, Timm, Frau Würfel, Wolf- 
gramm (Göttingen) und der Fraktion der FDP 

Aufnahme und Eingliederung der Aussiedler 
zu dem Antrag der Fraktion der SPD 
Eingliederung der Aussiedler und Aussiedle- 
rinnen aus Staaten Ost- und Südosteuropas so- 
wie der Übersiedler und Übersiedlerinnen aus 
der DDR in die Bundesrepublik Deutschland 

— Drucksachen 11/3465, 11/3178, 11/4701 — 


Berichterstatter: (C) 

Abgeordnete Dr. Czaja 
Frau Hämmerle 
Lüder 

Meneses Vogl 

Zum Tagesordnungspunkt 14 a liegt jeweils ein Än- 
derungsantrag und Entschließungsantrag der Frak- 
tion der SPD vor. Es handelt sich dabei um die Druck- 
sachen 11/4861 und 11/4862. 

Im Ältestenrat ist für die gemeinsame Beratung die- 
ser Tagesordnungspunkte eine Stunde vorgesehen 
worden. — Ich sehe und höre keinen Widerspruch; 
dann ist das so beschlossen. 

Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat der Abge- 
ordnete Czaja. 


Dr. Czaja (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine Da- 
men und Herren! Ich spreche vor allem zum Gesetz; 
zum Grundsätzlichen werden die Kollegen Lüder und 
Zeitlmann mehr als ich sagen. 

Aus den Ausschußberichten kann man die ernste 
Mühe der Ausschüsse entnehmen, unzulässige For- 
men von Eingriffen in das fundamentale Grundrecht 
auf Freizügigkeit, also den ungehinderten Ortswech- 
sel von Land zu Land und von Gemeinde zu Ge- 
meinde, auch für die Deutschen, die erstmalig in das 
Bundesgebiet einreisen, auszuschließen. Auch 
Rechtsverpflichtungen aus den politischen Men- 
schenrechtspakten und die politischen Zusagen aus 
den letzten Beschlüssen der KSZE-Folgekonferenz in 
Wien, die sich für das innerstaatliche Leben ergeben, pj 
wurden beachtet. 

Die Aussiedler behalten natürlich die volle Reise- 
freiheit und vor allem die Freiheit, sich einen endgül- 
tigen Arbeitsplatz und Wohnsitz frei in der ganzen 
Bundesrepublik zu wählen. 

Aber zu ihrem eigenen Wohle, zur Vermeidung 
schwerster Notlagen bei der Unterkunft und in Anbe- 
tracht der allgemeinen Fürsorge sind jene Länder, die 
das wollen, ermächtigt, sie in näher zu bestimmenden 
Gemeinden für bis zu zwei Jahre einzuweisen, und 
zwar damit die notwendige vorläufige Fürsorge ein- 
schließlich vorläufiger Unterkunft gewährleistet 
wird. Insofern wurde die Zweckbestimmung des Re- 
gierungs- und Unionsentwurfs für diese Erstbetreu- 
ung verdeutlicht, und so sind auch alle Vorschriften 
des Gesetzes auszulegen. 

Die Freizügigkeit für die Aussiedler bei der freien 
Wahl einer endgültigen ausreichenden Lebensgrund- 
lage bleibt also gewährleistet. Wir wollen sie nicht wie 
eine Ware verteilen. Sie sollen aber auch nicht in be- 
stimmten Ballungskernen, in überfüllten Übergangs- 
wohnheimen oder Notunterkünften vegetieren, son- 
dern für eine Übergangszeit in anderen Gemeinden 
eine menschenwürdige Unterkunft erhalten. 

Wenn die Angehörigen oder die Aussiedler selbst 
vorher schon ausreichenden Wohnraum haben, gilt 
die Zuweisung nicht. Wenn sie innerhalb der be- 
schränkten Frist von zwei Jahren in einer anderen als 
der Einweisungsgemeinde Arbeits-, Studien- oder 
Ausbildungsplätze erhalten, ist für diese andere Ge- 
meinde — was durch Einfügung im Gesetzestext klar- 
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Dr. Czaja 

(A) gestellt wird — die Betreuungshilfe geboten, bei- 
spielsweise die Honorierung der Wohnungsberechti- 
gungsscheine, die Weiterbehandlung einer etwa noch 
nicht abgeschlossenen Anerkennung der Vertriebe- 
neneigenschaft und manches andere. 

Die Gemeinden sind natürlich nur zu Leistungen in 
ihrem kommunalen Zuständigkeitsbereich verpflich- 
tet. Das schließt weitere freiwillige Leistungen nicht 
aus, was im Bericht angeführt ist. 

Die meisten guten Anträge des Bundesrates haben 
wir dankbar übernommen — ich glaube, quer durch 
die Fraktionen — , so den Begriff „Wohnort" an Stelle 
von „Wohnsitz", weil Wohnsitz nach dem Bürgerli- 
chen Gesetzbuch der Mittelpunkt der dauernden Le- 
bensgrundlage ist. Rückwirkende Ermächtigungen 
mußten wir jedoch ablehnen. 

Meine Damen und Herren, kein Gesetz und keine 
Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts sagen 
bisher, was gemäß Art. 1 1 Abs. 2 des Grundgesetzes 
die „ausreichenden Lebensgrundlagen" sind. Wir ha- 
ben uns daher — wieder quer durch die großen Frak- 
tionen — auf den in der Rechtslehre unumstrittenen 
Standpunkt des möglichen „fürsorgerechtlichen Vor- 
behalts" gestellt. Den Ländern steht es natürlich frei, 
von der Ermächtigung Gebrauch zu machen. Einzelne 
Länder betonten aber im Laufe des Verfahrens, daß 
ihnen die Klarstellung und die Durchsetzung des Ver- 
teilungsschlüssels zwischen den Ländern noch wichti- 
ger sei. 

Besonders Nordrhein-Westfalen wollte das Gesetz 
haben. 80% der Wünsche Nordrhein-Westfalens 
ßj konnten erfüllt werden. 

(Sielaff [SPD]: Mit Recht!) 

Die letzten 20 % gingen in einen Entschließungsent- 
wurf ein, mit dem sich Nordrhein-Westfalen abzufin- 
den schien. Wir hoffen darauf, daß sich Nordrhein- 
Westfalen hinter das Gesetz stellt und daß es seinen 
Wünschen entspricht. 

Die SPD will einen Verteilerschlüssel in § 1 a des 
Gesetzes verankern. Der Bundesrat ist aber mit Mehr- 
heit dagegen. Das Gesetz würde dann scheitern oder 
in den Vermittlungsausschuß gehen. 

{Sielaff [SPD]: Dann überzeugen Sie ihn 
doch, Herr Czaja!) 

Die Koalition meint deshalb, daß eine gemeinsame 
Entschließung vorgeschlagen werden sollte: Der Bun- 
desbeauftragte müsse dafür Sorge tragen, daß der seit 
1952 bestehende Schlüssel der Verteilung auf die 
Länder eingehalten werde. Es gab tatsächlich — das 
hat sich im Verfahren gezeigt — Verzerrungen zum 
Nachteil insbesondere von Nordrhein-Westfalen. 

(Sielaff [SPD]: Und Berlin! Nicht vergessen, 

Herr Czaja!) 

Wir haben ganz besonders auf die Sonderbelastung 
von Berlin geschaut. Insbesondere der Kollege Lüder 
hat immer wieder darauf hingewiesen. 

(Sielaff [SPD]: Mit Recht!) 

Dort können auch Nichtdeutsche ohne Visum in gro- 
ßer Zahl einreisen. Außerdem hat Berlin sehr viele 
Personen, die sich auf ihre Aussiedlereigenschaft be- 


rufen, ohne Anhaltspunkte dafür zu haben. Die Ab- (C) 
lehnungsquote für Aussiedler in Berlin liegt bei 30 %, 
in den meisten Ländern bei 1%. Diese 30% der als 
Aussiedler Abgelehnten warten aber in Berlin ab, ob 
ihr Antrag tatsächlich rechtskräftig endgültig abge- 
lehnt wird. 

Wir bitten daher die anderen Länder, bei neuein- 
treffenden echten Aussiedlern das Land Berlin zu ent- 
lasten. Insbesondere die Länder, die ganz niedrige 
Prozentsätze von Aussiedlern aufnehmen, beispiels- 
weise das Saarland mit etwa 1 %, könnten mit Bruch- 
teilen von Prozenten, mit einem halben oder einem 
viertel Prozent, Berlin sehr gut helfen. 

Meine Damen und Herren, 1986 waren 600 000 un- 
erledigte Ausreiseanträge angestaut. 1987/88 gab es 
plötzlich eine Lockerung der Ausreisemöglichkeiten. 

Der Ostblock wollte bei uns damit auf Ansätze zur 
Beachtung des Menschenrechts der Ausreisefreiheit 
verweisen. 

Vieles blieb dennoch problematisch. Die meisten 
Aussiedler kommen aus den Gebieten östlich von 
Oder und Neiße, aber die Volksrepublik Polen gibt 
ihnen, abweichend von den Vereinbarungen und der 
Praxis vor 1982, zu 85% keine Ausreisepapiere und 
versucht, sie in der polnischen Staatsangehörigkeit zu 
halten. Dies ist eine Verletzung der Geschäftsgrund- 
lagen des Warschauer Vertrages, des Ausreiseproto- 
kolls von 1976 sowie des sogenannten Schnur-Briefs 
von Bundesminister Genscher, mit der er eine Ver- 
knüpfung der Erfüllung der Offenhalteklausel des 
Ausreiseprotokolls mit hohen finanziellen deutschen 
Leistungen versuchte. Auch die Entlassung aus der 
sowjetischen Staatsangehörigkeit bleibt ein echtes 
Problem. Die Lage der Rumäniendeutschen wurde 
hier wiederholt behandelt. 

Finanziell gibt der Bund viel für Sprachförderung, 
an Einrichtungshilfe und an Eingliederungsgeld. Es 
ist daher, meine Damen und Herren von der SPD, für 
uns nicht zumutbar, daß, wie Sie es möchten, zwei 
Drittel der Kosten der Übergangsunterbringung in 
Heimen und Ausweichquartieren vom Bund über- 
nommen werden. Nach dem Überleitungsgesetz sind 
dafür die Länder zuständig. 

Im übrigen zahlen diejenigen Aussiedler, die Ar- 
beitslosengeld bekommen oder Arbeit haben, für Un- 
terkünfte und Verpflegung selbst. Wir sehen aller- 
dings, daß, wenn die Übergangsunterbringung nicht 
rasch zahlenmäßig ausgeweitet wird, ein neues Desa- 
ster droht. 

Meine Damen und Herren, die Aussiedler sind dort, 
wo vergleichbare Leistungen vorhanden sein mögen, 
nicht besser und nicht schlechter als Deutsche zu stel- 
len, die seit langem hier leben; das sagt der Grund- 
satzbeschluß. Abweichungen zur Verwaltungsverein- 
fachung und aus anderen Gründen im Einzelfall sind 
im Herbst zu beraten. 

Danach sollen aber die Aussiedler wissen, daß man 
trotz mancher Auswüchse vor Ort mit ihnen Solidarität 
üben will. Die Leistungen für sie sind in der Gesamt- 
summe gewaltig, aber für den einzelnen nicht groß. 

Wir müssen die Öffentlichkeit auch über die schwere 
Vergangenheit der Aussiedler informieren. Die mut- 
tersprachlichen Schwierigkeiten sind durch sehr harte 
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(A) Zwangsassimilation bedingt. Wir wollen, daß mög- 
lichst viele bei gewährleisteter Entfaltung ihrer kultu- 
rellen und nationalen Eigenarten, nicht diskriminiert, 
daheim, in ihren Heimatgebieten bleiben können. 
Wer es aber nicht aushalten kann, muß hier solida- 
risch aufgenommen werden. 

Ich danke für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 


(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Der Gesetzentwurf ist das schlichte Eingeständnis 
des Scheiterns der Aussiedlerpolitik der Bundesregie- 
rung. 

(Sielaff [SPD]: Auch richtig!) 

Es ist eindeutig, daß die Bundesregierung auf dem 
entscheidenden Feld, um das es heute geht, nämlich 
auf dem der Wohnungsfürsorge, versagt hat. Sie war 
nicht in der Lage, die Rahmenvoraussetzungen dafür 
zu schaffen, daß die Menschen mit einem der wichtig- 
sten Güter für ihre Existenz, nämlich einer Wohnung, 
die angemessen und bezahlbar ist, versorgt werden 
können. Dies gilt nicht nur für Aussiedler, sondern 
dies gilt für mehr als eine Million Haushalte in der 
Bundesrepublik. 

(Beifall bei der SPD) 

Wir Sozialdemokraten haben seit langer Zeit auf die- 
sen Umstand hingewiesen, und seit ebenso langer 
Zeit sperrt sich die Bundesregierung, auf diesem Feld 
eine vernünftige Politik zu betreiben 

(Sielaff [SPD]: „Lernunfähigkeit" nennt man 
das!) 

und — das ist das Wichtigste — die entsprechenden 
Mittel dafür vorzusehen. Mit diesem Gesetzentwurf 
wird nun sehr spät der Versuch unternommen, eine 
Regelung hierzu herbeizuführen und Bevorzugungen 
abzubauen, von denen wir schon seit langer Zeit ge- 
sagt haben, daß es dringend notwendig ist, sie abzu- 
bauen. 


eine Einschränkung eines der garantierten Grund- 
rechte des Grundgesetzes. Ich habe schon mehrfach 
deutlich gemacht, daß eine Weiterberatung dieses 
Gesetzentwurfs für uns nur in Frage kommen kann, 
wenn eine ordentiiche Prüfung der Verfassungskon- 
formität mit befriedigendem Ergebnis stattgefunden 
hat. 

Dies scheint der Fall zu sein, da der Rechtsausschuß 
eindeutig die Auffassung vertreten hat, daß die Ein- 
schränkung des Grundgesetzes so möglich ist. Dage- 
gen sage ich auch gar nichts, obwohl wir natürlich 
grundsätzlich erhebliche Bedenken gegen die Ein- 
schränkung eines Grundrechts haben. Dieses also 
wäre ein Punkt, der für uns im Augenblick ausge- 
räumt sein könnte, zumal die Geltungsdauer des Ge- 
setzes ja auf drei Jahre beschränkt sein soll. Dies also 
wäre kein Grund. 

(Zuruf: Was dann?) 

Zwei Gründe aber — das sage ich Ihnen gleich, Herr 
Staatssekretär — sind für uns ausschlaggebend, die 
die Koalition nicht bereit war mitzutragen. Beide lie- 
gen Ihnen heute als Anträge vor. 

Das zweite Petitum — das haben wir immer und von 
vornherein gesagt — ist, daß die Länder ganz genau 
wissen, welche Zuweisung sie bekommen, und daß 
einzelne Länder, die heute sehr stark und über alle 
Maßen belastet sind, von der Aussiedlerzuweisung 
entlastet werden. Die Forderung der betroffenen Län- 
der liegt Ihnen auch im Bundesrat vor. Dieses ist mit- 
nichten eine Erfindung der SPD. 

(Heistermann [SPD]: So ist es!) 

Wir haben diesen Änderungsantrag deswegen einge- 
reicht. Sie kennen ihn. Er liegt auch heute noch ein- 
mal auf Ihren Plätzen. 

Auch Sie, Herr Dr. Czaja — das will ich ja anerken- 
nen — , sprechen in Ihrem Entschließungsantrag da- 
von, daß Sonderbelastungen einzelner Länder ver- 
mieden werden müssen, 

(Sielaff [SPD]: Richtig! Einmütig!) 

und auch der innerdeutsche Ausschuß — dafür bin ich 
sehr dankbar — empfiehlt — wörtliches Zitat — eine 
Regelung zu diesem Gesetz, die dem Anliegen sowohl 
von Berlin als auch von Nordrhein-Westfalen entge- 
genkommt. 

(Sielaff [SPD]: Sehr richtig!) 

Wie aber ist denn die Wirklichkeit? Berlin nimmt 8,4 % 
der Aussiedler auf, obwohl die Marke 2,7% lautet; 
Nordrhein-Westfalen 40%, obwohl die Marke 31% 
beträgt. Aus diesen Zahlen können Sie einiges erken- 
nen. 

Meine Damen und Herren von der Koalition, wenn 
Sie eine gerechtere Verteilung wollen, dann kommen 
Sie, wenn Sie ehrlich sind, nicht darum herum, einen 
neuen Zuweisungsschlüssel zu beschließen, mit dem 
der jetzige geändert wird, der — das wissen wir doch 
alle — überhaupt nicht funktioniert. 

(Beifall bei der SPD) 

Ich füge ganz bewußt an diesem Rednerpult hinzu: 
Wenn die Länder es nicht schaffen, miteinander eine 
Vereinbarung zu treffen, dann halten wir Sozialdemo- 


Meine Damen und Herren, Herr Kollege Czaja, na- 
türlich sieht dieser Entwurf eines Zuweisungsgesetzes 
eine Einschränkung der Freizügigkeit vor, 

(Dr. Czaja [CDU/CSU]: Keine unzulässige!) 


Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat Frau Abge- 
ordnete Hämmerle. 

Frau Hämmerle (SPD): Herr Präsident! Meine Da- 
men und Herren! Als am 1. Juni dieses Jahres der 
Gesetzentwurf zur Festleguna eines vorläufigen 
Wohnsitzes für Aussiedler und Ubersiedler zur ersten 
Beratung anstand, habe ich für die SPD-Fraktion et- 
was erklärt, was ich auch heute noch uneingeschränkt 
sagen kann: Dieser Gesetzentwurf hat einen Vorläu- 
fer in dem Gesetz über die Notaufnahme von Deut- 
schen in das Bundesgebiet vom 22. August 1950. Und 
er soll nun die Antwort auf die heutige Problematik 
sein! So, wie er vorliegt, bietet er aber keine ausrei- 
chende Lösungsmöglichkeit für die Probleme, 

(Sielaff [SPD]: Sehr richtig!) 

insbesondere nicht für die der Länder und Gemein- 
den. 
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(A) kraten es für unumgänglich, daß der Bund hier an 
dieser Stelle seine Meinung kundtut und diesen Zu- 
weisungsschlüssel beschheßt. 

(Beifall bei der SPD — Dr. Czaja [CDU/CSU]: 

Das bleibt aber ein Zustimmungsgesetz!) 

Wie Sie bemerkt haben, meine Damen und Herren, 
haben auch wir die Hoffnung, daß die Länder doch 
noch eine Vereinbarung zustande bringen. Deshalb 
haben wir in unserem Antrag formuhert: 

Die Länder können durch Verwaltungsvereinba- 
rung einen Schlüssel tui Verteilung der Aussied- 
ler und Übersiedler festlegen. Ohne eine solche 
Verwaltungsvereinbarung richtet sich die Vertei- 
lung nach folgendem Schlüssel . . . 

Dann kommen die Zahlen. — Sie, Herr Dr. Czaja, sa- 
gen, die Bundesregierung wird aufgefordert, dafür 
Sorge zu tragen, daß der vom Bundesrat beschlossene 
Verwaltungsschlüssel auf die Länder eingehalten 
wird. Er wird aber nicht eingehalten, wie Sie wissen 
und wie wir wissen. 

Unsere dritte Bedingung, deren Erfüllung die Zu- 
stimmung zu diesem Gesetz möghch machen würde, 
hegt als Entschheßungsantrag vor Ihnen. Dieser Ent- 
schheßungsantrag begehrt, daß die Kosten für die 
Übergangswohnheimplätze der Bundesländer nach 
dem Schlüssel zwei Drittel Bund/ein Drittel Bundes- 
land aufzuteilen sind. Dies wäre nichts anderes als der 
Vollzug eines Bundesratsbeschlusses, der genau dies 
fordert. 

Nachdem der Herr Kollege Gerster gestern im In- 

(B) nenausschuß gemeint hat, er müsse gegen unsere An- 
träge polemisieren, möchte ich jetzt einen ganz ande- 
ren Zeugen heranziehen. Ich möchte zitieren, was der 
Herr Staatssekretär Waffenschmidt in einer Sendung 
des ZDF am 7. Januar, in der wir miteinander waren, 
gesagt hat: 

Wir werden nicht mehr lange streiten über finan- 
zielle Fragen zwischen Bund und Ländern in die- 
ser Aufgabenstellung. Also es wäre für mich be- 
schämend, 

— Sie sagen das, Herr Staatssekretär — 

wenn wir angesichts der Tausende von Men- 
schen, die aus anderen Ländern jetzt zu uns kom- 
men, hier einen Finanzstreit führen würden. Den 
werden wir beenden. 

Dazu haben Sie heute die Chance, Herr Staatssekre- 
tär. Dazu hat heute auch die Koalition die Chance. 
Wenn dieser Entschheßungsantrag abgelehnt wird, 
dann werden wir uns bei Ihrem Gesetzentwurf der 
Stimme enthalten. 

Es steht noch ein anderer Antrag zur Abstimmung, 
nämhch über die Einghederung der Aussiedler. Der 
Innenausschuß empfiehlt in seinem Beschluß die An- 
nahme des Koalitionsantrags. Wir als SPD haben ei- 
nen detailherten imd umfangreichen Antrag vorge- 
legt und darin formuhert, wie wir uns die Eingliede- 
rung der Aussiedler und Übersiedler vorstellen. Die- 
sen Antrag haben Sie im Innenausschuß niederge- 
stimmt. 

(Sielaff [SPD]: Das ist eine Schande!) 


Meine Damen und Herren von der Koahtion, wir ha- (C) 
ben eigentlich immer gut miteinander gearbeitet; daß 
Sie gegenüber unseren VorsteUungen keinerlei Ent- 
gegenkommen gezeigt haben, hat mich deshalb doch 
sehr überrascht. Ich muß Ihnen sagen, daß wir uns aus 
diesem Grunde heute im Plenum genauso verhalten 
werden wie im Innenausschuß, d. h. daß wir uns bei 
Ihrem Antrag der Stimme enthalten werden. Im Inter- 
esse der Sache lehnen wir den Antrag nicht ab, weil 
die Einghederung der Aussiedler und Übersiedler 
voUzogen werden muß. Wir wissen das. 

(Dr. Czaja [CDU/CSU]: Wir haben auch eini- 
ges von Ihnen übernommen!) 

Die Enthaltung ist aber das äußerste, was Sie von uns 
erwarten können. Ich habe hiermit das Abstimmungs- 
verhalten meiner Fraktion deuthch gemacht. 

Ich kann es nur bedauern, daß Sie unseren Anträ- 
gen nicht gefolgt sind. Dennoch hoffe ich — Herr 
Dr. Czaja, das ist ganz besonders an Sie gerichtet — , 
daß es auch in der Zukunft möghch sein wird, im Inter- 
esse der Bewältigung dieser großen Problematik eine 
gemeinsame Basis zu finden. 

(BeifaU bei der SPD - Dr. Czaja [CDU/CSU]: 

Wir werden es versuchen!) 


Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat der Herr Ab- 
geordnete Lüder. 


Luder (FDP): Herr Präsident! Meine sehr geehrten 
Damen und Herren! Wir haben es heute mit der 
grundsätzhchen EinsteUung zur Frage der Aussiedler 
und Übersiedler zu tun — das ist das, was in dem 
Bericht des Innenausschusses dargelegt ist — und mit 
einem Gesetzentwurf. Ich wiU zu beiden Themen 
sprechen. 

Dem außenstehenden Beobachter mag es manch- 
mal erscheinen, als würde der Deutsche Bundestag 
von Jahr zu Jahr in der Beurteilung der Angelegen- 
heiten der Aussiedler unterschiedhche Positionen 
einnehmen. Noch bis in die Mitte dieses Jahrzehnts 
hinein forderten viele Parlamentarier, daß möglichst 
jedem Deutschstämmigen, der in der UdSSR, in Polen, 
Rumänien oder Ungarn lebt, das uneingeschränkte 
Recht gegeben werden müsse, in die Bundesrepublik 
überzusiedeln. Als im letzten Jahr diese Wünsche 
Reahtät wurden, haben wir alle das begrüßt. 

(Beifall des Abg. Nolting [FDP]) 

Wir haben in der Beschlußempfehlung des Innen- 
ausschusses zur Einghederung der Aussiedler und 
Übersiedler noch einmal die Grundlagen unserer Poh- 
tik zu den Aussiedlern dargelegt. Frau Kollegin Häm- 
merle, wir haben in diesem Antrag doch nicht streitige 
Themen formuhert, sondern wir haben uns bemüht, 
aUes das aufzunehmen, was in diesem Hause von den 
verschiedenen Seiten zur Problematik der Aussiedler 
und zu ihrer Hilfe auf genommen werden muß. 

(Frau Hämmerle [SPD]: Dann hätten Sie 
nicht alles von uns abzulehnen brauchen!) 
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(A) Von daher verstehe ich den Anwurf von Ihnen nicht, 
daß wir Gedanken der SPD nicht mit aufgenommen 
hätten. 


(Beifall bei der FDP — Sielaff [SPD]; Warum 
haben Sie unsere Anträge abgelehnt? — 

Frau Hämmerle [SPD]: Alles stimmen Sie 
nieder!) 

— Warum haben Sie unserem Antrag nicht zuge- 
stimmt? Das können wir genauso fragen. 

(Sielaff [SPD]: Weil Ihre nicht weitgehend 
genug sind! Die lösen die Probleme nicht!) 

— Sehen Sie, und da gibt es eben Grenzen, über die 
wir nicht hinausgehen wollten. Wir haben uns hier in 
einem verantwortbaren Rahmen gehalten. Deswegen 
stellen wir den Antrag so zur Abstimmung, wie er 
heute hier vorliegt. 

Ich will die zwei Grundaussagen dieses Antrags 
noch einmal verdeuthchen, von denen wir uns leiten 
lassen. 

Erstens. Jeder Aussiedler, jeder Übersiedler, der zu 
uns kommen will, hat das Recht dazu. Er ist bei uns 
willkommen. Wir dürfen uns auch nicht auf Relativie- 
rungsdebatten einlassen, wie sie draußen im Lande 
bisweilen geführt werden. Wir brauchen hier nichts zu 
verteidigen. Wir sollten uns nicht von rechtsaußen in 
eine Rechtfertigungsdebatte drängen lassen. 


(B) 


(Beifall bei der FDP und der SPD sowie des 
Abg. Dr. Czaja [CDU/CSU]) 

Wir müssen uns für diese freiheitsschützende Grund- 
haltung nicht verteidigen. Verteidigen müssen sich 
jene, die dieses Recht in Zweifel ziehen. Verteidigen 
müssen sich insbesondere jene, die — ich habe solche 
im Lande getroffen — als Vertriebene, Flüchtlinge 
oder frühere Aussiedler zu uns gekommen sind und 
denen die Aufnahme im Bundesgebiet neiden, die 
jetzt kommen, nur weil sie vielleicht ein bißchen mit 
ihnen teüen müssen. Wir haben leider solche Fälle. 
Deswegen habe ich sie angesprochen. 


Zweitens. Der andere Grundsatz — er gilt gleich- 
wertig — ist der, daß wir alles tun wollen und tun 
müssen, daß den deutschstämmigen Bürgern in den 
osteuropäischen Staaten, insbesondere in der UdSSR 
und in Polen, mehr Möghchkeiten, ja, ich sage: we- 
sentiich mehr Möglichkeiten eröffnet werden, ihre ei- 
gene kulturelle Identität zu wahren. Wenn wir dazu 
beitragen können, die Lebensverhältnisse so zu er- 
leichtern, daß die Deutschstämmigen als Deutsche in 
ihrer Heimat leben können, werden sie nicht als Aus- 
siedler zu uns kommen wollen. 


(Sauer [Salzgitter] [CDU/CSU]: So ist das!) 

Wer sich jemals mit dem Thema beschäftigt hat, 
warum Aussiedler etwa aus der UdSSR zu uns kom- 
men, der weiß, daß es nicht um materielle Verbesse- 
rungen geht, sondern um die Wahrung der Möglich- 
keit, in ihrer deutschen Identität zu leben. Ich füge 
hinzu: Nicht der nationale Aspekt, sondern der kultu- 
relle Aspekt ist dabei der für mich wichtige. 

Deswegen ziehe ich von hier den Bogen zu dem, 
was wir heute abend als letzten Tagesordnungspunkt 
besprechen wollen. Das gehört zusammen. Wir müs- 
sen dafür sorgen, daß mehr Möglichkeiten gegeben 


werden, daß die Deutschstämmigen ihre kulturelle (C) 
Identität wahren. 

(Sauer [Salzgitter] [CDU/CSU]: Sagen Sie ru- 
hig: Deutsche!) 

Seit dem letzten Jahr hat sich die Zahl der Aussied- 
ler stark erhöht. Das darf für uns kein Anlaß zum Jam- 
mern sein. Der wirtschafüich stärkste Staat der EG 
kann in seinem Wohlstand nicht dadurch bedroht 
sein, daß einige hunderttausend Deutschstämmige zu 
uns kommen. 

(Beifall des Abg. Sauer [Salzgitter] [CDU/ 

CSU]) 

Aber wir sehen auch — damit komme ich zu dem vor- 
liegenden Gesetzentwurf — , daß wir insbesondere 
die erste Phase der Aufnahme bei uns mit den bishe- 
rigen gesetzlichen Instrumenten sozial- verantwort- 
lich nicht lösen können. Insbesondere die Bundeslän- 
der haben uns gesagt, daß wir hier mehr tun müssen. 

In diesem Jahr müssen wir sehen, daß so viele 
deutschstämmige Aussiedler zu uns kommen wollen, 
daß wir die uneingeschränkte Freiheit der Wohnort- 
wahl und damit praktisch die Wahl der Sozialbehörde 
nicht mehr hinnehmen können. 

Wir Freien Demokraten haben deswegen schweren 
Herzens der Regelung zugestimmt, wie sie in dem 
heute vorliegenden Gesetzentwurf vorgesehen ist, 
daß den Ländern die Möglichkeit eröffnet wird, 
Wohnortzuweisungen an die Aussiedler vorzuneh- 
men, die zu uns kommen und die auf die Hilfe der 
Kommunen angewiesen sind. Wir legen Wert darauf, pj 
daß dies nur in den eng umgrenzten Fällen möglich 
ist, in denen der Aussiedler oder der Übersiedler keine 
eigene Wohnung, keinen Ausbildungsplatz oder kei- 
nen Arbeitsplatz findet. Wenn die Betreuung durch 
die Arbeitsämter oder Sozialdienststellen der Kom- 
mune erfolgt, muß die Stadt wenigstens für eine kurze 
Zeit das Recht haben, Wohnortzuweisungen vorzu- 
nehmen. 

Wir wissen um die besonderen Probleme der Länder 
Nordrhein-Westfalen und Berlin. Wir haben mit dem 
Bericht des Innenausschusses — den ich hier aus- 
drücklich noch einmal erwähnen will — , darauf hin- 
gewirkt, daß Nordrhein-Westfalen, aber vor allem 
Berlin, von einem zu großen Zustrom an Aussiedlern 
entlastet wird. 

(Noiting [FDP]: Wohl wahr!) 

Ich darf Ihnen, Herr Minister Schäuble, dafür dan- 
ken, daß ich von der Berliner Bürgermeisterin Stah- 
mer erfahren konnte, daß sich Berhn und der Bund 
geeinigt haben, hier zu einer Regelung zu kommen, 
die für Berhn das ganze Problem erträglicher macht, 
herzhchen Dank. 

(Sielaff [SPD]: Das war aber nicht konkret 
genug!) 

— Wenn die Bürgermeisterin und zuständige Senato- 
rin dankt, dann ist da ja wohl etwas dran. 

Wenn die Bundesländer, verehrter Herr Kollege, 
sich auf einen Verteilerschlüssel nicht einigen konn- 
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Luder 

(A) ten, dann können wir ihnen das in einem zustim- 
mungsbedürftigen Gesetz doch nicht vorschreiben. 

(Frau Hämmerle [SPD]: Es ist unsere Auf- 
gabe, etwas zu machen!) 

Das, was Sie mit Ihrem Antrag wollen, führt doch 
nur dazu, daß das Gesetz später und uneingeschränkt 
in Kraft tritt. Wir wissen doch, daß die verschiedenen 
Ministerpräsidenten — ob das nun Lafontaine oder 
Rau ist — unterschiedliche Interessen haben, die aus- 
getragen werden. Wir werden nachher in der wortrei- 
chen Rede des Herrn Heinemann hören — ich kenne 
sie noch nicht, aber ich kann sie ungefähr einschät- 
zen — , wie er für das Land Nordrhein-Westfalen kla- 
gen wird. 

(Widerspruch bei der SPD) 

Wir sagen: Wir wollen praktisch helfen. Wir wollen 
durch Gesetzesverzögerung, dadurch, daß wir hier 
noch einen Antrag nachschieben, nicht zu einer 
Nichthilfe kommen. Wir wollen praktische Hilfe lei- 
sten; das ist unser Ansatz. Deswegen sagen wir, daß 
wir mit diesem Gesetz etwas Konstruktives und etwas 
Positives leisten wollen, und zwar schnell. Wenn 
schon heute nachmittag im Innenaüsschuß des Bun- 
desrates die Beratungen darüber anfangen, 

(Sielaff [SPD]: Sofort anschließend!) 

so zeigt dies, daß wir auf dem richtigen Wege sind, 
eine schnelle und kurzfristige Beratung zu machen. 

Frau Kollegin Hämmerle, es wird Sie nicht überra- 
schen, daß wir dem Antrag der SPD hinsichtlich der 
Finanzierungsverteilung nicht zustimmen können. 

(Sielaff [SPD]: Das überrascht uns nicht! Es 
ist traurig, aber wir sind nicht überrascht!) 

Wenn Sie uns einen Tag vor der Beratung einen An- 
trag über eine neue Finanzierung auf den Tisch legen, 
der noch dazu Art. 120 des Grundgesetzes tangiert, 
dann verlassen wir den Boden dessen, was ein Koah- 
tionspartner verantworten kann. 

Ich bitte um Zustimmung zur Beschlußempfehlung 
des Innenausschusses und zum Gesetz. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat der Herr Ab- 
geordnete Meneses Vogl. 

Meneses Vogl (GRÜNE): Herr Präsident! Meine Da- 
men und Herren! Aussiedler, Asylbewerber, Über- 
siedler, „Zumutung", „Überlastung", „Überfrem- 
dung" — heute höre ich „echte Aussiedler" alles in 
einem Atemzug. 

Platzangst macht sich breit, eine gezüchtete Angst 
gegenüber allem Fremden, die objektiv nicht erklär- 
bar ist. Interessant sind die Parallelen, wie in diesem 
Land erst mit den Asylbewerbern und jetzt mit den 
Einwanderern aus Osteuropa umgegangen wird. 

Als sich die jährliche Zahl der Asylbewerber etwa 
bei 10 000 Menschen bewegte, wurde das Grund- 
recht auf Asyl als Menschenrecht betont. Die Flücht- 
linge waren bei uns willkommen, um vor Verfolgung 
und Unterdrückxing bei uns Schutz zu finden. Als sich 
die Anzahl der Flüchtlinge in den 80er Jahren erhöhte 
und gar die 100 000-Grenze überschritt, wurden sie 


zur „Belastung". Von „Asylmißbrauch", „Überfrem- (C) 
düng" und „durchraßter Gesellschaft" war die 
Rede. 

(Nolting [FDP]: Wer hat denn so gesprochen? 

Niemand!) 

An die Stelle des Kriteriums der Menschenrechte trat 
das staatliche Definitionsmonopol über die soge- 
nannte Zumutbarkeitsgrenze. 

Es folgten Gesetze: Abschreckende Maßnahmen 
wie das Arbeitsverbot oder die Unterbringung in men- 
schenunwürdigen Sammellagern, strengere Einreise- 
bestimmungen, die auf die Herkunftsländer der 
Flüchtlinge angewendet wurden, Anerkennungskri- 
terien für Asylbewerber, die sich nach den hiesigen 
nationalen Interessen und nicht nach den Menschen- 
rechtssituationen in den Fluchtländern richteten. 

So lag die Anerkennungsquote für tamilische 
Rüchtlinge einst bei über 80 %, heute bei etwa 15 %, 
ohne daß sich die Menschenrechtssituation auch nur 
um einen Deut gebessert hätte. Den Aussiedlern, 
meine Damen und Herren, die eigentlich Einwande- 
rer sind, da sie nicht unter Zwang, sondern freiwillig 
gekommen sind, droht ein ähnliches Schicksal. 

Vor drei Jahren kamen etwa 40 000; im letzten Jahr 
war es eine runde Viertelmillion. Aussiedler waren 
und sind bei uns herzlich willkommen, da sie als Ein- 
wanderer deutscher Abstammung gelten. Der Staat 
reagierte aber ähnlich: wiederum neue technokrati- 
sche Gesetze und Leistungskürzungen. Mit dem vor- 
liegenden Gesetz soll die Freizügigkeit eingeschränkt 
werden. 

(D) 

Hilfe, meine Damen und Herren, sollte sich eigent- 
lich an den Ohnmächtigen und nicht an den Mächti- 
gen orientieren. Die Mächtigen jedenfalls sind wir, die 
Ohnmächtigen die Aussiedler und die Rüchtlinge. 

Bis heute hat die Bundesregierung außer ihrem 
höchst bescheidenen Eingliederungsprogramm vom 
31. August 1988 keine politische Gesamtkonzeption 
zur Eingliederung der Einwanderer vorgelegt, son- 
dern bastelt lieber an Quoten und rein quantitativen 
Umverteilungen. Der deutsche Städtetag hat ein 
13-Milliarden-DM-Programm für die Einwanderung 
gefordert. Statt dessen werden die ohnehin hochver- 
schuldeten Gemeinden im Stich gelassen und sind 
zweifellos überfordert. 

An guten Worten, meine Damen und Herren, fehlt 
es Ihnen nicht. Aber wo sind Ihre Antworten auf das 
Einwanderungsproblem , 

(Sielaff [SPD]: Sehr richtig!) 

eine Einwanderung, die Sie immer begrüßt und poli- 
tisch gewollt haben? Mit kurzatmigen und pragmati- 
schen Gesetzen wie diesem heute vorgelegten bleibt 
diese Bundesregierung eine Antwort auf ein uns noch 
über mehrere Jahre hinaus beschäftigendes Problem 
vollkommen schuldig, denn bis Anfang der 90er Jahre 
werden weitere Hunderttausende von Einwanderern 
zu uns kommen. 

Meine Damen und Herren, der neue Bundesinnen- 
minister bringt mit der Vorlage des Gesetzes zur Fest- 
legung eines vorläufigen Wohnortes ein hohes Maß 
an Hektik, Übereifer und Nervosität zum Ausdruck. 
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Meneses Vogl 

(A) Der Gesetzentwurf ist mit heißer Nadel gestrickt 
— das wissen Sie auch — und mußte mehrfach verän- 
dert werden, weil er sich außerhalb der grundgesetz- 
lich garantierten Freizügigkeit bewegte, wobei bis 
heute noch nicht alle Bedenken ausgeräumt sind. 

Das Gesetz sieht vor, die Freizügigkeit für Einwan- 
derer für die Dauer von zwei Jahren einzuschränken, 
sofern die Einwanderer keinen Wohnraum, Arbeits- 
oder Ausbildungsplatz nachweisen können. Die Län- 
der werden ermächtigt, die Einwanderer nach einem 
eigenen Verteilungsschlüssel den Gemeinden zuzu- 
weisen. Schon immanent ist das Gesetz bloße Maku- 
latur: Auf der einen Seite sind die Gemeinden, die 
keine Einwanderer zugewiesen bekamen, nicht ver- 
pflichtet, die Einwanderer zu betreuen, auf der ande- 
ren Seite wird den Einwanderern ihr Rechtsanspruch 
auf alle gesetzlichen Leistungsansprüche nicht be- 
stritten. Mit anderen Worten: Die Gemeinden verfü- 
gen da kann man nur sagen: Gott sei Dank — über 
keine Sanktionsmaßnahmen gegenüber den Einwan- 
derern, 

Außerdem beinhaltet der Gesetzentwurf im Kern 
nur eine bloße Umverteilimg von stärker belasteten 
Gemeinden zugunsten von weniger stark belasteten 
Gemeinden, ohne damit das eigentliche Dilemma zu 
lösen, daß den hohen Einwanderungszahlen nur sehr 
bescheidene Eingliederungshillen des Bundes ge- 
genüberstehen. Unserer Ansicht nach kann das Pro- 
blem nur durch erhebliche finanzielle Anstrengungen 
des Bundes zugunsten der Gemeinden gelöst werden. 
Denn sonst machen sie sich mitschuldig, daß sich die 
Konkurrenz auf dem Arbeits- und Wohnungsmarkt 

(B) zwischen den Einheimischen und den Einwanderern 
in ausländerfeindlichen Aggressionen entlädt. 

Gerade wegen seines befristeten Charakters und 
seiner völligen Untauglichkeit, weil er nämlich die 
Eingliederungsfrage zur bloßen Umverteilungsfrage 
reduziert, wird dieser Gesetzentwurf zu nichts führen. 
Im Gegenteil, es ist eher zu befürchten, daß die Befri- 
stung dann aufgehoben und die Freizügigkeit noch 
weiter eingeschränkt wird, wenn die jetzt beabsich- 
tigten Maßnahmen nicht greifen. Der beabsichtigte 
Sinn des Gesetzes, die Gemeinden zu entlasten, wird 
nicht erfüllt. Im Gegenteil — das meine ich wirkhch 
ernst — , Sie schaffen dadurch mehr „ Republikaner "- 
Wähler. 

Meine Damen und Herren, wir können und werden 
diesem Entwurf daher nicht zustimmen. 

Die Fraktion der SPD und die Länder Nordrhein- 
Westfalen und Berlin, auf die sich die Einwanderung 
besonders konzentriert, haben eine Änderung der 
Länderquoten erreichen können. Dabei ist die Hal- 
tung des Saarlandes und des saarländischen Minister- 
präsidenten bemerkenswert; das Saarland ist augen- 
scheinlich nicht einmal bereit, der Länderquote von 
1,8% zuzustimmen. Ich kann mich ohnehin des Ein- 
drucks nicht erwehren, daß zwar alle Parteien die 
Aussiedler als „unsere Landsleute" begrüßen, die Fol- 
gen der Aufnahme und Integration jedoch dem je- 
weils anderen zuschieben möchten. 

Wir werden dem neuen Quotenschlüssel, der in frü- 
heren Jahren unter ganz anderen Voraussetzungen 
und Bedingungen festgelegt wurde, daher ebenso zu- 


stimmen wie dem Entschließungsantrag der SPD, der (C) 
eine stärkere Beteiligung des Bundes an den Kosten 
für Übergangs Wohnheimplätze vorsieht. 

Danke schön. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 


Vizepräsident Westphai: Ich erteüe das Wort 
dem Herrn Bundesminister des Innern, Herrn Dr. 
Schäuble. 


Dr. Schäuble, Bundesminister des Innern: Herr Prä- 
sident! Meine sehr geehrten Damen imd Herren! Wir 
Deutschen in der Bimdesrepublik Deutschland tragen 
Verantwortung für alle Deutschen, wo immer sie le- 
ben, weü wir im einzigen freien Teil unseres Vaterlan- 
des leben, weil unseren Landsleuten das Selbstbe- 
stimmungsrecht vorenthalten ist und weil sie unter 
den Folgen des Zweiten Weltkriegs unendlich länger 
imd schwerer gelitten haben als wir. Ziel unserer Poli- 
tik ist nicht, daß alle Deutschen in die Bundesrepublik 
Deutschland kommen, Ziel unserer Politik ist viel- 
mehr, die Lebensverhältnisse für alle Deutschen so 
verbessern zu helfen, daß nicht Hunderttausende sich 
so bedrängt fühlen, daß sie ihre angestammte Heimat 
verlassen wollen. 

(Zustimmung der Abg. Frau Hämmerle 
[SPD]) 

Diese Bundesregierung hat 1987 mit einem Abkom- 
men mit Ungarn einen Durchbruch erzielt, in dem die 
Rechte einer deutschen Minderheit erstmals von ei- (f^) 
nem Staat des Warschauer Paktes anerkannt worden 
sind. Die Gespräche über substantielle Verbesserun- 
gen für Deutsche in der Sowjetunion und in Polen 
kommen gut voran. Ich will allerdings auch meine 
Zweifel nicht verhehlen, daß kurzfristig durch noch so 
gute Gesprächsergebnisse die Zahl der Ausreisewil- 
ligen stark beeinflußt werden kann. Das Gefälle zwi- 
schen den Lebensumständen hier und in den Staaten 
des Warschauer Paktes ist dafür wohl zu groß und der 
Wunsch vieler unserer Landsleute, endlich mit uns in 
Freiheit zu leben, zu stark und oft schon Jahrzehnte 
alt. 

(Sielaff [SPD]: „Landsleute" ist gut!) 

Wie auch immer: Die, die kommen, bleiben will- 
kommen. Sie haben unter den Folgen des Zweiten 
Weltkriegs so viel länger und so viel schwerer als wir 
gelitten. Ich füge auch hinzu: Es tut unserem Land 
nicht nur wegen der dramatisch gesunkenen Gebur- 
tenrate gut, wenn Menschen mit einem Durch- 
schnittsalter von 35 Jahren, wenn Familien mit durch- 
schnittlich drei bis vier Kindern zu uns kommen, Men- 
schen, die dieses Land bejahen, die hier leben wollen, 
die hier arbeiten und anpacken können und wollen. 

(Jäger [CDU/CSU]: Sehr richtig!) 

Natürlich ist die Aufnahme und Eingliederung so vie- 
ler Landsleute in verhältnismäßig kurzer Zeit mit 
Schwierigkeiten verbunden, vor allem übrigens für 
die Betroffenen selbst. 

(Sielaff [SPD]: Wieder „Landsleute"! Die 
sind seit 200 Jahren in der Sowjetunion!) 
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Bundesminister Dr. Schäuble 

(A) — Man kann offensichtlich unterschiedlicher Mei- 

nung sein. 

(Sielaff [SPD]: Das ist nicht differenziert ge- 
nug!) 

— Das ist sehr differenziert, aber Ihre Zwischenrufe 
sind so stereotyp, daß Sie nicht für Differenzierung 
plädieren können. 

(Sielaff [SPD]: Sie haben erst sehr spät be- 
griffen, was wir vorher schon gesagt haben! 

Daß Sie sich irritieren lassen, zeigt doch, wie 
unsicher Sie sind!) 

— Vielleicht können Sie mal einen Moment wieder 
zuhören. Ich finde, die Diskussion lebt davon, daß 
man sich gegenseitig zuhört. Ich höre allen immer 
sehr aufmerksam zu, aber man hört besser zu, wenn 
man nicht dauernd dazwischenredet. 

Ich möchte gern darauf aufmerksam machen: Wir 
reden von den Schwierigkeiten, die mit der Einghede- 
mng vieler Deutscher, die zu uns kommen, in kurzer 
Zeit verbunden sind. Ich glaube, die Schwierigkeiten 
sind vor allem für die Betroffenen selbst am größten, 
und wir sollten dies in dieser Debatte auch nicht über- 
sehen. Ich denke, daß wir diese Schwierigkeiten am 
besten meistern können, wenn Bund, Länder und Ge- 
meinden gemeinsam ihre Verantwortung wahmeh- 
men und wenn im übrigen viele Bürger und Gruppen 
in Wirtschaft und Gesellschaft tatkräftig mithelfen. 

Wir haben die Mittel für Sprachförderung, für beruf- 
hche Einghederung, für Wohnungsbau, auch für die 
Betreuung durch Kirchen und Wohlfahrtsverbände 
erhöht, und wir werden sie weiter erhöhen. Mit dem 
(ß) Gesetz zur Anpassung von Eingliederungsleistungen 
sollen die Aussiedler vor dem Mißverständnis be- 
wahrt werden, sie erhielten mehr Leistungen als ver- 
gleichbare, schon lange hier lebende Deutsche. Sie 
sollen, soweit überhaupt vergleichbar, weder mehr 
noch weniger erhalten. 

(Schulze [Berhn] [CDU/CSU]: Eine sehr ver- 
nünftige Regelung!) 

Auch das heute zur Verabschiedung anstehende 
Gesetz soll die Einghederung der Aussiedler erleich- 
tern. Aus verständhchen Gründen lassen sich viele 
Neubürger gern an Orten nieder, wo schon Ver- 
wandte oder Bekannte leben. Die daraus folgende 
Konzentration auf verhältnismäßig wenige Gemein- 
den erschwert aber die Versorgung mit Wohnungen 
und Arbeitsplätzen. Deshalb sollen mit diesem Gesetz 
die Bundesländer ermächtigt werden, die Zuständig- 
keit von Gemeinden für die Versorgung derjenigen 
Aussiedler zu regeln, die nicht auf andere Weise Woh- 
nung oder Arbeitsplatz gefunden haben und die des- 
halb auf öffenthche Hilfe angewiesen sind. 

Es geht also, meine Damen und Herren, in Wahrheit 
gar nicht darum, die Freizügigkeit von Aussiedlem 
einzuschränken. 

(Sielaff [SPD]: Na, na!) 

Nur weil auch schon die bloße Zuständigkeitsrege- 
lung für Gemeinden den Art. 11 Abs. 1 unseres 
Grundgesetzes berühren könnte, deswegen muß we- 
gen der Vorschrift des Art. 19 Abs. 1 die — mögh- 
che — Einschränkung des Freizügigkeitsrechts aus- 
drücklich erwähnt werden. Jeder Aussiedler kann 


sich auch in Zukunft ganz selbstverständhch inner- (C) 
halb des Bundesgebiets frei bewegen. 

Herr Präsident, meine Damen und Herren, wir ha- 
ben gute Voraussetzungen dafür, den nun zu uns 
kommenden Deutschen ein gutes Zuhause zu bieten. 

Wir haben unter viel schlechteren Umständen in der 
Nachkriegszeit die Aufnahme und Eingliederung von 
12 Millionen Rüchtlingen und Vertriebenen ge- 
schafft, und wir verdanken ihnen viel beim Wieder- 
aufbau unseres Landes. Ohne sie wäre unsere Bun- 
desrepubhk nicht geworden, was sie heute ist. 

Deshalb sollten wir heute unter unvergleichhch 
besseren wirtschaftlichen und finanziellen Vorausset- 
zungen nicht wegen ein paar hunderttausend Aus- 
siedlern verzagen. Wir werden diese Aufgabe um so 
besser meistern, je weniger darüber Streit unter den 
pohtischen und gesellschafthchen Kräften entsteht, 
vor allem wenn zwischen Bund, Ländern und Ge- 
meinden nicht gegenseitig Verantwortung und Zu- 
ständigkeiten hin und her geschoben werden. 

Ich mache deswegen, Frau Kollegin Hämmerle, zu 
den beiden Anträgen der SPD einige wenige Bemer- 
kungen aus meiner Sicht. 

Zunächst fällt mir bei den Anträgen auf, daß Sie in 
dem einen Fall die Länder zu etwas zwingen wollen, 
worüber sich selber zu einigen die Länder eigentiich 
auf gef ordert sind. Ich bin der Meinung: Wir sollten die 
Länder bitten, sich zu einigen. Das gehört zur gesamt- 
staatlichen Verantwortung der Bundesländer. Sie 
müssen in Fragen, für die sie zuständig sind, in der 
Lage sein, sich unter elf Bundesländern zu einigen. 
Deswegen halte ich die Form des Antrags der Koah- 
tionsfraktionen für die richtige. 

Es fällt auf: In der anderen Frage, wenn es darum 
geht, unter Änderung bestehender Gesetze gemein- 
same Forderungen an den Bund zu stellen, sind sich 
alle einig, und die SPD-Fraktion macht sich zum Spre- 
cher. Ich finde, wir müssen auch da zwischen Bund 
und Ländern fair miteinander umgehen. 

(Freiherr von Schorlemer [CDU/CSU]: Sehr 
wahr!) 

Wir sollten auch die Gespräche miteinander führen. 

Ich führe sie und bin weiterhin bereit, sie zu führen, 
auch mit dem Ziel, Lösungen zu finden. 

Aber ich füge hinzu: Der Staat kann nicht alles. 
Gerade in einer freiheithchen Lebensordnung müssen 
die Bürger und die gesellschaftlichen Gruppen das 
Ihre tun. Ich bin zuversichthch, daß viele Mitbürger 
bereit sind, mitzuhelfen. Die Kirchen, die Sozialpart- 
ner, die Wohlfahrtsverbände, die Vermieter, aber bei- 
spielsweise auch der Sport: alle können helfen, und 
viele haben schon gute Beiträge geleistet. 

Ich habe deshalb zur Fortsetzung der vom Herrn 
Bundeskanzler im Herbst 1988 durchgeführten Kon- 
ferenz mit Vertretern gesellschaftlicher Gruppen über 
die Einghederung von Aussiedlern für die kommende 
Woche in das Innenministerium eingeladen. 

Je besser wir als pohtisch Verantwortliche in allen 
Parteien, in Bund, Ländern und Gemeinden unsere 
gemeinsame Verantwortung wahrnehmen, um so 
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Bundesminister Dr. Schäuble 

(A) mehr werden wir auch die Bereitschaft unserer Mit- 
bürger zum Mittun gewinnen. 

(BeifaU bei der CDU/CSU und der FDP) 


Vizepräsident Stücklen: Ich erteile das Wort dem 
Herrn Minister für Arbeit, Gesundheit und Soziales 
des Landes Nordrhein-Westfalen, Herrn Heine- 
mann. 


Minister Heinemann (Nordrhein-Westfalen): Herr 
Präsident! Meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Die Aufnahme der Aussiedler hat in nur eineinhalb 
Jahren ein Ausmaß erreicht, das wir uns nicht vorge- 
stellt hatten: 200 000 im Jahr 1988, 400 000 — vermut- 
lich mehr — im Jahr 1989. 

Lassen Sie mich vorweg sagen: Wir können es nur 
begrüßen, daß heute in der Sowjetunion und auch in 
der Volksrepublik Polen viele tausend Deutsche die 
Freiheit haben, das Land zu wählen, in dem sie leben 
wollen. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU und der FDP) 

Dies darf aber nicht den Bhck für die Probleme ver- 
stellen, die durch die gewaltige Aussiedlerzahl bei 
uns entstehen. Das gilt im besonderen Maße für Nord- 
rhein-Westfalen: 84 000 im Jahr 1988; 44 % bei einem 
Bevölkerungsanteil von nur 28 % . Aber nach den Zah- 
len der ersten vier Monate des Jahres kommen immer 
noch rund 40 % der Aussiedler nach Nordrhein-West- 
(B) falen. Wenn Sie, Kollege Waffenschmidt, mir andere 
Zahlen sagen, dann ist das eine Momentaufnahme. 
Ich würde mich glücklich schätzen, wenn diese Zah- 
len sich langfristig einstellten. Ich stelle mich aber 
darauf ein, daß, auf das Jahr hochgerechnet, für Nord- 
rhein-Westfalen 160 000 Menschen zu uns kommen. 
Das sind so viele Menschen, wie in Sohngen wohnen, 
und das sind zehnmal so viele Menschen, wie in Berg- 
neustadt wohnen. Kollege Waffenschmidt, lassen Sie 
mich Ihnen dazu sagen, daß es mich sehr befremdet, 
daß Sie mich briefhch auf gef ordert haben und jetzt 
noch öffenüich auffordern, wegen der hohen Aufnah- 
mezahl in Bergneustadt — das gilt für Nordrhein- 
Westfalen insgesamt — keine Aussiedler mehr dort- 
hin zu schicken und Ihren Wahlkreis zu verschonen. 

Ich sage für mich selbst: Es ist ein Stück fürs Toll- 
haus, daß der Aussiedlerbeauftragte mich in dieser 
Form auffordert. Herr Schäuble, ich frage Sie: Was 
würden Sie sagen, wenn ich Sie aufforderte, dafür zu 
sorgen, daß keine Aussiedler mehr nach Nordrhein- 
Westfalen kommen? Das ist das, was der Kollege Waf- 
fenschmidt will. — Er will eine bessere Verteilung. 
Dafür setzt er sich ein. Das will auch ich. Deshalb 
spreche ich hier. Darauf komme ich noch. 

(Beifall bei der SPD) 

Die Zahlen zeigen, in welchem Maße Nordrhein- 
Westfalen überlastet ist. Hier muß zunächst der Hebel 
angesetzt werden. Wir fordern, daß die Aussiedler, 
dem Bevölkerungsanteil angemessen, auf alle Länder 
verteilt werden. Der Gesetzentwurf der Bundesregie- 
rung geht auf diesen wesenüichen Punkt überhaupt 
nicht ein. Die Bundesregierung muß endlich ihre Un- 


tätigkeit bei der Verteilung und Zuweisung der Aus- (C) 
Siedler auf die Länder aufgeben. 

(Beifall bei der SPD) 

Wenn verfassungsrechtliche Bedenken geltend ge- 
macht werden, kann ich nur sagen: Das kann nun 
wirklich nicht überzeugen. 

(Nolting [FDP]: Das wurde gerade anders ge- 
sagt!) 

— Hören Sie zu. Das können Sie allerdings nur 
schlecht. Das stelle ich auch immer im Fernsehen fest, 
wenn Sie dazwischenschreien. 

(Dr. Rüttgers [CDU/CSU] : Unglaublich! - 
Weitere Zurufe von der CDU/CSU) 

Deshalb haben Sie bei der Wahl am Sonntag auch so 
hoch verloren. 

(Nolting [FDP]: Wo denn? Haben Sie denn 
gewonnen?) 

— Doch, gucken Sie sich das bei uns in Nordrhein- 
Westfalen an. 

Es ist doch inkonsequent, Aussiedlern innerhalb ei- 
nes Landes den Zuzug in eine Wunschgemeinde ver- 
wehren zu wollen und die Freizügigkeit einzuschrän- 
ken, dasselbe aber beim Zuzug in ein anderes Bun- 
desland nicht mehr für zulässig zu halten. Worin be- 
steht denn der Unterschied, wenn ich einen Aussied- 
ler statt nach Bonn nach Euskirchen schicken kann 

— was dann Rechtens ist — und einen anderen statt 
nach Bonn nicht nach Koblenz schicken kann, weil es 
angebhch nicht Rechtens ist? Hier versteckt man sich 
hinter der Verfassung, statt das Problem anzupak- (D) 
ken. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der GRÜNEN) 

Immer wieder wird von der Bundesregierung und 
der Koalition auf die Verteilungsverordnung von 
1952 verwiesen. Die Aufnahmezahlen beweisen je- 
doch, daß die Quote von 31,7% für Nordrhein- West- 
falen nicht eingehalten wird. Diese Quote liegt immer 
noch um 4 % über dem, was dem Bevölkerungsanteil 
entspricht. Es ist auch nicht möghch, diese Quote ein- 
zuhalten, da eine Verpflichtung der Aussiedler nicht 
besteht. Die Erfahrungen zeigen ganz deutlich, daß 
die bestehende Regelung das Problem nicht löst. 

(Richtig! bei der SPD) 

Aber nicht einmal eine Regelung über die Vertei- 
lung in den Ländern enthält dieser Gesetzentwurf. 
Dafür enthält er wirklich keine wirksame Regelung, 

Herr Schäuble. 

(Beifall bei der SPD) 

Es muß sicher gestellt sein, daß die Maßnahmen auch 
wirklich greifen; sonst erhalten die besonders betrof- 
fenen Hauptaufnahmegemeinden Steine statt Brot. 

So, wie der Entwurf jetzt ausgestaltet ist, kann sich 
fast jeder der Zuweisung folgenlos entziehen. In dem 
Gesetzentwurf heißt es nur, daß keine andere Ge- 
meinde verpflichtet ist, ihn als Aussiedler zu betreuen. 

Was heißt das denn, wenn man berücksichtigt, daß 
der Satz aus dem Referentenentwurf gestrichen wor- 
den ist — ich zitiere — : „Der Auf genommene ist ver- 
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Minister Heinemann 

(A) pflichtet, den ihm zugewiesenen Wohnsitz zu neh- 
men. " ? 

Die Aussiedler werden sehr schnell wissen, daß eine 
Mißachtung der Zuweisungsentscheidung keine Kon- 
sequenzen hat. Sie werden weiter versuchen, in die 
Hauptaufnahmegemeinden zu gehen, wo sie Ver- 
wandte oder Bekannte haben. Das kann man ihnen ja 
nicht einmal verdenken. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Eben!) 

Die Situation wird dann auch in Bergneustadt, Kollege 
Waffenschmidt, chaotisch. 

Der Bundeskanzler sollte sich einmal ansehen, was 
die Menschen vor Ort erwartet 

(Nolting [FDP]: Waren Sie schon einmal vor 
Ort?) 

— Öfter als Sie; wüßten Sie das, würden Sie nicht so 
dumm reden — , 

(Freiherr von Schorlemer [CDU/CSU]: Uner- 
hört! Das können Sie im Landtag machen, 
aber nicht hier! — Zurufe von der CDU/CSU 
und der FDP: Wir sind hier nicht in der West- 
falenhalle! — Wo leben wir denn!) 

die eingeladen wurden, als Deutsche unter Deutschen 
zu leben. Turnhallen und Sitzungssäle als Unterkunft, 
mehrere Großfamilien in einer Wohnung, und ich 
sage Ihnen: bald können — nein, ich befürchte, bald 
werden — Zeltstädte in den Städten entstehen 

(Nolting [FDP]: Benehmen Sie sich mal!) 

wie für die Flüchtlinge aus Bulgarien in der Türkei. 
Das ist nicht mehr Eingliederung, Kollege Schäuble, 
das ist Ausgliederung der Menschen. 

(Zuruf von der FDP: Dies ist keine Kneipen- 
versammlung!) 

Nordrhein-Westfalen wendet 1989 1,1 Milliarden 
DM für Aussiedler auf. Unsere Gemeinden sind in 
ihren finanziellen Möglichkeiten ebenfalls erschöpft. 
Nordrhein- Westfalen und seine Gemeinden tragen 
doch sowieso schon große Lasten: die gewaltigen Ko- 
sten des Strukturwandels einer Region, die mit ihrer 
Industrie den anderen Bundesländern erst zum Wie- 
deraufbau verhelfen hat. Ist denn vergessen, daß es 
die Bergleute und Stahlarbeiter an Rhein und Ruhr 
waren, die dafür gesorgt haben, daß manche saure 
Wiese in anderen Bundesländern heute hochwertiges 
Industrieansiedlungsgebiet ist? 

Oder die Folgen der 9. Novelle zum Arbeitsförde- 
rungsgesetz, die uns weh tun. Und jetzt noch die Fol- 
gen eines 48-Milliarden-DM- Geschenkes, das die 
Bundesregierung mit der Steuerreform hauptsächlich 
den Reichen gemacht hat. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Die Politik der Bundesregierung raubt uns den finan- 
ziellen Spielraum für andere dringende Aufgaben der 
Sozialpohtik. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Das trifft die ansässige Bevölkerung. Wer wundert 
sich dann noch, daß selbst in der freiheitsliebenden 
und toleranten Bevölkerung an Rhein und Ruhr Ab- 


lehnung gegenüber den Neuankömmlingen laut (C) 
wird? 

Ich habe eine Umfrage in Auftrag gegeben, die 
mich in vielen Punkten sehr erschrocken gemacht hat. 

Wir können froh sein — das ist ein Verdienst der 
Landesregierung Nordhrein-Westfalen — , daß die 
Rechtsradikalen bei uns nicht die Stärke wie in Bayern 
und Baden- Württemberg erreicht haben. 

(Zustimmung bei der SPD — Zuruf von der 

CDU/CSU: Der Landesregierung?) 

— Jawohl, von Nordrhein-Westfalen. — Aber über 
5 % DVU und Republikaner sind mir auch in diesem 
Land zuviel. 

(Sielaff [SPD]: Sehr richtig!) 

Wir können uns also nicht mit einem Gesetz zufrie- 
dengeben, das für die Bundesregierung ein Alibi ist 
und das in Wirklichkeit Nordrhein-Westfalen mit sei- 
nen Problemen allein läßt. 

(Beifall bei der SPD) 

Wenn der Gesetzentwurf in der vorliegenden Fassung 
von der Koalition verabschiedet wird, dann wrird 
Nordrhein-Westfalen im Bundesrat einen Antrag auf 
Einberufung des Vermittlungsausschusses stellen. 

Dieses Verhalten der Bundesregierung haben wir in 
den letzten Jahren immer wieder erlebt: Der Bundes- 
kanzler spricht von einer „nationalen Aufgabe", läßt 
aber bei der Lösung dieser Aufgabe Länder und Ge- 
meinden im Regen stehen. 

(D) 

(Zuruf von der CDU/CSU: Unsinn!) 

Einstimmig haben Bundesrat und alle Ministerprä- 
sidenten, auch Ihre, ein massiv verstärktes finanziel- 
les Engagement des Bundes bei der Eingliederungs- 
hilfe, beim Wohnungsbau und bei der Schaffimg von 
Übergangseinrichtungen gefordert. Eine auch nur an- 
nähernd befriedigende Antwort ist bisher nicht er- 
folgt. Der Bundeskanzler läßt Nordrhein -Westfalen im 
Stich. 

(Sielaff [SPD]: Und Schäuble auch!) 

Der Bundesarbeitsminister, der doch durch sein 
Parteiamt mit unserem Lande verbunden sein sollte, 
ist auf Tauchstation. Es gab nur schöne Worte, aber 
keine Taten; statt dessen jetzt ein Alibigesetz. 

(Dr. Blüm [CDU/CSU]: Was heißt hier 
„Tauchstation"?) 

und in Kürze ein Eingliederungsanpassungsgesetz, 
das den Bund finanziell entlastet und die Gemeinden 
bei der Sozialhilfe zusätzlich belastet. 

(Dr. Blüm [CDU/CSU]: Ich melde mich an der 
Wasseroberfläche ! ) 

Das Sankt-Florians-Prinzip ist wohl oberstes Prinzip 
der Politik der Bundesregierung geworden. Aber 
Nichtstun und Augen verschließen helfen nicht wei- 
ter. 

(Dr. Blüm [CDU/CSU]: Sie verwechseln mich 
mit dem Rau!) 
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Minister Heinemann 

(A) Die Leidtragenden sind auch Menschen, die bei uns 
eine Heimat und keine Zeltstätten suchen. 

(Beifall bei der SPD und des Abg. Meneses 
Vogl [GRÜNE] - Zurufe von der CDU/ 
CSU) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat der Herr Ab- 
geordnete Zeitlmann. 

Zeitlmann (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine sehr 
geehrten Damen und Herren! Ich habe bei der Vorbe- 
reitung auf diese Diskussion zum Thema Eingliede- 
rung von Aussiedlern an sich den Termin dieser Ge- 
sprächsrunde im Parlament begrüßt, und zwar insbe- 
sondere im Hinblick auf die Wahlen der letzten Tage 
und deren Ergebnisse, weil ich der Meinung war: Es 
ist ganz couragiert, wenn sich das Parlament hier zu 
einem Zeitpunkt, da die Stimmung an den Stammti- 
schen eher gegen die ganzen Fragen spricht, damit 
befaßt und Flagge zeigt. Wenn ich jetzt aber auf die 
Diskussion zurückblicke, die hier stattgefunden hat, 
dann muß ich eigentiich sagen: Teile des Hauses ha- 
ben nichts gelernt aus den Wahlergebnissen. 

(Stahl [Kempen] [SPD]: Vor allen Dingen Sie 
nicht!) 

Es gilt doch, die grundsätzlichen Probleme in größt- 
möglicher Gemeinsamkeit zu behandeln, anstatt hier 
um die Kosten herumzuschachern und sich gegensei- 
tig die Verantwortung zuzuschieben. 

Frau Kollegin Hämmerle, ich kenne Sie als sehr 
sachbezogen. Ich habe es nicht verstanden, daß Sie 
sich hier hinstellen und sagen, die Wohnungsbaupoli- 
tik des Bundes sei gescheitert. 

(Sielaff [SPD]: Ist sie doch! Das sind doch Tat- 
sachen! — Dr. Nöbel [SPD]: Das ist eine Ka- 
tastrophe! — Zurufe von der SPD: Das war 
noch vornehm ausgedrückt!) 

— Sie wissen doch ganz genau, daß der Bund selbst ja 
nicht baut. Wer von uns hat denn mehr Beziehungen 
zu großen Baugenossenschaften? Das sind Sie doch 
und nicht wir. 

(Lachen bei der SPD — Dr. Czaja [CDU/ 
CSU]: Die Neue Heimat! — Frau Hämmerle 
[SPD]: Ich habe Sie bis jetzt auch als sachlich 
gekannt! — Weiterer Zuruf von der SPD: So 
ein Quatsch!) 

— Aber, meine Damen und Herren, wir erreichen 
doch in der Materie nichts, wenn wir uns jetzt hier 
gegenseitig die Schuldscheine zuschieben 

(Sielaff [SPD]: Das machen Sie doch!) 

und wenn wir uns hier gegenseitig die Verantwortung 
zuschieben. — Entschuldigung, Herr Sielaff, lassen 
Sie einen doch ausreden. Sie sind Pfarrer oder Diakon 
und haben es nicht gelernt, zuzuhören. Lassen Sie 
einen doch ausreden! 

(Lachen bei der SPD — Abg. Brück [SPD] 
meldet sich zu einer Zwischenfrage) 

Vizepräsident Stücklen: Herr Abgeordneter, gestat- 
ten Sie eine Zwischenfrage? — Bei den Pfarrern ist es 
ja immer umgekehrt. 


Zeitlmann (CDU/CSU): Nein, wir sind alle unter (C) 
Zeitdruck. Entschuldigung, bitte nicht. 

(Zurufe von der SPD) 

Meine Damen und Herren, ich will doch nur eines 
klarmachen: Wir kommen nur weiter, wenn wir diese 
Herausforderung für unsere Gemeinschaft gemein- 
sam angehen und wenn wir hier miteinander eine 
Lösung für diese Aussiedler suchen. Da sind doch so 
manche Zwischentöne falsch. Es ist falsch, so zu tun, 
als ob die Quotierung, die Aufteilung, der Schlüssel 
von diesem Parlament gemacht werden könne. Es wi- 
derspricht doch auch dem Selbstverständnis der Län- 
der, hier zu sagen: Bund, regele du das. 

(Zuruf von der SPD: Das steht doch gar nicht 
drin!) 

Die Länder können doch in Eigenverantwortung eine 
Änderung vornehmen. Dazu brauchen sie doch nor- 
malerweise den Bund nicht. Sie müssen doch sehen, 
daß Sie dieses Gesetz nur überfrachten und in der 
Konsequenz nur das Inkrafttreten hinausschieben, 
wenn Sie jetzt die Behandlung im Bundesrat mit die- 
ser Regelung überfordern. So ist doch die Situation. 

Meine Damen und Herren, ich bin der Meinung, wir 
sollten jetzt ganz sachlich an dieses Thema herange- 
hen. Es hilft uns doch gar nichts, so zu tun, als ob wir 
hier mit einer Konfrontation irgendeinen Vorteil errei- 
chen. Tatsache ist, daß die Regierung heuer ihre Woh- 
nungsbaumittel erhöht hat, daß sie zweitens, um mehr 
Akzeptanz auch draußen zu finden, eine Gesetzesän- 
derung vorbereitet, um dort, wo vielleicht Bevortei- 
lungen der Aussiedler vorhanden sind, Unebenheiten pj 
zu beseitigen. 

Meine Damen und Herren, ich bin auch der Mei- 
nung, daß die Bemühungen, in den Ländern des 
Ostens bessere Bedingungen für diese Menschen zu 
schaffen, damit sie ihre Heimat nicht auf geben müs- 
sen, unterstützt und gefördert werden müssen. Ich 
kann nur inständig bitten, daß der Bundeskanzler bei 
einem Besuch in Polen dieser Frage ein besonderes 
Augenmerk widmet. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU — 

Sielaff [SPD]: Alles ein bißchen spät, aber 
immerhin!) 

— Es bringt doch nichts, wenn Sie hier wieder „zu 
spät" dazwischenrufen. 

Meine Damen und Herren, das Grundprinzip unse- 
rer Aussiedlerpohtik ist doch ganz eindeutig, daß wir 
niemanden auffordem, seine Heimat zu verlassen, 
daß wir aber in Sohdarität diejenigen auf nehmen, die 
hier herkommen, weil sie nicht länger in diesem men- 
schenrechtsverachtenden System des Ostens leben 
wollen. 

Wenn wir nach dem Krieg 13 Millionen Vertriebene 
und Rüchtlinge aufnehmen konnten, dann kann es 
doch jetzt in diesem Wohlfahrtsstaat und dieser Wohl- 
standsgesellschaft kein Problem sein, einige hundert- 
tausend Aussiedler aufzunehmen. 

(Bemrath [SPD]: Warum denn nicht nach 

Bayern? Warum nicht nach Baden- Württem- 
berg?) 
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Zeitlmann 

(A) — Herr Kollege Bemrath, Sie wissen doch ganz ge- 

nau, daß der Innenminister in den letzten Wochen, 

(Bemrath [SPD]: Sie reden doch nur dmm- 
hemm!) 

gerade was Berhn anbelangt, ein Entgegenkommen 
vereinbart hat. Es ist ja auch unbestritten, und wir 
haben es gestern im Innenausschuß auch gehört, daß 
die Quote auch in Nordrhein-Westfalen zurückgefah- 
ren wurde. Aber über eines sind wir uns doch auch 
klar: Mit einer vollen Freizügigkeit wie bisher ist doch 
eine Quotiemng einfach begrifflich nicht vereinbar. 

(Bemrath [SPD]: Wir haben etwas gegen den 
Verzicht auf Quotiemng, weil Ihre Länder 
nicht mitmachen! — Frau Hämmerle [SPD]: 

So ist das!) 

— Sie haben ja gerade von Ihrem KoUegen aus der 
grünen Fraktion gehört, daß Ihr saarländischer Mini- 
sterpräsident nicht bereit ist, die Quote einzuhalten. 

(Bemrath [SPD]: Wer sagt das denn?) 

— Das war seine Behauptung. 

Fest steht doch, daß wir dieses Gesetz brauchen. 
Frau Hämmerle bestreitet das ja im Gmnde auch 
nicht. Der Bund hat jetzt auch Wesentliches getan, 
was die Erstaufnahme anbelangt. Er hat die Plätze in 
den Erstaufnahmelagern in einem Jahr praktisch ver- 
doppelt, zumindest bis zum Jahresende. Ich wiU nur 
bitten und deswegen noch einmal an die Gemeinsam- 
keit appellieren, meine Damen und Herren, daß wir 
doch um Gottes wiUen jetzt nicht in einen Streit über 
die richtigen Formen und Finanziemngsmöghchkei- 
ten in der Aussiedlerpolitik verfallen. Lassen Sie uns 
an aUe Kräfte des Staates appellieren, damit wir ge- 
meinsam diese Aufgabe meistern. 

(Zumf des Abg. Bemrath [SPD]) 

— Herr KoUege Bemrath, Sie sind ja sonst auch nicht 
so giftig, wie Sie sich hier geben. — Deswegen meine 
ich: Laßt uns Zusammenhalten, und laßt uns gemein- 
sam an einer Lösung arbeiten. Ich meine, das Gesetz 
ist ein guter Weg, und der Beschluß, den die Regie- 
mngsfraktionen vor schlagen, ist, so meine ich, auch 
der richtige Weg. Die Gemeinsamkeit ist die erste 
Aufgabe, die wir jetzt haben. Wenn wir den Gesetz- 
entwurf nicht aus dem Streit heraushalten, erledigen 
wir doch nur die Arbeit der radikalen Gruppiemn- 
gen. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 


Vizepräsident Stücklen: Meine Damen und Herren, 
ich schließe die Aussprache. 

Wir kommen zur Einzelberatung und Abstimmung 
über den Gesetzentwurf über die Festlegung eines 
vorläufigen Wohnsitzes für Aussiedler und Über- 
siedler — Dmcksachen 11/4615, 11/4689 und 

11/4859 

Ich rufe § 1 auf. Hierzu liegt auf Drucksache 
1 1/4861 unter Nr. 1 ein Änderungsantrag der Fraktion 
der SPD vor. Wer stimmt für diesen Änderungsantrag? 
— Gegenprobe! — Enthaltungen? — Keine Enthaltun- 
gen. Dieser Antrag ist mit Mehrheit abgelehnt. 


Wer für § 1 in der Ausschußfassung stimmt, den (C) 
bitte ich um Zustimmung. — Gegenprobe! — Die 
Fraktion DIE GRÜNEN. Enthaltungen? — Die Frak- 
tion der SPD. Damit ist § 1 in der Ausschußfassung 
angenommen. 

Ich rufe den Änderungsantrag der Fraktion der SPD 
auf Drucksache 11/4861 Nr. 2 auf. Es wird beantragt, 
nach § 1 einen neuen § 1 a einzufügen. Wer dem zuzu- 
stimmen wünscht, den bitte ich um ein Handzeichen. 
Gegenprobe! — Enthaltungen? — Keine Enthaltun- 
gen. Mit Mehrheit ab gelehnt. 

Ich rufe die §§ 2 bis 7, Einleitung und Überschrift in 
der Ausschußfassung auf. Wer dem zustimmt, den 
bitte ich um ein Handzeichen. — Gegenprobe! — Ge- 
gen die Stimmen der Fraktion DIE GRÜNEN. Enthal- 
tungen? — Die Fraktion der SPD. Die auf gerufenen 
Vorschriften sind angenommen. 

Wir treten in die 

dritte Beratung 

ein und kommen zur Schlußabstimmung. Wer dem 
Gesetzentwurf zuzustimmen wünscht, den bitte ich, 
sich zu erheben. — Gegenprobe! — Die Fraktion DIE 
GRÜNEN. Enthaltungen? — Die Fraktion der SPD. 
Damit ist dieser Gesetzentwurf mit der Mehrheit der 
CDU/CSU- und der FDP-Fraktion angenommen. 

Es ist noch über eine EntschUeßung des Innenaus- 
schusses abzustimmen, deren Annahme der Ausschuß 
auf Drucksache 11/4859 unter Buchstabe b) emp- 
fiehlt. Wer dafür ist, den bitte ich um ein Handzeichen. 

— Gegenstimmen? — Keine Gegenstimmen. Enthal- 
tungen? — Enthaltungen der SPD und der Fraktion 
DIE GRÜNEN. Die Entschließung ist mit Mehrheit ^ 
angenommen. 

Wir stimmen jetzt über den Entschheßungsantrag 
der Fraktion der SPD auf Drucksache 11/4862 ab. Wer 
stimmt für diese EntschUeßung? — Gegenprobe! — 
Enthaltungen? — Mit Mehrheit abgelehnt. 

Wir kommen zur Abstimmung über die Beschluß- 
empfehlung des Innenausschusses auf Drucksache 
11/4701. Der Ausschuß empfiehlt unter Buchstabe a) 
die Annahme einer EntschUeßung. Wer dafür stimmt, 
den bitte ich um ein Handzeichen. — Gegenprobe! — 
Fraktion DIE GRÜNEN. Enthaltungen? — Fraktion 
der SPD. Damit ist diese EntschUeßung angenom- 
men. 

Der Ausschuß empfiehlt weiter auf Drucksache 
11/4701 unter Buchstabe b), den Antrag der Fraktion 
der SPD auf Drucksache 11/3178 abzulehnen. Wer 
dafür ist, den bitte ich um das Handzeichen. — Ge- 
genprobe! — Enthaltungen? — Dieser Antrag des 
Ausschusses ist mit Mehrheit so beschlossen. 


Ich rufe den Zusatztagesordnungspunkt 4 auf: 

Beratung des Antrags der Fraktion der CDU/ 
CSU, SPD, FDP und der Fraktion DIE GRÜ- 
NEN 

Zur politischen Entwicklung in Ungarn 

— Drucksache 11/4840 — 

Der Ältestenrat hat für diesen Tagesordnungspunkt 
45 Minuten vorgesehen. Ich höre und sehe keinen 
Widerspruch. Es ist so beschlossen. 
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Vizepräsident Stücklen 

(A) Wortmeldungen liegen in einem Umfang von 
30 Minuten vor. Es ist doch nichts dagegen einzuwen- 
den, wenn kürzer gesprochen wird. Es ist doch nur 
menschlicher, wenn die Mittagspause wenigstens 
noch 15 Minuten dauert. 

Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat der Abge- 
ordnete Wulff. 


Dr. Wulff (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Ich freue mich sehr, 
daß wir heute eine Debatte führen, die mit der politi- 
schen Entwicklung in Ungarn zu tun hat und bei der 
alle Fraktionen des Hauses einer Entschließung zuge- 
stimmt haben. 

Lassen Sie mich eine ganz persönliche Bemerkung 
anschließen, wenn wir heute über Ungarn diskutie- 
ren. Anfang November 1956 war ich als junger Stu- 
dent, der gerade sein erstes Examen bestanden hatte, 
in der Kreuzkirche in Bonn, in der der Ordinarius für 
Evangelische Theologie Helmut Gollwitz er einen Bitt- 
gottesdienst für das gedemütigte Volk der Ungarn 
damals nach dem Aufstand abhielt. 

(Vorsitz: Vizepräsident Westphal) 

Ich erinnere mich genau daran, wie bewegt die Men- 
schen in Deutschland waren, wie bewegt man in der 
Kirche war, die bis auf den letzten Platz besetzt 
war. 

Ich erinnere mich jetzt, nach 33 Jahren, an die be- 
wegenden Bilder in Budapest, als Hunderttausende 
von patriotischen Ungarn vor den Särgen von Nagy, 
Maleter und ihrer Gefährten standen. Ein großes Kul- 
turvolk Mitteleuropas hatte zu seiner Geschichte, zu 
seiner Identität, zu Wahrheit, Gerechtigkeit und De- 
mokratie zurückgefunden. 

(Beifall bei allen Fraktionen) 

Ich erinnere mich auch an das Jahr 1962 — das 
möchte ich hier einmal erwähnen — , als ich das 
erste Mal in Ungarn war, auf der Straße stand 
und die geschlossenen Jalousien der amerikanischen 
Botschaft sah, in der sich der damalige Kardinal 
Mindszenty befand. 

Auch das sind Erinnerungen, die mich heute an die- 
ser Stelle als frei gewählter deutscher Abgeordneter 
bewegen, wenn ich an Ungarn, an dieses große, uns 
verbundene Volk erinnere und die Ehre habe, hier 
über Ungarn zu sprechen. 

Meine Damen und Herren, wir sind glücklich dar- 
über, daß Ungarn den Weg zur Freiheit und zur Demo- 
kratie gewählt hat. Wir begleiten Ungarn dabei; in- 
dem wir ihm helfen, die parlamentarische Demokratie 
aufzubauen, die Menschenrechte zu sichern, zur Ge- 
waltenteilung zurückzufinden und die Geschicke des 
Landes so zu bestimmen, wie allein das ungarische 
Volk es will und niemand sonst. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP - 
Zustimmung des Abg. Schily [GRÜNE]) 

Wir fordern deshalb die Bundesregierung auf, im 
Bereich der Wirtschaft Ungarn dadurch zu unterstüt- 
zen, daß die Handelsbeschränkungen zwischen Un- 
garn und der EG abgebaut werden, daß die Volksre- 
publik Ungarn sehr frühzeitig informiert wird, wenn 
es um EG-Normen geht, und daß man einmal über- 


prüft, inwieweit die Europäische Investitionsbank Fi- (C) 
nanzierungen in Ungarn ermöglichen kann. Außer- 
dem wünschen wir, so es die Ungarn wünschen, daß 
sich dieses Land an einzelnen Eureka-Projekten be- 
teiligt. 

Wir fordern an dieser Stelle alle deutschen Unter- 
nehmen — die großen und die kleinen sowie die mit- 
telständischen Betriebe — auf, sich die Liberalisie- 
rung in Ungarn zunutze zu machen und sich an Joint- 
ventures, d. h. sich am wirtschaftlichen Aufschwung 
Ungarns zu beteiligen. Ich hoffe sehr, daß die Euro- 
päische Gemeinschaft Ungarn bald aus der EG-Liste 
der Staatshandelsländer herausnimmt. 

Meine Damen und Herren, wenn ich hier als deut- 
scher Abgeordnete spreche, so tue ich das nicht nur 
als Sprecher der CDU/CSU- Fraktion in dieser Un- 
garn-Debatte, nein, hier steht ein Abgeordneter, der 
über das normale Maß an Zuneigung und Wertschät- 
zung für Ungarn hinaus das Wort ergriffen hat. 

(Freiherr von Schorlemer [CDU/CSU]: Und 
der die ungarische Sprache so sehr liebt!) 

Gerade deshalb möchte ich hier im Deutschen Bun- 
destag bekennen: Das große Kulturvolk der Ungarn, 
jene Nation, die Europa so viel gegeben hat, findet zu 
Europa zurück. Wir sind stolz, Ungarn bald als Beob- 
achter im Europarat zu wissen. Das sage ich für meine 
CDU/CSU-Fraktion: Ungarn kann sich auf seine 
Freunde in Deutschland verlassen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und bei Abgeord- 
neten der SPD sowie des Abg. Schily 
[GRÜNE]) 

(D) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Herr Ab- 
geordnete Verheugen. 

Verheugen (SPD): Herr Präsident, meine sehr ver- 
ehrten Damen und Herren! Wir befassen uns mit der 
Lage in Ungarn wenige Tage nach einem Ereignis, 
das einmal einen besonderen Platz in der europäi- 
schen Nachkriegsgeschichte einnehmen wird. 

Ich habe am vergangenen Freitag an der Trauer- 
feier für den 1958 ermordeten Ministerpräsidenten 
Imre Nagy und seine Weggefährten und Schicksals- 
genossen teilnehmen können. Es war nicht der Staat, 
der die mit dieser Trauerfeier verbundene faktische 
Rehabilitierung der Führer und Opfer des Volksauf- 
standes von 1956 bewirkt hat, es war das ungarische 
Volk selber. Die Staatsmacht konnte und wollte sich 
dieser historischen Stunde nicht widersetzen; sie war 
durch führende Repräsentanten beteiligt. 

Ich glaube nicht, daß man von einer Neubewertung 
der Ereignisse von 1956 sprechen kann. Die überwäl- 
tigende Mehrheit der Ungarn wird den Aufstand in 
den seither vergangenen 30 Jahren niemals anders 
bewertet haben. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Die ungeheure symbolische und faktische Bedeutung 
dieses Vorgangs liegt an einer anderen Stelle: Daß 
Ungarn heute in der Lage ist, seine Nachkriegsge- 
schichte aufzuarbeiten, kennzeichnet einen Prozeß 
innerer Reformen, der weiter fortgeschritten ist als in 
irgendeinem anderen Land des östlichen Europas. 
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Verheugen 

(A) Die Trauerfeier selber lief ohne jeden äußeren 
Pomp ab. Sie beeindruckte gerade durch ihre 
Schhchtheit und den tiefen Ernst vieler Zehntausen- 
der, die stundenlang auf dem Heldenplatz ausharrten, 
kaum sehen konnten, was vor den aufgebahrten Sär- 
gen geschah, aber ein ungeheuer starkes Gefühl von 
gemeinsamer Trauer und gemeinsamer Versöh- 
nungsbereitschaft ausgestrahlt haben. 

Man hat in Ungarn dieser vom Komitee für histori- 
sche Gerechtigkeit durchgesetzten und organisierten 
Veranstaltung durchaus auch mit Sorge entgegenge- 
sehen. Eine zu pohtische Demonstration und Unruhen 
waren befürchtet worden. Ich habe Zwischenfälle die- 
ser Art nicht beobachten können, auch die nicht, auf 
die sich der Protest der Regierungen in Bukarest und 
Prag bezogen hat. Gewiß, es sind nicht nur besinnh- 
che Worte gesprochen worden, sondern auch Worte 
des Zorns, vor allem aber auch Worte der Hoffnung, 
wie eine bessere Zukunft aussehen könnte. 

Es ist nicht mit den Schuldigen von damals im enge- 
ren Sinne des Wortes abgerechnet worden. Aber die 
mit Kränzen und Blumen übersäten Särge einschließ- 
lich eines leeren Sarges für die Opfer, deren Gräber 
nicht bekannt sind, die Tausenden und Abertausen- 
den von Menschen, die still an diesen Särgen vorbei- 
zogen, die ungarischen Fahnen, aus denen das kom- 
munistische Staatswappen herausgeschnitten oder 
mit schwarzem Tuch bedeckt war, das alles war eine 
so eindringliche Manifestation des Volkswillens, daß 
die davon ausgehende moralische Wirkung sicher viel 
stärker war, als es die Wirkung wilder Anklagen hätte 
sein können. 

(B) 

Was war also geschehen? Ich denke, es war ein spä- 
ter Triumph der Moral über die Gewalt, ein später 
Sieg der Gerechtigkeit über die Macht. Es kommt ja 
nicht oft vor, daß ein Volk seine offizielle Geschichte 
auf diese Weise selber umschreibt. GewöhnUch sind 
es die Sieger, die die Geschichte bestimmen. Hier war 
es umgekehrt. Die Geschichte hat den wirklichen Sie- 
ger bestimmt. 

Ich habe mich über den Protest aus Prag und Buka- 
rest nicht gewundert. Es war ja ganz unvermeidhch, 
daß die Gedanken der Menschen auf dem Helden- 
platz in andere Länder wanderten und daß man sich 
andere große Plätze in Europa vorstellen mußte, wo 
eines Tages etwas Ähnhches geschehen könnte und, 
so möchte ich hinzufügen, wo es geschehen muß und 
geschehen wird. Regierungen, die vor ihren Völkern 
Angst haben müssen, müssen diesen Tag als Katastro- 
phe empfunden haben. 

(Beifall der Abg. Voigt [Frankfurt] [SPD] und 
Dr. Dregger [CDU/CSU]) 

Es kann keinen Zweifel daran geben, daß die Wirkun- 
gen weit über Ungarn hinausgehen werden. 

Verzeihen Sie mir, wenn ich meine Empfindungen 
an diesem Tag hier etwas ausführhcher geschildert 
habe. Aber Sie werden sich leicht vorstellen können, 
meine Kolleginnen und Kollegen, daß ein Deutscher 
nicht auf diesem Platz stehen konnte, ohne sich 
schmerzlich der Geschichte unseres eigenen Volkes 
und der Aufarbeitung, die wir noch zu leisten haben, 
bewußt zu sein. 


Wir sollten in der Würdigung dieses Tages in Buda- (C) 
pest auf jedes Gefühl des Triumphes verzichten. Nicht 
wir haben es soweit gebracht, daß Ungarn an einen 
Wendepunkt seiner Geschichte gelangt ist. Wir soll- 
ten auch den weiteren Gang der Dinge mit Behutsam- 
keit und mit Sensibihtät verfolgen. Wir sollten helfen 
und raten, wo unsere Hilfe und unser Rat gefragt sind. 

Aber wir dürfen uns nicht hineindrängen und die 
schwierige Gratwanderung der ungarischen Pohtik 
nicht dadurch erschweren, daß wir den Reformprozeß 
in Ungarn für uns vereinnahmen. 

(Beifall bei allen Fraktionen) 

Ich glaube, daß den Ungarn sehr wohl bewußt ist, 
wo die Grenzen und die Möglichkeiten ihres neuen 
Weges hegen. Mir scheint, daß ein unausgesproche- 
ner Konsens zwischen den Reformern in der kommu- 
nistischen Partei und in der sich formierenden Oppo- 
sition darüber besteht, daß die Frage der Blockzuge- 
hörigkeit Ungarns nicht aufgeworfen werden soll. 

Hier sitzt die Erfahrung von 1956 natürhch sehr tief. 

Die Ungarn wissen wie wir, daß das allmähliche Ver- 
schwinden der Blockgegensätze die entscheidende 
Voraussetzung für die Lösung der großen nationalen 
Fragen ist. Wir müssen also den Reformprozeß in Un- 
garn im größeren Zusammenhang mit der Entwick- 
lung in der Sowjetunion und in ihrem gesamten 
Machtbereich sehen. 

Während wir in den letzten Jahren mit Recht faszi- 
niert die Ereignisse vor allem in der Sowjetunion sel- 
ber und in Polen verfolgt haben, die auch die volle 
Aufmerksamkeit der Medien auf sich gezogen haben, 
sind die Ungarn ein gutes Stück weiter gekommen. Ich 
freue mich, das in der Gegenwart eines Mannes sagen 
zu können, der zu denjenigen gehört, die das bewirkt 
haben. Ich meine Herrn Staatsminister Nyers aus Bu- 
dapest, der bei uns auf der Tribüne sitzt. 

(Beifall bei allen Fraktionen) 

Die Ungarn haben etwas früher mit Reformen ange- 
fangen, vor allem im Bereich der Wirtschaft; aber erst 
das von Gorbatschow begründete neue Denken und 
der Abschied von der Breschnew-DoktriUr wie er in 
der Gemeinsamen Erklärung der vergangenen Wo- 
che noch einmal ausdrücklich bestätigt worden ist, 
haben Ungarn in die Lage versetzt, umfassende Refor- 
men in Gang zu setzen und eine Umgestaltung des 
staatlichen und gesellschafthchen Systems von un- 
glaublich weitreichender Art voranzutreiben. 

Wir können zur Zeit in den kommunistischen Staa- 
ten sehr unterschiedliche Ansätze beobachten. Die 
beiden Extreme sind China und Ungarn. In China hat 
man versucht, wirtschaftliche Reformen ohne Verän- 
derungen der pohtischen Strukturen durchzusetzen. 

In Ungarn wie wohl auch in der Sowjetunion hat man 
begriffen, daß das eine ohne das andere nicht geht. 
Pohtische Reformen ohne Veränderungen der wirt- 
schafthchen Basis müssen ebenso scheitern wie um- 
gekehrt Wirtschaftsreformen ohne politische Struk- 
turveränderungen. Die chinesische Führung hefert 
dafür den grauenvollen Beweis. 

Wenn wir den Prozeß in Ungarn fördern wollen, 
dann können und müssen wir das auf zwei Wegen 
tun: Wir müssen zunächst einmal dazu beitragen, daß 
sich die außenpolitischen Rahmenbedingungen für 
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Verheugen 

(A) das ungarische Experiment nicht verschlechtern, son- 
dern verbessern. Gorbatschows Besuch in der Bun- 
desrepublik war ein hoffnungsvolles Zeichen dafür, 
daß dieser Weg begehbar ist. Wenn wir aus der Block- 
konfrontation herauskommen und zur blockübergrei- 
fenden Zusammenarbeit gelangen, dann erreichen 
wir die Stabüität, die notwendig ist, damit auch Un- 
garn auf seinem Weg Erfolg hat. 

Ich will an dieser Stelle hinzufügen: Wir reden über 
Ungarn, aber wir denken auch an andere, und wir 
denken ganz besonders an Deutschland. Wir haben 
also ein sehr breites Interesse daran, das neue Denken 
zu fördern und die Veränderungen in der Sowjetunion 
nicht vom Standpunkt westlicher Überlegenheit zu 
betrachten, sondern als eine gemeinsame Chance zu 
begreifen. Wir werden uns noch sehr viele Gedanken 
über die Architektur des „gemeinsamen europäischen 
Hauses" machen müssen. Um im Bilde zu bleiben: 
Während wir noch über den Bauplan nachdenken, 
wird anderswo schon kräftig gebaut. 

Was die außenpolitischen Rahmenbedingungen an- 
geht, so liegt das größte Problem für Ungarn im Aus- 
einanderdriften der Staaten des Warschauer Paktes 
und des RGW. Wie weit diese gegensätzliche Ent- 
wicklung schon fortgeschritten ist, erhellt schlaglicht- 
artig die Tatsache, daß Rumänien dabei ist, an der 
Grenze zu Ungarn einen neuen Eisernen Vorhang zu 
errichten. An der ungarischen Grenze nach Westen ist 
er weitgehend gefallen. Jetzt schottet sich ein osteu- 
ropäisches Land gegen ein anderes ab. Die Sorge da- 
bei ist natürlich: Wird es bei dem einen Land blei- 
ben? 

(B) 

Wir sind hier mit einer außerordentlich schwierigen 
Situation konfrontiert. Ich finde, daß es bei aller Zu- 
rückhaltung, die wir uns auferlegen, ohne irgendeine 
Sympathie zu verschweigen, notwendig ist, klar Posi- 
tion zu beziehen. Es darf nicht verschwiegen werden, 
daß wir denjenigen unserer östlichen Nachbarn, die 
wie Ungarn einen entschlossenen Reformkurs ein- 
schlagen wollen, helfen werden, so gut wir es können. 
Diejenigen aber, die sich hinter Stacheldraht ver- 
schanzen, sollen nicht glauben, daß sie damit durch- 
kommen können. 

(Beifall bei allen Fraktionen) 

Die Zeit der Diktaturen in Europa geht zu Ende. Wer 
die Zeichen der Zeit nicht erkennt, über den wird die 
Zeit hinweggehen. 

Was die bilaterale Seite angeht, so beschreibt der 
vorliegende Antrag eine Reihe von Möghchkeiten, 
wie wir und unsere Partner in der EG zum Gelingen 
des ungarischen Experiments, das man wohl auch 
eine Revolution nennen könnte, beitragen können. 
Politische und kulturelle Beziehungen spielen eine 
große Rolle. Menschliche Begegnungen sollten wir 
fördern, wo immer es geht. 

Ich muß es deshalb bedauern, daß die Regierungs- 
parteien unserer Initiative nicht zugestimmt haben, 
dem ungarischen Wunsch folgend die Visumpflicht 
im Verkehr zwischen Ungarn und der Bundesrepublik 
aufzuheben. Es wirkt nicht sehr überzeugend, wenn 
wir immer wieder Freizügigkeit und menschliche Er- 


leichterungen fordern und dann Hindernisse auf- (C) 
rechterhalten, die es nicht mehr geben müßte. 

(BeifaU bei der SPD, den GRÜNEN und bei 
Abgeordneten der FDP) 

Die zentrale Frage für die nächste Zukunft lautet, ob 
Ungarn seine wirtschaftlichen Probleme lösen kann. 
Noch haben die Reformen dem kleinen Mann, der 
kleinen Frau im Hinblick auf Lebensstandard und 
bessere Konsummöghchkeiten nichts gebracht. Es 
scheint im Gegenteil so zu sein, daß für breite Schich- 
ten des ungarischen Volkes die Lebensbedingungen 
eher schlechter geworden sind. 

Wir wissen natürlich, daß ein so tiefgreifender Re- 
formprozeß nicht von heute auf morgen meßbare Er- 
gebnisse bringen kann. Aber wieviel Geduld kann ein 
Volk aufbringen? Muß nicht die Glaubwürdigkeit der 
politischen Reformen leiden, wenn es den Menschen 
trotzdem nicht besser geht? 

Was können wir also tun? Unser gemeinsamer An- 
trag sagt: Wir wollen Handelsbeschränkungen ab- 
bauen, die Zusammenarbeit der EG mit Ungarn aus- 
bauen, Ungarn einen besseren Zugang zu den 
Märkten der Europäischen Gemeinschaft eröffnen 
und Investitionen fördern. Das alles kann nur funktio- 
nieren, wenn unsere eigene Wirtschaft auch mitmacht 
und sich nicht verschließt. 

Wir wollen heute einen gemeinsamen Appell an die 
deutsche Wirtschaft richten, sich in Ungarn noch stär- 
ker zu engagieren. Ich halte das für den zentralen 
Punkt. Marktwirtschaft kann sich hier über die eige- 
nen Grenzen hinaus bewähren. Ich hoffe sehr, daß es 
nicht beim Appell bleibt und daß unsere Wirtschaft 
auch auf dem Gebiet der technologischen Zusammen- 
arbeit neue, weitreichende Initiativen ergreifen 
wird. 

Meine Damen und Herren, Ungarn ist im Prozeß des 
Wandels in Osteuropa am weitesten fortgeschritten. 

Die ungarische Politik orientiert sich heute an Werten, 
die auch die unseren sind. Dieses Land gewährt heute 
Freiheiten, die man vor wenigen Jahren noch nicht für 
erreichbar gehalten hätte. Darüber dürfen wir Befrie- 
digung empfinden, aber nicht Selbstzufriedenheit. 

Wir wollen helfen, uns aber nicht als Vormund auf- 
spielen. Wenn es richtig ist, daß wir Ungarn als ein 
Beispiel dafür betrachten, wie Reformprozesse in 
Osteuropa in Gang kommen können, dann ist es auch 
richtig, daß unsere Reaktion darauf beispielhaft sein 
muß. Das Beispiel, das wir geben oder nicht geben, 
wird die Völker Osteuropas ermutigen oder entmuti- 
gen. Wir haben die Wahl. 

Die SPD-Fraktion stimmt dem gemeinsamen Antrag 
aus den genannten Gründen zu. 

Danke schön. 

(Beifall bei der SPD, der FDP und den 
GRÜNEN) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Abgeord- 
nete Hoppe. 

Hoppe (FDP): Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Die Völker in Ost- und Westeuropa haben 
heute die historische Chance, die Folgen des Zweiten 
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(A) Weltkriegs, d. h. die Trennung Europas, zu überwin- 
den. Ungarn hat die Zeichen und die Chancen der Zeit 
erkannt. Es leistet einen herausragenden Beitrag für 
die Intensivierung des Dialogs zwischen West und 
Ost. 

Der Ausschuß für innerdeutsche Beziehungen des 
Deutschen Bundestages hatte vor zwei Wochen Gele- 
genheit, mit ungarischen Parlamentariern und mit 
Vertretern der ungarischen Regierung über die Ent- 
wicklxmg in Ungarn und über den aktuellen Stand der 
Ost-West-Beziehxmgen zu sprechen. Der Zeitpunkt 
unseres Besuches hätte nicht besser gewählt werden 
können, weil der Wille zu demokratischen Reformen 
in Ungarn unübersehbar ist. 

(Mischnick [FDP]; Sehr richtig!) 

Bei diesem Besuch hatte ich die Freude, eine Einla- 
dung der Frau Bundestagspräsidentin Süssmuth an 
den Präsidenten der ungarischen Nationalversamm- 
lung zu einem Besuch im Oktober hier in Bonn über- 
reichen zu können. 

(Beifall bei der FDP xmd der CDU/CSU) 

Im Gespräch mit der Vizepräsidentin der Nationalver- 
sammlung wurde dabei das große Interesse an diesem 
Besuch überdeutlich. 

Meine Damen und Herren, Ungarn hat mit beson- 
derer Klarheit erkannt, daß sein politisches und wirt- 
schaftliches System reformiert werden muß, wenn die 
Herausforderungen der nächsten Jahrzehnte gemei- 
stert werden sollen, und daß die Reformen in der Wirt- 
schaft Hand in Hand mit den politischen Reformen 
gehen müssen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Andernfalls führt dies nämlich zu Spannungen, die 
den gesamten Reformprozeß gefährden. Es war 
Staatsminister Pozsgay, der die bedrückenden Ereig- 
nisse in China als Beweis für den unverzichtbaren 
Gleichschritt der Reformprozesse angeführt hat. 

Die Ungarn sind hoffnungsvoll, weil sich auch die 
Sowjetunion zum Selbstbestimmungsrecht der Völ- 
ker bekannt hat. Anders als Gorbatschows Kritiker im 
Ostblock — der Rumäne Ceausescu nennt ihn ja sogar 
einen russischen Hasardeur — gehen die Ungarn zu 
Glasnost und Perestroika nicht auf Distanz. Wir haben 
deshalb allen Anlaß, Ungarn bei seinen Bemühungen, 
das wirtschaftliche und politische System zu reformie- 
ren, zu unterstützen. Dies bedeutet in erster Linie, daß 
sich die Bundesrepublik Deutschland dafür einsetzt, 
die Kooperation Ungarns mit der Europäischen Ge- 
meinschaft so rasch und so intensiv wie möglich aus- 
zubauen. Dies wird nach der langjährigen Abschot- 
tung nicht einfach sein. 

Eine beispielhafte Rolle hat Ungarn auch in den 
Verhandlungen der Wiener Folgekonferenz über Si- 
cherheit und Zusammenarbeit gespielt. 

(Sehr wahr! bei der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, auch die Minderhelten- 
politik Ungarns kann als richtungweisend für andere 
Staaten des Warschauer Paktes gelten. Die Rechte der 
nationalen Minderheiten sollen in Zukunft auch im 


Parlament durch einen Nationalitätenbeirat wahrge- (C) 
nommen und geschützt werden. 

(Sehr gut! bei der CDU/CSU) 

Am 12. Juni 1989 ist der Beitritt Ungarns zu den 
Flüchtlingskonventionen rechtlich in Kraft getreten. 

Auch dies ist ein Beweis für die Bereitschaft Ungarns, 
die Menschenrechte umfassend zu respektieren. 

Die inneren Reformen Ungarns und seine außenpo- 
litische Öffnung stellen einen wichtigen Beitrag zur 
Vertrauensbildung zwischen Ost und West dar. Die 
Parteien in Ungarn haben ein großes Informations- 
und Dialogbedürfnis, wie wir es selbst dort haben spü- 
ren können. Sie erwarten Rat und Unterstützung von 
den demokratischen Parteien des Westens. 

(Beifall bei der FDP) 

Deshalb sind die Parteien des Deutschen Bundestages 
und die ihnen nahestehenden Stiftungen aufgerufen, 
ihren Beitrag für einen erfolgreichen Start der Demo- 
kratie in Ungarn zu leisten. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU sowie 
bei Abgeordneten der SPD) 

Meine Damen und Herren, die Geschichte, so sagte 
Bundespräsident von Weizsäcker anläßlich des 
40. Jahrestages unseres Grundgesetzes, pflegt ihr An- 
gebot nicht zu wiederholen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU sowie 
bei Abgeordneten der SPD) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Abgeord- 
nete Schüy. 

(D) 

Schily (GRÜNE): Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren Kollegen! Ich begrüße es sehr entschieden, 
daß wir im Blick auf die Reformen in Ungarn hier eine 
gemeinsame Entschließung verabschieden werden. 

Ich denke, das ungarische Volk hat für den Weg, den 
es jetzt geht, unser aller Hochachtung und Bewunde- 
rung verdient. Die Einmütigkeit, die wir in dieser Re- 
solution zu erkennen geben, drückt sich natürlich 
auch darin aus, daß sich in den Begründungen, die 
heute vorgetragen werden, einiges ähnelt. 

Genauso, wie der hochgeschätzte Kollege Wulff es 
hier eben vorgetragen hat, mußte auch ich bei der 
Vorbereitung meines kurzen Beitrags in die Ge- 
schichte zurückdenken, an das Jahr 1956, als wir als 
Studenten gegen den Einmarsch der Sowjetunion in 
Ungarn demonstriert haben, als wir am Radio die Hil- 
ferufe von Imre Nagy und von General Maleter ver- 
folgt haben. 

Natürlich berührt es uns tief, daß es nach Jahrzehn- 
ten gelungen ist, die historische Wahrheit in Ungarn 
durchzusetzen. Ich unterstreiche aber einen Satz von 
Günter Verheugen, der uns geraten hat, einen solchen 
Vorgang ohne Herablassung, ohne schulterklopfende 
Hochmütigkeit zu verfolgen. Wir haben immerhin 
40 Jahre gebraucht, bis ein konservativer Bundesprä- 
sident bestimmte historische Wahrheiten vor dem 
Bundestag aussprechen konnte. Wir haben also kei- 
nerlei Anlaß, uns hier auf eine höhere Position zu stel- 
len. 

(Beifall bei den GRÜNEN und der SPD) 
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Schily 

(A) Ich denke, was den Vorgang in Ungarn so beacht- 
lich macht, ist die Tatsache — wie es auch schon Gün- 
ter Verheugen gesagt hat — , daß ein Volk die von ihm 
längst erkannte historische Wahrheit durchsetzt. Das 
mindert nicht den Respekt für die politische Führung 
Ungarns, die dem Raum gegeben hat. Aber ich 
glaube, es sollte uns auch ein Hinweis darauf sein, daß 
historische Wahrheit niemals staatlich verwaltet oder 
verordnet werden darf. 

(Beifall bei den GRÜNEN und der SPD) 

Das ist eine Frage, die wir nicht dem Staat als Befugnis 
zuerkennen dürfen. Eine Demokratie braucht als Fun- 
dament die historische Wahrheit. Ich glaube, daß eine 
Demokratie so gut oder so schlecht ist, wie es ihr 
gelingt, zu ihrer Wahrheit zu finden. 

Das kluge, tapfere, gedanken- und gefühlsreiche 
ungarische Volk gehört in das europäische Konzert. 
Ich denke, wenn hier von allen Seiten des Hauses 
erklärt worden ist, daß wir die Ungarn in dem euro- 
päischen Dialog willkommen heißen, ist das etwas, 
was zur Ermutigung Anlaß gibt. Nur: Damit das, was 
wir heute hier sprechen und was wir in der gemeinsa- 
men Entschließung niedergelegt haben, nicht bloße 
Worte bleiben, ist es notwendig, die guten Absichten 
mit Substanz zu füllen. Nicht um die Einmütigkeit zu 
trüben, möchte ich auch hervorheben: Gerade wenn 
wir es feiern, daß der Eiserne Vorhang an der unga- 
risch-österreichischen Grenze beseitigt wird, dann 
sollten wir so entschieden sein können, auch den vi- 
safreien Verkehr zwischen Ungarn und der Europäi- 
schen Gemeinschaft, zumindest mit der Bundesrepu- 

(B) blik, zustande zu bringen. 

Sie werden sicherlich verstehen, wenn ich einen 
Punkt der gemeinsamen Entschließung besonders 
hervor hebe. Das ist die Tatsache, daß wir gemeinsam 
den Stopp des Donaukraftwerks Nagymaros begrü- 
ßen. 

(Beifall bei den GRÜNEN, der SPD und der 

FDP sowie bei Abgeordneten der CDU/ 
CSU) 

Ich glaube, das ist ein Erfolg der globalen Umweltbe- 
wegung. Ich will das gar nicht für irgendeine Partei 
vereinnahmen. Aber ich würde es auch begrüßen, 
wenn wir diesen wirtschaftlich- finanziell schwierigen 
Schritt wenigstens dadurch unterstützten — wenn wir 
uns schon staatlich nicht in der Lage sehen, Entla- 
stungsmöglichkeiten zu nutzen — , daß wir uns an der 
Stiftung beteiligen, die eingerichtet worden ist, um 
die finanziellen Erschwernisse zu erleichtern. Ich 
möchte von dieser Stelle dazu aufrufen, sich an dieser 
Stiftung in großzügiger Weise zu beteiligen. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei Abgeord- 
neten der SPD) 

Lassen Sie mich mit einem Zitat von Petöfi schlie- 
ßen, mit einem Satz, auf den alle, die bei der Feier zu 
Ehren von Imre Nagy und anderen anwesend waren, 
geschworen haben und in den, wie ich glaube, wir alle 
einstimmen können. Die Menschen in Budapest ha- 
ben geschworen: 

Wir wollen nie mehr Sklaven sein. 


Das ist eine Verheißung für das zukünftige gemein- (C) 
same europäische Haus. 

(Beifall bei den GRÜNEN und der SPD sowie 
bei Abgeordneten der CDU/CSU und der 
FDP) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat die Staatsmi- 
nisterin im Auswärtigen Amt, Frau Dr. Adam- 
Schwaetzer. 

Frau Dr. Adam-Schwaetzer, Staatsminister im Aus- 
wärtigen Amt: Herr Präsident! Meine sehr geehrten 
Damen und Herren! In einigen Staaten Mittel- und 
Osteuropas vollziehen sich atemberaubende Reform- 
entwicklungen. Neben dem in Polen ist der Reform- 
prozeß in Ungarn am weitesten vorangeschritten. Mit 
großer Entschlossenheit und weitgesteckter Perspek- 
tive hat die ungarische Führung begonnen, neue 
Denkansätze, Methoden und Strukturen in Politik, 
Wirtschaft und Gesellschaft an die Stelle der alten, für 
untauglich befundenen zu setzen. Demokratisierung 
und Rechtsstaatlichkeit, Pluralismus und parlamenta- 
rische Mitgestaltung, Transparenz und Freizügigkeit, 
marktwirtschaftliche Ausrichtung der Volkswirtschaft 
und differenzierte Neubewertung des außenpoliti- 
schen Standortes des Landes sind die Ziele dieses 
Reformprozesses. Nur wer das alles aus der Nähe mit- 
erlebt hat, nur wer den Vergleich mit Zeiten vor zehn 
oder zwanzig Jahren direkt ziehen kann, der kann 
ermessen, was an Mut, Weitsicht und Führungskraft 
erforderlich ist, wenn die Führung eines Staates ent- 
schlossen ist, diese Entwicklungen voranzutreiben. 

(Beifall bei der FDP und bei Abgeordneten 
der SPD) 

Die politischen Entscheidungen für die Einführung 
eines Mehrparteiensystems sind gefallen. Die Reprä- 
sentanten der Ungarischen Sozialistischen Arbeiter- 
partei und der neuen alternativen Parteien und Grup- 
pierungen haben sich in gemeinsamer Verantwortung 
am runden Tisch zusammengefunden, um einen ge- 
ordneten Übergang zum Mehrparteiensystem in die 
Wege zu leiten und die nächsten Parlamentswahlen 
vorzubereiten. Es sollen freie und demokratische 
Wahlen sein. 

Zugleich wird an einer neuen Verfassung gearbei- 
tet, deren Grundzüge aber bereits umrissen sind: eine 
freiheitliche und demokratische Ordnung sozialisti- 
scher Grundorientierung, eine pluralistische Parteien- 
struktur und eine Struktur, meine Damen und Herren, 
in der eine Partei auf ihre bisher garantierte Füh- 
rungsrolle und Machtposition aus eigenen Stücken 
verzichtet. Vorgesehen sind strikte Gewaltenteilung 
und die Einrichtung eines mit weitgehenden Befug- 
nissen ausgestatteten Staatspräsidentenamtes. 

Zu diesem Reformprozeß gehört auch die Aufarbei- 
tung der Vergangenheit. Es ist hier bereits auf die 
bewegende Art der Wiederbestattung des früheren 
Ministerpräsidenten Imre Nagy und seiner Wegge- 
fährten und auf ihre vor den Augen der Weltöffent- 
lichkeit vollzogene Rehabilitierung Bezug genom- 
men worden. Dies sind sichtbare Zeichen neuen Den- 
kens in Ungarn. 

Zu diesen sichtbaren Zeichen neuen Denkens ge- 
hört auch die seit Jahresbeginn gewährte Freizügig- 
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Staatsminister Frau Dr. Adam-Schwaetzer 
(A) keit, der im Mai 1989 begonnene Abbau der Befesti- 
gungen an der Grenze zu Österreich und der soeben 
wirksam gewordene Beitritt Ungarns zur Flüchtlings- 
konvention der Vereinten Nationen. 

Meine heben Kolleginnen und Kollegen, es ist uns 
allen klar, daß die Zukunft der Reformbemühungen in 
Ungarn auch davon abhängig ist, wie schnell und wie 
durchgreifend die Wirtschaftsreformen durchgeführt 
werden können. Es bleibt zu hoffen, daß Ungarn trotz 
ungünstiger Rahmenbedingungen den eingeschlage- 
nen Kurs zu mehr Marktwirtschaft konsequent fort- 
setzt. 

Um den Erfolg dieser Entwicklung abzusichern 
— dabei geht es nicht darum, Herr Verheugen, zu ver- 
einnahmen, sondern darum, wirklich abzusichern — , 
unterstützt die Bundesregierung auch die Bemühun- 
gen Ungarns um eine intensivere Kooperation mit 
europäischen Institutionen. Ich nenne hier die Euro- 
päische Gemeinschaft und den Europarat. 

(Beifall bei der FDP) 

Die Bundesregierung hat sich nachhaltig für das 
Zustandekommen des Handels- und Kooperationsab- 
kommens Ungarns mit der EG eingesetzt. Es ist unter 
unserer Präsidentschaft im vergangenen Jahr para- 
phiert worden, und es ist im September 1988 unter- 
zeichnet worden. Es sieht vor, daß bis 1998 der Abbau 
aller mengenmäßigen Beschränkungen im Handel 
mit Ungarn vorgenommen wird. Dies ist ein Zeichen 
dafür, daß die Reformbemühungen in Richtung auf 
mehr Marktwirtschaft von uns mit allen Konsequen- 
zen unterstützt werden. Die Aufnahme des pohtischen 
Dialogs Ungarns mit der Europäischen Politischen 
Zusammenarbeit wird von uns gewünscht und geför- 
dert. 

Ein weiterer wichtiger Fortschritt ist die Tatsache, 
daß Ungarn und andere Staaten Mittel- und Osteuro- 
pas inzwischen einen Sondergaststatus in der Parla- 
mentarischen Versammlung des Europarates einge- 
räumt bekommen haben. Das, meine Damen und Her- 
ren, zeigt, daß die guten Absichten, die hier niederge- 
legt worden sind, mit Substanz erfüllt werden. 

Meine Damen und Herren, die Bundesregierung 
begrüßt und unterstützt die vorliegende, von allen 
Fraktionen einmütig zu verabschiedende Resolution. 
Die Reformen eröffnen neue Perspektiven und Chan- 
cen des Dialogs und der Zusammenarbeit über die 
Grenzen von Bündnissystemen und Gesellschaftsord- 
nungen hinweg. Sie tragen damit dazu bei, den Frie- 
den auf unserem Kontinent sicherer zu machen. Der 
Erfolg liegt in unser aller Interesse. 

Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei allen Fraktionen) 


Vizepräsident Westphal: Meine Damen und Herren, 
ich schließe die Aussprache. 

Ich bitte um Aufmerksamkeit, denn wir kommen 
zur Abstimmung, und zwar über den interfraktionel- 
len Antrag zur politischen Entwicklung in Ungarn auf 
Drucksache 11/4840. 

Wer für diesen Antrag stimmt, bitte ich um das 
Handzeichen. — Wer stimmt dagegen? — Enthaltun- 


gen? — Damit kann ich feststellen, daß der Antrag (C) 
einstimmig angenommen worden ist. 

(Beifall bei allen Fraktionen) 

Ich rufe Tagesordnungspunkt 16 auf: 

Wahl der vom Deutschen Bundestag zu entsen- 
denden Mitglieder der Rundfunkräte der An- 
stalten des öffentlichen Rechts „Deutsche 
Welle“ und „Deutschlandfunk" 

- Drucksachen 11/4853, 11/4854 - 

Zur Wahl der Mitgheder des Rundfunkrats der 
Deutschen Welle schlagen die Fraktionen der CDU/ 
CSU, SPD und FDP auf Drucksache 11/4853 Herrn 
Dr. Hupka und den Abgeordneten Verheugen vor. 

Von der Fraktion DIE GRÜNEN wird auf Drucksache 
11/4854 die Abgeordnete Frau Schoppe vorgeschla- 
gen. Für die Wahl der Mitglieder des Rundfunkrats 
des Deutschlandfunks schlagen die Fraktionen der 
CDU/CSU, SPD und FDP auf der Drucksache 11/4853 
die Abgeordneten Dr. Czaja, Graf Huyn, Reddemann, 

Dr. Nöbel, Dr. Schmude und Herrn Mischnick vor. 

Von der Fraktion DIE GRÜNEN wird auf Drucksache 
11/4854 die Abgeordnete Frau Schoppe vorgeschla- 
gen. 

Ich unterbreche hier — ich muß Ihnen nachher noch 
einige Informationen zum Wahlverfahren geben — , 
da sich der Abgeordnete Becker wohl in Übereinstim- 
mung mit allen Fraktionen gemeldet hat, um etwas zu 
erläutern, — Bitte schön, Herr Becker. 

Becker (Nienberge) (SPD): Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Sie alle wissen, 
daß sich eine Novelle zum Gesetz über die Errichtung (1^) 
von Rundfunkanstalten des Bundesrechts in der Bera- 
tung befindet. Wir haben uns im Vorfeld dieser Wahl 
darüber unterhalten, wie wir uns nach Verabschie- 
dung dieses Gesetzes verhalten, und sind übereinge- 
kommen, daß in das Gesetz eine Übergangsregelung 
eingefügt werden soll, die besagt, daß die Amtszeit 
der jetzt zu benennenden Mitglieder des Rundfunk- 
rates einige Monate nach Inkrafttreten der Novelle 
endet, um die Bildung des dann neu zu bestimmenden 
Rundfunkrates zu erleichtern. 

Ich bedanke mich. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Westphal: Zwischendurch habe ich 
noch eine Mitteilung zu machen, die nichts mit dem 
jetzigen Wahlgang zu tun hat, aber für Sie alle inter- 
essant ist. In der um 14.00 Uhr zu eröffnenden Frage- 
stunde sind nur noch zwei Fragen aufzurufen; sie sind 
an das Auswärtige Amt gerichtet. Danach beginnt 
dann sofort die Debatte über China. Ich sage dies, 
damit die Redner und die Kollegen, die an der Debatte 
teilzunehmen wünschen, Bescheid wissen. 

Wir kommen nun zu der Abstimmung, zu der ich 
Ihnen einiges mitzuteilen habe. 

Zunächst darf ich Ihnen mitteilen, daß der Abgeord- 
nete Jäger eine schriftliche Erklärung zur Abstim- 
mung über den interfraktionellen Antrag zur politi- 
schen Entwicklung in Ungarn abgegeben hat, die ins 
Protokoll kommen wird *). 


* ) Anlage 2 
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Vizepräsident Westphal 

Zum Wahlverfahren. In den Rundfunkrat des 
Deutschlandsfunks können nach § 7 des Gesetzes 
über die Errichtung von Rundfunkanstalten des Bun- 
desrechts sechs Mitgheder gewählt werden. Sie kön- 
nen daher auf der Stimmkarte höchstens sechs Na- 
mensvorschläge ankreuzen. Gewählt sind die sechs 
Mitglieder mit den meisten Stimmen. In den Rund- 
funkrat der Deutschen Welle können nach § 3 des 
Gesetzes über die Errichtung von Rundfunkanstalten 
des Bundesrechts zwei Mitgheder gewählt werden. 
Sie können daher auf der entsprechenden Stimmkarte 
höchstens zwei Namensvorschläge ankreuzen. Ge- 
wählt sind die zwei Mitgheder mit den meisten Stim- 
men. Ungültig sind Stimmkarten, die mehr als sechs 
bzw. zwei Kreuze, andere Namen oder Zusätze ent- 
halten. Wer sich der Stimme enthalten wiU, macht 
keine Eintragung auf der Stimmkarte. 

Für diese Wahl benötigen Sie ihren Wahlausweis, 
der sich in den Schließfächern in der EingangshaUe 
des Ersatzplenarsaals befindet. Bitte vergewissern Sie 
sich, daß Sie Ihren eigenen Wahlausweis verwenden. 
Die Stimmkarten sind auf den Sitzen ausgelegt. Au- 
ßerdem werden am Eingang des Saals Stimmkarten 
verteilt. 

Eine geheime Wahl ist nicht vorgeschrieben. Beide 
Wahlen sollen zusammen durchgeführt werden. Bitte 
werfen Sie also beide Stimmkarten in die Urne. Die 
Abgabe Ihres Wahlausweises gilt als Nachweis der 
Teilnahme an beiden Wahlen. 

Ich bitte jetzt die Schriftführer, die vorgesehenen 
Plätze einzunehmen. Ich eröffne die Wahl. — 

Meine Damen und Herren, haben alle Mitglieder 
des Hauses, auch die Schriftführer, ihre Stimmkarten 
abgegeben? — Dann schließe ich die Wahl und bitte 
die Schriftführer, mit der Auszählung zu beginnen. 
Das Ergebnis der Wahl wird nach der Mittagspause 
bekanntgegeben. * ) 

Wir treten nun in die Mittagspause ein. Die Sitzung 
wird um 14 Uhr mit der Fragestunde fortgesetzt. Ich 
teile noch mit, daß der Ältestenrat gleich anschließend 
mit der Sitzung beginnt. 

Ich unterbreche die Sitzung. 

(Unterbrechung von 13.39 bis 14.00 Uhr) 

Vizepräsident Cronenberg: Die unterbrochene Sit- 
zung wird wieder eröffnet. 

Wir kommen zum Tagesordnungspunkt 2; 

Fragestunde 

— Drucksache 11/4811 — 

Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundesministers 
des Auswärtigen auf. Zur Beantwortung steht uns 
Staatsminister Frau Dr. Adam- Sch waetzer zur Verfü- 
gung. 

Ich rufe die Frage 18 des Abgeordneten Schulhoff 
auf: 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß die indische Regierung (C) 
den Handelsverkehr Nepals mit Indien und dritten Staaten we- 
sentlich eingeschränkt hat mit dem Ergebnis, daß die Versor- 
gungslage Nepals, einem der schon ärmsten Länder der Welt, 
sich noch weiter verschlechtert haben soll? 

Frau Staatsminister, Sie haben das Wort. 

Frau Dr. Adam-Schwaetzer, Staatsminister im Aus- 
wärtigen Amt: Herr Abgeordneter, der Bundesregie- 
rung ist bekannt, daß sich die Versorgungslage in 
Nepal seit dem im März erfolgten Auslaufen von zwei 
Verträgen über Handel und Transithandel zwischen 
Nepal und Indien verschlechtert hat. Beide Staaten 
haben die Handelsvorteile, die sie bisher dem jeweils 
anderen eingeräumt hatten, beendet. Derzeit laufen 
Bemühungen um Verhandlungen zur Beilegung der 
Krise. 

Vizepräsident Cronenberg: Zusatzfrage, Herr Ab- 
geordneter? 

Schulhoff (CDU/CSU): Ich warte erst die Antwort 
auf meine zweite Frage ab. 

Vizepräsident Cronenberg: Dann rufe ich jetzt auch 
die Frage 19 des Abgeordneten Schulhoff auf: 

Was beabsichtigt die Bundesregierung zu tun, um diesem 
Land auf diplomatischem oder direktem Wege zu helfen, damit 
zumindest der tägliche Bedarf an Babynahrung, Salz, Brennma- 
terial und Medikamenten gedeckt werden kann? 

Bitte. 

Frau Dr. Adam-Schwaetzer, Staatsminister: Herr 
Abgeordneter, auf Ihre zweite Frage antworte ich Ih- 
nen: Die Bundesregierung ist über die Verschlechte- (D) 
rung des Verhältnisses zwischen Indien und Nepal 
besorgt. Sie hofft auf eine baldige einvernehmliche 
Konfliktlösung. Sie hat sich in diesem Sinn auch mit 
ihren Partnern konsultiert. 

Hinsichtlich der angesprochenen Versorgungseng- 
pässe sind nach jetzt vorhegenden Erkenntnissen die 
Mängel an Babynahrung, Salz und Medikamenten 
behoben worden, auch wenn wegen der Knappheit 
Preiserhöhungen eingetreten sind. Die größte Knapp- 
heit besteht nach wie vor bei Treibstoff und bei Kero- 
sin, welches von der Bevölkerung zum Kochen be- 
nutzt wird. Im Zusammenhang damit ist das Auswei- 
chen auf Brennholz ökologisch besorgniserregend. 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß bal- 
dige bilaterale Verhandlungen zwischen Indien und 
Nepal der beste und schnellste Weg zur Behebung der 
Engpässe sind. 

Schulhoff (CDU/CSU): Vielen Dank, Frau Staatsmi- 
nister. Sie haben gesagt: Die Bundesregierung be- 
müht sich. Kann man vielleicht konkret sagen, welche 
Schritte sie unternommen hat? 

Frau Dr. Adam-Schwaotzer, Staatsminister: Herr 
Abgeordneter, wir haben mit unseren Partnern in der 
Europäischen Gemeinschaft diese Fragen erörtert, 
und wir sind bemüht, gemeinsam und auch auf bila- 
teraler Ebene den Prozeß zu fördern, soweit das mög- 
lich ist. 


*) Siehe Seite 11470A 


Schulhoff (CDU/CSU): Sie werden verstehen: Das 
ist mir etwas zu ungenau. Hier handelt es sich ja um 
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Schulhoff 

(A) erhebliche Probleme, wie eine Delegation noch vor 
kurzem selber sehen konnte. Wäre es nicht besser, 
wenn wir uns hier direkt einschalten und vielleicht mit 
Indien Gespräche führen würden, um den Konflikt so 
schnell wie möghch beizulegen? 

Frau Dr. Adam-Schwaetzer, Staatsminister: Herr 
Abgeordneter, die Bundesregierung ist der Auffas- 
sung, daß es sich hier um eine Frage handelt, die in 
der Tat die beiden benachbarten Staaten miteinander 
regeln müssen. Wir wollen, wenn das möglich ist, un- 
seren Beitrag dazu leisten. Wir haben mit unseren 
Partnern in der Europäischen Politischen Zusammen- 
arbeit in der Sitzung am 7. Juni in Madrid beschlos- 
sen, daß die EG-Botschafter in Katmandu und Neu- 
Delhi mit der Abfassimg eines gemeinsamen Berichts 
beauftragt werden. Dieser Bericht müßte in den näch- 
sten Tagen vorliegen. 

Schulhoff (CDU/CSU): Entschuldigen Sie bitte. 
Darf ich noch einmal fragen? 

Vizepräsident Cronenberg: Sie haben vier Zusatz- 
fragen, Herr Abgeordneter. Ich bin nicht böse, wenn 
Sie diese vier Zusatzfragen ausnutzen, weil persönlich 
an der Angelegenheit interessiert. 

Schulhoff (CDU/CSU): Mir ist das etwas zuwenig, 
was hier läuft. Ich habe den Eindruck, daß hier viel zu 
sehr auf diplomatischem Weg versucht wird, aus der 
eigenen Verantwortung, die auch wir als Bundesrepu- 
blik einem derartigen Land gegenüber haben, her- 
auszukommen. Teilen Sie diese Meinung? 

(B) Frau Dr. Adam-Schwaetzer, Staatsminister: Herr 
Abgeordneter, ich muß noch einmal darauf hin wei- 
sen, daß die Verträge, die geschlossen waren, ausge- 
laufen sind und daß es eine Aufgabe der beiden Nach- 
barstaaten ist, für eine Anschlußregelung zu sorgen. 
Natürlich beobachtet auch die Bundesregierung mit 
größter Aufmerksamkeit die Politik Indiens in der Re- 
gion. Wir haben im Rahmen unserer Beziehungen zur 
indischen Regierung diese Fragen durchaus ange- 
sprochen, wie das üblich und wie es auch notwendig 
ist. 

Darüber hinaus — darauf möchte ich noch einmal 
hinweisen — bemühen wir uns gemeinsam mit unse- 
ren Partnern in der Europäischen Politischen Zusam- 
menarbeit, Wege zu finden, wie wir den Prozeß des 
Ausgleichs, des Gesprächs zwischen diesen beiden 
Nachbarstaaten fördern können. 

Vizepräsident Cronenberg: Sie haben noch eine Zu- 
satzfrage. 

Schulhoff (CDU/CSU): Gab es denn ganz konkrete 
Schritte des Auswärtigen Amtes, diesen Fall gegen- 
über der indischen Regierung vorzutragen? 

Frau Dr. Adam-Schwaetzer, Staatsminister: Unser 
Botschafter in Indien hat diese Fragen ebenfalls ange- 
sprochen. 

Vizepräsident Cronenberg: Damit sind die Fragen 
beantwortet. — 

Die Fragen 20 und 21 des Abgeordneten Würtz wer- 
den auf Wunsch des Fragestellers schriftlich beant- 


wortet. Die Antworten werden als Anlagen ab ge- (C) 
druckt. 

Das trifft ebenfalls für folgende Fragen aus dem 
Geschäftsbereich des Bundesministers für Verkehr 
zu: 46 und 47 des Abgeordneten Weiss (München), 48 
imd 49 des Abgeordneten Dr. Sperling, 50 des Abge- 
ordneten Stiegler sowie 51 imd 52 des Abgeordneten 
Linsmeier. Die Antworten werden als Anlagen abge- 
druckt. 

Damit ist die Fragestimde beendet. 

Bevor wir zum nächsten Tagesordnungspunkt kom- 
men, erteile ich dem Abgeordneten Wüppesahl das 
Wort zur Geschäftsordnung. 


Wüppesahl (fraktionslos): Meine sehr verehrten 
Kolleginnen und Kollegen! Wie Sie nach Studium der 
Tagesordnung sicherlich festgestellt haben, sind in ihr 
eine Fülle von Sachgebieten enthalten — das galt 
auch für gestern — , zu denen ich gewöhnlich das Wort 
zu ergreifen trachte. Ich möchte Ihnen mit diesem 
Geschäftsordnungsbeitrag die Begründung dafür lie- 
fern, weshalb sich mein Verhalten seit dem 13. Juni 
dieses Jahres sehr wesentlich ändern wird. 

Die „Geschäftsordnungskriege", die wir teilweise 
erlebt haben ~ nicht unmaßgeblich durch meine Per- 
son ausgelöst — , sind ab sofort beendet. 

Im Zusammenhang mit meiner Klage vor dem Bun- 
desverfassungsgericht hielt ich jede einzelne Ausein- 
andersetzung, die ich hier führte, für sinnvoll und not- 
wendig. Ich habe das nicht getan, um Sie zu ärgern 
oder Sie gegen mich aufzubringen. Dies ausdrücklich 
festzustellen ist mir wichtig. 

Das Bundesverfassimgsgericht hat festgestellt: Es 
gibt Abgeordnete unterschiedlicher Klasse, unter- 
schiedlichen Gewichtes. Es gibt also solche höheren 
und minderen Gewichtes. Ich gehöre eindeutig zu den 
letzteren. 

Ich zähle an dieser Stelle nicht alles auf, was ich 
nicht darf und was Sie alles können. Vielmehr stelle 
ich das einfach als Faktum fest. Sie können das im 
Urteil nachlesen. Wir haben es hiermit also amüich, 
was viele für sich schon so praktiziert hatten, vor allen 
Dingen meine fraktionslosen Vorgänger, ob Hansen, 
Coppik, Gruhl oder wie sie auch hießen. 

Dabei hat das Bundesverfassungsgericht Art. 38 des 
Grundgesetzes nicht interpretiert, sondern neu ge- 
schrieben. Unter anderem sagt es: Die Repräsentation 
erfolgt nicht durch den Bundestagsabgeordneten — 
wie es im Grundgesetz steht — , sondern durch den 
ganzen Deutschen Bundestag. Das ist neu. Deswegen 
halte ich mich jetzt auch zurück, und zwar nicht nur 
heute, sondern in den verbleibenden 18 Monaten die- 
ser Legislaturperiode, was uns allen wohl sehr viel 
Zeit sparen wird. Ich wäre deswegen auch dankbar, 
wenn Sie diese Erklärung in Ruhe bis zum Ende anhö- 
ren könnten. 

Das Bundesverfassungsgericht hat in seinen Leit- 
sätzen ferner gesagt, daß sich die Gewissensfreiheit 
und Unabhängigkeit nach Art. 38 des Grundgesetzes 
darauf reduziere, daß ein Abgeordneter zu Beginn 
einer Legislaturperiode gewissensfrei und unabhän- 
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Wüppesahl 

(A) gig entscheide, ob er in eine Fraktion gehe und in 
welche. Mehr nicht. 

Es gibt in diesem Urteil eine ganze Reihe von Wi- 
dersprüchlichkeiten. Eine ist zum Teil sogar süffisant 
von dem Vorsitzenden des Zweiten Senats, dem Rich- 
ter Mahrenholz, sehr deutlich in seinem Minderhei- 
tenvotum beschrieben worden. Eine ganze Reihe von 
Widersprüchlichkeiten werde ich Ihnen in Kürze 
ebenfalls schrifthch zukommen lassen. 

Es ging weniger um die für mich verbleibenden 
18 Monate und darum, daß ich effektiver und günsti- 
ger arbeiten kann, auch wenn ich es natürlich gerne 
getan hätte, sondern es ging bei dieser Klage vor allen 
Dingen darum, daß Sie alle auch in den Fraktionen 
einen größeren Freiraum gegenüber Ihren Fraktions- 
führungen und den Parteien haben. Dieses Urteil 
schreibt genau das Gegenteil fest. Das ist die eigent- 
hche pohtische Dimension dieses Urteils. Dies be- 
daure ich am meisten. 

Die Konsequenzen für mich sind folgende: Der 
Warnstreik, den ich kurz vor dem Urteilsspruch ange- 
fangen hatte, ist natürlich beendet. Er macht keinen 
Sinn mehr. 

Die Überführung in einen regulären Streik ist unsin- 
nig, weil ich keinerlei Druckpotential mehr hinter mir 
habe oder mit meinem Mandat verbinden kann, was 
ein solches Vorgehen sinnvoller machen würde. 

Ich betrachte die Parlamentsveranstaltungen — ob 
Anhörungen, Plenumssitzungen, Ausschußsitzungen, 
Enquete-Kommissionen — für mich jetzt nur noch als 
(ß) gehobene Weiterbildungsveranstaltungen. Den 
Schwerpunkt meiner pohtischen Arbeit, Herr Kollege, 
lege ich in den Wahlkreis, in die Landespohtik und 
z, B. in die Bundesarbeitsgemeinschaft kritischer Poli- 
zisten. 

Hier in Bonn — das hat das Verfassungsgericht ein- 
deutig gesagt — habe ich als fraktionsloser Abgeord- 
neter wenig bis gar nichts zu melden. Deswegen 
werde ich diese gehobenen Weiterbildungsveranstal- 
tungen nach dem Bock-Prinzip wahrnehmen, also 
wenn ich Lust habe, mache ich mit. Gelegenüich ma- 
che ich auch hier im Plenum einen Auftritt, aber es 
wird sich eben erhebhch reduzieren. Ich glaube, das 
ist genau das, was das Bundesverfassungsgericht jetzt 
als höchstrichterliche Rechtsprechung formuhert hat. 
Als Repräsentant des ganzen deutschen Volkes jeden- 
falls bin ich von meiner Rechtsausstattung her nicht 
gewollt. 

So vorzugehen, empfehle ich gleichzeitig sämth- 
chen Fraktionslosen. Ich empfehle darüber hinaus 
den fraktionsabhängigen Kollegen und Kolleginnen 
im Hause, wenn es darauf ankommt, nicht ihrem Ge- 
wissen zu folgen, denn sonst werden sie als Unabhän- 
gige genauso wie ich kaltgestellt. Das will die Verfas- 
sung — sagt das Bundesverfassungsgericht. 

Abschheßend werde ich zu diesem sehr heftig ge- 
führten Streit nacharbeiten. Ich denke, es ist jetzt 
meine Pflicht, sehr deuthch herauszuarbeiten, was an 
Parlamentskritik in der Bundesrepubhk sowieso 
schon sehr ausgeprägt vorhanden ist und jetzt auf eine 
verfassungsrechtliche Ebene gehoben wurde. 


Vizepräsident Cronenberg: Herr Abgeordne- (C) 
ter 

Wüppesahi (fraktionslos): Ich komme zum Schluß. 

Vizepräsident Cronenberg: Ja, darauf lege ich jetzt 
schon Wert. Ich habe ohnehin noch einiges dazu zu 
sagen. 

Wüppesahi (fraktionslos): Es ist wirklich der letzte 
Satz, Herr Cronenberg. 

Ich befürchte, daß die Politikorganisation nach die- 
sem Leitspruch aus Karlsruhe den ohnehin schon viel 
zu ausgeprägt vorhandenen stromhnienförmigen 
Technokraten und Opportunisten fördert, der an ei- 
nem Tag Mineralwasser und am nächsten Tag Spiri- 
tuosen verkaufen kann, auch hier im Parlament. Ich 
denke, mit diesem Spruch aus Karlsruhe ist der 
Rechtsfrieden wiederhergestellt. Ob auch der politi- 
sche Friede hergestellt sein wird, werden wir in den 
nächsten Monaten und Jahren sehen. 

Ich bedanke mich ausdrücklich auch beim Präsi- 
dium, daß es mir die Möghchkeit gegeben hat, solch 
einen Beitrag loszuwerden. Der Bezug zur Tagesord- 
nung ist ganz einfach: Ich melde mich heute aus die- 
sen Gründen nicht zu einem einzigen weiteren Sach- 
punkt. 

Vizepräsident Cronenberg: Herr Abgeordneter, 
auch der letzte Satz macht ja deutlich, daß Sie das 
Problem erkannt haben, daß es natürhch keine Erklä- 
rung zur Tagesordnung war, wie Sie das wünschten, 
sondern mehr eine Erklärung außerhalb der Tages- 
ordnung. Verständigen wir uns dahin gehend, daß die 
Begründung dafür, warum Sie sich im Laufe der De- 
batte nicht mehr melden, den einzigen Bezug zur Ta- 
gesordnung darstellt und diese Erklärung dann er- 
möghchte. Ich wäre aber dankbar, wenn die Debatte 
damit auch beendet würde und keine weiteren Wort- 
meldungen zu diesem Punkt erbeten werden. — Das 
ist offensichthch der Fall. — Herr Abgeordneter Ron- 
neburger, legen Sie großen Wert darauf? 

(Ronneburger [FDP]: Zu einer kurzen Bemer- 
kung, Herr Präsident! Ich bitte um Entschul- 
digung!) 

— Bitte sehr. Sie haben das Wort zur Geschäftsord- 
nung. 

Ronneburger (FDP): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Ich halte es nicht für angebracht, daß 
unter dem Vorwand einer Wortmeldung zur Ge- 
schäftsordnung hier Gerichtsschelte über das Bundes- 
verfassungsgericht gehalten wird. Nur einen zweiten 
Satz füge ich noch hinzu: Ich halte es auch nicht für 
denkbar, daß jemand, der aus einer Fraktion austritt 
und damit fraktionslos wird, damit für sich persönhch 
mehr Rechte erhält als irgendein Mitghed einer der 
anderen Fraktionen. 

(Beifall bei der FDP, der CDU/CSU und der 
SPD) 

Auch dies bitte ich zur Kenntnis zu nehmen. 

Vizepräsident Cronenberg: Danke schön. 
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Vizepräsident Cronenberg 

(A) Herr Abgeordneter Gansei zur Gechäftsordnung, 
Aber die Sache wird jetzt etwas problematisch, auch 
von der Geschäftsordnungslage her. 

Gansei (SPD): Ich will auch nicht zur Sache spre- 
chen, . . . 


reicht, der Herrschenden, die sich augenscheinlich (C) 
entschlossen haben, das Freiheitsverlangen des chi- 
nesischen Volkes niederzuknüppeln. Ich möchte al- 
lerdings die Hoffnung noch nicht aufgeben, daß sich 
Einsicht, Gerechtigkeitssinn und Weisheit in China 
doch noch durchsetzen mögen. 


Vizepräsident Cronenberg: Das ist noch schlim- 
mer. 


(Heiterkeit) 


Gansei (SPD): . . . weder zu dem Urteil noch zu den 
Konsequenzen. Ich will nur darauf hinweisen, daß der 
Kollege Wüppesahl eben auch ein Friedensangebot 
an das Plenum gemacht hat, und wir tun gut daran, es 
anzunehmen. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Vizepräsident Cronenberg: Herr Abgeordneter 
Gansei, das war mit ein Grund, warum ich den Abge- 
ordneten Wüppesahl nicht unterbrochen habe. 

Nun, meine Damen und Herren, rufe ich den Zu- 
satztagesordnungspunkt 5 auf: 

Beratung des Antrags der Fraktionen der CDU/ 

CSU, SPD, FDP und der Fraktion DIE GRÜ- 
NEN 

Todesurteile in der Volksrepublik China 

— Drucksache 11/4857 (neu) — 

Es ist für die Beratung ein Beitrag von bis zu fünf 
Minuten von jeder Fraktion vereinbart worden. Ich 
frage, ob sich Widerspruch gegen diesen Vorschlag 
erhebt. — Das ist nicht der Fall, 

Dann erteüe ich dem Abgeordneten Pohlmeier das 
Wort. Bitte, Herr Abgeordneter. 

Dr. Pohlmeier (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Wir stehen mit Erschütterung und 
Fassungslosigkeit vor dem, was sich am 3. Juni in 
China ereignet hat. Wir haben hier im deutschen Bun- 
destag am vorigen Donnerstag, dem 15. Juni, debat- 
tiert und mit allem Nachdruck die chinesische Füh- 
rung aufgefordert, auf den Weg der Menschlichkeit 
und des Dialogs zurückzukehren. Die gestrige Voll- 
streckung von drei Todesurteilen an jungen Men- 
schen ist ein Schlag ins Gesicht der Weltöffentlichkeit. 
Ich kann die diesen jungen Leuten vorgeworfenen 
Straftaten nicht im einzelnen beurteüen. Das, was sie 
getan haben mögen, steht in keinerlei Verhältnis zu 
der brutalen Vergeltung, die das Regime an ihnen 
übt. 

Wir appellieren heute erneut und mit noch größe- 
rem Ernst an die chinesische Führung, auf ihrem un- 
heüvollen Weg einzuhalten und umzukehren. Die öf- 
fentlichen Erklärungen der chinesischen Politiker, die 
jetzt die Macht haben, man wolle mit größter Härte 
durchgreifen, sollen offensichtlich eine Herrschaft des 
Schreckens über das eigene Volk ausbreiten. Das 
deutsche Volk, alle politischen Parteien und die breite 
Meinung in allen freiheitlichen Nationen der Welt 
werden das nicht mit Schweigen übergehen. 

(Beifall bei allen Fraktionen) 

Gewiß ist zu fragen, ob der Ruf nach Menschlich- 
keit das Ohr der Herrschenden in Peking noch er- 


In der Bundesrepublik Deutschland hat China in 
den letzten Jahren große Sympathien erworben. Wir 
waren alle fasziniert von dem Weg dieses größten Vol- 
kes der Welt aus Diktatur und Unfreiheit heraus. Öff- 
nung zur Welt hin und freie wirtschaftliche Betätigung 
schufen eine Aufbruchstimmung im Reich der Mitter 
die unsere Bewunderung fand. Ich hatte mit einigen 
Kollegen etwa vor Jahresfrist Gelegenheit, in den gro- 
ßen chinesischen Städten den Lebens- und Aufstiegs- 
willen der chinesischen Menschen ebenso wie den 
intelligenten Freimut führender Leute in Wirtschaft, 
Politik und Wissenschaft zu erleben. Ich kann es wirk- 
lich nicht fassen, und fast möchte man sich weigern, es 
zu glauben, daß das alles nun vorbei sein soll. Alle 
Gesprächspartner haben uns damals versichert: Das, 
was sich in der Kulturrevolution in China ereignet hat, 
wrird nie mehr passieren. Und jetzt greifen verantwort- 
liche Führer in Peking zu vergleichbaren Methoden 
wie damals. 

Hochgeachtet und bewundert haben wir vor allem 
den Mut und die Konsequenz von Deng Xiaoping, der 
sein Volk aus der Barbarei der Kulturrevolution her- 
ausgeführt hat und die Hoffnung nähren konnte, daß 
man ihn unter die größten Staatsmänner dieses Jahr- 
hunderts einreihen würde. Gerade dieser Mann trägt 
aber nun die Verantwortung für die Bluttaten des 3. 
und 4. Juni und das, was jetzt folgt. 

Man kann nach Ursachen forschen. Eine Erklärung 
für den schockierenden Bruch der politischen Linie 
von Deng liegt in der Auffassung, er wollte wirtschaft- 
liche, aber keine politische Freiheit für die Chinesen. 
Vielleicht ist das der große, tragische Irrtum dieses 
alten Mannes. In einer Zeit, da in der ganzen kommu- 
nistischen Welt das Verlangen nach Freiheit und Mit- 
bestimmung elementar aufbricht und ungeahnte Er- 
folge zeitigt, soll das größte Volk dieser Erde wieder 
unter die kommunistische Knute gezwoingen wer- 
den. 

Die Entscheidung, die zur Blutnacht des 3, und 
4. Juni und jetzt zu den Erschießungskommandos in 
Schanghai führte, ist eine Entscheidung gegen die 
Geschichte. Es ist eine Entscheidung auch gegen das 
große chinesische Volk, gegen seine reiche Kultur 
und große Tradition und gegen seine Humanität. 

(Feilcke [CDU/CSU]: Gegen die Menschlich- 
keit!) 

Gewiß, die mehrtausendjährige Geschichte Chinas 
hat immer wrieder Diktatoren und Unterdrückung ge- 
sehen. Wenn ein Kaiser im alten China das Mandat 
des Himmels verloren hatte, dann erhob sich das Volk 
gegen ihn und begründete oft in langen Kämpfen eine 
neue, gerechtere Herrschaftsordnung. Deng Xiaoping 
hat in der Pekinger Blutnacht und mit den Urteilen 
von Schanghai das Mandat des Himmels verloren. 

(BeifaU des Abg. Schulhoff [CDU/CSU]) 
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Dr. Pohlmeier 

(A) Unser Mitgefühl, aber auch unsere Mitverantwor- 
tung gilt dem chinesischen Volk. Wie unsere künftige 
Pohtik gegenüber dem chinesischen Volk aussehen 
kann, das ist heute noch nicht klar zu sagen. Wir wer- 
den alles tun, was diesem Volk in den dunklen Stun- 
den und vielleicht Jahren, die ihm jetzt bevorstehen, 
zu helfen in der Lage ist. 

Gespräche, die ich in diesen Tagen hier in Deutsch- 
land mit Chinesen führen konnte, bestärken mich in 
der Überzeugung, daß das, was jetzt in ihrem Lande 
geschieht, sie nicht von dem Willen abbringen wird, 
eine neue, freiheithche Gesellschafts- und Wirt- 
schaftsordnung zu schaffen. Diese Menschen, sie kön- 
nen überzeugt sein, daß der ganze Deutsche Bundes- 
tag als frei gewählte Vertretung des deutschen Volkes 
auf diesem vielleicht noch langen Wege an der Seite 
des chinesischen Volkes steht. 

(Beifall bei der CDU/CSU, der FDP und der 
SPD) 

Vizepräsident Cronenberg: Das Wort hat der Abge- 
ordnete Gansei. 

Gansei (SPD): Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Die Sozialdemokratische Partei Deutschlands 
— nicht nur ihre Bundestagsfraktion — empfindet 
Trauer für die Toten, mit denen das chinesische Volk 
seine Sehnsucht nach mehr Freiheit und Mitbestim- 
mung, nach weniger Zwang und Korruption bezahlen 
muß. Wir empfinden Abscheu gegenüber einer Füh- 
rungsclique, die ihre Macht und ihre Privilegien mit 
(ß) einem barbarischen Staatsterror zu erhalten versucht. 
Wir empfinden Zorn, daß sich die amtierende Regie- 
rung der Volksrepubhk China in der Illusion wähnen 
kann, sie könnte in ihren außenpohtischen und au- 
ßenwirtschaftiichen Beziehungen zum „business as 
usual" zurückkehren, wenn der demokratische Pro- 
test in ihrem Lande erst einmal erstickt und aus dem 
Leichentuch ein Mantel des Vergessens geworden ist. 
Zu diesem Zorn gehört auch Zorn über uns selbst, daß 
wir in dieser gemeinsamen Welt dem Wüten des Ter- 
rors nicht Einhalt zu gebieten vermögen. 

(Beifall bei allen Fraktionen) 

Wir haben auch Grund zur Befürchtung; Das Blut- 
bad in Peking und der jetzt begonnene Terror gegen 
das eigene Volk müssen als Beweis dafür verstanden 
werden, daß die Unterstützung des Pol-Pot-Regimes 
in Kambodscha durch die chinesische Führung nicht 
nur ein diplomatisches Manöver, sondern Ausdruck 
einer gleichen brutalen Menschenverachtung war. 

(Beifall bei allen Fraktionen) 

Die Unterdrückung von Menschenrechten in Tibet 

durch die chinesische Besatzungsmacht kann von nie- 
mandem länger als eine innerchinesische Angelegen- 
heit abgetan werden. 

(Beifall bei allen Fraktionen) 

Die chinesische Führungschque, die nicht nur über 
die mihtärische Kommandogewalt über eine riesige 
Armee verfügt, sondern auch über Nuklearwaffen, ist 
eine Gefahr für den Weltfrieden und die internatio- 
nale Sicherheit. Deshalb ist spätestens jetzt auch der 
Sicherheitsrat der Vereinten Nationen aufgefordert. 


die Regierung der Volksrepublik China auf die Ankla- (C) 
gebank zu setzen. 

(Beifall bei allen Fraktionen) 

Wir haben den Appell des Bundeskanzlers vom 
16. Juni 1989 an den amtierenden Ministerpräsiden- 
ten der Volksrepubhk China unterstützt, in dem um 
Gnade für die in Shanghai zum Tode verurteilten chi- 
nesischen Bürger gebeten worden ist. Die chinesische 
Regierung hat sie durch Genickschuß ermorden las- 
sen. Wo unsere Bitte um Gnade nicht gehört wird, darf 
nun nicht länger mit wirtschafthcher Unterstützung 
aus der Bundesrepubhk kalkuhert werden. 

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU und den 
GRÜNEN) 

Ich wiederhole deshalb aus der Bundestagssitzung 
vom 15. Juni 1989 die Forderung unseres stellvertre- 
tenden Fraktionsvorsitzenden an die Bundesregie- 
rung, folgende weitere Maßnahmen zu prüfen und 
den Auswärtigen Ausschuß über das Ergebnis dieser 
Prüfung — ich füge hinzu: über die getroffenen Maß- 
nahmen — zu berichten: 1. den deutschen Botschafter 
bis auf weiteres zur Berichterstattung nach Bonn zu- 
rückzurufen; 2. keine neuen Ausfuhrbürgschaften 
und Hermes- Kredite zu bewiUigen; 3. die technologi- 
sche Zusammenarbeit einzustellen; 4. eine Debatte 
über die Vorgänge in China im Sicherheitsrat der Ver- 
einten Nationen zu beantragen. 

(Beifall bei allen Fraktionen) 

Für uns alle hier ist klar: Wenn wir auf die Entwick- 
lung in China Einfluß nehmen können, stehen wir der pj 
Bundesregierung für Beratung und Beschlußfassung 
auch in der Sommerpause zur Verfügung. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der 
GRÜNEN) 

Unser Partei- und Fraktionsvorsitzende Hans-Jo- 
chen Vogel hat für die SPD Ende Mai die Machthaber 
in Peking davor gewarnt, mit Gewalt gegen die An- 
hänger der demokratischen Reformbewegung vorzu- 
gehen. Nach dem Massaker auf dem Tiananmen- 
Platz hat er ausdrücklich darauf hingewiesen, daß die 
Bundesrepubhk zu umfassenden wirtschaftiichen 
Sanktionen gegenüber der Volksrepubhk China ge- 
zwungen sein könnte. 

Die brutalen Zwangsmaßnahmen der amtierenden 
chinesischen Regierung gegen ihr Volk bringen jetzt 
auch unsere Regierung in Zugzwang. Der Bundestag 
kann moralisch verurteilen; die Bundesregierung muß 
pohtisch handeln. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN sowie 
bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Die SPD-Bundestagsfraktion verurteilt zusammen 
mit aUen Fraktionen des Bundestags die Todesurteile 
— nein: Mordbefehle, denn dort werden keine Urteile 
in einem rechtsstaathchen Verfahren gesprochen — , 

(Feücke [CDU/CSU]: Kein faires Verfahren!) 

die die chinesische Regierung gegen Arbeiter und 
Studenten verhängt und jetzt auch exekutiert. Wir 
wissen, daß diese öffenthchen und abscheuhchen Ge- 
richtsinszenierungen und Erschießungen nur die 
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Gansei 

(A) Spitze eines Eisbergs sind. Wir leiden auch mit den 
Namen- und Gesichtslosen, deren Leiden uns nicht 
am Fernsehschirm vorgeführt wird. Wir kennen sie 
nicht, aber wir werden sie nicht vergessen. Wir ken- 
nen einige der Verantwortlichen in Peking und in 
Shanghai, und wir werden sie nicht vergessen. 

Das chinesische Volk soll wissen, daß wir denen, die 
ihre Hände in Blut baden, nie die Hand reichen wer- 
den. 

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU und den 
GRÜNEN) 

Interfraktionelle Beschlüsse des Bundestages sind 
selten und haben großes Gewicht. Bedeutung erhal- 
ten sie dadurch, wie sie bekanntgemacht und umge- 
setzt werden. Ich bitte deshalb das Präsidium des Bun- 
destages, dafür Sorge zu tragen, daß die Beschlüsse 
und Beiträge dieser Debatte dem chinesischen Volk 
wie der amtierenden chinesischen Regierung über- 
mittelt werden. Das kann unser Botschafter in Peking 
vor seiner Rückkehr in die Bundesrepublik tun. Und 
das muß vor allem durch die Sendungen der Deut- 
schen Welle geschehen, die intensiviert werden sol- 
len, damit das chinesische Volk erfährt, daß wir sein 
Leiden und seine Sehnsucht nach mehr Freiheit ken- 
nen und daß wir sie auch teilen. 

(Beifall der Abg. Frau Hillerich [GRÜNE]) 

Wir Sozialdemokraten — und wir alle im Deutschen 
Bundestag — hoffen auf ein freies China, auf Men- 
schenrechte für mehr als 1 Milliarde Chinesen. Diese 
Freiheit und diese Rechte wollen wir nicht als Begleit- 
umstände wirtschaftlicher Reformen und wirtschaftli- 
cher Öffnungen nach Westen. Wir sind für Freiheit 
und Menschenrechte um ihrer selbst willen, um der 
Menschen willen. 

(Beifall bei allen Fraktionen) 

Daß das große chinesische Volk diesen Willen de- 
monstriert hat, bleibt unsere Hoffnung. Es wird nicht 
30 Jahre dauern wie in Ungarn, daß sich diese Hoff- 
nung erfüllt. Die Führungsclique, die jetzt in China die 
Bewegung für Demokratie niederzuschlagen ver- 
sucht, wird sich weniger als drei Jahre an der Macht 
halten können. 

Helfen wir nach unseren Kräften, dazu beizu tragen, 
daß die Dauer dieses Schreckensregimes verkürzt 
werden kann! 

(Beifall bei allen Fraktionen) 

Vizepräsident Cronenberg: Das Wort hat der Abge- 
ordnete Dr. Feldmann. 


Dr. Feldmann (FDP): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Der Deutsche Bundestag beschäftigt sich 
zum zweitenmal innerhalb einer Woche mit den Er- 
eignissen in China. Dies ist leider auch bitter nötig. 
Das Regime in China hat unsere dringenden Appelle 
zu Humanität und Menschlichkeit, zur Wiederauf- 
nahme des Dialogs mit der eigenen Bevölkerung 
ignoriert. Statt dessen wurden Todesurteile, Willkür- 
urteile, kaltblütig und brutal vollstreckt. Dieses Re- 
gime will offensichtlich durch Terror ab schrecken und 
unterdrücken. Dies ist ein Rückfall ln brutale Barba- 
rei. Für eine Partei und für Parteiführer, die ihr Volk 


von Willkürherrschaft befreien wollten, ist dies ein (C) 
trauriges Armutszeugnis. Eine Regierung, die die ei- 
gene Bevölkerung morden läßt, zuerst durch das Mili- 
tär und jetzt durch die Justiz, ist politisch und mora- 
lisch am Ende. 

(Beifall bei allen Fraktionen) 

Eine Justiz, die nach eigenen Aussagen mit Unruhe- 
stiftern kurzen Prozeß machen will, ist keine unab- 
hängige Rechtsinstanz, sondern ein willkürliches In- 
strument des mörderischen Terrors. Diese Justiz ver- 
sucht aus Terror Recht zu machen. Sie verdreht die 
Wahrheit, um friedliche Demonstrationen in einen 
konterrevolutionären Aufstand umzulügen. Wir wer- 
den nicht zulassen, daß jetzt die Wahrheit verfälscht, 
Lügen verbreitet und die Geschichte umgeschrieben 
wird. Damit kann das Regime weder die eigene Bevöl- 
kerung noch uns überzeugen. Dieses Regime hat vor 
aller Welt das Gesicht verloren. 

Wir stehen an der Seite des reformwilligen Chinas. 

Mit diesem augenblicklichen Terrorregime kann es 
keine normalen Beziehungen geben, und es gibt sie 
auch bereits heute nicht mehr. Die chinesische Füh- 
rung spricht davon, daß Todesurteile und öffentliche 
Hinrichtungen zur chinesischen Normalität gehören. 

Wir haben Todesurteile immer verurteilt. Für Todes- 
urteile und erst recht für politischen Mord und für 
Willkürurteile kann es keine Rechtfertigung geben. 

Wenn die von Amnesty International genannten 
Zahlen von fast 30 000 Hinrichtungen zwischen 1983 
und 1987 auch nur annähernd stimmen, dann zeigt 
dies, daß wir in der Vergangenheit gegenüber China 
nicht klar genug auf die Einhaltung der elementarsten pj 
Menschenrechte gedrängt haben. 

(Beifall bei allen Fraktionen) 

Menschenrechte gelten überall. Wo sie verletzt wer- 
den, müssen wir sie verteidigen. Der Beginn der wirt- 
schaftlichen Reformen hat China Sympathie und auch 
Hilfsbereitschaft im Westen eingetragen. Wirtschaftli- 
che Reformen sind aber kein Ersatz für Demokratie 
und die Geltung der Menschenrechte. China kann 
nicht die Vorteile der Zusammenarbeit mit der zivili- 
sierten Welt für sich in Anspruch nehmen und gleich- 
zeitig im Innern wie die Barbaren wüten. Chinas Füh- 
rung will mit einem neuen Lippenbekenntnis zur Fort- 
setzung einer Politik der Öffnung und wirtschaftlicher 
Reformen zur außenpolitischen Normalität überge- 
hen. Diese Rechnung darf nicht aufgehen — 

(Beifall bei allen Fraktionen) 

nicht mit uns und nicht mit unserer Hilfe. Dieses Re- 
gime hat jeden Kredit verspielt und darf auch keinen 
neuen bekommen. 

(Beifall bei allen Fraktionen) 

Wer nach außen lächelt, aber das eigene Volk terrori- 
siert und mordet, verdient kein Vertrauen und erst 
recht keine Unterstützung. 

Um auf eine Weltmacht wie China Einfluß zu neh- 
men, ist breite internationale Solidarität gefordert. 

Das Fundament hierzu gaben die Außenminister der 
Zwölf mit ihrem Beschluß in der vergangenen Woche. 

Wir begrüßen, daß die Vereinigten Staaten von Ame- 
rika den gleichen Kurs verfolgen. Wir begrüßen auch 
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Dr. Feldmaim 

(A) die Entscheidung der Weltbank, die bereits von China 
beantragten Kredite nicht freizugeben, und wir be- 
grüßen weiter, daß auch Japan sein Entwicklungshil- 
feprogramm für China einstellt. Dies entspricht unse- 
rer Politik. Auch wir werden, wie bereits in der letzten 
Woche festgestellt, keine neuen Projekte in der wirt- 
schaftiichen Zusammenarbeit mit China bewilligen, 
solange dieses Regime nicht wieder den Dialog und 
den Weg der Menschhchkeit sucht. 

Die erste Reaktion des Deutschen Bundestages am 
vergangenen Donnerstag war bewußt maßvoll, weil 
wir weiterhin versuchen wollten, Einfluß auszuüben 
und zu verhindern, daß die Todesurteile vollstreckt 
wurden. Die chinesische Führung hat alle bisherigen 
Mahnungen in den Wind geschlagen. Wir sind den- 
noch nicht ohne Hoffnung, daß unsere Appelle und 
die bereits beschlossenen und weitere Maßnahmen 
letztiich doch Wirkung zeigen werden. Das Verlangen 
eines Volkes nach Demokratie und Freiheit läßt sich 
weder unterdrücken noch erschießen. Unsere heutige 
Debatte ist ein Beitrag zur Ermutigung des reformwil- 
ligen chinesischen Volkes, ein Zeichen internationa- 
ler Sohdarität. Diese Zeichen haben auch anderen 
Völkern in ähnhchen Situationen immer wieder Kraft 
zum Weitermachen gegeben. Ich hoffe, daß dieses 
Signal, das wir heute geben, auch beim chinesischen 
Volk ankommt und appelliere daher an alle Medien, 
die nach China strahlen, über diese Debatten und 
über die Beschlüsse als ein Signal der Verbundenheit 
mit dem chinesischen Volk zu berichten. 

Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei allen Fraktionen) 

(B) 

Vizepräsident Cronenberg: Das Wort hat die Abge- 
ordnete Frau Kelly. 

Frau Kelly (GRÜNE); Liebe Kollegen und Kollegin- 
nen! In China sind gestern Menschen der Demokra- 
tiebewegung, die zum Tode verurteilt worden waren, 
öffenthch hingerichtet worden, hingerichtet durch ei- 
nen Genickschuß. Das chinesische Regierungssystem 
entlarvt sich mit der Verhängung und Vollstreckung 
der Todesurteile gegen Angehörige der chinesischen 
Demokratiebewegung vollends als zynisch-brutales 
Mörderregime, Ich habe es in der letzten Woche ge- 
sagt: 200 000 Menschen — so Deng Xiaoping — kann 
er für 20 Jahre Stabilität ruhig opfern. Welcher Zynis- 
mus! Die Studentenprozesse haben noch nicht einmal 
begonnen, und alle Hoffnungen auf Milde dieses Re- 
gimes der Menschenverächter sind kaputt. 

Die weltweiten Begnadigungsappelle, Appelle des 
US-Kongresses und des Bundestages haben die 
chinesischen Machthaber nicht davon abhalten kön- 
nen, alle Hoffnungen in einem Meer von Blut zu er- 
tränken. Mehr Hinrichtungen werden folgen. Wir 
werden zuschauen müssen und stehen als Parlamen- 
tarier ohnmächtig da, mit Trauer und Zorn, beim Ver- 
such, unabdingbare Menschenrechte in China einzu- 
klagen und ein brutales Regime zu entlarven. 

Wir stehen aber auch ohnmächtig da, weil unser 
gemeinsamer Antrag — gerade zu Norbert Gansei 
möchte ich es sagen — nur appelhert, aber keine kon- 
kreten wirtschaftiichen Sanktionen fordert und auch 


keine Delegation von Amnesty International be- (C) 
schlossen hat. 

(Voigt [Frankfurt] [SPD]: Das hegt nicht an 
uns, sondern an den Regierungsparteien!) 

Wir wissen, daß Solidarität mit den unterdrückten 
und entrechteten Menschen ein Wort ist, das auch die 
brutalsten Diktaturen niemals ganz auslöschen konn- 
ten. Aber wie sollen wir anfangen, Sohdarität zu üben, 
Sohdarität, die gehört und gespürt werden soll von 
denjenigen, die sie so dringend brauchen, wenn wir 
weiterhin nur morahsch appelheren? 

(Beifall bei den GRÜNEN und der SPD) 

Ist es eine Illusion, zu glauben, daß eine weltweite 
morahsche Verurteilung des chinesischen Regimes et- 
was verändern kann? Ja, ich denke, es ist eine Illusion, 
wenn weiterhin geduldet wird, daß z. B. Siemens wei- 
terhin Geschäfte dort macht. 

Der chinesische Staatsanwalt und Sprecher des Re- 
gimes erklärten gestern abend, sie werden keine Ein- 
mischung in innere Angelegenheiten ihres Landes 
dulden. Wie oft haben wir das gehört, und wie oft 
mußten wir uns z. B. im Falle Tibets, auch von Herrn 
Genscher, sagen lassen, daß öffenthche Verurteilun- 
gen im Falle Chinas niemals weiterhelfen können! 
Doch was kann jetzt überhaupt noch weiterhelfen? 

Doch das Sich-bitte-nicht-einmischen hört man ja 
auch von westhchen Geschäftsleuten, von deutschen 
Geschäftsleuten. 

(Dr. Feldmann [FDP]: Aber nicht von uns!) 

Das macht um so mehr traurig und zornig. Die Wirt- 
schaftsbeziehungen deutscher Industrieunterneh- 
men mit China kehren trotz Schock und Entsetzen in 
das Gleis der Normahtät zurück. Und was heißt Nor- 
malität? Fast alle engagierten Menschen in Peking 
waren an dem Prozeß der Demokratisierung in 
irgendeiner Weise beteiligt. Doch auf die schwarze 
Nacht folgt nun der weiße Terror. Nichts erinnert 
mehr an die bunte Zeltstadt. Nun herrscht Totenstille; 
Militärposten sichern den Platz des Himmhschen Frie- 
dens weiterhin mit Maschinengewehren; Zäune aus 
Stacheldrahtrollen ziehen sich durch ganz China. 
Menschen werden liquidiert, verhaftet oder bleiben 
verschwunden. Nachfragen ist tödlich; die Verfol- 
gungsmaschinerie arbeitet mit gnadenloser Perfek- 
tion. Die Definition der Schuldigen ist so breit ange- 
legt, daß fast jeder in China Angst haben muß: Angst 
vor Nachbarn, Angst vor Kollegen, Angst vor Kontak- 
ten mit Ausländern. Das Kriegsrecht in Tibet ist so- 
eben verschärft worden. 

Chinesische Studenten im Ausland werden massiv 
eingeschüchtert und, wie ich gehört habe, auch hier 
bei uns in der Bundesrepubhk durch Telefonanrufe. 

Deutsche Unternehmen haben in dieser Situation 
ihre zeitweilig abgezogenen Mitarbeiter nach China 
zurückgeschickt. Wenn die geknüpften Wirtschaftsfä- 
den und die Joint- Venture- Vereinbarungen nicht 
jetzt abgebrochen werden, wann denn eigenthch? 

(Beifall bei allen Fraktionen) 

Genau dies müssen wir aber über den Antrag hin- 
aus fordern. Es ist unglaublich, mit welcher Kalt- 
schnäuzigkeit gegenüber diesen Tatsachen die deut- 
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Frau Kelly 

(A) sehe Wirtschaft nichts anderes im Sinn hat, als so 
schnell wie möglich zum profitträchtigen Geschäft mit 
den bluttriefenden Mördern zurückzukehren. 

Ebenso bedrückend ist für mich die Nachricht, daß 
sich die UNO-Botschafter der USA und der Sowjet- 
union gegen die Einberufung einer Sitzung des Welt- 
sicherheitsrats über die Lage in China ausgesprochen 
haben. Überraschend ist auch die Unwissenheit derje- 
nigen Medien bei uns, die sich heute mit Recht über 
die Brutalität in China entrüstet zeigen, aber allzu 
lange über Vorgänge in bezug auf Minderheiten an- 
derswo in China und auch über Vorgänge in Tibet 
lange geschwiegen hatten. 

Ich komme zum Schluß. Über diesen gemeinsamen 
Antrag hinaus möchte ich im Namen der Fraktion DIE 
GRÜNEN — ich hoffe, auch anderer Kollegen in die- 
sem Haus — zu einem internationalen unabhängigen 
China-Tribunal im Geiste der Be rtr and- Russell-Tri- 
bunale auffordern. Auch Herr Wickert hat dies ge- 
stern gefordert. Ich denke, dazu sollte man hier eben- 
falls Stellung beziehen. 

(Beifall bei den GRÜNEN und der SPD) 

Ich möchte auch die EG-Minister auffordern, sich 
sehr wohl in die Angelegenheiten der Menschen- 
rechte in China konkret einzumischen, und zwar mit 
klaren Aussagen. Es kann kein Einmischungsverbot 
geben, wenn es um die Einhaltung der Menschen- 
rechte geht. 

(Lowack [CDU/CSU]: Sehr gut!) 

Zuletzt: Ich glaube, es wäre angebracht, wenn der 
Deutsche Bundestag am Ende dieser Debatte eine 

(B) Schweigeminute für die Opfer in China einräumen 
würde. 

Danke. 

(Beifall bei den GRÜNEN, der SPD, der FDP 
und bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Vizepräsident Cronenberg: Das Wort hat Frau 
Dr. Adam-Schwaetzer, Staatsministerin im Auswärti- 
gen Amt. 

Frau Dr. Adam-Schwaetzer, Staatsminister im Aus- 
wärtigen Amt: Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Mit Abscheu, Verbitterung und tiefer Trauer 
haben wir erfahren, daß die chinesische Führung die 
Proteste aus aller Welt und einen dringenden Appell 
des Bundeskanzlers an den chinesischen Ministerprä- 
sidenten ignoriert hat. Wir verurteilen die Brutalität, 
die in den ausgesprochenen Todesurteilen an chinesi- 
schen Bürgern und in ihrer Vollstreckung zum Aus- 
druck gekommen ist, aufs schärfste. 

Aber wir müssen damit rechnen, daß die Unterdrük- 
kung Andersdenkender, daß die blutige Repression 
weitergehen wird. Weitere Todesurteile können je- 
derzeit folgen, und deshalb dürfen wir nicht schwei- 
gen. 

Wir empfinden tiefe Sorge um die weitere Entwick- 
lung in der Volksrepublik China. Das Vertrauen, das 
in den letzten Jahren zwischen der chinesischen Re- 
gierung und der westlichen Welt geknüpft worden ist, 
ist zerstört. 


Wir wiederholen unseren dringenden Appell, nicht (C) 
eine Politik der Repression und Abschreckung, son- 
dern der Versöhnung mit den gesellschaftlichen 
Kräften zu verfolgen. 

Was dort abläuft, summarische Verfahren, politi- 
sche Prozesse und Verhängung von Todesurteilen 
wegen der Äußerung individueller Meinungen, all 
dies widerspricht den elementaren Menschenrechten. 

All das muß zu einem schweren Ansehensverlust der 
Volksrepublik China in der Welt führen und hat 
schon dazu geführt. 

Wenn wir uns überlegen, was wir tun können, um 
über Appelle hinaus die Entwicklung in China zu be- 
einflussen, dürfen wir, denke ich, nicht übersehen, 
daß gerade in dem Kulturkreis, zu dem China gehört 
und der von China maßgeblich mitbestimmt wird, Iso- 
lation eine besonders scharfe Form der Antwort auf 
Schwierigkeiten ist und daß Anerkennung, Gesicht, 
etwas besonders Erstrebenswertes ist, was auch ein 
Staat für sich selber braucht. 

Aber diese Entwicklung, die dort jetzt abläuft, näm- 
lich die Unterdrückung mit Hilfe der Armee, kann und 
konnte von uns nicht hingenommen werden. 

Die Beziehungen der Bundesrepublik Deutschland 

wie auch der anderen EG-Staaten zu China sind prak- 
tisch eingefroren. Es gibt keine Regierungskontakte 
auf hoher Ebene, und dies wird auf absehbare Zeit so 
bleiben. 

Die Entwicklungshilfe ist praktisch eingestellt. Ent- 
wicklungshelfer sind aus China ausgereist; neue Ent- 
wicklungshilfe abkommen werden nicht unterschrie- 
ben. Hermes-Kredite werden nicht ausgesprochen. Es ^ ^ 
muß allerdings dazu gesagt werden, daß derzeit auch 
keine beantragt sind. 

Die Aufforderung des chinesischen Vizeregierungs- 
chefs an die Weltbank, die Kreditverhandlungen, die 
unterbrochen waren, wieder aufzunehmen, kann 
nicht unbeantwortet bleiben. Ich gehe davon aus, daß 
es mit deutscher Unterstützung keine Wiederauf- 
nahme von Kreditverhandlungen mit der Weltbank 
geben wird. 

(Beifall bei allen Fraktionen) 

Wenn der chinesische Vizeregierungschef zur Be- 
gründung dazu sagt — ich zitiere — : „Die Situation in 
China ist nun stabil", dann können wir nur sagen: 

Eine solche Stabilität, die auf der Unterdrückung der 
Bevölkerung durch die eigene Armee beruht, ist zy- 
nisch. Eine Ruhe, die so wiederhergestellt wird, ist 
eine Grabesruhe. Alles dieses entspricht nicht dem, 
was wir als Grundlage für normale Beziehungen brau- 
chen. 

Bundes außenminister Genscher hat bei seinem ge- 
strigen Besuch in den Vereinigten Staaten diese Fra- 
gen auch mit der amerikanischen Regierung erörtert. 

Die Haltung der Vereinigten Staaten in all diesen Fra- 
gen entspricht der unsrigen. 

Die Einschätzung der möglichen weiteren Entwick- 
lung in China ist derzeit unzureichend. Wir müssen 
die Entwicklung der Situation aufmerksam beobach- 
ten und bewerten. Wir werden dies auch mit unseren 
Partnern auf dem Europäischen Rat in Madrid Anfang 
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Staatsminister Frau Dr. Adam-Schwaetzer 
(A) nächster Woche tun. Weitere Maßnahmen können 
nicht ausgeschlossen werden. 

(Frau Dr. Vollmer [GRÜNE]: Das ist wenig 
konkret!) 

Meine Damen und Herren, es genügt nicht zu erklä- 
ren, man wolle die Reform- und Öffnungspohtik fort- 
setzen, und es genügt eben auch nicht, diese Pohtik 
auf eine bloße Modernisierung der Wirtschaft zu redu- 
zieren. Ohne politische Öffnung, ohne Reformen, 
ohne Menschenrechte kann es keine wirkhche Re- 
form geben. Dies war nach unserem Verständnis der 
Wille der Demonstranten in Peking und in anderen 
Städten Chinas. Deshalb appelheren wir an die Füh- 
rung der Volksrepubhk China: Setzen Sie der Unter- 
drückung ein Ende! Begnadigen Sie die zum Tode 
Verurteilten! Nehmen Sie den pohtischen Dialog mit 
den Andersdenkenden wieder auf! Wir werden, so- 
weit es in unseren Kräften steht, unseren Beitrag dazu 
leisten. 

Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei der FDP, der CDU/CSU und der 

SPD - Frau Dr. Vollmer [GRÜNE]: Nichts 
Genaues weiß man nicht!) 


Vizepräsident Cronenberg: Der Abgeordnete Klei- 
nert hat darum gebeten, eine Erklärung nach § 31 
unserer Geschäftsordnung abgeben zu können. Ich 
erteile dem Abgeordneten das Wort. 


Kleinert (Marburg) (GRÜNE): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Ich werde diesem Antrag 
meine Zustimmung geben, obwohl ich diesen Antrag, 
der interfraktionell vereinbart worden ist, in wesentli- 
chen Bereichen für unzureichend halte. 

(Beifall bei den GRÜNEN - Voigt [Frank- 
furt] [SPD]: Das geht anderen auch so!) 

Ich werde diesem Antrag meine Zustimmung geben, 
obwohl ich der Meinung bin, daß in ihm ganz wesent- 
hche Forderungen nicht enthalten sind, 

(Zuruf von der SPD: Das meinen wir auch!) 

die wir hier heute dringend erheben müßten und die 
wir hier heute auch erheben könnten, wenn wir woll- 
ten. 

Ich werde ihm deshalb zustimmen, weil ein gemein- 
samer Antrag des ganzen Bundestages wesenüich 
mehr Chancen hat. 

(Zuruf von der SPD: Eben!) 

Druck auf jene Machthaber auszuüben, die für diese 
schreckhchen Massaker eines chinesischen Staatster- 
rors die Verantwortung tragen, mehr Chancen jeden- 
falls als ein Papier der GRÜNEN allein. Ich will hier 
aber auch deutlich machen, daß in diesem Papier ganz 
elementare Dinge fehlen, daß nicht einmal die Forde- 
rung aufgenommen ist, eine Amnesty-Delegation 
nach China einreisen zu lassen, daß die Aufforderung 
an die Bundesregierung fehlt, die chinesischen Vor- 
gänge im Sicherheitsrat der Vereinten Nationen zur 
Sprache zu bringen, und daß das Wichtigste fehlt. 


nämhch die Forderung nach einem sofortigen Ab- (C) 
bruch der wirtschaftlichen Beziehungen zu China. 

(Beifall bei den GRÜNEN und der SPD sowie 
bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Es kann doch wohl nicht sein, daß von der Bundesre- 
pubhk aus die wirtschafthche Zusammenarbeit mit 
dieser gerontokratischen Machtchque fortgesetzt 
werden soll, als wäre nichts geschehen. Es kann doch 
wohl nicht sein, daß eine Zusammenarbeit mit dieser 
Chque fortgesetzt werden soll, während sie mit men- 
schenverachtender Brutahtät nach dem Gemetzel an 
der Demokratiebewegung nun zu brutalen Rachefeld- 
zügen übergegangen ist. Es darf nicht sein, daß Inter- 
essen bundesdeutscher Firmen am Ende höher be- 
wertet werden als das Eintreten für elementare Men- 
schenrechte. 

(Beifall bei den GRÜNEN und der SPD) 

Ich denke, daß es hier und heute eigentlich hätte 
möghch sein müssen, dieses wenigstens im Angesicht 
dessen, was sich dort in Peking in diesen Tagen voll- 
zieht, von allen Seiten dieses Hauses gemeinsam zum 
Ausdruck zu bringen. 

Danke schön. 

(BeifaU bei den GRÜNEN und der SPD) 


Vizepräsident Cronenberg: Ich erteile dem Abge- 
ordneten Schily nach § 31 unserer Geschäftsordnung 
das Wort. 


Schily (GRÜNE): Ich werde der gemeinsamen Ent- (D) 
schheßung ebenfalls zustimmen, aber auch ich habe 
die Vorbehalte, die mein Kollege Kleinert soeben sehr 
eindrucksvoll, wie ich glaube, vorgetragen hat. 

Ich habe während der Debatte beobachtet, daß 
viele, und zwar aus allen Fraktionen, Beifall zu der 
Feststellung geäußert haben, daß Menschenrechte 
den Vorrang vor Joint- ventur es und ähnhchen wirt- 
schafüichen Beziehungen haben, daß wir es nicht hin- 
nehmen können, was jetzt in China als Brutahtät und 
Terror ausgeübt wird, und daß wir das auch zum Aus- 
druck bringen müssen. Ich würde es sehr begrüßen, 
wenn einmal in einer solchen ernsten Stunde, wie wir 
sie heute hier im Bundestag haben, auch die Kollegin- 
nen und Kollegen aus den anderen Fraktionen die 
Möghchkeit wahmähmen, wenigstens für sich per- 
sönhch diese Haltung hier zu dokumentieren. Wenn 
das schon in anderen Fraktionen nicht möghch war 
— wir als Fraktion DIE GRÜNEN hätten diese Hal- 
tung, die mein KoUege Kleinert soeben vorgetragen 
hat, als gemeinsame Entschheßung selbstverständhch 
mitgetragen — , dann würde ich es sehr begrüßen, 
wenn sich wenigstens einzelne Kollegen hier an das 
Pult steUten und ihre persönhche Auffassung dazu 
vortrügen. 

Danke schön. 

(BeifaU bei den GRÜNEN und der SPD) 


Vizepräsident Cronenberg: Das Wort nach § 31 un- 
serer Geschäftsordnung erteile ich Frau Dr. Hamm- 
Brücher. 
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(A) Frau Dr. Hamm-Brücher (FDP): Herr Präsident! 
Liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich hatte mich ge- 
meldet, bevor Sie, Herr Schily, an uns appelhert ha- 
ben, weil ich mich seit gestern darum bemühe, zumin- 
dest die Forderung, daß der Sicherheitsrat der Verein- 
ten Nationen mit dieser Sache befaßt werden muß, in 
die Entschheßung hineinzubekommen. Ich habe es 
sehr bedauert, daß dies nicht gelungen ist. Wir sind 
ein freies Parlament. Was die Regierung mit unseren 
Entschheßungen nachher macht, das ist Sache der 
Regierung. 

(Zurufe von den GRÜNEN) 

Aber wenn wir wissen, womit der Sicherheitsrat alles 
befaßt wird, 

(Zurufe von der CDU/CSU) 
dann muß ich sagen: Wenn er in dieser grausamen 
Sache nicht befaßt wird, dann hat er eigenthch abge- 
dankt. 

(Beifall bei allen Fraktionen) 

Deshalb erkläre ich jetzt hier ganz nachdrücklich, daß 
ich der Meinung bin, daß wir das tun sollten. Das kann 
man unter Umständen sogar noch nachschieben. Ich 
glaube, das sind wir nach allem, was hier gesagt wor- 
den ist, uns selbst schuldig. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei allen Fraktionen) 

Vizepräsident Cronenberg: Das Wort nach §31, 
d. h. zur Abstimmung, hat der Abgeordnete Voigt 
(Frankfurt). 

(B) 

Voigt (Frankfurt) (SPD): Ich stimme ebenso wie an- 
dere Kolleginnen und Kollegen der SPD-Fraktion die- 
sem Antrag zu, weil mehr gemeinsam zwischen den 
Fraktionen nicht zu vereinbaren war. Aber ich be- 
dauere ebenfalls — wie es bereits einige Vorredner 
getan haben und wie es übrigens auch aus dem Rede- 
beitrag von Norbert Gansei ersichtlich geworden 
ist — , daß nicht mehr und nicht schärfere Formuhe- 
rungen und deutlichere Sanktionen im Antrag enthal- 
ten sind. 

Nachdem wir in den letzten Wochen eine Reihe von 
gemeinsamen Entschließungen haben fassen können, 
was ich sehr begrüße, und heute morgen auch einen 
positiven Antrag zur Demokratisierung in Ungarn ge- 
meinsam verabschiedet haben, bedauere ich, daß 
nicht nur in diesem Fall, sondern auch in anderen Fäl- 
len in den letzten Wochen und Monaten Versuche des 
Auswärtigen Amtes, über Kontakte zu Fraktionen 
schärfere Formulierungen zu verhindern, zu blockie- 
ren oder auf jeden Fall zu vermeiden, zumindest zum 
Teil Erfolg gehabt haben. 

Ich stimme der Kollegin Hamm-Brücher nachdrück- 
lich darin zu, daß in dieser Entschließung nicht nur die 
Formulierungen hätten enthalten sein sollen, die jetzt 
darin enthalten sind. Aber ich möchte hinzufügen: 
Auch schon die Formuherungen, die darin enthalten 
sind, sind zum Teil auf Oberbedenkenträger gesto- 
ßen, und einige waren für wesentlich sanftere Formu- 
lierungen und für wesenthch vagere Formulierungen. 
Daß schärfere Formuherungen nicht enthalten sind, 
hängt auch damit zusammen, hebe KoUegin Frau 
Hamm-Brücher, daß nicht zuletzt auch in Ihrer Frak- 


tion die Ausflüsse des Auswärtigen Amtes nicht zu (C) 
übersehen sind, 

(Frau Dr. Hamm-Brücher [FDP]: Das ist nor- 
mal!) 

soweit es um die Formuherung von Fraktionspositio- 
nen geht. 

Ich bejahe also nachdrücklich, daß wir diesem An- 
trag zustimmen. Ich bedauere, daß nicht mehr mög- 
hch ist. Ich begrüße, daß einzelne Kollegen jetzt sa- 
gen, es soUe mehr möghch sein. 

Wir aUe sind uns in der Schärfe der Verurteüung 
einig. Wir sollten während der Sommerpause zusätz- 
hche Sanktionen überprüfen. Mein App eh noch mal 
ans Auswärtige Amt, jede Gelegenheit zu nutzen, 
auch während der Sommerpause den Auswärtigen 
Ausschuß zu informieren. Wir sind bereit, uns nicht 
nur informieren zu lassen, sondern auch neue und 
zusätzliche Maßnahmen mit Ihnen gemeinsam zu er- 
örtern und zu beschließen. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Vizepräsident Cronenberg: Das Wort nach § 31 un- 
serer Geschäftsordnung hat der Abgeordnete Vogel 
(Ennepetal). 

(Vogel [Ennepetal] [CDU/CSU]: Und zur Ge- 
schäftsordnung!) 

— Das ist ohnehin zur Geschäftsordnung. Wenn Sie 
darüber hinaus zur Abstimmung sprechen wollen, 
werde ich keine Einwendungen dagegen erheben, 

Herr Vogel. (^) 

Vogel (Ennepetal) (CDU/CSU): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Ich habe vorhin gehört, 
daß nach den drei Hinrichtungen, über die wir in die- 
sem Antrag sprechen, heute morgen in Peking sechs 
weitere Hinrichtungen stattgefunden haben. Allein 
das sollte uns veranlassen, eine erneute interfraktio- 
nelle Überlegung anzustellen. Wir müssen nicht jetzt 
über diesen Antrag entscheiden. Wir können das auch 
morgen früh tun. Wir sollten die Zwischenzeit nutzen, 
zwischen den Fraktionen zu einer Anreicherung die- 
ses Entschheßungsentwurfs zu kommen. 

(Beifall bei allen Fraktionen) 

Wir sollten das in dem Bemühen tun. Wichtigeres, 
als hier ausgesagt ist, noch hineinzubringen. 

(Beifall bei Abgeordneten aller Fraktionen) 

Wir sollten es allerdings auch in dem Bemühen tun, 
uns dabei gegenseitig nicht zu überfordern. Ich 
glaube, dann können wir morgen zu einer guten Be- 
schlußfassung kommen. 

(Beifall bei allen Fraktionen) 

Vizepräsident Cronenberg: Herr Abgeordneter 
Lowack, halten Sie vor diesem Hintergrund Ihre Wort- 
meldung aufrecht? 

(Lowack [CDU/CSU]: Gut, dann lasse ich 
es!) 

— Danke schön. 
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Vizepräsident Cronenberg 

(A) Dann frage ich formal: Ergeben sich Einwendungen 
dagegen, daß ich entgegen unserer Geschäftsord- 
nung über die Drucksache 1 1/4857 (neu) abstimmen 
lasse? — Einwendungen ergeben sich nicht. 

Meine Damen und Herren, ich möchte im Sinne der 
Worte der Präsidentin zu diesem Thema heute mor- 
gen der Anregung aus dem Hause nachkommen und 
eine Gedenkminute für die Terroropfer einlegen. Ich 
bitte Sie, sich in diesem Sinne von den Plätzen zu 
erheben. 

(Die Abgeordneten erheben sich) 

Ich danke Ihnen, daß Sie sich zu Ehren der Opfer 
von den Plätzen erhoben haben. 

Wir werden, wenn das Ergebnis der neuen inter- 
fraktionellen Gespräche vorliegt, dieses zur Abstim- 
mung stellen. 

Bevor wir in der Tagesordnung fortfahren, darf ich 
Ihnen das Ergebnis der Wahl der Mitglieder des 
Rundfunkrats des Deutschlandfunks bekanntgeben. 
Abgegebene Stimmausweise — die waren verständli- 
cherweise gültig — : 404, Enthaltungen, d. h. ohne je- 
des Kreuz abgegeben: 4. Ungültige Stimmen gab es 
keine. Von den gültigen Stimmen entfielen auf den 
Abgeordneten Dr. Czaja 235 Stimmen, auf den Abge- 
ordneten Graf Huyn 232, auf den Abgeordneten Red- 
demann 294 Stimmen, auf den Abgeordneten Dr. No- 
bel 33 1 Stimmen, auf den Abgeordneten Dr. Schmude 
324 Stimmen, auf die Abgeordnete Frau Schoppe 
83 Stimmen und auf den Abgeordneten Mischnick 
343 Stimmen. Damit sind die Abgeordneten 
Dr. Czaja, Graf Huyn, Reddemann, Dr. Nobel, 
Dr. Schmude und Mischnick gewählt. ) 

Protokoll über das Ergebnis der Wahl der Mitglie- 
der des Rundfunkrats der Deutschen Welle. Hier sind 
ebenfalls 404 Stimmausweise abgegeben worden. 
Enthaltungen, d. h. ohne ein Kreuz abgegeben: 21. 
Von den gültigen Stimmen entfielen auf Dr. Hupka 
236, auf Verheugen 302 und Frau Schoppe 85 Stim- 
men. Damit sind der Abgeordnete Verheugen sowie 
Dr. Hupka als Mitglieder des Rundfunkrats der Deut- 
schen Welle gewählt.*) 


Meine Damen und Herren, ich rufe den Zusatzta- 
gesordnungspunkt 6 auf: 

Aktuelle Stunde 

Sie ist von der Fraktion der GRÜNEN gemäß unserer 
Geschäftsordnung beantragt worden. Thema dieser 
Aktuellen Stunde ist: 

Die Zwangsumsiedlung der irakischen Kurden 
und die Notwendigkeit bundesdeutscher 
Hilfe 

Ich eröffne die Aussprache. 

Ich glaube, ich muß das Haus über die Redezeiten 
informieren, damit keine Mißverständnisse auf treten. 
Es ist in Abänderung der Geschäftsordnung für diese, 
jetzt sage ich einmal: außerordentliche Aktuelle 
Stunde, vereinbart worden, daß die Fraktion DIE 
GRÜNEN ihren Zeitanteil in einem Vortrag, d. h sie- 
ben Minuten, einsetzen kann. Die übrigen Fraktionen 


*) Verzeichnis der Wahlteilnehmer Anlage 3 


haben sich mit Rücksicht auf die schwierige Zeitlage (C) 
in ihren Redezeiten außerordentlich beschränkt. 

Ich möchte die Gelegenheit wahmehmen, darauf 
aufmerksam zu machen, daß wir auch heute nacht 
sehr lange tagen werden und daß die Bediensteten 
des Hauses mehr als überbeansprucht sind. Denjeni- 
gen, die bereit waren, auf ihre Redezeiten im Zusam- 
menhang mit dieser Aktuellen Stunde zu verzichten, 
möchte ich im Namen der Verwaltung des Hauses 
ausdrücklich meinen herzlichen Dank übermitteln. 

Frau Abgeordnete Beer, Sie haben das Wort. 


Frau Beer (GRÜNE): Sehr geehrter Herr Präsident! 

Sehr geehrte Damen und Herren! Liebe Kolleginnen 
und Kollegen! Am Montag dieser Woche hat die ira- 
kische Regierung durch eine Zeitung zum erstenmal 
bestätigen lassen, daß sie in ihrem Land ein Programm 
der Umsiedlung der kurdischen Bevölkerung aus ih- 
rer im Norden gelegenen Heimat in südliche Landes- 
teile betreibt. Schon vorher hatte die in Frankfurt an- 
sässige Hilfsorganisation „Medico international" da- 
von berichtet und Details bekanntgegeben. Es sind 
schätzungsweise 200 000 irakische Kurden betroffen, 
vielleicht eine Viertelmillion. Mit einer Mischung aus 
materiellem Anreiz und direktem Zwang wird die 
Umsiedlung aus strategischen Gründen durchgeführt. 
Nicht selten werden die Dörfer entweder zerstört oder 
— wie nach dem C-Waffen- Angriff — unbewohnbar 
gemacht und verseucht; eine Rückkehr ist unmög- 
lich. 

Die Kurden im Irak, im Iran und in der Türkei sind 
seit langem die machtpolitische Manövriermasse ihrer (D) 
jeweiligen Regierungen: Jeweils hart unterdrückt, 
wurden sie lange als Druckmittel gegen die Nachbar- 
regierungen mißbraucht. Auch im Golfkrieg wurden 
sie zu Bauern im machtpolitischen Schachspiel. In der 
Schlußphase und nach Ende des Krieges glaubte die 
irakische Regierung offensichtlich, das Problem des 
kurdischen Autonomie streb ens ein für allemal lösen 
und zugleich eine Strafexpedition gegen Zivilisten 
durchführen zu können: Wenn die Weltöffentlichkeit 
den Einsatz von Giftgas an der Front zum Iran schon 
schweigend toleriert hatte, warum dann nicht mit aller 
Macht gegen die kurdische Minderheit vergehen? 

Bei den Massenvertreibungen der letzten Zeit dür- 
fen wir nicht vergessen, daß die irakischen Kurden 
nicht erst seit kurzem das Ziel brutalster und barbari- 
scher Angriffe sind. Beispielsweise wurden im letzten 
Sommer Tausende von ihnen mit Giftgas umgebracht. 

Wer sich retten konnte, floh über die Grenze in die 
Türkei und in den Iran. In der Türkei leben heute etwa 
36 000 irakisch-kurdische Flüchtlinge unter teilweise 
wirklich unerträglichen Bedingungen. 

Ich hatte vor kurzem Gelegenheit, mit den Men- 
schen dort zu sprechen. Sie werden wie Quasi-Gefan- 
gene gehalten, von Stacheldraht umgeben und von 
Soldaten der türkischen Armee bewacht. Im Zeltlager 
südlich von Mardin sind die Lebensbedingungen 
völlig katastrophal und menschenunwürdig. Jeden 
Moment kann es zum Ausbruch offener Seuchen 
kommen. 

Es liegt außerdem seit letzter Woche die Information 
vor, daß bis zu 5 000 Menschen in Mardin durch mit 
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Frau Beer 

(A) Thallium vergiftetes Brot erkrankt sind; mehrere hun- 
dert sind auch heute noch in sehr kritischem Zustand. 
Der verantwortliche Großbäcker hat jetzt gestanden. 
Eine medizinische Versorgung im dortigen Lager ist 
jedoch kaum gewährleistet. 

Dieses Leiden, meine Damen und Herren, ist kein 
Zufall. Es enthält neben dem humanitären Aspekt 
auch einen politischen Skandal; die grenzüb ergrei- 
fende Kriegsführung und Repression gegen das Volk 
der Kurden auf beiden Seiten der türkisch-irakischen 
Grenze, um jede Form von Autonomie oder Selbstbe- 
stimmung der Kurden zu verhindern. 

Vergessen wir nicht, daß diese Kurden heute in 
einem Lager gefangengehalten werden und um ihr 
Leben bangen, das in dem ehemaligen Kurdistan 
liegt, das heute von offizieller Seite nicht als existent 
oder ehemals existent anerkannt wird. 

Es stellt sich die Frage nach Möglichkeiten der Bun- 
desrepublik, hier eine politisch und humanitär kon- 
struktive Rolle zu übernehmen. Ich möchte die beson- 
dere Verantwortung der Bundesrepublik nur am 
Rande erwähnen; denn wir werden morgen über die 
Strafverfolgung der beteiligten deutschen Firmen de- 
battieren, die den C-Waffen- Angriff gegen diese Kur- 
den ermöglicht haben. 

Zuerst einmal ist die Bundesregierung aufgefordert, 
den Irak unmißverständlich zum Abbruch und der 
Rückgängigmachung der Zwangsvertreibung aufzu- 
fordern. In der Antwort auf eine Kleine Anfrage mei- 
ner Fraktion hat die Bundesregierung vor kurzem all- 

(B) gemeine Besorgnis geäußert. Heute ist es nun tatsäch- 
lich allerhöchste Zeit, offensiv an die irakische Regie- 
rung heranzutreten und die Einhaltung elementarer 
Menschenrechte anzumahnen. 

Zweitens sollte die Bundesregierung ernsthafte Be- 
mühungen unternehmen, den in die Türkei geflohe- 
nen Kurden humanitäre Hilfe zukommen zu lassen. 
Den Menschen in den Lagern mangelt es an Nahrung, 
Trinkwasser und allem anderen, was man zum Leben 
braucht. Eine humanitäre Hilfe der Bundesrepublik 
sollte hier zwei Bedingungen erfüllen; Erstens soll sie 
sehr schnell erfolgen, sofort, und zweitens muß sie 
direkt an die Betroffenen — über deren Selbsthilfeor- 
ganisationen — gehen, denn ansonsten ist ein Versik- 
kern nicht zu verhindern. 

Drittens sollte die Bundesregierung bei der türki- 
schen Regierung nachdrücklich dafür eintreten, den 
irakischen Kurden den Status von Flüchtlingen einzu- 
räumen. Sie sind jetzt als vorübergehende „Gäste" 
dort, und kein Mensch kann gewährleisten, was mit 
ihnen passiert. Nur die Anerkennung als politische 
Flüchthnge ermöglicht, daß die Lager unter Aufsicht 
des UNO-Hochkommissariats gestellt werden kön- 
nen. 

Viertens. Es wäre auch gerade eine selbstverständ- 
liche humanitäre Pflicht eines so wohlhabenden Lan- 
des wie der Bundesrepublik, den Flüchtlingen in 
möglichst großem Ausmaß Asyl zu gewähren. Wir 
wissen, daß die irakisch-kurdischen Flüchtlinge in 
den Lagern dies nicht nur wollen, sondern auf Dauer 
kaum eine andere Überlebenschance haben. 


Schließlich wäre die Bundesregierung gut beraten, (C) 
eine politische Initiative vorzubereiten, die auf eine 
politische Lösung der Diskriminierung und Unter- 
drückung der Kurden insgesamt zielt. Solange den 
Kurden im Irak, im Iran und in der Türkei die elemen- 
tarsten Bürger- und Menschenrechte vorenthalten 
und eine selbstbestimmte Lebensweise nicht zuge- 
standen wird, so lange wird es immer wieder zu Mas- 
sakern und anderen Verbrechen an ihnen kommen, 
zu Verbrechen, wie es die Zwangsumsiedlung iraki- 
scher Kurden im nördlichen Irak in den Süden auch 
heute darstellt. 

Vielen Dank, 

(BeifaU bei den GRÜNEN) 

Vizepräsident Cronenberg: Das Wort hat der Abge- 
ordnete Vogel (Ennepetal). 

Vogel (Ennepetal) (CDU/CSU); Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Von Frau Kollegin Beer 
sind mehrere Themen angesprochen worden, The- 
men, zu denen wir auch unterschiedlich Stellung neh- 
men müssen. Sie haben auf Berichte über Zwangsum- 
siedlungen innerhalb des Iraks hingewiesen. Ich bin 
der Auffassung, daß hier etwas vorliegt, worüber wir 
noch zuwenig Informationen haben, worum wir uns 
aber kümmern müssen. Ich nehme an, daß eine Reihe 
von Kollegen Gelegenheit gehabt haben, nüt dem 
Kurdenführer Barachni, der kürzlich in Bonn war, zu 
sprechen. Wir haben dessen Information über die Si- 
tuation gehört. Ich bin der Auffassung, wir müssen uns 
darum kümmern. 

Ich glaube, völlig anders müssen wir uns gegenüber (l^) 
der diskutierten Situation der irakischen Flüchtlinge 
in der Türkei einlassen. Ich will jetzt nicht auf die 
völkerrechtliche Situation dieser Flüchtlinge einge- 
hen. Wir alle wissen, daß das Rotkreuz- Abkommen 
von der Türkei mit einem regionalen Vorbehalt ratifi- 
ziert worden ist. Die augenblickliche Situation in der 
Türkei ist Ausfluß der völkerrechtlichen Lage in die- 
sem Gebiet. Einen völkerrechtlichen Vorwurf können 
wir insoweit gegenüber der Türkei nicht erheben. 

Aber eines ist völlig richtig: daß die Anwesenheit 
von 36 000 irakischen Flüchtlingen in der Türkei ein 
humanitäres Problem ersten Ranges ist. Ich möchte 
hier auch einmal sagen: Die Türkei hat mit der Auf- 
nahme dieser Flüchtlinge eine große Last auf sich 
genommen, sie hat große Leistungen auch bei der 
Betreuung dieser Flüchtlinge erbracht. Dafür gebührt 
ihr Dank, nicht Tadel. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Wir wissen, daß die Türkei gleichzeitig das Problem 
von Zwangsumgesiedelten aus Bulgarien in die Tür- 
kei hat. Ich will das jetzt nur erwähnen. 

Wir haben gestern im Unterausschuß für Men- 
schenrechte und Humanitäre Hüfe über die Situation 
gesprochen. Wir haben dort Berichte sowohl vom Aus- 
wärtigen Amt über das, was die Deutsche Botschaft 
berichtet hat, als auch vom deutschen Roten Kreuz 
bekommen. Diese Berichte waren so, daß wir Vor- 
würfe nicht erheben können. Ich kann es wegen der 
Kürze der Zeit nicht näher ausführen. Das güt insbe- 
sondere auch für die Behauptung, daß dort mit vergif- 
tetem Brot gearbeitet worden sei. Dafür gibt es jeden- 
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Vogel (Ennepetal) 

(A) falls nach dem Bericht des Roten Kreuzes keinen wirk- 
lich greifbaren Anhalt. Ich bin sehr erstaunt, daß Sie 
heute berichten, der Großbäcker habe gestanden, 
vergiftetes Brot dort verabreicht zu haben. Das ist neu. 
Wir werden dem auch nachgehen, wie wir dem nach- 
gegangen sind, was Sie gestern vorgetragen haben. 

Ein letzter Punkt. Es wird über die Notwendigkeit 
der Aufnahme von kurdischen Flüchtlingen aus dem 
Irak in der Bundesrepublik Deutschland diskutiert, 
und in dem Zusammenhang spielt der § 22 des Aus- 
ländergesetzes eine Rolle. Die Liste umfaßt inzwi- 
schen nach der Mitteilung unserer Botschaft 4 000 
Personen, und was immerhin unser Interesse verdie- 
nen sollte, ist, daß alle bislang vorliegenden Namens- 
listen auf dieselben drei Kontaktpersonen zurückge- 
hen. Ich glaube, daß wir uns sehr viel sorgfältiger mit 
dieser Frage auseinandersetzen müssen. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Cronenberg: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Bindig. 

Bindig (SPD): Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Erneut müssen wir uns heute mit dem Leiden, 
mit der Unterdrückung, der Verfolgung, der Vertrei- 
bung von Kurden beschäftigen. Knapp ein Jahr ist es 
her, daß wir hier über den Rachefeldzug gesprochen 
haben, den die Iraker gegen die irakischen Kurden 
durchgeführt haben. Am Montag haben wir bei einer 
ganztägigen Anhörung zur Menschenrechtssituation 
in der Türkei gehört, wie die mehr als acht Millionen 
Kurden in der Türkei drangsahert, ihrer kulturellen 
Identität beraubt werden. Am Mittwoch in der Unter- 
ausschußsitzung haben wir uns über das harte Los der 
ca. 36 000 Kurden irakischer Staatszugehörigkeit un- 
terhalten, die vor einem Jahr vor den bewaffneten 
Angriffen und den Giftgaseinsätzen aus dem Irak ge- 
flohen sind. 

Über die wohl mehr als 100 000 Kurden irakischer 
Nation, die in den Iran geflüchtet sind, und die dort 
lebenden rund sechs Millionen Kurden iranischer 
Staatsangehörigkeit ist angesichts der schwierigen 
Lage im Iran wenig bekannt. 

Heute geht es also wieder um Massenvertreibun- 
gen, Deportationen der Kurden im Irak. Erneut wird 
im Irak massiv gegen die Kurden vorgegangen: Es 
gibt Zwangsumsiedlungen, es gibt Plattwalzen der 
restlichen Dörfer, es gibt Internierung in Militärlager, 
Zerstörung des Siedlungsgebietes und Wiederansied- 
lung nach Verschleppung in Gebieten nahe der 
Grenze zu Kuwait und zu Saudi-Arabien. 

Hinter den Zwangsumsiedlungen steckt offensicht- 
hch die Absicht, die letzten intakten kurdischen Sied- 
lungen im Grenzgebiet, deren Bewohner die Giftgas- 
angriffe der irakischen Armee im September letzten 
Jahres unbeschadet überstanden hatten, auszuräu- 
men. Statt der Kurden sollen dort Araber angesiedelt 
werden. Rund 250 000 Kurden sollen von dieser er- 
neuten Verschleppungswelle betroffen sein. Im gan- 
zen sollen bereits rund 500 000 in den letzten Jahren 
umgesiedelt sein, und 4 000 Dörfer sind entvölkert 
und zerstört worden. 


Wir sind hier einmal wieder einig in der Empörung (C) 
über dieses Geschehen. Allmählich ist es wohl für uns 
alle frustrierend, wie wenig Einflußmöglichkeiten wir 
auf die Ereignisse dort haben, wie wenig Einfluß wir 
zur Milderung des Leidensweges des kurdischen Vol- 
kes haben. Wir sind empört; auch die Bundesregie- 
rung bemüht sich sehr um eine EG -Koordination, 
damit dort interveniert wird. Es wird dort der Protest 
vorgetragen werden, und die irakische Regierung 
wird sich — fälschlich — gegen die angebhche Einmi- 
schung in ihre inneren Angelegenheiten wehren. 

Kann denn das wirklich im Jahre 1989 in der Welt 
alles gewesen sein, daß man nur diese knappen In- 
strumente des Protestes hat? Da werden Menschen 
seit Jahren drangsaliert, da wird ein Volk von 20 Mil- 
honen in verschiedenen Staaten so behandelt, und die 
Weltorganisation guckt immer mal drauf, wenn es 
ganz besonders schhmm ist. Die Staaten der Welt 
leuchten kurz wie mit einem Scheinwerfer darauf, 
dann wird die Not der Kurden in den Bhckpunkt der 
Öff enthchkeit gezogen, und dann versinkt das wieder 
aus der Aufmerksamkeit. 

Wir brauchen dringend auf der Ebene der UN ein 
Instrument, um in solchen Fragen wirksamer eingrei- 
fen zu können. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Die kurdische Frage gehört in die europäischen Par- 
lamente, gehört in das Europaparlament, in den Euro- 
parat, gehört in die UN. Dort muß man darüber nach- 
denken, ob man nicht ein zusätzhches Instrument zu 
den bestehenden schaffen kann, damit solchen Men- 
schen geholfen werden kann. 

Aber wir müssen natürhch auch fragen, ob auf dem P) 
geringen Sektor, auf dem wir etwas tun können, schon 
genug getan wird. Da leben 36 000 Kurden irakischer 
Nationahtät in den Flüchtlingslagern in der Türkei. 
Gestern konnten wir erfahren: Die Bundesregierung 
hat 2 MiUionen DM zur Verfügung gestellt. Das Geld 
ist aufgebraucht. Es gibt im Moment keine Möghch- 
keit, mehr Geld zu mobüisieren. Wenn man das will, 
verfängt sich das Anliegen im Gestrüpp haushalts- 
technischer Probleme mit Haushaltssperre und über- 
planmäßigen Ausgaben. 

Ich glaube, daß wir für den schmalen Sektor, wo wir 
etwas tun könnten, doch noch einmal intensiv überle- 
gen müßten. Ich bitte auch darum, Herr Staatsmini- 
ster, daß Sie und auch der Außenminister sich einmal 
ganz persönhch um dieses Haushaltsgestrüpp küm- 
mern, damit wir noch etwas mehr Geld zur Versor- 
gung der irakischen Kurden, die in der Türkei leben, 
mobilisieren können. Denn gemeinsamer Protest über 
die Behandlung der Kurden ist gut; noch mehr wäre 
es, wenn es uns gelänge, direkt praktisch-humanitäre 
Hilfe über das Geschehene hinaus zu leisten. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Cronenberg: Das Wort hat die Abge- 
ordnete Frau Dr. Hamm-Brücher. 

Frau Dr. Hamm-Brücher (FDP): Herr Präsident! Kol- 
leginnen und Kollegen! Ich möchte die Mahnung des 
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Frau Dr. Hamm-Brücher 

(A) Herrn Präsidenten aufnehmen und versuchen, mit 
meinem Beitrag nicht das zu wiederholen, was meine 
Kolleginnen und Kollegen zutreffend über die weitere 
Entwicklung seit unserer letzten Debatte im Septem- 
ber vorigen Jahres gesagt haben. Ich meine immer, 
daß Aktuelle Stunden ja auch den Sinn haben sollen, 
daß man aufeinander zu diskutiert, damit am Schluß 
nicht nur jeder seinen Redebeitrag abgeliefert hat, 
den er vorbereitet hat. 

(Beifall der Abg. Frau Schulte [Hameln] 
[SPD]) 

In diesem Sinn möchte ich jetzt noch einmal auf 
zwei oder drei Probleme hinweisen, die mir besonders 
deutlich geworden sind, als ich die Kurden-Debatte 
vom September noch einmal nachgelesen habe und 
als ich mich bemühte, Informationen zu bekommen, 
wie es sich seither entwickelt hat. 

Es war in der Tat außerordentlich dürftig, was aus 
deutschen Zeitungen und Zeitschriften zu entnehmen 
war. Es ist eigentlich nur die „London Times“, die 
immer wieder sehr ausführlich und sehr detalliert dar- 
über schreibt. Das Auswärtige Amt könnte solche Zei- 
tungsberichte ja auch einmal zur Grundlage machen, 
um eigene Recherchen anzustellen. Vielleicht ma- 
chen sie das ja sogar. Aber ich habe erst bei der Lek- 
türe gemerkt, wieviel besser die „London Times“ of- 
fenbar informiert ist, als es die Unterlagen sind, die ich 
vom Auswärtigen Amt zu diesem Thema erhalten 
habe. 

(Bindig [SPD]: Das war auch meine Informa- 
tionsquelle!) 

— Das war auch Ihre Informationsquelle. 

Also ich meine, schon das Interesse unserer diplo- 
matischen Vertretung an dem Ausmaß dieser 
Zwangsumsiedlungen und der dortigen Menschen- 
rechtsverletzungen und erst recht der Umstand, daß 
alle EG-Botschafter alle paar Wochen in Bagdad de- 
marchieren und nachfragen würden, wie etwas wei- 
tergegangen ist, würden auf Dauer vielleicht doch 
etwas bewirken. So etwas ist eben mühsam. Das weiß 
ja jeder, der sich schon mit Menschenrechtsproble- 
men beschäftigt und dafür eingesetzt hat. 

Das zweite, was ich sagen möchte: Dieser Rache- 
feldzug der Iraker gegen die Kurden nach allem, was 
im Golf-Krieg passiert ist, artet wirklich offenkundig 
in einen Völkermord aus. Das kann man nicht mehr 
anders bezeichnen. Denn wenn man das liest, stellt 
man fest: Das ist eine systematische Ausrottung der 
Männer, Verschleppung der Frauen und Kinder, An- 
siedlung irgendwo in der Wüste. 

Wir können ja nicht ab warten, bis das alles so 
durchgesetzt ist, wie dort offenbar vorgesehen. In der 
letzten Debatte hat mich sehr beeindruckt, daß Kolle- 
gen uns deutlich gemacht haben, wie grausam das 
Schicksal dieses zerrissenen Volkes der Kurden in 
diesem Lebensraum als Folge des Ersten Weltkriegs 
ist. Sie sind ja in vier Staaten zerrissen worden. Daß sie 
den Wunsch haben, wieder zusammenzufinden imd 
sich zumindest eine kulturelle Autonomie wieder zu 
schaffen, ihre Sprache und Kultur zu pflegen, ist doch 
etwas, was wir Deutschen ganz besonders ernst neh- 
men und ganz besonders unterstützen müssen. 


Deshalb bin ich Ihnen, Frau Kollegin Beer, dankbar, (C) 
daß Sie am Schluß noch einmal darauf hingewiesen 
und gesagt haben, langfristig muß eine Form gefun- 
den werden, wie diesem zerstreuten, zersplitterten, 
geschundenen Volk auf Dauer ein Lebensrecht und 
auch die Selbstbestimmung in Form ihrer kulturellen 
Bedürfnisse und ihrer Autonomie zu gewährleisten 
sind. Das muß immer im Blick behalten werden. 

(Beifall bei der FDP, der SPD und den GRÜ- 
NEN) 

Das allerdings muß immer im Blick behalten werden. 

Bis dahin kann man ja auch eine Menge machen. 

Ich habe zum erstenmal gehört, daß die Mittel für 
humanitäre Hilfe offenbar nicht erhöht worden sind. 

Ich bitte Herrn Staatsminister Schäfer, uns zu sagen, 
was wir tun können, was das Amt tun kann. 

Mir scheint dringend erforderlich zu sein, daß eine 
intemtionale Hilfskommission, ein Komitee oder eine 
Delegation, dort nach dem Rechten sieht. In der Lon- 
doner „Times“ steht auch, daß das britische Unter- 
haus eine Menschenrechtskommission entsenden 
wollte, die nicht einreisen durfte. Man muß also immer 
wieder fragen. Die Vereinten Nationen — der Vor- 
schlag kam von Herrn Bindig — brauchen ein Instru- 
ment, das es ihnen ermöglicht, in solchen Fällen ohne 
Einmischung in die inneren Angelegenheiten eines 
Staates Untersuchungen vorzunehmen. 

Abschließend: Es ist eigentlich makaber, wenn man 
an einem Tag kurz hintereinander zweimal über sol- 
che Themen debattieren muß, bei denen es einem das 
Herz abschnürt. Angesichts dessen, was in dieser Welt 
alles Schreckliches geschieht, ohne daß wir daran et- 
was Wesentliches ändern können, findet man kaum (^) 
noch Worte. Aber ein bißchen können wir doch än- 
dern, indem wir nämlich nicht Ruhe geben und immer 
wieder auch hier über diese Themen debattieren. Für 
die Möglichkeit, das heute zu tun, danken wir den 
Initiatoren dieser Aktuellen Stunde. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei allen Fraktionen) 

Vizepräsident Cronenberg: Das Wort hat der Herr 
Staatsminister im Auswärtigen Amt, Helmut Schä- 
fer. 

Schäfer, Staatsminister im Auswärtigen Amt: Herr 
Präsident! Meine Damen und Herren! Die Bundesre- 
gierung ist zutiefst besorgt über die Berichte in den 
letzten Tagen, denen zufolge die irakische Regierung 
erneut Teile der kurdischen Bevölkerung umsiedelt 
und — wie ja auch schon ausgeführt worden ist — 
schon vor längerem eingeleitete Umsiedlungsmaß- 
nahmen immer noch andauem. Es verdichtet sich der 
Eindruck, daß diese Maßnahmen mit großer Härte 
durchgeführt werden. 

Die Bevölkerung ganzer Städte imd Dörfer wird 
deportiert und die Orte anschließend dem Erdboden 
gleichgemacht. Zwar gibt es keine Hinweise dafür, 
daß im Zuge dieser Umsiedlungen Männer hingerich- 
tet worden sind, doch ist anzunehmen, daß der größte 
Teil der männlichen Bevölkerung aus Angst geflohen 
ist und sich zum Teil über die benachbarten Grenzen 
abgesetzt hat. 
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Staatsminister Schäfer 

(A) Beobachtet wurde, daß Frauen und Mädchen mit 
ihrer Habe abtransportiert, Vieh in diesen Gegenden 
abgeschlachtet und Felder brachgelegt wurden. Ver- 
schiedenen Informationen zufolge sollen viele Frauen 
und Kinder in Lager gebracht worden sein. 

Die Maßnahmen konzentrieren sich jetzt offenbar 
auf die Grenzregion zum Iran, also den Osten Kurdi- 
stans. Allerdings scheinen nicht mehr nur Grenzstrei- 
fen von bis zu 30 km, sondern auch Teile des Hinter- 
landes geräumt zu werden. Wie viele Menschen tat- 
sächhch betroffen sind, ist nach wie vor sehr schwer zu 
sagen. Die meisten Schätzungen liegen jetzt aber bei 
mindestens 100 000. 

Die irakische Regierung bestreitet die Zwangsum- 
siedlung von Kurden nicht, erklärt jedoch, diese Maß- 
nahmen beträfen Kurden wie Araber und dienten der 
Sicherheit der bisher dort ansässigen Bevölkerung so- 
wie der wirtschaftlichen Verbesserung ihrer Lage. Der 
neu gewählte irakische Parlamentspräsident hatte da- 
gegen noch Anfang Mai entschieden Meldungen zu- 
rückgewiesen, denen zufolge es Umsiedlungsmaß- 
nahmen größeren Ausmaßes gebe, u. a. im Raum Qala 
Diza und Raniya. 

Mit der Umsiedlungsaktion entwurzelt die irakische 
Regierung auch Menschen, die mit den kriegerischen 
Auseinandersetzungen zwischen Iran und Irak nichts 
zu tun hatten. Sie entvölkert damit ganze Landstriche 
mit ertragreicher Landwirtschaft. 

Mit solchen Maßnahmen werden elementare Men- 
schenrechte in Frage gestellt. Es darf keinen Zweifel 
geben: Die Satzung der Vereinten Nationen und der 
Internationale Menschenrechtspakt haben den Men- 
schenrechten einen universalen Charakter verhehen. 
Der Irak ist Mitglied der Vereinten Nationen und muß 
sich wie alle anderen Staaten an diese Verpflichtun- 
gen halten. Es ist Recht und Pflicht aller Mitgliedstaa- 
ten, weltweit auf die Einhaltung der Menschenrechte 
zu drängen. 

(Zustimmung bei der FDP) 

Die Bundesregierung hat sich wiederholt und nach- 
drückhch auch für die Wahrung der Menschenrechte 
der Kurden eingesetzt. So hat sie bereits am 19. Sep- 
tember 1988 gemeinsam mit ihren EG-Partnern ge- 
genüber der irakischen Regierung auf eine men- 
schenwürdige Reintegration der Kurden in ihren an- 
gestammten Siedlungsgebieten gedrängt. Die Bun- 
desregierung appelhert in diesem Sinn erneut an die 
irakische Regierung. Sie erwartet, daß die irakische 
Regierung menschliche Formen des Zusammenle- 
bens mit den irakischen Kurden auf der Grundlage 
politischer Lösungen findet. Immerhin leben in Kur- 
distan mehr als 3,5 Millionen Menschen, die die 
größte ethnische Minderheit des Irak sind. Sie müssen 
solche Lösungen politisch auch akzeptieren können. 
Verfolgung und Vertreibung werden die Probleme 
nur verschärfen. 

Es ist der Bundesregierung bekannt, daß einzelne 
kurdische Gruppen Iraks während des irakisch-irani- 
schen Krieges mit Iran zusammengearbeitet haben 
und daß die irakischen Maßnahmen hiermit Zusam- 
menhängen. Zwangsumsiedlungen ganzer Bevölke- 
rungsgruppen und Lager sind aber eine für die Völ- 


kergemeinschaft gänzlich inakzeptable Form, mit sol- (C) 
chen Fragen umzugehen. 

(Zustimmung bei der FDP, der CDU/CSU, 
der SPD und des Abg. Dr. Mechtersheimer 
[GRÜNE]) 

Hinzu kommen über 50 000 Kurden, die, wie Sie in 
Ihren Debattenbeiträgen schon gesagt haben, in die 
Türkei und nach Iran geflüchtet sind. Die Bundesre- 
gierung hat sich nach Kräften um die praktische Lin- 
derung dieser aus dem Irak stammenden kurdischen 
Flüchtlinge bemüht. 1988 wurden erhebliche Mittel 
für humanitäre Hilfe zur Verfügung gestellt. Das 
Deutsche Rote Kreuz hat im Rahmen der humanitären 
Hilfe ebenfalls Mittel erhalten. Es arbeitet mit den in 
Frage kommenden Hilfsorganisationen bei der Be- 
treuung der Rüchtlinge eng zusammen. 

Meine Damen und Herren, die Bundesregierung 
hat auch ihre Bereitschaft erklärt, kurdische Flücht- 
linge unter bestimmten Voraussetzungen in die Bun- 
desrepublik Deutschland aufzunehmen. Zahlreiche 
irakische Exilkurden haben in der Bundesrepublik 
Deutschland bereits Aufnahme gefunden. 

Sie haben mich in Ihren Debattenbeiträgen gebe- 
ten, mich für eine engere Koordinierung unserer Be- 
mühungen mit denen der Europäischen Gemein- 
schaft einzusetzen. Ich darf Ihnen sagen, daß ich noch 
vor wenigen Minuten die Gelegenheit hatte, in einem 
sehr ausführhchen Gespräch mit meinem briti- 
schen Kollegen, Staatsminister Waidegrave aus dem 
Foreign Office, genau diese Frage anzusprechen. Er 
hatte seinen Redetext für seinen Debattenbeitrag im 
britischen Unterhaus mit dabei, und er stimmte mit pj 
mir in der Beurteilung der Lage völhg überein. 

Natürhch müssen wir drängen. Nur, Frau Kollegin 
Hamm-Brücher, es ist leichter gesagt als getan. Wir 
stehen ja in dem Land vor der Schwierigkeit, daß 
Kommissionen, die dort nach dem Rechten sehen wol- 
len, der Zugang verweigert wird. Das ist bereits im 
vergangenen Jahr geschehen, als wir uns — auch die 
UN-Menschenrechtskommission — vor Ort umsehen 
wollten, ob die Vorwürfe, es seien chemische Waffen 
eingesetzt worden, stimmen. Auch jetzt werden Er- 
klärungen abgegeben, wie wir sie ja auch von ande- 
ren Staaten, die sagen, das alles sei im Interesse der 
dortigen Bevölkerung, gewohnt sind. Wir dürfen 
— darin stimme ich Ihnen allen hier zu — nicht hin- 
nehmen, daß wir, gleichgültig welche Interessen vor- 
liegen, Staaten erlauben, mit ethnischen Minderhei- 
ten so umzugehen, wie das der Irak tut. 

(Zustimmung bei der FDP) 

Herr Kollege Bindig, ich bin auch sehr gerne bereit, 
zusammen mit dem Bundesaußenminister, aber vor 
allen Dingen zusammen mit dem Vorsitzenden des 
Unterausschusses, Herrn Vogel, in dem Gestrüpp 
der humanitären Hilfe, wie Sie sagen, zu wühlen, 
um zu sehen, wie viele Mittel noch da sind. Nur, 

Herr Bindig, Sie wissen, welche Forderungen allein 
gestern — um nur ein Beispiel hier aufzugreifen, Herr 
Kollege Stercken — im Auswärtigen Ausschuß auf ge- 
stellt worden sind, um ganz bestimmte wichtige Maß- 
nahmen zu treffen. Ich kann an die Mitgüeder dieses 
Hauses, die dem Haushaltsausschuß angehören, nur 
appelheren, daß sie all diese Forderungen, die uns ja 
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Staatsminister Schäfer 

(A) täglich erreichen, bei den Beratungen unseres Bun- 
deshaushalts auch Umsetzen. 

Ich kann Ihnen für die Bundesregierung sagen: Wir 
werden auch weiterhin alles tun, um den betroffenen 
Kurden zu helfen. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der FDP, der CDU/CSU und der 
SPD) 

Vizepräsident Cronenberg: Das Wort hat die Abge- 
ordnete Frau Luuk. 

Frau Luuk (SPD) : Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Ich hoffe, daß die Zusicherung des Staatsmi- 
nisters, sich dafür einzusetzen, daß wir mehr Mittel für 
die humanitäre Hilfe bekommen, sich auch umsetzen 
läßt, weil ich davon ausgehe, daß das, was hier über 
die Situation im Irak und die weitere Verfolgung und 
die jetzt noch intensiver durchgeführte Zwangsum- 
siedlung berichtet wurde, ganz sicherhch nicht dazu 
angetan ist, den Rückkehrwillen derer, die in den La- 
gern in der Türkei sitzen, irgendwie zu fördern. 

Aber den 36 000 Menschen, die dort in den Lagern 
sitzen, muß geholfen werden, wenn wir das Problem 
zwar nicht wegschieben, aber auch nicht bereit sind, 
sie alle zu uns zu holen, was ja auch nicht Ziel sein 
kann. Das heißt: Wenn wir im Zusammenhang mit der 
Lösung von Flüchtlingsproblemen von Regionahsie- 
rung sprechen, dann müssen wir etwas tun, um den 
Menschen in der Region, in der sie sich jetzt befinden, 
zu helfen. In den drei Lagern Djarbarkir, Mu§ und 
Mardin leben die Menschen, genau wie die Kollegin 
Beer ausgeführt hat, unter katastrophalen Bedingun- 
gen. Aber noch mehr macht mir Sorge, daß sie keinen 
Schutz des Hohen Rüchtlingskommissars haben we- 
gen der Ausklammerung der nichteuropäischen 
Rüchthnge auf Grund der Vertragslage, wie die Tür- 
kei sie eingegangen ist. Das bedeutet, daß sie auch 
nicht geschützt würden, wenn sie in eine Rückfüh- 
rung einwilhgten, und es bedeutet auch — und das, 
meine ich, muß man sich besonders vor Augen hal- 
ten — , daß die Menschen in diesen Lagern tatenlos 
sitzen. Sie haben keine Möglichkeit zu arbeiten, die 
Kinder gehen nicht in die Schule, sie können die La- 
ger nicht verlassen, sie haben überhaupt keine Per- 
spektive, und sie können in der gegenwärtigen Situa- 
tion auch nicht an eine Zukunft glauben. Wer Men- 
schen in einer derartigen Passivität über mehr als 
zwei, drei oder vier Jahre hält, muß wissen, daß er 
diese Menschen kaputtmacht, selbst wenn er sie vor 
dem unmittelbaren Tod gerettet hat. 

Ich bin der Auffassung, daß wir hier aufgefordert 
sind, der Türkei zu helfen, aber vor allen Dingen den 
Menschen in diesen Lagern zu helfen, eine Perspek- 
tive zu entwickeln, die ihnen zwischenzeitlich ein Le- 
ben in den Lagern möghch macht, oder auch eine Per- 
spektive, daß sie in die Dörfer zurückkehren, aus de- 
nen sie gekommen sind. Denn die wenigen, die zu- 
rückgegangen sind, hatten keine Möglichkeit, dorthin 
zurückzugehen, woher sie stammten, sondern sie sind 
nur in neue Internierungslager gebracht worden. 

Ich meine, daß man sich schon noch einmal das 
Grauen vor Augen führen muß, dem diese Menschen 
entflohen sind. Denn wenn man an Mesopotamien 


denkt, dann denkt man an die erste agrarische Hoch- (C) 
kultur der Welt. Davon haben wir alle schon in der 
Bibel gehört. Aber wenn man heute durch diese Ge- 
gend fährt, findet man dort nur Dörfer für die zwangs- 
evakuierten Kurden, Dörfer, die dort in diese Täler 
gebaut worden sind. Davor und dahinter sind die 
plattgewalzten traditionellen Siedlungen. So kann 
man es dem Bericht einer Gruppe entnehmen, die sich 
dort umgesehen hat. Die Provinzstadt Dukan ist ge- 
nauso gnadenlos evakuiert worden wie über 5 000 
andere Dörfer und Städte und mit ihnen eine ganze 
Milhon Menschen in Irakisch-Kurdistan — das Ergeb- 
nis der über zwölfjährigen strategischen Arabisierung 
des Landes, wo demographisch, geographisch, kultu- 
rell und pohtisch nichts mehr an Kurdistan erinnern 
soll. 

Ein Militärbefehl hat darüber hinaus auch das syste- 
matische Abbrennen aller Berge angeordnet. Ich 
meine, daß uns besonders betroffen machen muß, daß 
dort uralte und ganz langsam wachsende Steineichen 
sowie Mandel- und Granatapfelbäume, die seit Gene- 
rationen nur sehr mühsehg in Terrassen angesiedelt 
werden können, nicht mehr vorhanden sind. In den 
Tälern sieht man heute nur noch das Glimmen der 
strohgedeckten Lehmhütten innerhalb der ausge- 
löschten Dörfer und der Schwärze der verbrannten 
Erde. Das alles soll geschehen sein, um die kurdische 
Guerilla zu verhindern; aber es ging darum, den Bau- 
ern, den Menschen, die dort lebten, dauerhaft jegliche 
Existenzgrundlage zu nehmen. Die ökologischen Fol- 
gen, die damit verbunden sind, wurden ebenfalls 
ignoriert. Allein die Machterhaltung in Bagdad hat 
dieses unmenschhche Handeln bestimmt. 

Ich meine, daß der Einsatz von chemischen Kampf- 
stoffen nicht mehr geleugnet werden kann, weil es 
genügend Beweise dafür gibt. Aber all das, was heute 
vorgetragen worden ist und was man eigentlich nur 
wiederholen kann — und damit wird es nicht weniger 
schrecklich, auch wenn man sich daran gewöhnt — , 
muß uns dazu auf rufen, daß wir wenigstens in dem 
kleinen, begrenzten Rahmen, in dem wir tätig werden 
können, denjenigen, die wir erreichen, Hilfe zukom- 
men zu lassen. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Cronenberg: Das Wort hat der Abge- 
ordnete Lummer. 

Lummer (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine Da- 
men und Herren! Ich will kurz sein, weil der Grad der 
Gemeinsamkeit hoch ist, weil man nichts Neues sagen 
kann und weil wir gemeinsam ein hohes Maß an Hilf- 
losigkeit spüren, „Das ist leichter gesagt als getan“, 
sagte der Staatsminister. Und das gibt eigenthch die 
Situation wieder, aber eben auch jenen unglaublichen 
Grad an innerem Unzufriedensein, wenn man den 
Leidensweg des kurdischen Volkes vor Augen hat: 

Der ist lang, der ist blutig und immer wieder von der 
Verletzung der Menschenwürde genau wie von der 
Ehrverletzung gekennzeichnet, was gerade für dieses 
Volk eine besondere Bedeutung hat. 

Insofern müssen wir — grundsätzlich und bezogen 
auf die aktuelle Lage — doch ins Auge fassen, be- 
stimmte Vorstellungen zu reahsieren. Das eine ist, so 
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(A) meine ich, die Frage des Rechtes, zumindest als 
Volksgruppe zu existieren: mit der Sprache und den 
kulturellen Traditionen. Denn die Chancen, daß es 
gelänge, aus Kurdistan einen Staat zu machen, sind so 
gut wie nicht vorhanden. Aber um so wichtiger ist es 
für uns auf den internationalen Ebenen, wo das an- 
steht, diese Volksgruppenrechte zu sichern. Für die 
Kurden ist das noch dringender als etwa für Deutsche 
in dem einen oder anderen Teil unseres Kontinents. 


Das zweite ist die humanitäre Hilfe. Sicher, es gibt 
immer wieder Forderungen, tagtäglich, und doch wird 
man Prioritäten sehen und setzen müssen. Ich meine, 
hier ist etwas, was an die erste Stelle gehört. Gerade 
wenn man jemand ist, der sich, wie Frau Luuk es 
gesagt hat, nicht dafür einsetzen kann, daß die Lösung 
aller Probleme darin besteht, daß sie hierher kommen, 
muß man um so mehr bereit sein — und ich bin es — , 
in der Region zu helfen, sowohl der Türkei als auch 
den betroffenen Menschen selbst. Und dann sollten 
wir uns Mühe machen, etwas zu finden. 

Aber vielleicht können wir dies, meine Damen und 
Herren, mit dem anderen Punkt verknüpfen, der 
mehrfach angeklungen ist, etwa mit dem C-Waffen- 
Einsatz, nämlich mit der Fülle von Gerüchten, die jetzt 
über das vergiftete Brot umgehen. Da gibt es diese 
und da gibt es jene Aussage. Nur, Klarheit hat nie- 
mand. Aber ich meine, die Türkei darf sich doch we- 
der zum Komplizen des Irak machen lassen, noch 
kann sie ein Interesse daran haben, das Licht zu 
scheuen. Das heißt: Sie sollte zulassen, daß eine inter- 
nationale Kontrolle vor Ort stattfindet, um alles das zu 
prüfen. Dann werden auch die Bereitschaft der Bun- 
desrepublik Deutschland — davon gehe ich aus — 
wie auch die anderer Länder größer sein, finanzielle 
Hilfen zu leisten. 


Dies ist das, was man in der gegenwärtigen Situa- 
tion sagen kann. Es ist schmerzlich, daß an einem Tag 
— wir hatten das aber auch schon im vergangenen 
Jahr — mehrere Länder Gegenstand solcher Diskus- 
sionen sind, woran nur deutlich wird, wie weitgehend 
das Unheil auf dieser Welt ist und wie wenig wir in der 
Lage sind, das Heil zu bringen. Dennoch sollten und 
müssen wir unseren notwendigen Beitrag leisten. Ich 
denke, wir sollten ihn in diesem Fall auch gern lei- 
sten. 


(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 


Vizepräsident Cronenberg: Herr Abgeordneter 
Vogel (Ennepetal), wünschen Sie noch, das Wort zu 
ergreifen? — Dann erteile ich es Ihnen. 


Vogel (Ennepetal) (CDU/CSU): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Ganz kurz drei Punkte: 

Erstens. Wir übernehmen uns, wenn wir uns die 
Forderung nach einem unabhängigen Kurdistan zu 
eigen machen. 

Zweitens. Das Schwergewicht unserer Bemühun- 
gen muß die Situation im Irak sein. 

Drittens. Wir haben gestern im Unterausschuß für 
Menschenrechte und humanitäre Hilfe die Notwen- 
digkeit weiterer Hilfsmaßnahmen für die Lager in der 
Türkei erörtert. Wir haben das Deutsche Rote Kreuz 
gebeten, uns mitzuteilen, welcher Mittelbedarf für 


dieses Jahr noch vorhanden ist. Meine herzliche Bitte (C) 
an alle Kolleginnen und Kollegen geht dahin, mitzu- 
helfen, daß uns die Mittel dann auch im Haushalt zur 
Verfügung gestellt werden. 

Danke schön. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Cronenberg; Danke sehr. — Dann 
sind wir am Ende unserer Aktuellen Stunde. 

Wir kommen nun zu einer Reihe von Vorlagen — 
Zusatztagesordnungspunkte 7 bis 11 — , über die 
ohne Aussprache abgestimmt werden kann. 


Ich rufe nun zunächst den Zusatztagesordnungs- 
punkt 7 auf: 

Zweite Beratung und Schlußabstimmung des 
von der Bundesregierung eingebrachten Ent- 
wurfs eines Gesetzes zu dem Protokoll vom 
14. November 1988 über den Beitritt der Por- 
tugiesischen Republik und des Königreichs 
Spanien zur Westeuropäischen Union 

— Drucksache 11/4707 — 

Beschlußempfehlung und Bericht des Auswär- 
tigen Ausschusses (3. Ausschuß) 

— Drucksache 11/4837 — 

Berichterstatter: 

Abgeordnete Kittelmann 
Voigt (Frankfurt) 

Dr. Feldmann 

Dr. Lippelt (Hannover) 

(Erste Beratung 148. Sitzung) 

Ich rufe das Gesetz mit seinen Art. 1 und 2, Einlei- 
tung und Überschrift auf. Wer dem Gesetz zuzustim- 
men wünscht, den bitte ich um das Handzeichen. 

— Wer stimmt dagegen? — Wer enthält sich? — Ich 
wäre nicht böse, Frau Abgeordnete Schulte (Hameln), 
wenn ich wissen könnte, wie die Fraktion der SPD 
abzustimmen gedenkt. 

(Frau Schulte [Hameln] [SPD]: Was meinen 
Sie?) 

— Es handelt sich um die Drucksachen 11/4707 und 
11/4837. Es geht um den Beitritt von Portugal und 
Spanien zur Westeuropäischen Union. Sie stimmen 
zu? — Dann darf ich feststellen, daß der Gesetzent- 
wurf bei Enthaltung der Fraktion DIE GRÜNEN ange- 
nommen worden ist. 

Nun bitte ich diejenigen , die dem Gesetzentwurf in 
zweiter Beratung und Schlußabstimmung als Ganzem 
zuzustimmen wünschen, sich zu erheben. — Wer 
stimmt dagegen? — Enthaltungen? — Der Gesetzent- 
wurf ist bei Enthaltung der GRÜNEN angenommen. 

(Frau Beer [GRÜNE] : Bei uns besteht Unklar- 
heit! Deshalb enthalten wir uns!) 


Ich rufe die Zusatzpunkte 8 und 9 auf: 

ZP8 Beratung der Beschlußempfehlung des Peti- 
tionsausschusses (2. Ausschuß) 

— Sammelübersicht 118 zu Petitionen — 

— Drucksache 11/4855 — 
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ZP9 Beratung der Beschlußempfehlung des Peti- 
tionsausschusses (2. Ausschuß) 

— Sammelübersicht 119 zu Petitionen — 

— Drucksache 11/4856 — 

Wer stimmt den Beschlußempfehlungen zu? — Wer 
stimmt dagegen? — Enthaltungen? — Dann sind die 
Beschlußempfehlungen bei Enthaltung der Fraktion 
der SPD und der Fraktion DIE GRÜNEN angenom- 
men. 


Ich rufe Zusatzpunkt 10 auf: 

Beratung der Beschlußempfehlung des Aus- 
schusses für Wahlprüfung, Immunität und Ge- 
schäftsordnung (1. Ausschuß) 

Antrag auf Genehmigung zur Fortsetzung ei- 
nes Strafverfahrens 

— Drucksache 11/4864 — 

Berichterstatter: 

Abgeordneter Wolfgramm (Göttingen) 

Wer der Beschlußempfehlung des Ausschusses zu- 
zustimmen wünscht, gebe bitte das Handzeichen. — 
Wer stimmt dagegen? — Enthaltungen? — Bei einigen 
Enthaltungen aus der SPD und bei Enthaltung der 
Fraktion DIE GRÜNEN ist dieser Beschlußempfeh- 
lung Folge geleistet worden. 

(Nolting [FDP]: Bei Nichtbeteiligung der 

SPD! — Schreiner [SPD]: Bei fortdauernder 
Ratlosigkeit!) 

Ich lasse dann über die Annahme der Entschließung 
in Nr. 2 auf Drucksache 11/4837 abstimmen. Wer die- 
ser Entschließung des Auswärtigen Ausschusses zu- 
zustimmen wünscht, den bitte ich um das Handzei- 
chen. Wer stimmt dagegen? — Bei Enthaltung der 
Fraktion der SPD und der GRÜNEN ist diese Ent- 
schließung angenommen. 

(Nolting [FDP]: Auch hier Nichtbeteüigung 
der SPD!) 

— Das können wir auch festhalten. 


Ich rufe Zusatzpunkt 11 auf: 

Beratung der Beschlußempfehlung und des Be- 
richts des Innenausschusses (4. Ausschuß) zu 
dem Antrag der Fraktion der SPD 

Gedenktage zum Ausbruch des Ersten und des 
Zweiten Weltkriegs 

- Drucksachen 11/2715, 11/4858 - 

Berichterstatter: 

Abgeordnete Neumann (Bremen) 

Schröer (Mülheim) 

Lüder 

Frau Dr. Vollmer 

Wer der Beschlußempfehlung des Innenausschus- 
ses auf Drucksache 11/4858 (neu) zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich um das Handzeichen. — Wer 
stimmt dagegen? — Enthaltungen? — Das ist schwie- 


rig. Ich muß noch einmal abstimmen lassen, weil das (C) 
Abstimmungsverhalten sehr unterschiedhch war. 

Wir stimmen jetzt noch einmal über die Beschluß- 
empfehlung des Innenausschusses zu dem Antrag der 
Fraktion der SPD „Gedenktage zum Ausbruch des 
Ersten und des Zweiten Weltkriegs" auf Drucksache 
11/4858 (neu) ab. Wer stimmt dieser Beschlußempfeh- 
lung des Ausschusses zu? — Wer stimmt dagegen? — 
Enthaltungen? — Dann ist diese Beschlußempfehlung 
bei Enthaltung der Fraktion DIE GRÜNEN angenom- 
men worden. 


Ich rufe nunmehr den Tagesordnungspunkt 17 so- 
wie den Zusatzpunkt 12 auf: 

17. a) Beratung der Großen Anfrage der Ab geord- 
neten Frau Rust und der Fraktion DIE 
GRÜNEN 

Praxis und Perspektiven der Technologie- 
folgen-Abschätzung und -Bewertung 

— Drucksachen 11/3115, 11/4323 (neu) — 

b) Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Schreiner, Westphal, Bulmahn, Patema, Vo- 
sen, Catenhusen, Fischer (Homburg), Gan- 
seforth, Grunenberg, Lohmann (Witten), 
Nagel, Seidenthal, Vahlberg, Bernrath, 
Dr, Klejdzinski, Dr. Vogel und der Fraktion 
der SPD 

Technikfolgenabschätzung und -gestal- 
tung beim Deutschen Bundestag 

— Drucksache 11/4377 — 

Überweisiingsvorschlag des Ältestenrates: 

Ausschuß für Forschung und Technologie (federfüh- 
rend) 

Ausschuß für Wahlprüfung, Immunität und Geschäfts- 
ordnung 

Haushaltsausschuß 

c) Beratung des Berichts und der Empfehlun- 
gen der Enquete-Kommission „Gestaltung 
der technischen Entwicklung; Technikfol- 
gen- Abschätzung und -Bewertung" 

Zur Notwendigkeit und Ausgestaltung ei- 
ner ständigen Beratungskapazität für Tech- 
nikfolgen-Abschätzung und -Bewertung 
beim Deutschen Bundestag 

— Drucksache 11/4606 — 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 

Ausschxoß für Forschimg und Technologie (federfüh- 
rend) 

Ausschtoß für Wahlprüfung, Immunität und Geschäfts- 
ordnung 

Haushaltsausschuß 

d) Beratung des Berichts der Enquete-Kom- 
mission „Gestaltung der technischen Ent- 
wicklung; Technikfolgen- Abschätzung und 
-Bewertung" 

Zum gentechnologisch hergestellten Rin- 
derwachstumshormon 

— Drucksache 11/4607 — 
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Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 

Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
(federführend) 

Ausschuß für Jugend, Familie, Frauen und Gesundheit 
Ausschuß für Forschung und Technologie 
Ausschuß für Umwelt, Naturschutz imd Reaktorsicher- 
heit 

e) Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Dr. Rüttgers, Dr. Kronenberg, Dr. Mahlo, 
Kraus, Lenzer und der Fraktion der CDU/ 
CSU sowie des Abgeordneten Dr. Hitschier 
und der Fraktion der FDP 

Technikfolgen-Abschätzung und -Bewer- 
tung beim Deutschen Bundestag 

— Drucksache 11/4749 — 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 

Ausschuß für Forschung und Technologie (federfüh- 
rend) 

Ausschuß für Wahlprüf img, Immunität und Geschäfts- 
ordnung 

Ausschuß für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicher- 
heit 

Haushaltsausschuß 

ZP12 Beratung des Antrags der Abgeordneten Frau 
Rust und der Fraktion DIE GRÜNEN 

Institutionalisierung von Technikfolgen-Ab- 
schätzung imd -Bewertung beim Deutschen 
Bundestag 

— Drucksache 11/4832 — 

Überweisungsvorschlag: 

Ausschuß für Forschung imd Technologie (federführend) 
Ausschuß für Wahlprüfung, Immunität und Geschäftsord- 
nung 

Ausschuß für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit 
Haushaltsausschuß 

Zu Tagesordnungspunkt 17 a hegt Ihnen ein Ent- 
schheßungsantrag der Fraktion DIE GRÜNEN auf 
Drucksache 11/4828 vor. Hierzu wird vom Ältestenrat 
eine Beratungszeit von 90 Minuten vorgeschlagen. 
Wer Widerspruch erheben will, möge sich melden. — 
Widerspruch erfolgt nicht. Dann sind diese 90 Minu- 
ten beschlossen. 

Zunächst einmal gebe ich das Wort dem Abgeord- 
neten Dr. Rüttgers. 


Dr. Rüttgers (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Wenn Pohtik das 
Bohren von harten Brettern ist, dann ist die Technik- 
folgen-Abschätzung in der Bundesrepubhk Deutsch- 
land sicherhch aus besonders widerspenstigem Holz 
geschnitzt. Dieses Haus diskutiert seit nunmehr 
16 Jahren über Technikfolgen-Abschätzung. Aus- 
schüsse und Enquetekommissionen haben sich geäu- 
ßert, Gutachten sind vergeben worden, Anträge sind 
vorgelegt worden, und im Plenum sind mehrfach Ar- 
gumente ausgetauscht worden. Ich glaube, der Grund 
für diese lange Debatte liegt in dem schwierigen, oft 
ungeklärten Verhältnis von Wissenschaft und Politik 
in der Bundesrepubhk Deutschland. Jetzt ist endhch 
ein konkretes Ergebnis greifbar nahe. 

Die pohtische Auseinandersetzung mit neuen Tech- 
nologien findet heute vor dem Hintergrund veränder- 


ter Rahmenbedingungen statt. Das technisch Mach- (C) 
bare hat qualitativ neue Dimensionen erhalten. Wir 
sind zum Atomkern und zum Zellkern vorgestoßen. 

Die Zerstörung der Schöpfung ist ebenso möghch ge- 
worden wie der Mensch in der Rohe des Schöpfers. 
Damit werden vielfältige Fragen von Wissenschaft 
und Technik naturgemäß auch Fragen der Pohtik. 

Die zweite Veränderung hegt in dem immer höhe- 
ren Tempo technischer Revolutionen. Früher konn- 
ten sich die Menschen langsam an Veränderungen 
gewöhnen. Heute erlebt jede Generation mehrere 
umwälzende Entwicklungen. Dies zwingt die Pohtik 
zu immer kürzeren Reaktionszeiten. 

Ich glaube, hier hegt auch einer der Gründe dafür, 
daß manche Menschen wieder empfänglich sind für 
die sogenannten einfachen Antworten radikaler 
Gruppierungen. Es ist die Angst vor unbekannten 
Entwicklungen, die zur Hochkonjunktur der Ratten- 
fänger aus dem radikalen Spektrum führt. Die Men- 
schen erwarten in diesem Spannungsfeld auch von 
uns, dem Parlament, Orientierung und Zukunftssi- 
cherung. Sie erwarten vor allem, daß neue Chancen 
genutzt werden und Risiken beherrschbar bleiben. 

Wir alle wissen, daß der Deutsche Bundestag in der 
Öffenthchkeit gerade auf diesem Gebiet oft schlechte 
Noten erhält. Es wird beklagt, daß das Parlament — so 
wie der Hase dem Igel — der technischen Entwick- 
lung hinterherjage. Es wird beklagt, die KontroUe der 
Regierung finde nur unzureichend statt. Der Bundes- 
tag vernachlässige seinen Gestaltungsauftrag. 

Ich meine, dieses Bild muß korrigiert werden. Im 
Forschungsausschuß und in anderen Ausschüssen, P) 
aber auch im Plenum finden technologiepohtische 
Diskussionen statt. Hier findet Kontrolle und Gestal- 
tung statt. Natürlich kann man darüber streiten, ob 
der Umfang angemessen ist oder ob er ausgeweitet 
werden muß. 

Aber bei aller Kritik sollte eines nicht in Frage ste- 
hen: Der Bundestag als Ganzes — ob Regierungsfrak- 
tionen oder Opposition — lebt nicht vom Gnadenbrot 
der Regierung. Wenn wir als Abgeordnete selbst im- 
mer wieder diesen Eindruck erwecken, dann sollten 
wir uns auch nicht darüber wundern, daß unsere Ar- 
beit nicht zur Kenntnis genommen, ja, nicht ernstge- 
nommen wird. 

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD und bei 
Abgeordneten der GRÜNEN) 

Ein Zweites: Es ist das gute Recht der Opposition, 
vermutete Fehlentwicklungen und Mißstände zur 
Sprache zu bringen. Aber wer aus jedem Mißbrauch 
von Technik und aus jedem Störfall politisches Kapital 
schlagen will, der entzieht sich selbst den Boden, auf 
dem er steht. Die unmittelbare Folge ist auch dann fast 
zwangsläufig, daß der Bürger dem Parlament und den 
Parlamentariern nichts mehr zutraut. 

(Frau Schulte [Hameln] [SPD]: Aber doch 
nicht deshalb, Herr Kollege!) 

— Natürhch ist Parlamentsarbeit nicht immer spekta- 
kulär. Natürlich ist Parlamentsarbeit nicht immer 
schlagzeilenträchtig. Dennoch ertönt bei jeder sich 
bietenden Gelegenheit der Ruf nach der Politik. Man 
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(A) verlangt vom Parlament, was man ihm gleichzeitig 
nicht zutraut. 

Ein weiteres kommt hinzu: Wir alle wissen aus un- 
serer Arbeit, daß es dem Parlament keineswegs an 
wissenschaftlicher Hilfe, an Stellungnahmen und 
Kommentaren fehlt. Mit Informationsfragmenten wird 
jeder Abgeordnete wie die Öffentlichkeit geradezu 
überflutet. Aber dieser Gutachtendschungel führt zur 
Verwirrung, weil Pohtiker und Bürger zum Spielball 
des öffentlichen Expertenstreits werden und die Wis- 
senschaft zum Steinbruch für die politische Argumen- 
tation. Das Ergebnis ist: Die Glaubwürdigkeit der Po- 
litik leidet ebenso wie das Vertrauen in die Wissen- 
schaft. 

Technikfolgen- Abschätzung ist der Versuch einer 
rationalen Antwort auf diese diffuse Debatte. Tech- 
nikfolgen-Abschätzung soll möglichst frühzeitig und 
umfassend informieren. Es geht um die direkten und 
indirekten, die erwünschten und unerwünschten, die 
Wirts chafthchen, die ökologischen und die sozialen 
Wirkungen neuer Technologien. Es sollen technische 
Alternativen und politische Handlungsmöglichkei- 
ten deutlich werden, und nicht Technikverhinderung, 
sondern Technikverbesserung ist das Ziel von Tech- 
nikfolgen- Abschätzung. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP - 
Zustimmung bei der SPD) 

Technikfolgen- Abschätzung — auch das wissen wir 
aus den Debatten in der Enquete-Kommission und aus 
den langjährigen Diskussionen hier im Haus — ist 

(B) kein wissenschaftlicher Selbstzweck. Das Arbeitswis- 
sen der Abgeordneten soll verbessert werden, nicht 
ihr Bildungswissen. Wir wissen auch, daß Technikfol- 
gen- Abschätzung kein Entscheidungs-, sondern ein 
Beratungsinstrument ist. Ich glaube, daß komplexe 
und schwierige Fragen durch Technikfolgen-Ab- 
schätzung für uns transparent werden können. Die 
Begriffe Abschätzung und Bewertung drücken aus, 
daß es nicht um Gewißheit, sondern um eine Verrin- 
gerung der Ungewißheit, daß es nicht um wissen- 
schaftliche Wahrheit, sondern um wertbezogene Ent- 
scheidungen geht. 

Wir wollen im Bundestag kein Heiliges Officium des 
technischen Fortschritts. Eine freiheithche Gesell- 
schaft braucht nicht neue Dogmen, sondern sachge- 
rechte Information. Insofern ist Technikfolgen-Ab- 
schätzung eine vertrauensbildende Maßnahme gegen 
Zukunftsangst und Technikfeindüchkeit. Wenn Sach- 
zusammenhänge verständlicher, Alternativen deuth- 
cher und Entscheidungsprozesse transparenter wer- 
den, werden auch Orientierung und Vertrauen er- 
leichtert. 

Der Bundestag braucht eine kontinuierhche und 
qualifizierte Beratung über die Folgen neuer Techno- 
logien, ebenso wie über die Chancen und Risiken 
ihrer Anwendung. Das ist nun keine besonders neue 
Einsicht, und sie wird von allen Mitghedern der En- 
quete-Kommission „Technikfolgen- Abschätzung und 
-Bewertung" ausdrückhch geteilt. 

Lassen Sie mich an dieser Stelle den Mitgliedern 
und dem Sekretariat der Kommission für die sachbe- 


zogene und ergebnisorientierte Zusammenarbeit (C) 
herzlich danken. 

(Beifall bei der CDU/CSU, der FDP und der 
SPD) 

Sie alle wissen, daß die Kommission vor einigen 
Tagen ihren Bericht zur Organisation von Technikfol- 
gen-Abschätzung beim Parlament der Präsidentin 
vorgelegt hat. Die Fraktionen haben auf dieser 
Grundlage ihre Anträge eingebracht. 

Ich bin zuversichtlich, dies wird nicht graue Theorie 
bleiben. Ich bin sehr hoffnungsvoll, daß wir noch in 
dieser Legislaturperiode den Einstieg in die Praxis 
schaffen können. Ich meine, es gibt für diesen Opti- 
mismus gute Gründe. 

Der Konsens über die Notwendigkeit der Technik- 
folgen-Abschätzung reicht weit über die Kommission 
und das Parlament hinaus. Unternehmen und Ver- 
bände engagieren sich zunehmend in diesem Bereich. 

Die Europäische Gemeinschaft, die Bundesregierung 
und Landesregierungen bauen entsprechende Kapa- 
zitäten auf. Warum sollte gerade der Deutsche Bun- 
destag auf dieses Instrument verzichten? 

Frühere Vorbehalte sind einer nüchternen Betrach- 
tung gewichen. Es hat sich ja inzwischen herumge- 
sprochen, daß eine bessere Beratung ohne mehr Bü- 
rokratie in der Politik organisierbar ist. Es hat sich 
ebenfalls herumgesprochen, daß ein gut und sachver- 
ständig informiertes Parlament für den rationalen Um- 
gang der Gesellschaft mit Chancen und Risiken der 
Technik wichtig ist. 

Parlamentsfremde Vorstellungen über Technikfol- 
gen-Abschätzung haben sich nicht durchsetzen kön- 
nen. Die Kommission teilt die Bedenken gegen Gre- 
mien aus Abgeordneten und Sachverständigen, die 
eine Sonderstellung innerhalb des parlamentarischen 
Entscheidungsprozesses einnehmen. 

Klare Alternativen — dies war Gegenstand einer 
öffentlichen Diskussion — zur Organisation von Tech- 
nikfolgen-Abschätzung hegen heute auf dem Tisch. 

Ich meine, das ist keineswegs ein Geburtsfehler des 
Kommissionsberichts. Im Gegenteil: Technikfolgen- 
Abschätzimg gehört in das Zentrum der parlamenta- 
rischen Debatte. Man kann dem Parlament keine Be- 
ratungseinrichtungen verordnen, ohne vorher die 
Fraktionen zu beteüigen. Auch eine Enquete-Kom- 
mission arbeitet ja nicht im poütischen Vakuum. 
Technikfolgen-Abschätzung ist eben keine unpoliti- 
sche Domäne kleiner Expertenzirkel. 

In den 70er Jahren hat die damalige Oppositions- 
fraktion mehrere Anläufe für eine Stärkung der tech- 
nologiepolitischen Kompetenz des Bundestages un- 
ternommen. Die damaligen Regierungsfraktionen 
haben diese Vorschläge abgelehnt; umgekehrte 
Schlachtordnungen hat es ebenfalls gegeben. 

(Frau Rust [GRÜNE]: Sehr richtig!) 

Ich will hier gar nicht über Motive spekuheren; mir 
geht es auch nicht um Rechthaberei. Wichtig ist: Hier 
hat es auf allen Seiten Lernprozesse gegeben. 

Eines steht fest: Die Schlachtordnungen von gestern 
gehören endgültig der Vergangenheit an. 
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Dr. Rüttgers 

(A) Mit dem heutigen Antrag haben die Koahtionsfrak- 
tionen einen konstruktiven Vorschlag eingebracht. 
Unsere Konzeption hat drei entscheidende Vorteile: 

Erstens. Das wissenschaftiiche Niveau der Technik- 
folgen-Abschätzung wird gesichert. Es gibt keine 
neue Verwaltungsstelle, die nach Bundesangestell- 
tentarif und parteipohtischem Proporz besetzt ist. 
Vielmehr sichert der wissenschafthche Diskurs zwi- 
schen den besten Köpfen die Quahtät der Beratung. 

Zweitens. Die Aufgabe wird auf viele Schultern ver- 
teilt. Das sichert die wissenschafthche Vielfalt und 
Objektivität. Gleichzeitig behält die Wissenschaft Ei- 
genständigkeit und Eigenverantwortung. 

Drittens. Wir haben uns an den Erfordernissen der 
parlamentarischen Beratung orientiert. Eine system- 
fremde Änderung der Geschäftsordnung wird vermie- 
den. Die Technikfolgen- Ab Schätzung wird in die übri- 
gen Entscheidungsabläufe integriert. Das Ergebnis — 
das ist ganz wichtig — wird mehr Entscheidungsrele- 
vanz der Parlamentsberatung sein und nicht eine hö- 
here Papierproduktion. 

(Seesing [CDU/CSU]: Sehr gut! — Frau 
Dr. Hamm- Brü eher [FDP]: Schön wär's!) 

Der Ruf nach Technikfolgen- Abschätzung ist heute 
Gemeingut in Politik und Wirtschaft, Wissenschaft 
und Gesellschaft. Hinter diesem Konsens verbergen 
sich aber oft tiefgreifende Meinungsverschiedenhei- 
ten über Sinn und Aufgabe dieses Instruments. Sie 
sind Symptome eines weitergehenden Konflikts über 
die Zukunft der Industriegesellschaft. 

Dabei spielen folgenreiche Irrtümer — ausgespro- 
chen oder verdeckt — eine wichtige Rolle. Wenn es 
nicht gehngt, diese Irrtümer zu beseitigen und ein 
neues Verhältnis zwischen Wissenschaft und Pohtik 
zu definieren, wird das Ansehen des Parlaments trotz 
Technikfolgen-Abschätzung weiter abnehmen. 

Der erste Irrtum: Der Ausstieg aus Wissenschaft und 
Technologie ist machbar. Wahr ist: Ohne die Dynamik 
von Wissenschaft und Technik ist unsere Welt nicht 
überlebensfähig. Nicht nur, weil vom wissenschaft- 
lich-technischen Fortschritt unsere wirtschaftliche 
Leistungsfähigkeit abhängt, nicht nur, weil soziale 
Stabihtät damit eng verknüpft ist. 

Vor allem die globalen Probleme einer wachsenden 
Erdbevölkerung sind ohne neue Technologien nicht 
lösbar. Dies gilt für den Schutz der Umwelt, die Ernäh- 
rung der Menschen und die Bekämpfung von Seu- 
chen und Krankheiten. 

Wer den Erhalt der tropischen Regenwälder fordert, 
ohne den Staaten, an die sich diese Forderung richtet, 
das Wissen und die Technik an die Hand zu geben, 
um die Menschen zu ernähren, der fordert Irreales 
und belügt letztheh die Menschen. 

Ich glaube, eine defensive Ethik des Unterlassens 
ist keine Antwort auf die Probleme der Menschheit. 
Wir brauchen eine offensive Ethik des Handelns. Wir 
müssen auch fragen; Können wir eigentlich alles, was 
wir können müßten? 

Jedenfalls können wir es uns nicht leisten, das Irra- 
tionale und die Apokalypse zum Maßstab des Han- 
delns zu machen oder alten und neuen Mythen zu 
huldigen. In unserer Realität gibt es keine Alternative 


zur mühsamen Problemlösung im Einzelfall. Oder, um 
mit Hans Jonas zu sprechen: „Das technologische 
Abenteuer muß weitergehen. " 

Der zweite Irrtum: Die Gestaltungsfähigkeit der 
Pohtik ist unbegrenzt. Wahr ist: Die Grenzen unserer 
Handlungsmöghchkeiten lassen sich erweitern. Auf- 
heben lassen sie sich nicht. 

Pohtiker neigen dazu, den Eindruck zu verbreiten, 
sie könnten alle Probleme lösen. Die Gesellschaft hat 
aber keine Vollkaskoversicherung für alle Lebensrisi- 
ken beim Staat abgeschlossen. Die Prämie wäre auch 
zu hoch dafür, nämhch eine erhebhehe Einbuße an 
Freiheit. 

Gebote und Verbote, Schutzmaßnahmen und Straf- 
androhungen des Staates sind nur eine Möghehkeit, 
häufig eine schlechte. Positive Technikgestaltung ist 
eine bessere. 

Wissenschaft und Wirtschaft, gesellschaftiiche 
Gruppen und die einzelnen Bürger müssen ihre Frei- 
heit im Umgang mit neuen Technologien selber ver- 
antworten. Eine Öko-Diktatur ist keine Lösung. 

(Frau Rust [GRÜNE]: Wer will das denn?) 

Staat und Gesellschaft können die Probleme nur ge- 
meinsam und freiheitheh lösen oder gar nicht. 

Ich füge hinzu, auch bei umfassender Analyse und 
bei verantwortungsbewußtem Handeln aller Beteihg- 
ten werden Risiken, auch schwerwiegende Risiken 
bleiben. Das gilt für das Handeln genauso wie für das 
Nichthandeln. Der Verzicht auf Technik ist oft ebenso 
riskant wie ihre Anwendung. Um es mit einem Bei- 
spiel zu sagen: Wer jetzt aus der Kernenergie ausstei- 
gen will, gefährdet das Weltkhma. 

(Zuruf von der SPD: Quatsch! So ein Un- 
sinn!) 

Eine Lösung des globalen Klimaproblems ohne Kern- 
energie ist heute nicht möglich, weil eine andere CO2- 
freie Alternative eben erst noch entwickelt werden 
muß. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zurufe von den 
GRÜNEN) 

Der dritte Irrtum: Eine politisch gelenkte Wissen- 
schaft kann die Probleme lösen. — Wahr ist: Eine freie 
Auswahl von Methoden und Gegenstand der For- 
schung ist der Kern der verfassungsmäßig garantier- 
ten Wissenschaftsfreiheit. Wer hier nur Verbote aus- 
spricht, höhlt dieses Grundrecht aus. Wie soll denn 
Forschung, also Beschäftigung mit Unbekanntem, 
funktionieren, wenn das Verbot adäquater Methoden 
bereits Forschung lenkt und Ergebnisse vorbestimmt? 
Wer gentechnische Forschung verbietet, verhindert 
die Produktion lebenserhaltender Medikamente. Wer 
Freilandversuche generell untersagt, verhindert, daß 
langfristig unser Grundwasser nicht mehr durch Ni- 
trate und Pflanzenschutzmittel verunreinigt wird. 

(Frau Rust [GRÜNE]: Na, na, na!) 

Jeder Forschungsprozeß ist offen. Auch der Staat 
hat kein exklusives Wissen über Sinn und Ziel wissen- 
schaftlich-technischer Entwicklungen. Auch der Staat 
kann sich nicht zum Entscheider über den gesell- 
schafthehen Nutzen und Schaden der Forschung auf- 
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Dr. Rüttgers 

(A) schwingen. Politkommissare für die Wissenschaft lö- 
sen keine Probleme ; sie verwalten sie nur. 

Der wertbezogene Streit um die Zukunft unserer 
Gesellschaft ist eine der zentralen Aufgaben des Par- 
laments. Diesem Ziel dient Technikfolgen- Abschät- 
zung. Wir sind keine modernen Propheten, und wir 
sollten uns davor hüten, mit Hilfe wissenschaftlicher 
Parlamentsberatung Glaubenswahrheiten verkünden 
zu wollen. Nach bestem Wissen xmd Gewissen zu ent- 
scheiden ist unser Auftrag, und dazu leistet Technik- 
folgen- Abschätzung einen Beitrag. Der Deutsche 
Bundestag — dies ist Konsens in diesem Hause — 
braucht bessere Informationen xmd mehr Beratung in 
Sachen neue Technologien. Wenn Technikfolgen-Ab- 
schätzxmg dazu beiträgt, 

(Zxiruf von der SPD: Politikfolgenabschät- 
zung!) 

den parlamentarischen Teil unserer gemeinsamen 
politischen Verantwortung zu stärken, haben wir 
heute einen wichtigen Schritt getan. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Cronenberg: Herr Bundesminister, 
wir freuen uns — ich nehme an, die Fraktionen des 
Hauses tim das auch — , Sie auf der Regierungsbank 
begrüßen zu können. Aber ich möchte Ihnen nicht 
verhehlen: Wenn dies nicht die letzte Sitzimgswoche 
wäre xmd wenn wir nicht eine außerordentlich kom- 
plizierte Geschäftslage hätten, hätte ich diesen Tages- 
ordnungspxmkt nicht aufgerufen. 

(Frau Dr. Hamm-Brücher [FDP]: Sehr gut!) 

Das Wort hat die Abgeordnete Frau Rust. 

(Vorsitz: Vizepräsidentin Renger) 

Frau Rust (GRÜNE): Nach 15jähriger Debatte wird 
nxm endlich die Beschlußfassung über eine parlamen- 
tarische Beratungseinrichtxmg für Technikfolgen- Ab- 
schätzung xmd -Bewertung eingeleitet. Darüber bin 
ich froh, aber ich befürchte, daß wir eine Einrichtung 
installieren, die zwar vor 15 Jahren ein entscheiden- 
der Fortschritt gewesen wäre, den heutigen Anforde- 
rungen aber hinterher hinkt; denn sowohl in der wis- 
senschaftlichen TA-Diskxission als auch in der gesell- 
schaftlichen Auseinandersetzxmg über Technologie- 
politik gibt es neue Entwicklungen, die bei der parla- 
mentarischen Beratungseinrichtxmg, über die wir hier 
heute reden, zu berücksichtigen sind. Diese Entwick- 
Ixmgen sind: 

Erstens. Der außerparlamentarische Dialog über 
Technikfolgen gewinnt stetig an Selbstbewußtsein. 
Politische Großorganisationen sind in diesem Dialog 
nicht mehr die Trägerinnen der innovativen Techno- 
logiediskussion. Diese Diskussion wird getragen nicht 
nur von unabhängigen Instituten, Bürgerinitiativen, 
Gruppen innerhalb von Kirchen, DGB usw, usf. So 
mancher Abgeordnete oder so manche Kollegin in 
diesem Hause würde sich wundern, wenn er oder sie 
einmal mit alteingesessenen Wissenschaftlern aus 
Großforschungseinrichtungen redete; über deren 
Vorstellungen würden einige hier vielleicht sogar er- 
schrecken. Das Parlament muß also nicht nur Kompe- 


tenzverlust gegenüber der Regierung aufholen, son- (C) 
dem auch seine zxmehmende Abkoppelung vom ge- 
sellschaftlichen Dialog zu überwinden versuchen. 

Zweitens. Analog zu dieser gesellschaftlichen Ent- 
wicklung gibt es auch eine Weiterentwicklxmg der 
wissenschaftlichen Diskussion über Technikfolgen- 
Abschätzxmg und -Bewertung. Dort wird die Forde- 
rung aufgestellt, TA solle nicht darauf beschränkt 
sein, ein technobürokratisches Frühwarnsystem zu 
sein, sondern solle mehr xmd mehr die Fxmktion einer 
Organisatorin des gesellschaftlichen Dialogs über 
technische Entwicklung und ihre Folgen überneh- 
men. Dies erfordert Bereitschaft zum demokratischen 
Experiment xmd zur Öffnxmg der Parteien gegenüber 
dem gestiegenen Selbstbewußtsein der außerparla- 
mentarischen Diskussion. Zukünftige Technologie- 
poütik soll, soweit möglich, den Charakter bewußter 
gesellschaftlicher Weichenstellung haben; technische 
Entwicklung kann nicht weiterhin allein dem Markt 
unterworfen werden; technische Entwicklxmg kann 
nicht von abgeschotteten Kreisen aus Wirtschaft, Poli- 
tik und Wissenschaft entschieden werden; denn tech- 
nische Entwicklxmg greift so tief und so langfristig in 
das Leben einer jeden Person ein, daß es bei techno- 
logiepolitischen Entscheidungen neuer demokrati- 
scher Mechanismen bedarf. Dies setzt das Bemühen 
um vorausschauende Information über die Folgewir- 
kxmgen von Technik xmd die Kenntnis von Alternati- 
ven voraus. 

In Erwägung dieser Argumente machen wir folgen- 
den Vorschlag für eine Beratungseinrichtxmg beim 
Parlament. Wir schlagen vor, als Institutionsform eine 
Stiftung zu wählen xmd die Möglichkeit zu eröffnen, (D) 
daß Mitglied dieser Stiftung jede juristische Person 
werden kann. Des weiteren schlagen wir vor, daß 
diese Stiftung von einem Gremium geleitet wird, das 
sowohl aus Abgeordneten des Deutschen Bxmdesta- 
ges als auch aus Personen besteht, die von der Mit- 
gliederversammlung der Stiftung gewählt werden. 

Diese Zusammensetzung, die wir vorschlagen, ist 
ein demokratisches Experiment. Aber wir denken, 
daß wir um demokratische Experimente nicht herum- 
kommen, wenn wir die auseinander driftenden Dia- 
loge über Wissenschaft und Technik wieder zusam- 
menbringen wollen und uns auch die Möglichkeit ge- 
ben wollen, an dieser Diskussion zu partizipieren xmd 
Gewinn daraus zu ziehen. 

Jetzt noch zur Großen Anfrage zur Technikfolgen- 
Abschätzung der Regierung, die ja heute hier in ver- 
bundener Debatte mitberaten wird. Die Anfrage hatte 
den Zweck, Informationen für das Parlament zu er- 
langen über die Technikfolgen- Abschätzung xmd 
-Bewertung durch die Regierung. Dazu ist folgendes 
zu sagen: 

Erstens. Der Informationsgehalt vieler Antworten 
der Bundesregierung läßt sehr zu wünschen übrig. 

(Vosen [SPD]: Das hegt an der Regierung! — 

Zxiruf von der CDU/CSU: Besser fragen!) 

Zweitens. Die Beteiligung der Öffentlichkeit in TA- 
Prozessen, die die Regierxmg initiiert, orientiert sich 
an alten Partizipationsmodellen, die sich darauf be- 
schränken, alteingesessene xmd abgestandene Groß- 
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Frau Rust 

(A) Organisationen wie DGB, Kirchen, BDI usw. an der 
Diskussion zu beteiligen. 

Drittens. Wir begrüßen ganz besonders die Ankün- 
digung der Regierung, ein Förderkonzept für Tech- 
nikfolgen- Ab Schätzung und -Bewertung nun endlich 
zu erstellen. Wir möchten aber hinzufügen: Es wird 
zwar darauf verwiesen, daß gesellschaftliche Grup- 
pen an dieser Diskussion beteiligt werden sollen, wir 
haben dem Papier aber keine Informationen darüber 
entnehmen können, daß auch das Parlament, Herr 
Minister, an den Diskussionen beteiligt wird, bevor Ihr 
Vorschlag der Öffentlichkeit vorgestellt wird. Dies 
würden wir aber sehr begrüßen. 

Was wir brauchen, ist nämlich eine neue Kultur der 
Auseinandersetzung mit Technik. Der alte Konsens, 
der technischen Fortschritt mit gesellschaftlichem 
Fortschritt gleichsetzt, ist nicht mehr aufrechtzuerhal- 
ten. Ein neuer Umgang mit Technik setzt die Öffnung 
des demokratischen Dialogs voraus. Ich hoffe, daß die 
parlamentarischen Beratungen ein Ergebnis haben 
werden, das einen deutlichen Schritt in diese Rich- 
tung ermöglicht. 

Der Kollege Rüttgers hat in seiner Rede die Mei- 
nung vertreten, die alten Schlachtordnungen existier- 
ten nicht mehr. Es gebe nicht mehr hier die Regierung, 
die unabhängig von der parteipolitischen Couleur 
versuche, Technikfolgen- Abschätzung zu verhindern, 
und es gebe nicht mehr dort auf der anderen Seite die 
Opposition, die TA unbedingt wolle. Herr Rüttgers, 
ich möchte das sehr bezweifeln; denn wenn Sie hier 
einen Vorschlag vorlegen, der noch nicht einmal ein 
Minderheitenrecht im Parlament beinhaltet, dann 
ßj geben Sie sich damit der Gefahr preis, daß wir hier 
eine regierungsamthch beeinflußte, und zwar ent- 
scheidend beeinflußte, Technikfolgen-Abschätzung 
bekommen werden, die der Idee, der Grundidee der 
Technikfolgen-Abschätzung völlig zuwiderläuft. 

(Vosen [SPD]: Sehr richtig, Frau Kollegin!) 

Ich möchte meiner Hoffnung darauf Ausdruck geben, 
daß es uns in den parlamentarischen Beratungen ge- 
lingt, einen Schritt in die richtige Richtung zu gehen, 
nämlich einen Schritt hin auf die Öffnung des Dialogs 
über Technik und ihre Folgen, und hier vom Parla- 
ment her einen Beitrag dazu zu leisten. Wir diskutie- 
ren hier ja nicht über irgendeinen Gesetzentwurf X, Y 
oder Z dieser Regierung, sondern wir diskutieren über 
eine Beratungseinrichtung, die wir, dieses Parlament, 
wie es hier sitzt, inklusive aller Fraktionen, uns selbst 
schaffen. Wenn wir es uns gefallen lassen, daß uns die 
Regierung diktiert, in welchen Punkten wir uns bera- 
ten lassen dürfen und in welchen nicht, dann sind wir 
schlecht beraten. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der SPD) 

Wir sollten alle gemeinsam in den parlamentarischen 
Beratungen, die auf uns zukommen, dafür Sorge tra- 
gen, daß dies nicht passieren kann. — Danke schön. 

(Beifall bei den GRÜNEN - Vosen [SPD]: 

Das ist eine berechtigte Kritik, Frau Kollegin! 

— Zuruf von der CDU/CSU: Spärlicher Bei- 
fall bei den GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Renger: Das Wort hat der Abgeord- 
nete Schreiner. 


Schreiner (SPD): Verehrte Frau Präsidentin! Liebe (C) 
Kolleginnen und Kollegen! Ich will dem Kollegen 
Rüttgers in einem zustimmen: Es gibt kein anderes 
Thema, das den Deutschen Bundestag so lange be- 
schäftigt hat wie die Frage, ob das Parlament ange- 
sichts von Tempo und Komplexität der technischen 
Entwicklung einer eigenen und eigenständigen wis- 
senschaftlichen Beratung bedarf. 

Seit 1973 hält diese Debatte an, die nicht frei von 
Merkwürdigkeiten und einem Übermaß an taktischen 
Überlegungen auf allen Seiten des Hauses war und in 
einigen Punkten noch ist. Merkwürdig ist, daß sich 
seit den frühen 70er Jahren alle Fraktionen im Deut- 
schen Bundestag im Grunde noch einig waren, daß 
das Parlament ohne eine angemessene Einrichtung 
zur wissenschaftlichen Beratung Gefahr läuft, jegli- 
chen quahfizierten Einfluß auf die Gesellschaft, die 
gesellschaftliche Entwicklung immer stärker prä- 
gende wissenschaftlich-technische Entwicklungen zu 
verlieren. Damit einher ging die Erkenntnis, daß die 
wachsende Ohnmacht des Parlaments zu einem glei- 
chermaßen wachsenden Glaubwürdigkeits- und Le- 
gitimationsverlust der parlamentarischen Demokratie 
führen muß. Ein Parlament, das sich — wie am Bei- 
spiel der atomaren Großtechniken gezeigt werden 
kann — erst zu einem Zeitpunkt in die Thematik ein- 
schaltete, als alle Grundsatzentscheidungen längst 
gefallen waren und immer mehr Bürgerinnen und 
Bürger an der gesellschaftlichen Akzeptanz dieser 
Techniken rüttelten, provoziert allerdings die Frage 
nach seiner Bedeutung und bei manchen sogar nach 
seiner Berechtigung. 

Wenn der parlamentarische Grundkonsens über die pj 
prinzipielle Notwendigkeit einer soliden Beratungs- 
kapazität bis zum heutigen Tag zu keiner positiven 
Entscheidung geführt hat, so lag der wesentliche 
Grund darin, daß sich die jeweiligen Regierungsfrak- 
tionen näher bei der Regierung und ihrem Herr- 
schaftswissen fühlten denn als Teil des Gesamtparla- 
ments. Parlamentarische Technikberatung wurde be- 
jaht, im gleichen Atemzug aber befürchtet, dies könne 
ein Instrument zur Verstärkung der Opposition sein. 

Die übermäßige Abhängigkeit der jeweiligen parla- 
mentarischen Regierungsfraktionen von der Exeku- 
tive hängt auch mit dieser Grundeinstellung zusam- 
men und entspricht jedenfalls nicht meinen Vorstel- 
lungen von Gewaltenteilung. 

In den letzten Jahren hat sich in der hier anstehen- 
den Thematik auch ein öffentlicher Meinungskonsens 
entwickelt. Weder in der Wissenschaft noch bei den 
Technikern und ihren Verbänden gibt es Stimmen, 
die dem Parlament, die dem Deutschen Bundestag 
von einer eigenen Beratungsinstitution abraten. Die 
Gewerkschaften haben dem Parlament nachdrücklich 
zugeraten. Das gilt auch für viele Stimmen aus beiden 
großen Kirchen. Erfreulich ist auch der Meinungs- 
wandel der deutschen Wirtschaft. Wurde vor einiger 
Zeit noch geargwöhnt, eine parlamentarische Tech- 
nikberatung könne zu einem geheimnisvollen Instru- 
ment gesamtgesellschaftlicher Mitbestimmung wer- 
den, so hat sich inzwischen die nüchterne Erkenntnis 
durchgesetzt, daß auf längere Sicht nur solche Pro- 
dukte oder Produktionsverfahren eine Chance haben, 
die sozial- und umweltverträgliche Standards berück- 
sichtigen. Der gesellschaftliche Meinungskonsens ist 
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Schreiner 

(A) nicht zuletzt ein Verdienst der Bundestags-Enquete- 
Kommission „Technikfolgenabschätzung“ aus der 
vergangenen Legislaturperiode, die mit ihrem dama- 
ligen Vorschlag ganz erhebliche Diskussionsanstöße 
für die Öffentlichkeit gegeben hatte. 

Es ist nun, liebe Kolleginnen und Kollegen, an uns 
selbst, am Parlament selbst, unsere Aufgabe zu be- 
stimmen. Nicht Weniges steht auf dem Spiel. Es geht 
letztlich um die entscheidende Frage, ob das Parla- 
ment bereit ist, nicht nur — wie in der Vergangen- 
heit — die sozialen Folgen der technischen Entwick- 
lung nachträglich zu regulieren, sondern die ökono- 
misch-technische Entwicklung selbst mitzu gestalten. 
Welchen Rang hat das Primat der Politik, insbeson- 
dere aber das Primat des frei gewählten Parlaments in 
einer Zeit, in der die technische Entwicklung zu einer 
Überlebensfrage im Guten wie im Schlechten gewor- 
den ist? Oder in den Worten der katholischen Bi- 
schof skonferenz in einem Aufruf aus dem Jahre 
1984: 

Der Mensch darf nicht alles, was er kann. Je mehr 
er kann, desto größer wird seine Verantwortung. 
Mit den Möglichkeiten, Leben zu mehren und zu 
fördern, wachsen die Möglichkeiten, Leben zu 
schädigen und zu zerstören. 

Wir wissen, daß die technische Entwicklung im we- 
sentlichen interessengeleitet, also gestaltbar ist. Dann 
aber muß sich eine verantwortungsorientierte Politik 
ihrer auch annehmen. Die Debatten über Nuklear- 
technik, Ökologie, Bioethik und Gentechnologie un- 
seres Jahrzehnts sind auch ein unaufhörlicher und oft 
(ß) stummer Appell an das Parlament, sich seiner eigenen 
Verantwortung zu erinnern und zu stellen. Angesichts 
der realen Gefahr, daß Modernisierung auch in Bar- 
barei Umschlagen kann, schreibt Ulrich Beck im Vor- 
wort zu seinem Buch „Die organisierte Unverantwort- 
lichkeit": 

Es handelt von dem Alptraum meiner Generation 
— den Kindern der Täter und Dulder des nazisti- 
schen Terrors — , daß aus ihren Handlungen und 
Unterlassungen in anderen Formen und auf an- 
deren Wegen wdeder ein Wahn Normalität 
wird. 

In der Tat, der Gedanke bedrückt mich seit länge- 
rem außerordentlich, wie wir antworten werden, 
wenn wir später von unseren Kindern gefragt werden, 
ob wir denn gewußt hätten, was wir über sie gebracht 
haben. Technikabschätzung und Technikberatung 
beim Parlament wäre ein Stück institutioneller Ver- 
antwortung. Es wäre ein Beweis dafür, daß wir bereit 
sind, die Verantwortung anzunehmen. 

Der Vorschlag der sozialdemokratischen Fraktion 
ist sicher nicht der ganz große Wurf; aber er ist eine 
gut vertretbare und gut begründbare Einstiegslösung. 
Wir wollen einen „Ausschuß für parlamentarische 
Technikberatung". Damit soll dreierlei erreicht wer- 
den: 

Erstens. Abgeordnete aus allen Fachausschüssen, 
in denen technische Fragen zunehmend an Gewicht 
und an Bedeutung gewinnen, sollen ihr Erfahrungs- 
wissen zusammenbringen. 


Zweitens. Die strukturelle Verbindung mit den (Q 
Fachausschüssen soll erleichtern, daß Technikfolgen- 
Abschätzung auf ein breites parlamentarisches Inter- 
esse stößt und nicht irgendwo in der Dunkelkammer 
ein Mauerblümchendasein fristet. 

Drittens. Es soll im Gegensatz zu den Fachausschüs- 
sen, die ja eher durch legitimen Schlagabtausch der 
jeweiligen Fraktionspositionen gekennzeichnet sind, 
ein offenes Diskussionsklima erreicht werden, in dem 
zur Erreichung eines bestimmten gesellschaftlichen 
Zieles verschiedene zukünftige Entwicklungsmög- 
lichkeiten erarbeitet und erörtert werden. 

Mit anderen Worten: Aufgabe des Ausschusses 
wäre es, demokratische Verständigungsprozesse zu 
kontroversen technikpolitischen Auffassungen zu or- 
ganisieren. Dies ist der Leitgedanke. 

Es liegt auf der Hand, daß eine solche Konzeption 
ohne einen Ausschuß mit offenem Meinungskhma 
und mit der Bereitschaft zu offenen und fairen Diskus- 
sionen überhaupt nicht denkbar ist. Es liegt ebenfalls 
auf der Hand , daß ein klarer Minderheitenschutz in 
einem solchen Ausschuß unerläßlich ist. Wenn es rich- 
tig ist, daß es sich bei den neuen Techniken um Chan- 
cen, aber auch um gewaltige Gefährdungspotentiale 
handelt, dann reicht für eine seriöse Entscheidungs- 
findung in diesen manche Überlebensfragen anbelan- 
genden Bereichen der bloße Rückgriff auf formale 
Mehrheitsverhältnisse zukünftig weniger denn je aus. 

Es waren — das wird niemand bestreiten wollen — in 
der Vergangenheit Minderheiten oder einzelne, die 
gemeinschaftliche Versäumnisse, Irrtümer und Verse- 
hen zu allererst aufgedeckt und aufgegriffen haben. 

In Zukunft ist es notwendig und im Allgemeininter- (D) 
esse, alternative Vorschläge fair und vorurteilsfrei zu 
prüfen. 

Technikfolgen- Ab Schätzung beim Parlament wird 
uns nicht vom Risiko des Irrtums befreien. Es wäre 
aber ein Beitrag, das Risiko zu verringern. Es wäre 
schließlich eine Chance, unser Parlament auch zu ei- 
ner Tribüne zukunfts orientierter und zukunftsbesorg- 
ter Diskussionen zu machen, stärker denn je. Wir hät- 
ten dies im Interesse des Ansehens unseres Parlamen- 
tes auch nötiger denn je. 

Ich will zum Schluß, liebe Kolleginnen und Kolle- 
gen, die Möglichkeit nutzen, dem anwesenden Bun- 
desforschungsminister eine Frage zu stellen. Da ich 
davon ausgehe, daß der Kollege Riesenhuber hier das 
Wort ergreifen wird, möchte ich ihn fragen, ob seine 
Rede aus dem Jahre 1977 zum gleichen Thema, aus 
der ich — das räume ich gerne ein — eine ganze 
Menge gelernt habe, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das ist gut!) 

für ihn heute noch gilt. Ich will Ihnen insbesondere ein 
Zitat vor Augen führen. Sie haben damals hier im 
deutschen Parlament gesagt: 

Die Kontrolle der Regierung findet im Bereich der 
Technik nicht statt. Das bedeutet zugleich, daß 
das Parlament nicht aus eigener Erkenntnis im- 
stande ist, Position zu beziehen. Das bedeutet, 
daß das Parlament die Bundesregierung, daß das 
Parlament die Exekutive im Meinungsstreit not- 
gedrungen im Stich läßt. Die Exekutive allein ist 
offensichtlich überfordert. Das Vertrauen, das 
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(A) grundlegend ist, ist in dem umfassend erforderli- 
chen Maß nicht geschaffen. 

Sie haben zudem ausgeführt: 

Die andere wesentliche Ursache aber ist, daß das 
Parlament und sein Ausschuß für Forschung und 
Technologie dem Herrschaftswissen der Exeku- 
tive nahezu waffenlos ausgehefert sind und daß 
der Bürger dies weiß oder zumindest verspürt. 

Sie haben zudem auf folgendes hingewiesen — ein 
letztes Zitat — , indem Sie gesagt haben: 

Meine Damen und Herren, selbst vorausgesetzt, 
dieser Sachverstand 

— der Sachverstand der Exekutive — 

stünde uns 

— dem Parlament — 

in umfassendem Maße zur Verfügung und wäre 
umfassend neutral, unsere kleine Gruppe von 
Parlamentariern wäre hoffnungslos überfordert, 
in jeweils einzelnen Problemen diesen Sachver- 
stand abzufragen und ihn in konkrete politische 
Aktion umzusetzen. 

Das ist präzise das Problem des Parlamentes, auf das 
wir hingewiesen werden. In der Bundesregierung 
wird Technikfolgen-Abschätzung ja in wachsendem 
Maße betrieben. Sie haben hier präzise genau das 
Gegenargument formuliert. Meine Frage an Sie ist: 
Halten Sie Ihre Auffassung, die Sie 1977 dem Deut- 
schen Bundestag, damals aus der Opposition heraus, 
mitgeteilt haben, aufrecht? Gilt dies in dem soeben 
geäußerten klaren Sinne für Sie auch heute noch? 

(B) Ich bedanke mich sehr herzhch für Ihre Aufmerk- 
samkeit. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsidentin Renger: Das Wort hat der Abgeord- 
nete Hitschier. 


Dr. Hitschier (FDP): Frau Präsidentin! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! In einem Gutachten 
der Abteilung für Angewandte Systemanalyse des 
Kernforschungszentrums Karlsruhe wird die Auf- 
gabe von Technikfolgen-Abschätzung dergestalt for- 
muliert: Sie solle das verfügbare Wissen unter Nach- 
weis der Wissenslücken über die Realisierungsbedin- 
gungen und Folgen des Einsatzes von Technologien 
möglichst antizipativ, d. h. vor der Einführung bzw. 
der verstärkten und modifizierten Anwendung einer 
Technologie, in einer tendenziell umfassenden Ge- 
samtbilanz und entscheidungsorientiert darstellen. 

Aus dem interdisziphnären Ansatz der Betrach- 
tungsweise von Technikfolgen ergibt sich in der Tat 
der besondere Erkenntnis wert, den man Technologie- 
folgen-Abschätzungen zumessen darf. Auf diesem 
Gebiet wurden von verschiedenen wissenschaftlichen 
Institutionen in den zurückliegenden Jahren Fort- 
schritte in der Konzeption, bei den Analyseverfahren 
und Methoden von Technikfolgen-Abschätzung ge- 
macht. Der Technikfolgen-Einschätzung bedienen 
sich heute bereits verschiedene Parlamente, und auch 
die Bundesregierung steht der TA durchaus positiv 
gegenüber, wie der Antwort auf die Große Anfrage zu 


entnehmen ist. Auch die anfängliche Skepsis von Tei- (C) 
len der Industrie hat sich mit der wissenschaftiichen 
Verfeinerung der TA inzwischen zu einer zustimmen- 
den Haltung gewandelt. 

Die FDP-Fraktion näherte sich diesem Thema eben- 
falls mit vorsichtigem Bedacht. Sie ist heute noch der 
Auffassung, daß man sich von TA-Prozessen nicht die 
Vorab-Lösung von ungewissen Zukunftsproblemen 
versprechen darf, Euphorie deshalb keineswegs an- 
gebracht ist. Untersuchungen zur TA können nichts- 
destoweniger wertvolle Erkenntnisse für den pohti- 
schen Entscheidungsprozeß hefem, weshalb wir den 
gemeinsam vorgelegten Antrag unterstützen. 

Wir möchten aber andererseits von vornherein klar- 
stellen, daß Technikfolgen-Abschätzung nicht alle 
denkbaren Entwicklungen, die in Zukunft möghch 
sind, voraussehen kann und von daher Skepsis gegen- 
über dem Prognosewert durchaus angebracht ist, da 
das Unvorgesehene schwerhch kalkulierbar ist. Es 
spricht deshalb einiges dafür, mit den Augen der TA 
nicht allzu weit in zukünftige Zeiträume hineinsehen 
zu wollen, sondern sich auf mittelfristige Perspektiven 
zu beschränken. 

Dennoch: Der große Vorteil von Technikfolgen-Ab- 
schätzung hegt darin, die Folgen von Technik- und 
Technologieentwicklungen von den verschiedensten 
Aspekten her möglichst umfassend zu bedenken und 
die Erkenntnisse, die bei dieser interdisziphnären Be- 
trachtungsweise gewonnen werden, in die gegenwär- 
tige pohtische Gestaltung der Rahmenbedingungen 
für die Technikentwicklung einfließen zu lassen. 

Die politische Abwägung unterschiedhcher Ent- (D) 
scheidungsmöghchkeiten kann die Wissenschaft der 
pohtischen Seite dabei nicht abnehmen, aber sie kann 
helfen, diesen Abwägungsprozeß zu erleichtern, so 
daß die Pohtiker mit mehr Überzeugung als bisher 
sagen können, sie hätten sich nach „bestem Wissen 
und Gewissen“ entschieden. Das Instrument der 
Technikfolgen-Abschätzung soUte daher dem Deut- 
schen Bundestag als Möghchkeit zur Verfügung ste- 
hen, das Arbeitswissen der Abgeordneten zu verbes- 
sern. Sie soll neben die anderen Möghchkeiten, wel- 
che der Wissenschafhche Dienst, die Gutachtenver- 
gabe, die Anhörungen oder die Einrichtung von En- 
quete-Kommissionen bieten, treten. 

Bei der Frage, in welcher Form die Schaffung einer 
Beratungskapazität für TA beim Deutschen Bundes- 
tag gestaltet werden soll, haben wir uns u. a. von fol- 
genden, für uns wesenthchen Überlegungen leiten 
lassen. 

Erstens. Die FDP-Bundestagsfraktion ist der Auffas- 
sung, daß an TA-Studien quahtativ hohe wissen- 
schaftliche Standards angelegt werden müssen, um 
seriöse, mit wertfreier Methodik ermittelte Ergebnisse 
zu erhalten. 

(Beifall bei der FDP) 

Dies kann nur gewährleistet werden, wenn die For- 
schungskapazität der Universitäten, Großforschungs- 
einrichtungen und sonstigen öffentiichen und priva- 
ten wissenschaftlichen Institutionen, die sich nachge- 
wiesenermaßen in entsprechenden Untersuchungs- 
feldem als befähigt ausgewiesen haben, in Anspruch 
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(A) genommen wird. Gottlob verfügen wir in der Bundes- 
republik Deutschland bereits über eine entspre- 
chende TA-Infrastruktur. 

Eine bei der Bundestagsverwaltung selbst angesie- 
delte eigene Beratungskapazität von Wissenschaft- 
lern, wie sie von der SPD vorgeschlagen wird, konnte 
daher für die FDP nicht in Frage kommen, weil vor 
allem der interdisziplinäre Ansatz nicht hätte gewähr- 
leistet werden können, denn in der erforderlichen 
Breite, wie dies dann notwendig gewesen wäre, wä- 
ren Personalbereitstellungen nicht möghch gewesen. 
Aber wir sagen auch ganz offen, daß uns der dann 
praktizierte Einstellungsproporz mit all seinen nach- 
teüigen Konsequenzen nicht gepaßt hätte und neben- 
bei sicherhch auch die teuerste Lösung gewesen wäre. 
Der Aufbau eines weiteren bürokratischen Apparates 
hätte seine Eigengesetzlichkeit dergestalt entwickelt, 
daß uns die dann aus dieser Verwaltung angeregten 
und für unumgänglich gehaltenen TA- Studien aus 
Nasen und Ohren gequollen wären. 

Zweitens. Die Institution, die einen Auftrag zur Er- 
stellung einer TA- Studie erhält, darf kein Dauermono- 
pol erhalten. 

(Zustimmung des Abg. Dr. Rüttgers [CDU/ 
CSU]) 

Durch die Ausschreibung und zeitliche Begrenzung 

wird ein Wechsel ermöglicht, der auch von der Sache 
her notwendig erscheinen kann. Die beauftragte Insti- 
tution muß auch personell in der Lage sein, ständig 
den Kontakt zum Ausschuß zu halten, dem wir die 
Aufgabe übertragen wollen. Sie muß auch in der Lage 
.g. sein, die wissenschaftiiche Studie in eine für die Ab- 
geordneten, aber auch für die Öffentlichkeit verständ- 
liche Sprachform zu bringen. 

(Seesing [CDU/CSU]: Das ist sehr wichtig!) 

Ein Wettbewerb um interessante Beauftragungen 
durch den Deutschen Bundestag wird seinerseits die 
Technikfolgen-Abschätzung als wissenschaftiiche 
Disziphn fördern. Der von der Enquete-Kommission 
vorgelegte Bericht zum gentechnologisch hergestell- 
ten Rinderwachstumshormon ist ein Beispiel dafür, 
wie eine solche TA- Studie konkret aussehen 
könnte. 

Drittens. Es wird allenthalben betont — Frau Kolle- 
gin Rust hat das heute auch wieder getan — , wie 
wichtig die Einbeziehung gesellschaftlicher Gruppen 
sei. Von der Partizipation am gesellschaftlichen Dis- 
kurs ist hier die Rede. Den GRÜNEN gelang dabei 
sogar eine bezeichnende Wortschöpfung: Sie spre- 
chen in ihrem Antrag von den „Laienexperten und 
Laienexpertinnen" , 

(Frau Rust [GRÜNE]: Das ist aber schon äl- 
ter!) 

wobei den seriösen Wissenschaftlern — sie werden 
begrifflich in ein Ehtenkartell verwandelt — Betriebs- 
bhndheit unterstellt wird, während die Laienexperten 
den kreativen Part übernehmen. Das Ganze nennt 
man dann „demokratische Öffnung eines wissen- 
schaftlichen Prozesses" und einen „Beitrag zur Ver- 
besserung der pohtischen Kultur". 

Allein, die Absicht ist zu durchsichtig, Frau Rust, 
daß hier einer Laienspielschar eine Bühne geboten 


werden soll, auf der die wissenschafthche Diskussion (C) 
in gehobenes Friseurschwengelniveau austariert wer- 
den soll, 

(Frau Rust [GRÜNE] : Da geht sogar Herr Rie- 
senhuber in seiner TA weiter!) 

und ein Instrument geschaffen wird, mit dem es ge- 
hngt, TA-Untersuchungen bereits während des Erar- 
beitungsprozesses mit einem entsprechenden medi- 
enbegleitenden Spektaculum zu beeinflussen. 

(Beifall bei der FDP — Zurufe von der SPD) 

Genau das wollen wir nicht. Auch die negativen 
Erfahrungen, die man mit der autonomen Pressepoli- 
tik des OTA in den Vereinigten Staaten gemacht hat, 
möchten wir bei uns vermeiden. Wir halten die Betei- 
hgung von gesellschaftlichen Gruppen in der Tat für 
erforderlich, aber ihre Meinungen und Urteile sollten 
der durchführenden wissenschaftlichen Institution 
gegenüber geäußert werden und so in die Bearbei- 
tung der Studie eingehen und in deren Rahmen er- 
scheinen. Wir sollten es aber tunhchst vermeiden, wie 
dies der SPD-Antrag vorsieht, Beiräte zu bilden und 
damit Laien eine Autorität anzudichten, die ihnen 
nicht zukommt. Es läßt sich wohl leicht vorstellen, daß 
einem Gewerkschaftssekretär in der Öffenthchkeit 
eine andere Bedeutung zugemessen wird, wenn er 
sich als Beirat des TA-Ausschusses des Deutschen 
Bundestages beispielsweise zur Frage der Wirkungen 
technischen Fortschritts auf die Arbeitsmarktverhält- 
nisse äußert. Nein, wir setzen hier nicht auf verhehene 
Kompetenz, wir bauen auf erworbene Kompetenz. 

Wir möchten keinesfalls einer Laienspieldarbietung 
für die Boulevardpresse hier den Weg ebnen. Dazu ist (D) 
uns die Thematik zu ernst. 

Viertens. Die Konstruktion der TA-Institutionahsie- 
rung, wie wir sie Vorschlägen, vermeidet, daß es zu 
einer Flut von TA-Prozessen kommt, wie dies zu er- 
warten wäre, wenn wir den Vorschlägen der GRÜ- 
NEN folgen wollten. Die wollen eine Stiftung haben, 
in deren Mitgliederversammlung u. a. Ökoinstitute, 
Bürgerinitiativen und schwer organisierbare Bürger- 
gruppen sitzen sollen. Die Mitgüederver Sammlung 
hat das Themenvorschlagsrecht. 

(Zurufe von der SPD und den GRÜNEN) 

Jetzt wird es kurios: Bei Wissenschaftsdiffusion, also 
wenn ein Ökoinstitut und die Max-Planck-Gesell- 
schaft unterschiedhcher Auffassung sind, entscheidet 
dann ein „Bürgergutachten". Schwejk läßt grüßen! 
Nein, so nicht mit uns! Dem wöchentlichen Umwelt- 
schadstoff würde damit eine monathche Weltunter- 
gangsapotheose zur Seite gestellt, um grüner Ideolo- 
gie einen möghchst breiten Teppich auszulegen. Das 
wollen wir hier bei uns vermeiden. 

Nun ist gelegentiich Kritik an unserem Modell in 
der Form geäußert worden — auch heute hier wie- 
der — , daß bei Mehrheitsentscheidungen im Aus- 
schuß der Minderheit nicht die Möghchkeit einge- 
räumt sei, TA-Prozesse ihrerseits in Gang zu setzen. 

Dies scheint mir eher ein theoretisches Argument zu 
sein denn eines von praktischer Bedeutung. Denn 
auch in dieser Enquete -Kommission — das wissen Sie 
— mußten wir uns und haben wir uns einvemehmhch 
auf die Themenfestlegung geeinigt, und ich neige 
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(A) heute sogar mehr dazu, zu sagen: Es sollten eigenthch 
Themen mit Zweidrittelmehrheit oder gar mit Ein- 
stimmigkeit ausgewählt werden. In der Praxis wird es 
wohl meistens so sein. Denn Grundlage eines Be- 
schlusses muß ja wohl eine sich zumindest abzeich- 
nende Entwicklung sein, die weder geleugnet noch 
herbeigezaubert werden kann, sondern real ist. 

Unterschiedliche Auffassungen kann es dann nur 
über die Frage der Gewichtung und der Priorität bei 
mehreren gleichzeitig anstehenden Themenvorschlä- 
gen geben. Bei der Abwägung dieser Fragen kann 
man sich auf Usancen einigen, die einer Minderheit 
entgegenkommen, wie sie im parlamentarischen 
Raum auch andernorts gepflegt werden. 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU) 

Wir meinen, mit diesem Antrag eine gute Lösung 
der Institutionalisierungsprobleme von Technikfol- 
gen- Abschätzung vorgelegt zu haben. 

Wir bitten Sie, der Ausschußüberweisung zuzustim- 
men und den Entschließungsantrag der Fraktion DIE 
GRÜNEN abzulehnen. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Vizepräsidentin Renger: Das Wort hat der Bundes- 
minister für Forschung und Technologie, Herr Dr. Rie- 
senhuber. 

Dr. Riesenhuber, Bundesminister für Forschung 
und Technologie: Frau Präsidentin! Meine sehr ge- 
ehrten Damen und Herren! Liebe Kollegen! Ich 
möchte sehr gern als erstes das aufgreifen, was Kol- 
lege Schreiner hier als Frage gestellt hat: Ist das, was 
er aus meiner Rede von vor zwölf Jahren zitiert hat, 
heute noch meine Auffassung? Kollege Schreiner, ich 
möchte es einmal auf zwei Ebenen angehen. 

Das erste ist die Frage: Wie behandeln wir die Sa- 
che? Das zweite ist die Frage: Wie ist das Verhältnis 
zwischen Regierung und Parlament in einer solchen 
Frage? Beide Fragen stehen an. 

Bei der Behandlung der Sache ist es so, daß ich in 
diesen Jahren versucht habe, aus dem Amt, das ich 
jetzt zu verantworten habe, Fragen aufzuarbeiten, die 
wir erkennen, die ich für wichtig halte, die ich zur 
Diskussion stelle, und in einer Weise aufzuarbeiten, 
daß sie Prozesse gestalten helfen, die Ergebnisse öf- 
fentlich machen und in die Arbeit einführen. Ich 
werde im Zusammenhang mit der Sache einige Bei- 
spiele hierzu vortragen. 

Zum Verhältnis zwischen Regierung und Parla- 
ment bin ich in der Tat ebenfalls auch heute noch der 
Auffassung, die ich damals vertreten habe. Ich bin der 
Auffassung, daß ein Parlament ein solches Instrument 
braucht. Ich bin glücklich, daß das Parlament sich 
heute ein solches Instrument schafft. Ich halte es für 
notwendig, daß das Parlament hier Partner der Regie- 
rung bei dem bestmöglichen erreichbaren Wissen ist. 
Ich halte es für wünschenswert, daß sich das Parla- 
ment insgesamt in wachsendem Maß mit solchen 
grundsätzlichen Fragen befaßt, die vielleicht des ak- 
tuellen Glamours einer glänzenden Diskussion mit 
großartigen Ereignissen entbehren, die aber doch das. 


was wir in diesen Jahren gemeinsam gestalten, in sehr (C) 
grundlegender Weise prägen. Ich sehe die Gefahr 
unserer gemeinsamen Arbeit auch im Parlament 
— wenn Sie mir das erlauben; ich bin auch noch Par- 
lamentarier — darin, daß wir vor lauter Beschäftigung 
mit dem Aktuellen, mit dem Dringhchen nicht zu ei- 
ner hinreichenden Befassung mit dem Wichtigen 
kommen und daß daraus eine Scheinwelt entsteht, in 
der in den Köpfen der Menschen Vordergründigkei- 
ten das Denken zudecken, aber daß das, was die 
Wirklichkeit prägt, was die Bedingungen unseres Le- 
bens formt, was das, was wir in Zukunft zu verantwor- 
ten haben, eigentlich ausmacht, nicht mehr in hinrei- 
chendem Maß Gegenstand der politischen Auseinan- 
dersetzung wird — im Streit oder im Konsens; aber in 
der Auseinandersetzung. 

Insofern stehe ich durchaus zu dem, was ich damals 
gesagt habe. Ich habe versucht, aus den jeweiligen 
Verantwortungen, die ich hatte, meinen Beitrag zu 
leisten, und ich begrüße es außerordentlich, daß in der 
Weise, wie dies ja grundsätzlich von allen Fraktionen 
begrüßt worden ist, heute ein solches Instrument ge- 
schaffen wird. 

Dabei brauchen wir hier über die Notwendigkeit im 
einzelnen und ihre Begründung nicht zu sprechen. 
Kollege Rüttgers hat es hier in seiner sehr grundsätz- 
lichen, eingehenden Rede an mehreren Punkten fest- 
gemacht. Es sind sehr einfache Sachverhalte; und sie 
kommen zusammen. Da ist einerseits ein rapides 
Wachstum neuer Techniken in die Wirklichkeit, in die 
Märkte, in die Prägung von Gesellschaften, in die Ver- 
änderung von Umwelt. Und es ist andererseits eine (D) 
wachsende Menschheit, eine Menschheit, die rapid 
weiter wächst. Sie wird hier in den nächsten 20 Jahren 
stärker als in den letzten 40 Jahren wachsen. In 
20 Jahren werden wir 2 V 2 Milliarden Menschen mehr 
als heute haben. Das sind etwa so viele Menschen, wie 
in den 50er Jahren auf der ganzen Erde gelebt haben. 

Das bedeutet, daß wir hier eine wachsende Entwick- 
lung von Techniken haben, die wir brauchen — Rütt- 
gers wies darauf hin — , um mit dem Problem einer 
wachsenden Menschheit fertigzuwerden; daß diese 
Techniken exponentiell durch eine wachsende Zahl 
von Menschen aufgegriffen werden und daß damit die 
Probleme erheblich wachsen. 

Die Art der Risiken ist ganz verschieden. Es sind die 
Risiken einer nicht richtigen, nicht verantwortlichen 
Anwendung von Technik. Es sind die Risiken unvor- 
hersehbarer Veränderungen. Es sind die Risiken der 
schieren Veränderung gesellschaftlicher Strukturen, 
die in sich vielleicht nicht gut und nicht schlecht ist, 
die wir aber nicht mehr bewältigen können, weil sie 
zu schnell vonstatten geht und weil die Menschen sie 
nicht mehr verstehen, weil sie nicht mehr ihre Identi- 
tät in der Wirklichkeit finden. Deshalb finden sie dann 
nicht mehr die Kraft, ihr eigenes Leben selbst mitzu- 
gestalten, so daß es in einer gewissen Weise uneigent- 
lich werden könnte. 

Hier ist Technikfolgen- Abschätzung kein Patentre- 
zept. Ich warne vor dem Glauben, wir könnten durch 
irgendwelche simplen Methoden einen sehr grund- 
sätzlichen Prozeß, der uns bis an die äußersten Gren- 
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(A) zen unserer Leistungsfähigkeit fordert, administrativ 
einfach abhaken. So wird es nicht sein. 

(Frau Schulte [Hameln] [SPD]: Wer glaubt 
das denn, Herr Minister?) 

— Ich robbe mich an ein Thema heran, verehrte Frau 
Kollegin. Ich denke hier ein bißchen diskursiv um ein 
Thema. Ich bin gerne bereit, das auch sehr zentral zu 
machen. Ich knalle Ihnen auch gerne Thesen hin. 

(Schreiner [SPD]: Ziemlich groß beim Rob- 
ben! — Frau Schulte [Hameln] [SPD]: Sie 
meinen also Ihre eigene Partei? Da bin ich 
einverstanden!) 

— Nein. Liebe gnädige Frau, wir können jetzt eine 
Debatte führen, in der ich gerne meine Erfahrungen 
aus den Jahren 1977 bis 1979 beitrage. Aber ich halte 
die Aussagen, die von beiden Seiten des Hauses ge- 
macht worden sind, für nobel und richtig, nämlich daß 
es zu nichts führt, wenn man die Rollenverständnisse 
früherer Regierungen und früherer Oppositionen ge- 
geneinanderhält. 

Erforderlich ist, daß Technikfolgen -Abschätzung 
mit ihren Möglichkeiten eingesetzt wird. Ich habe 
nicht über das Parlament zu sprechen und zu ent- 
scheiden — das verantworten Sie — , sondern über 
das, was ich von der Regierung her angelegt habe und 
was in der Antwort auf die Große Anfrage angegan- 
gen worden ist. 

(Paterna [SPD]: Eine Große Anfrage und eine 
kleine Antwort!) 

— Es ist eine außerordentlich substantielle Antwort. 

(B) Die Zahl der Seiten, die wir vollschreiben, ist nicht 
immer proportional zu dem Inhalt. Das gilt auch für 
vieles andere. 

In der Antwort auf die Große Anfrage ist ein Über- 
blick über eine Zahl von TA-Projekten enthalten, wie 
sie es vorher noch niemals gab. Unter keiner Regie- 
rung wurde so umfassend in verschiedensten Berei- 
chen an TA-Projekten gearbeitet. Unter keiner Regie- 
rung wurde so umfassend das, was an institutionellem 
Wissen vorhanden ist, einbezogen und gefordert. Un- 
ter keiner früheren Regierung haben wir so umfas- 
send den Verbund zwischen der Wissenschaft aus den 
unterschiedlichen Bereichen auf Ziele hin organisiert, 
auch den Verbund zwischen Geistes- und Sozialwis- 
senschaften. 

Wir werden bei den technikzentrierten Bereichen 
weitergehen. Wenn wir Fertigungstechnik als neue 
Technik entwickeln, haben wir TA-Begleitung. TA 
gibt es bei Projekten im Bereich Arbeit und Technik. 
TA gibt es bei Projekten zur Biotechnologie und zur 
Gentechnologie. Das ist ein Bereich, den wir weiter zu 
gestalten haben werden. Beispiele hierfür haben wir 
gebracht. 

Das andere ist eine umfassende Technikfolgen- Ab- 
schätzung. Das steht dem gegenüber. Beides muß 
sein. Ein Teil der glänzenden Studien vom Office for 
Technology Assessment bezieht sich auf solche punk- 
tuellen Fragen. Aber es geht auch um Querschnitts- 
fragen, etwa um die Frage: Wie ändert Mikroelektro- 
nik, Informationstechnik unsere Arbeitswelt, unsere 
Ausbildung? Was bedeutet der demographische Wan- 
del für die Bewältigung gesellschaftlicher Fragen? 


Was bedeutet die Bewältigung des Alters in einer (C) 
Bevölkerung, in der immer mehr Menschen nicht nur 
alt werden, sondern in eigener Kompetenz alt werden 
können, wofür wir die Voraussetzungen schaffen kön- 
nen? Was bedeuten die Prozesse des Klimas — Herr 
Rüttgers hat darauf hingewiesen — , die Veränderung 
des Klimas durch Entscheidungen oder durch unter- 
lassene Korrekturen von Menschen? 

Es geht um die Frage der Auswirkungen der Ver- 
änderungen auf die Menschen. Die Fragen stellen 
sich in großer Breite. Ich weise nur mit einem Stich- 
wort auf das Problem hin, das wir in einer früheren 
Debatte ausführhch behandelt haben: Was bedeutet 
das, was wir technisch ändern können, was wir 
ethisch verantworten können? 

Die Art und Weise, wie wir die Frage des Umgangs 
mit menschhchem Erbgut seit 1982/83 in einem um- 
fassenden Dialog aufgearbeitet haben, war, glaube 
ich, ein exemplarischer und grundsätzhcher Prozeß, 
der zeigt, was wir vom Dialog halten. 

Dabei halte ich es für einen grundsätzhch verfehlten 
Ansatz, von den Kirchen und von den Gewerkschaf- 
ten als — ich weiß nicht mehr, wie Sie sagten — „ab- 
ständigen Großstrukturen" zu sprechen. Das sind Or- 
ganisationen, die jeweils von Grundsätzen, von Inter- 
essen, von Zielen her als Gesprächspartner aus ihrer 
Verantwortung die Gesellschaft prägen. Natürhch 
sind sie für uns Partner, und wir haben sie in die Pro- 
zesse einbezogen. 

Es kann nicht so sein, als ob hier fachliche Qualität 
und wissenschaftliche Kompetenz durch Gesinnung 
ersetzt werden könnten. Es gibt keinen Ersatz für 
Qualität. Nur wenn wir eine hohe Qualität in Technik- (D) 
folgen-Abschätzung erreichen, erhalten wir die 
Grundlage, die wir brauchen, denn Technikfolgen- 
Abschätzung wird hier sicher kein Ersatz für Pohtik 
sein. Technikfolgen-Abschätzung wird Pohtik durch 
das Aufzeigen von Wenn-Dann- Alternativen ermögü- 
chen. Technikfolgen-Abschätzung wird auch keine 
Verhinderung von Technik sein, wie manche befürch- 
tet haben; sie wird Technik erst ermöghchen. 

Ich frage: warum? Weil uns mit neuen Techniken 
neue Chancen Zuwachsen, weil mit neuen Chancen 
neue Freiheit entsteht. Aus neuer Freiheit muß neue 
Verantwortung wachsen, wenn wir gestalten wollen, 
was wir gestalten können. Nur wenn dies geschieht, 
wenn die Verantwortung gleichzeitig zuwächst, wenn 
wir das Wissen haben, das sie begründet, wenn wir 
die Fragen an die Wissenschaft zu stellen lernen, die 
die Wissenschaft beantworten kann, wenn der Wis- 
senschaftler eine Sprache spricht, die ein normaler 
Mensch zu begreifen und zu interpretieren vermag, 
dann haben wir die Grundlage, aus einem umfassen- 
den Dialog heraus die Wirklichkeit in Verantwortung 
zu gestalten. Dem versuchen wir zu dienen, jeder an 
seinem Platz. Ich freue mich, daß wir hier im Parla- 
ment einen starken Partner gewinnen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsidentin Renger: Das Wort hat Frau Abge- 
ordnete Bulmahn. 

Frau Buimahn (SPD): Sehr geehrte Frau Präsiden- 
tin! Meine Herren und Damen! Die Bewältigung der 
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(A) nicht beabsichtigten Folgen des wissenschaftlichen 
und technischen Wandels ist zu einer zentralen politi- 
schen Frage geworden. Wenn einmal getroffene Ent- 
scheidungen und Weichenstellungen nicht mehr zu 
überblickende und zu kontrolherende globale Aus- 
wirkungen haben und unser Leben, aber auch das 
unserer Kinder und Kindeskinder beeinträchtigen 
und gefährden können, wenn eine Korrektur, eine 
Rücknahme einmal getroffener Entscheidungen nur 
noch unter größten Schwierigkeiten oder gar nicht 
mehr möglich sind, dann muß die Frage nach der 
Legitimität bestimmter technologischer Entwicklun- 
gen und nach der Verantwortung sowie der Verant- 
wortbarkeit technologischer Entwicklungen und 
Entscheidungen neu gestellt und beantwortet wer- 
den. 

Grundsätzliche Fragen der sozialen und politischen 
Gestaltung sind und müssen, meine Damen und Her- 
ren — das ist richtig bemerkt worden — , dem demo- 
kratisch legitimierten Parlament Vorbehalten bleiben. 
In unserem Alltag zeigt sich jedoch ein anderes Bild, 
ob es um die Schadstoffbelastung der Gewässer, die 
miUiardenschweren Programme der Weltraumfahrt, 
um den Transrapid oder um die Humanisierung der 
Arbeitswelt geht; die eigentlichen Entscheidungen 
werden nicht im Deutschen Bundestag gefällt. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Die Technologiepolitik, Herr Riesenhuber, wird 
nach wie vor in erster Linie durch Regierungshandeln 
geprägt. Technologiepolitische Entscheidungen wer- 
den und sind weitgehend in ein vorpolitisches Feld 
ab gedrängt und erfolgen unter weitgehendem Aus- 
Schluß der Öffentlichkeit in Absprache zwischen Mi- 
nisterialbürokratien und den interessierten Kreisen 
von Wirtschaft und Wissenschaft. 

(Frau Schulte [Hameln] [SPD]; Auf Druck der 
letzteren!) 

Es freut mich ja, Herr Riesenhuber, wenn Sie sich 
hier ausdrücklich zur TA bekennen, aber warum, Herr 
Riesenhuber, handeln Sie dann anders? 

(Vosen [SPD]: So ist es!) 

Wo ist denn die Technikfolgen-Abschätzung zu 
Transrapid, wo ist denn die Technikfolgen-Abschät- 
zung zu Ihrem Weltraumabenteuer, wo ist denn eine 
umfassende Technikfolgen-Abschätzung zur Anwen- 
dung der Gentechnologie? Nur ein Bruchteil von dem, 
dem Sie das Etikett „TA"' umhängen, genügt dem, 
was in einem TA-Prozeß tatsächlich untersucht wer- 
den sollte. Sie haben auf die von Ihnen durchgeführ- 
ten zahlreichen Technikfolgen- Abschätzungspro- 
zesse verwiesen. Ich habe, um Ihnen nicht Unrecht zu 
tun, in der Vergangenheit danach gefragt, welche 
Technikfolgen-Abschätzungsprozesse Sie im Rah- 
men des Programms Fertigungstechnik in dem Zeit- 
raum von 1984 bis 1988 durchgeführt haben. Die Ant- 
wort war sehr spärlich: Ganze fünf Technikfolgen- 
Abschätzungsprozesse sind durchgeführt worden. Ich 
nenne Ihnen zwei, um Ihnen ein Beispiel zu geben. 
Der eine bezog sich auf die Auswirkung von Produk- 
tionsplanung und Steuerungssystemen in kleinen und 
mittleren Betrieben; das wird als Technikfolgen-Ab- 
schätzung und -Bewertung bezeichnet. Ein anderer ist 
eine Wirkungsanalyse der indirekt spezifischen 


Förderung zur betrieblichen Anwendung von CAD- (C) 
und CAM -Systemen. Ich will nicht ab streiten, daß es 
wichtige Untersuchungen sind. Nur, dies als Technik- 
folgen-Abschätzung zu bezeichnen, ist ein glatter 
Hohn, Herr Riesenhuber. 

(Zustimmung bei der SPD und der Abg. Frau 
HiUerich [GRÜNE]) 

In diesen Analysen werden nur Teilaspekte unter- 
sucht. TA-Prozesse müssen aber neben den ökonomi- 
schen Auswirkungen in gleichem Maße soziale, öko- 
logische, politische, rechtliche und kulturelle Auswir- 
kungen untersuchen. 

(Vosen [SPD]: Das begreifen die nie!) 

In den genannten Beispielen geschieht weder dies 
noch sind sie interdisziplinär angelegt, von einer akti- 
ven Beteiligung der Betroffenen überhaupt nicht zu 
reden. 

Bei einem derartig inflationären Gebrauch des 
Technikfolgen-Abschätzungsbegriffes, Herr Riesen- 
huber, wundert es mich auch nicht, wenn Sie in 
grundlegenden technologiepolitischen Entscheidun- 
gen keine TA durchführen, oder würden Sie es etwa 
als TA bezeichnen, wenn der Bundesforschungsmini- 
ster und der Bundesverkehrsminister die Firma Thys- 
sen beauftragen, eine Anschub gruppe für Transrapid 
einzusetzen, um danach dann die Entscheidung als 
Regierung zu fällen. 

Der weitgehende Verzicht, meine Damen und Her- 
ren, auf die Kontrolle der Regierung, der Verzicht auf 
die Entfaltung eigenständiger technologiepolitischer 
Initiativen — das richtet sich an uns — schadet dem pj 
Ansehen des Parlaments und unterhöhlt tendenziell 
das System der parlamentarischen Demokratie. Wenn 
Umfragen zufolge immer mehr Bundesbürgerinnen 
und -bürger eine stärkere Überwachung und Kon- 
trolle der Technik fordern, zugleich aber uns, den Poli- 
tikerinnen und Politikern, und dem Parlament immer 
weniger Zutrauen, vorausschauende, gesellschaftlich 
und ökologisch vernünftige Entscheidungen zu tref- 
fen, dann ist das Verhältnis zwischen Bevölkerung 
und Parlament nachhaltig gestört. 

(Vosen [SPD]: Sehr richtig!) 

Diesen Verlust des Vertrauens in die Handlungsfä- 
higkeit des Parlaments in technologiepolitischen 
Fragen müssen wir ernst nehmen und endlich den in 
uns gesetzten Erwartungen und unserer Verantwor- 
tung gerecht werden. 

(Vosen [SPD]: Sehr richtig!) 

Meine Damen und Herren, Verantwortung kann 
aber nur übernehmen, wer frei entscheiden kann, wer 
die Wahl zwischen verschiedenen Möglichkeiten hat, 
wem Alternativen zur Verfügung stehen, wer sich 
nicht angeblichen oder vermeintlichen Sachzwängen 
zu beugen hat. Dies gilt auch für Entscheidungen über 
technische Entwicklungen, über deren Einsatz und 
Anwendung. 

Wissenschaft und Technik sind keine autonomen 
Größen, die sich in einem wertfreien Raum entfalten, 
die einer naturwüchsigen Gesetzlichkeit unterworfen 
sind. Technik wird von Menschen gemacht. Entschei- 
dungen über Technikentwicklung und -anwendung 
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(A) sind daher auch immer Wertentscheidungen, Ent- 
scheidungen über die Qualität von Leben, Arbeit und 
Wohnen, Entscheidungen über unseren Umgang mit 
der Natur, Entscheidungen über die Lebenschancen 
der kommenden Generationen. 

Unsere Pflicht zur Kontrolle der Regierung, zur 
Schadensvorsorge, zur sozial- und umweltverträgli- 
chen Gestaltung der technologischen Entwicklung 
können wir nur gerecht werden, wenn wir auch im 
Parlament die technische Entwicklung ständig beob- 
achten, eigene Initiativen entfalten und die Rahmen- 
bedingungen setzen. Verantwortungsbewußte Ent- 
scheidungen sind nur auf einem gesicherten Funda- 
ment von Kenntnissen möglich. Verantworten kann 
ich nur etwas, wenn ich die Folgen meiner Entschei- 
dung abschätzen kann. 

Mit dem Instrument der Technikfolgen-Abschät- 
zung ließe sich die Kompetenz des Deutschen Bun- 
destages durch frühzeitige Bereitstellung von Folge- 
und Gestaltungswissen erheblich stärken. Technik- 
folgen-Abschätzung ist mehr als reaktive Technikbe- 
wertung und mehr als die Minimierung von Risiken. 
Sie eröffnet erst die Chancen für eiiie humane Gestal- 
tung des technologischen Wandels, und sie kann we- 
sentlich zur frühzeitigen Identifizierung zukunfts- 
trächtiger, ressourcenschonender Technologien, zur 
Eröffnung von Humanisierungspotentialen, zur Er- 
kenntnis von Markt- und Wachstumschancen beitra- 
gen. 

Für die Durchführung und Begleitung entsprechen- 
der Technikfolgen-Abschätzungsprozesse benötigt 
der Bundestag aber eigenen, von der Exekutive unab- 
hängigen Sachverstand, eine auf die spezifischen Be- 
dürfnisse des parlamentarischen Beratungsprozesses 
zugeschnittene wissenschaftliche Einheit für Tech- 
nikfolgen-Abschätzung und -Bewertung. Dies hat 
sich in der Druchführung der Technikfolgen- Abschät- 
zung für das Rinderwachstumshormon immer wieder 
gezeigt. 

Der Verzicht auf eine solche Einrichtung oder die 
Übertragung ihrer Aufgaben auf eine Institution au- 
ßerhalb des Deutschen Bundestages — wie von den 
Koalitionsparteien vorgeschlagen — stellt die not- 
wendige praxisorientierte, auf parlamentarische Ent- 
scheidungsprozesse bezogene Begleitung der Tech- 
nikfolgen- Abschätzungsprozesse in Frage. Nötig wird 
bei diesem Modell zudem eine Vielzahl von zusätzli- 
chen bürokratischen Abläufen, nur um die Kommimi- 
kation und Abstimmung zwischen Bundestagsgre- 
mien, Abgeordneten, externer Einheit und beauftrag- 
ten Institutionen sicherzustellen. Fundierte Politikbe- 
ratung, die wir benötigen, bleibt dabei auf der 
Strecke. Sie erstickt im Bürokratiedschungel. 

Der ausdrückliche Verzicht auf eine angemessene 
Beteiligung von parlamentarischen Minderheiten ist 
ein Verrat am Gedanken der Technikfolgen-Abschät- 
zung. Die Kompetenz des gesamten Parlaments kann 
nur dann gestärkt werden, wenn ein qualifizierter 
Minderheitenschutz gewährleistet ist. 

(Vosen [SPD]: Sehr richtig!) 

Sie, meine Damen und Herren von den Koalitionspar- 
teien, instrumentalisieren die Technikfolgen- Ab- 


schätzung mit Ihrem Vorschlag zur bloßen Absiche- 
rung der Regierungspolitik. 

(Vosen [SPD]: So ist das!) 

Wie, meine Damen und Herren — so frage ich 
Sie — , kann Technikfolgen- Ab Schätzung ihre eigent- 
liche Funktion, etwa die Bereitstellung von Hand- 
lungsalternativen, noch erfüllen, wenn die Mehrheits- 
parteien jedes mißliebige oder konfliktträchtige 
Thema abschmettem können, wenn sie alle Personal- 
entscheidungen, alle Themen, alle mit der Untersu- 
chung zu beauftragenden Institutionen bestimmen 
können? Unter solchen Voraussetzungen kann das 
Parlament nicht zu einem Forum vorausdenkender 
Technikgestaltung werden. Und besonders erschrek- 
kend finde ich, daß sich ausgerechnet eine liberale 
Partei dafür hergibt. 

(Vosen [SPD]: Ja, das ist erstaunlich! — 
Schreiner [SPD]: Das haben wir fast schon 
erwartet! — Frau Schulte [Hameln] [SPD]: 

Das ist sehr traurig!) 

Eine derart rigide Handhabung des Mehrheitsprin- 
zips verschüttet zugleich die in dem Instrument der 
Technikfolgen- Abschätzung liegende Chance, einen 
öffentlichen Dialog über die Chancen, Risiken und 
Alternativen, über den konsensfähigen Weg der tech- 
nologischen Entwicklung einzuleiten. Forscher und 
Politiker haben geirrt, und Sie, Herr Hitschier, müssen 
das eigentlich wissen. Meine Damen und Herren, wir 
brauchen, gerade weil wir geirrt haben, die offene 
Diskussion um die Ziele, um die Sinnhaftigkeit dieser 
Ziele, um die Alternativen der technischen Entwick- 
lung, wenn wir wieder zu einem Konsens in den we- 
sentlichen technologiepohtischen und gesellschaftli- 
chen Fragen kommen wollen. 

Konsens muß aber erarbeitet werden. Er läßt sich 
nur dann hersteilen, wenn gerade die strittigen 
Punkte nicht ausgeklammert, sondern zum Gegen- 
stand der Kontroverse und des Dialogs gemacht wer- 
den. 

(Dr. Mahlo [CDU/CSU]: Wer will sie denn 
ausklammern?) 

Den politischen Willen hierzu, den Willen zu einem 
neuen Politikstil vermisse ich in Ihrem Vorschlag, 

Meine Damen und Herren, ein besonderes Gewicht 
ist auch auf die Einrichtung und Förderung von TA- 
Institutionen in der Bundesrepublik zu legen. Es hat 
sich gezeigt, daß wir hier nicht über ausreichende 
Kapazitäten verfügen. Besonderes Gewicht ist weiter 
auf die Einrichtung und Förderung unabhängiger In- 
stitutionen zu legen. Die Defizite, die hier bestehen, 
hat das von der Enquete- Kommission in Auftrag gege- 
bene Gutachten zur Abschätzung der mit einer Ein- 
führung des Rinderwachstumshormons rBST verbun- 
denen Folgen mehr als deutlich gemacht. Bereits bei 
der Suche nach scheinbar so selbstverständlichen 
Frage wie nach den Folgen eines Mißbrauchs von 
rBST für die Umwelt, den Auswirkungen auf die Tier- 
zucht, den wirtschaftlichen Konsequenzen des rBST- 
Einsatzes oder den Möghchkeiten zur Kontrolle des 
Einsatzes von rBST stießen die Göttinger Agrarwis- 
senschaftler ins Leere. Ausmachen konnten sie allen- 
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(A) falls den wiederholten Nachweis, daß rBST die Milch- 
leistung der Kühe erhöhe. 

(Dr. Struck [SPD]; Hört! Hört!) 

Die Ursachen für diese Informationslücken und ein- 
seitige Forschungsausrichtung sehen die Forscher in 
der allzu großen Abhängigkeit der Hochschulfor- 
schung von industriellen Aufträgen. Um einen ord- 
nungsgemäßen Forschungs- und Lehrbetrieb sicher- 
zustellen, sind die Institute zur Zeit darauf angewie- 
sen, Drittmittel einzuwerben. Wer sich von den eta- 
blierten Forscherinnen und Forschern, die sich in der 
rBST-Forschung einen Namen gemacht haben, kri- 
tisch zum Thema äußert, verliert Geld und Renom- 
mee. Sie sägen sich sozusagen den Ast selber ab, auf 
dem sie sitzen. 

(Abg. Jäger [CDU/CSU] meldet sich zu einer 
Zwischenfrage) 

Deshalb, meine Damen und Herren, müssen wir die 
unabhängige Forschung stärken, die öffentlichen 
Forschungs einrichtungen von der Konkurrenz mit pri- 
vaten Instituten befreien und uns für die Förderung 
von Parallelforschung und solchen Bereichen ver- 
stärkt einsetzen, die von der Privatwirtschaft wegen 
mangelnder Rentabilität und mangeldem Eigeninter- 
esse ausgeklammert werden. Nur dann können wir 
eine umfassende Technikfolgen-Abschätzung über- 
haupt durchführen. 

Meine Damen und Herren, geben Sie der Technik- 
folgen-Abschätzung eine Chance! Zeigen Sie genü- 
gend Weitsicht; denn die Regierungsmehrheit von 
heute, meine Damen und Herren, ist die Parlaments- 
minderheit von morgen. Handeln Sie als verantwor- 
tungsvolle Parlamentarierinnen und Parlamentarier 

(Dr. Blank [CDU/CSU]: Tun wir immer!) 

und stärken Sie die Rechte des gesamten Parlaments. 
Unterstützen Sie deshalb unseren Antrag! 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN — 

Dr. Blank [CDU/CSU]: Nein, das nun gerade 
nicht! — Weitere Zurufe von der CDU/ 
CSU) 

Vizepräsidentin Renger: Herr Kollege Jäger, ich 
muß mich entschuldigen. Ich dachte, die Zeit wäre 
abgelaufen. Sonst hätte ich natürhch gefragt, ob eine 
Zwischenfrage zugelassen wird. 

(Schreiner [SPD]; Aber er kann die Zwi- 
schenfrage ja jetzt stellen!) 

Das Wort hat jetzt der Herr Abgeordnete Dr. Kro- 
nenberg. 

Dr. Kronenberg (CDU/CSU); Frau Präsidentin! 
Meine heben Kolleginnen und Kollegen! Frau Kolle- 
gin Bulmahn, Sie haben, wenn ich das richtig verstan- 
den habe, gerade gesagt, es habe nur drei oder vier 
Technikfolgen- Ab Schätzungen gegeben. Nun weiß 
ich ja, daß man sich über den Charakter solcher Stu- 
dien unterhalten kann. Aber wenn Sie einmal in die 
Drucksache schauen, die uns heute zur Beratung vor- 
hegt, nämhch die Antwort der Bundesregierung auf 
die Große Anfrage, dann wird doch deutlich — ich 
habe es in der Kürze der Zeit gar nicht ganz durch- 
zählen können — , daß es erheblich mehr sind; wahr- 


scheinlich sind es mehr als 50, vieUeicht sogar 60. (C) 

Eines ist also jedenfalls richtig: So notwendig Tech- 
nikfolgen-Abschätzung beim Parlament ist — und da 
sind wir ja einig — , soUten wir uns doch darüber 
freuen, daß die Regierung ihre Aktivität in den letzten 
Jahren hier gewaltig gesteigert hat. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Meine KoUeginnen und KoUegen, die Enquete- 
Kommission, über deren Empfehlungen wir hier heute 
beraten, konnte Gott sei Dank an Arbeitsergebnisse 
anknüpfen, die ihre Vorgängerin in der 10. Legislatur- 
periode bereits vor gelegt hat. Zwar hat sich die jetzige 
Kommission in erster Linie mit den Bedenken ausein- 
anderzusetzen gehabt, die gegen den damahgen Vor- 
schlag geltend gemacht worden sind. Dabei wurde 
freilich klar, daß sich diese Bedenken beinahe aus- 
schheßlich gegen die spezielle Form der damals vor- 
geschlagenen Institutionalisierung richteten und 
nicht gegen die Institutionalisierung als solche. Folge- 
richtig haben wir die Forderung von damals bekräf- 
tigt, eine ständige Beratungskapazität hier einzurich- 
ten. In der Begründung dieser Forderung greifen wir 
weiterhin auf die Argumentation der Kommission von 
damals zurück. Ich denke, das ist ein legitimer Anlaß, 
heute auch denen zu danken, die damals in der Kom- 
mission, aber auch im Sekretariat an der Erarbeitung 
dieses Berichts mitgewirkt haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP - 
Paterna [SPD]: Den Bugl haben Sie damals 
abgebügelt!) 

— Ich möchte ausdrücklich auch dem früheren Kolle- 
gen Bugl für seine vorbildhche Arbeit von damals 
danken. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Die Enquete-Kommission hat sich nicht darauf be- 
schränkt, nur die Frage der Institutionalisierung von 
Technikfolgen-Abschätzung beim Parlament zu bera- 
ten, sondern wir haben uns auch der Abschätzung und 
Bewertung konkreter Technikfolgen zugewandt. Wir 
haben inzwischen einen ersten Bericht vorgelegt, und 
zwar zum gentechnologisch hergestellten Rinder- 
wachstumshormon. Es handelt sich hierbei um eine 
exemplarische Technologie, für die — wie Sie wissen 

— im Deutschen Bundestag aktueller Beratungs- und 
auch Entscheidungsbedarf besteht. 

Das rekombinierte Bovine Somatotropin (rBST) 
stößt auf Bedenken, die vom Parlament gründlich ge- 
prüft werden müssen. Die Tatsache, daß wir nur 
Handlungsoptionen aufgezeigt und keine konkreten 
Handlungsempfehlungen gegeben haben, darf nicht 
darüber hinwegtäuschen, daß in allen angestellten 
Überlegungen, Abwägungen und Bewertungen die 
Bedenken deutlich im Blick sind. 

(Dr. Rüttgers [CDU/CSU]: So ist es!) 

In dem Bericht sind über die Kriterien für die arznei- 
mittelrechtliche Zulassung von rBST hinaus möglichst 
alle Folgendimensionen betrachtet worden. Das gilt 
insbesondere für die produktionstechnischen, ökono- 
mischen, agrarstruktur eilen, sozialen, ökologischen 
und gesundheitiichen Wirkungen von rBST. 

Ich möchte hier besonders auf die Tatsache hinwei- 
sen, daß mit dem der Kuh eingespritzten rBST der 
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Dr. Kronenberg 

(A) Bereich der physiologischen Schwankungen des na- 
türlichen BST verlassen wird, so daß möglicherweise 
auf Dauer die Aufrechterhaltung des Gleichgewichts 
im hormonalen Regulationssystem gefährdet ist. Ich 
finde es eine bedrückende Vision: die „Turbo-Kuh", 
die künftig täghch 25 1 Milch statt 15 1 gibt, die aber 
am Dauertropf des gentechnisch hergestellten Rinder- 
wachstumshormons hängt, weil sonst der Hormon- 
haushalt nicht mehr zu regulieren ist. 

(Dr. Rüttgers [CDU/CSU]: Wie wahr!) 

Wir müssen auch ernsthaft prüfen, ob rBST wirklich 
als Arzneimittel eingeordnet werden soll. Das Rinder- 
wachstumshormon ist schheßlich primär ein lei- 
stungsfördernder Stoff und kein Heilmittel. Während 
wir bereit sind, bei Heilmitteln negative Nebenwir- 
kungen in Kauf zu nehmen, haben wir bei leistungs- 
fördernden Stoffen dazu weiß Gott keinen Anlaß. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ich bin sicher, wenn die fünf Handlungsoptionen, 
die wir aufgezeigt haben, in den Ausschüssen beraten 
werden, wird dem besonderen leistungsfördernden 
Charakter dieses Stoffes Rechnung getragen. 

Noch ein Wort zu den fünf Handlungsoptionen. Ich 
meine, das Parlament sollte nach gründlichen Bera- 
tungen seine Entscheidung in dem Feld ansiedeln, 
das durch die Option „Verbot von rBST" sowie durch 
die Optionen „Zulassung von rBST mit bestimmten 
Auflagen" einerseits und „Ergreifen von politischen 
Begleitmaßnahmen beim Zulassen von rBST" ande- 
rerseits abgesteckt ist. 

(Zustimmung des Abg. Dr. Rüttgers [CDU/ 

^ ^ CSU]) 

Dabei kann die vierte Option „Änderung der Zulas- 
sungsbestimmungen" ein Weg, vielleicht ein zusätzli- 
cher Weg sein, die richtige Entscheidung zu treffen. 

Die fünfte Option schheßhch, die kein „Eingreifen 
von rBST-spezifischen politischen Maßnahmen" vor- 
sieht, kommt wohl nur dann in Betracht, wenn sich 
heraussteilen sollte, daß die vorhandenen Instru- 
mente ausreichen, um unerwünschte Folgen von rBST 
abzuwenden. 

Wir haben uns, wie dem Bericht zu entnehmen ist, 
auch mit Fragen der Forschungsorganisation befaßt. 
Dieses war ein besonders heikler Versuch, weil wir 
uns natürhch vor unzulässigen Verallgemeinerungen 
hüten wollten. Ich denke aber, daß wir uns bei den 
weiteren Beratungen mit den dort getroffenen Fest- 
stellungen gründlich beschäftigen sollten, denn auch 
zukünftig wird die Qualität von Technikfolgen- Ab- 
schätzung und -Bewertung für das Parlament ent- 
scheidend davon abhängen, auf welche Forschungs- 
einrichtungen zurückgegriffen werden kann und in 
welcher Weise dieser Rückgriff geschieht. Aus diesem 
Grunde wollten wir dem Parlament nicht die Beob- 
achtungen vorenthalten, die wir gemacht haben. 

Ich möchte abschheßend noch einmal auf den 
exemplarischen Charakter der Abschätzung und Be- 
wertung der rBST-Folgen zurückkommen. Die kon- 
kreten Erfahrungen in diesem Prozeß beim Parlament 
zeigen, daß die fünf Anforderungen, die wir als En- 
quete-Kommission an TA-Prozesse richten, wohl be- 
gründet sind. 


Zwar haben wir aus Gründen, die im Bericht aus- (C) 
drücklich genannt werden, auch selbst nicht allen 
Anforderungen — jedenfalls nicht voll — entsprechen 
können, aber die erste Anforderung, nämlich die der 
Frühwarnung, ist erfüllt, denn noch ist rechtzeitiges 
pohtisches Handeln möglich. 

(Dr. Rüttgers [CDU/CSU]: Richtig!) 

Auch um Vollständigkeit — das ist die zweite Anfor- 
derung — haben wir uns in diesem TA-Prozeß redüch 
bemüht. Wir haben jedoch auch die Grenzen ange- 
sichts begrenzter Mittel und kurz bemessener Fristen 
deutlich erfahren. 

Der dritten Anforderung, der Entscheidungsorien- 
tierung, wird in dem Bericht, wie ich finde, gut ent- 
sprochen, denn die Zuspitzung des gesamten Ab- 
schätzungs- und Bewertungsprozesses auf die fünf 
Handlungsoptionen ist Ausdruck hierfür. 

Auch der Partizipation — das ist die vierte Anforde- 
rung — , also der Beteiligung interessierter und betrof- 
fener Gruppen, wurde begrenzt Rechnung getragen. 

Die grundsätzliche Richtigkeit einer solchen Einbe- 
ziehung wurde deutlich. 

Die Gefahr einer Auflösung des TA-Prozesses in 
einem ausufernden Partizipationsbetrieb blieb uns 
schon deswegen erspart, weil die Fristen kurz gesetzt 
waren, Gott sei Dank. 

Die letzte Anforderung, die Transparenz, ist da- 
durch erfüllt, daß die umfangreichen, dem Bericht zu- 
grundeliegenden Unterlagen in einem eigenen Mate- 
rialband vorgelegt werden. 

Meine Damen und Herren, zusammenfassend 
möchte ich daher feststellen, daß der Bericht zum Rin- pj 
derwachstumshormon nicht nur eine wichtige Ent- 
scheidungshilfe für den Bundestag darstellt, sondern 
er ist auch ein Beispiel dafür, was wir zukünftig von 
einer ständigen Einrichtung von Technikfolgen- Ab- 
schätzung und -Bewertung erwarten dürfen. Dies ist 
ein Grund mehr, über die Einrichtung nun zügig zu 
beraten und auch zu entscheiden. 

(Beifall des Abg. Dr. Rüttgers [CDU/CSU]) 

Wir wollen die Technikfolgen -Ab Schätzung nicht als 
rückwärts gerichtete Vergangenheitsbewältigung be- 
treiben, sondern zu einer in die Zukunft gerichteten 
Gestaltung der Technik entwickeln, indem wir die 
Folgewirkungen antizipieren und so potentielle nega- 
tive Folgewirkungen durch entsprechende Technik- 
gestaltung bzw. durch Modifizierung des Technikein- 
satzes vermeiden. 

Ich wünsche den anstehenden Beratungen in den 
Ausschüssen einen guten Erfolg. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsidentin Renger: Das Wort hat der Abgeord- 
nete Paterna. 

Paterna (SPD): Frau Präsidentin! Meine Damen und 
Herren! Wir reden über Technologiefolgen- Abschät- 
zung beim Parlament. Wir reden also nicht nur allge- 
mein über die Notwendigkeit von Technologiefolgen- 
Abschätzung, sondern auch darüber, warum wir sie 
beim Parlament brauchen. Deshalb scheint es mir 
sinnvoll zu sein, mich nicht nur mit den Technologie- 
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(A) folgen, sondern auch einmal mit dem Parlament etwas 
genauer zu beschäftigen. Wir haben es ja so an uns, 
über die Glaubwürdigkeit der Pohtik immer an Wahl- 
abenden, vielleicht noch einen Tag später, zu reden. 
Aber kaum hat der Alltag uns wieder, 

(Dr. Rüttgers [CDU/CSU]: Handeln wir!) 

veranstalten wir das übliche Theater und heucheln 
etwas vor, was in diesem Parlament in Wirklichkeit 
gar nicht stattfindet. Beispielsweise betätigt sich der 
Kollege Hitschier als Experte für Minderheiten. Da 
kann man sich doch nur kaputtlachen. Er hat eine 
Erfahrung als Minderheit in Regierungsfraktionen. 
Aber was es bedeutet, mit einer Fraktion als Minder- 
heit in diesem Parlament zu sitzen und damit zum Bei- 
spiel von bestimmten Ausschüssen vollkommen aus- 
geschlossen zu sein oder aber sonst mit noch so fun- 
dierten Anträgen von Mehrheiten abgebügelt zu wer- 
den, ohne Ansehen der Argumente, wie es tagtäghch 
in diesem Haus in x- Ausschüssen passiert, davon hat 
er weniger Ahnung als der Frisörschwengel, von dem 
er geredet hat. 

(Beckmann [FDP]: Sehr billig!) 

— Ja, so ist das. Was es mit der Gewaltenteilung — in 
jedem Pohtiklehrbuch als Fundamentales Prinzip par- 
lamentarischer Demokratie beschrieben — in diesem 
unserem Hause tatsächlich auf sich hat, darüber soll- 
ten wir einmal etwas ehrhcher miteinander zu reden 
lernen. Ich lasse jetzt einmal die dritte Gewalt außer 
Betracht, und ich lasse auch einmal die Frage weg, 
inwieweit Oppositionsfraktionen in der Lage sind, 
über die Medien eine Gegenöffentlichkeit herzustel- 

(B) len und auf diesem Wege die Regierung zu kontrollie- 
ren. 

Im Parlament selbst findet jedenfalls eine solche 
erfolgreiche Kontrolle so gut wie nicht statt. 

(Dr. Rüttgers [CDU/CSU]: Weil ihr so 
schwach seid! Das ist das Problem!) 

In den Ausschüssen und im Plenum wird die Opposi- 
tion in der Regel geschlossen niedergestimmt, auch 
wenn einzelne Abgeordnete — Sie wissen das doch 
alle; dann geben Sie es doch bitte auch einmal zu — 
oder gar die Mehrheit einer Koalitionsfraktion einer 
Position der Opposition zuneigen. 

Kollege Rüttgers, gestehen Sie mir doch einmal zu, 
daß ich im Gegensatz zu Ihnen eine etwa sechsjährige 
Regierungsfraktionsmitgüedserfahrung und eine 
sechsjährige Oppositionsfraktionserfahrung habe. 

(Dr. Blank [CDU/CSU]: Aber er ist schon Ge- 
schäftsführer! Das sind Sie nie geworden!) 

— Fühlen Sie sich doch bitte nicht angegriffen. Ich 
kritisiere das nämlich genauso gut an unsere Adresse. 
Das, was ich hier kritisch über Parlamentsarbeit sage, 
das gilt zu gleichen Teilen für die Zeiten unserer so- 
zialliberalen Koahtion. Also, bitte nicht gleich ein- 
igeln, sondern doch einmal Argumente aufnehmen, 
und gemeinsam überlegen, was zu tun ist. Denn die 
Leidensgeschichte der TA rührt doch in erster Linie 
daher, daß die guten Einsichten über politische Not- 


Deswegen wäre es jetzt für Sie eine außerordentlich (C) 
günstige Gelegenheit gewesen, einmal wirklich einen 
qualifizierten Institutionsvorschlag zu machen, 

(Dr. Rüttgers [CDU/CSUj: Machen wir 
doch!) 

indem Sie nämlich sozusagen Oppositionsvorsorge- 
politik betreiben. Einen gescheiten Antrag kann man 
eigentiich nur dann einbringen, wenn einem die Op- 
positionszeit unmittelbar bevorsteht. Da das hier so ist, 
sind wir von der Qualität Ihres Antrages außerordent- 
lich enttäuscht. 

(Beifall bei der SPD — Dr. Rüttgers [CDU/ 

CSU]: Wir planen nicht zehn Jahre im vor- 
aus!) 

Ich sehe die Fraktion DIE GRÜNEN bei meiner Par- 
lamentskritik hier so freudig lächeln. Ich kann diese 
Freude verstehen. Sie sind diesem Leidensdruck in 
Koalitionen, jedenfalls in diesem Hause, noch nicht 
ausgesetzt gewesen. 

(Dr. Blank [CDU/CSU]: Den haben die un- 
tereinander!) 

Aber ich kann Ihnen mit Morgenstern sagen: „Warte 
nur, balde kängurst auch du! " Für die übrigen Frak- 
tionen gilt dieser Mißstand jedenfalls mehr oder weni- 
ger gleichermaßen. 

Meine Damen und Herren, überlegen Sie doch nur 
einmal den Sprachgebrauch. Wir reden hier z. B., 
ohne daß wir uns noch etwas dabei denken, von „die (D) 
Regierung tragenden Fraktionen". Überlegen Sie ein- 
mal, was das für eine Wortwahl ist. Das zeigt ein sehr 
seltsames Parlamentsverständnis. Wir reden ferner 
von „Regierungsfraktionen". Was ist denn das, bitte 
schön, für ein Parlamentsverständnis? 

In Wirklichkeit ist es doch so — ich habe das vor 
1982 erlebt; ich sage das hier einmal öffentlich in aller 
Bitterkeit; auch Sie sollten darüber gelegentlich ein 
Wort verlieren — : Diese sogenannten Koalitionsfrak- 
tionen werden häufig als Wurmfortsatz der Regierung 
behandelt, und die wichtigen Politikentscheidungen 
— das weiß doch jeder hier im Haus; dann sollte man 
es unter dem Gesichtspunkt der Glaubwürdigkeit der 
Politik auch einmal sagen — werden noch nicht ein- 
mal im Kabinett, sondern in Koalitionszirkeln ent- 
schieden; sie werden in der Regel nicht sachgerecht 
und sachorientiert entschieden, sondern in Paket- 
form. 

Das simpelste Paket — ich wähle einmal ein Bei- 
spiel, das zwar so nicht stattgefunden hat, das aber 
durchaus Bonner Lebensnähe beweist — wäre etwa: 
Tausche Schnellen Brüter gegen Vermummungsver- 
bot. So etwa werden hier Regierungsentscheidungen 
getroffen. Meist sind diese Pakete noch erheblich 
komplizierter. 

(Dr. Blank [CDU/CSU]: War das früher so?) 


Wendigkeiten in der Opposition wachsen und in der 
Regierungszeit abhanden kommen. 

(Dr. Rüttgers [CDU/CSU]: Einverstanden!) 


— Das war früher so, und das ist heute auch so. 
(Widerspruch bei der CDU/CSU) 



Deutscher Bundestag — 1 1 . Wahlperiode — 152. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 22. Juni 1989 


11493 


Patema 

(A) — Dann haben Sie von dem, was sich hier wirklich 

abspielt, keine Ahnung; das muß ich Ihnen nun ein- 
mal in aller Freundschaft sagen. 

(Zuruf des Abg. Wolfgramm [Göttingen] 
[FDP]) 

— Gut, dann sage ich einmal ganz kurz, damit Sie 
wieder zur Ruhe kommen, nur: Quellensteuer, Flug- 
benzin oder Wehrdienstzeit. Dann wissen Sie, wie 
Fraktionen hier wie der Tanzbär mit dem Ring an der 
Nase durch das Parlament geführt werden; so sieht 
das aus. 

(BeifaU bei der SPD und den GRÜNEN ~ 

Dr. Blank [CDU/CSU]: Das war nicht alles in 
einem Paket!) 

Da können Sie doch nun wirklich nicht davon reden, 
daß die Verfassungstheorie mit der Verfassimgswirk- 
lichkeit übereinstimmt, meine Damen und Herren, 

Meine Damen und Herren, es geht darum — ich will 
Ihnen weitere leidvolle Beispiele ersparen — , daß sich 
das Parlament von der Regierung emanzipiert, damit 
es wirklich zu einer eigenständigen Kraft, zu einer 
Kraft mit Kontrollfunktion kommt. Deshalb brauchen 
wir eine Institution, die imstande ist, die Regierung 
nicht nur zu tragen, zu schützen, sondern sie auch 
wirklich zu kontrollieren und ihr da, wo es notwendig 
ist, Beine zu machen. 

Ganz abgesehen davon, will ich noch ein selbstkri- 
tisches Wort genauso auch an unsere Adresse richten 
— die Geschäftsführerin ist ja gerade draußen—: 
Wenn das zwischen Regierung und Regierungsfrak- 
tionen nicht funktioniert, dann greifen die regierungs- 
intemen Mechanismen. Wir alle haben ims doch zu 
kleinen Spezialisten entwickelt, und dieses Speziali- 
stentum ist natürlich TA-feindhch; das ist doch völlig 
klar. All die kleinen Obleute, Sprecher, Arbeitsgrup- 
penleiter usw. 

(Dr. Rüttgers [CDU/CSU]: Ausschußvorsit- 
zenden!) 

— Ausschuß Vorsitzenden — verteidigen natürlich 
argwöhnisch ihre kleinen Pöstchen und mühsam er- 
kämpften Zuständigkeiten und haben folglich gegen 
Querschnittsfunktionen, gegen Querschnittsdenken, 
etwas einzuwenden. 

(Zuruf von der SPD: Das gilt nicht für die 
SPD!) 

— Das gilt für ims gleichermaßen. — Insofern müßten 
wir ein Interesse daran haben, uns für solche Quer- 
schnittsfunktionen, die in der TA geleistet werden 
müssen, die richtigen Handlungskonzepte zu schaf- 
fen. Das Regierungskonzept ist dafür völlig ungenü- 
gend. 

Den SPD-Vorschlag — auch das sage ich in der Of- 
fenheit, die mir hier heute eigen ist — halte ich eben- 
falls für eher dürftig. 

Hoffen wir, daß wir die in dieser Legislaturperiode 
so oder so zu gründende Institution so quahfiziert be- 
setzen, daß sie die notwendige Eigendynamik entwik- 
keln und unsere Denkblockaden ein bißchen durch- 
brechen kann. 


Schönen Dank. (C) 

(Beifall bei der SPD, den GRÜNEN und der 

FDP — Zuruf von der SPD: Ein wahres Wort 
zur richtigen Zeit!) 

Vizepräsidentin Renger: Das Wort hat Frau Abge- 
ordnete Rust. 

Frau Rust (GRÜNE): Ich möchte den Rest meiner 
Redezeit dazu benutzen, noch einmal auf die Ge- 
schichte mit dem Minderheitenrecht einzugehen. Der 
Kollege Paterna hat eben sehr schön dargelegt, unter 
welchem Leidensdruck gerade eine kleine Fraktion in 
diesem Hause stehen kann. Ich möchte jetzt einen 
anderen Aspekt ansprechen, den ich Sie ebenfalls zu 
berücksichtigen bitte. Dabei wende ich mich natürlich 
in erster Linie an die Kolleginnen und Kollegen der 
Koahtionsf raktionen : 

Ist es denn nicht so, daß in Minderheitenmeinungen 
von heute Entwicklungstendenzen von morgen zum 
Ausdruck kommen? 

(Zuruf von der CDU/CSU: Können!) 

Sind wir denn nicht gut beraten, dies zu berücksichti- 
gen? 

Ich spreche jetzt einmal auch in eigener Sache und 
erinnere an die Wirkungen der Fraktion DIE GRÜ- 
NEN in diesem Hohen Hause. Ich habe mir erzählen 
lassen, daß bei den ersten Reden in diesem Hause 
über Umweltpolitik und über die ökologischen Gefah- 
ren, die uns ins Haus stehen, sich hier verschiedene 
Leute totgelacht haben und von Panikmache die Rede 
war. 

(Widerspruch bei der CDU/CSU und der 
FDP) 

Ich kann mich an viele Podiumsdiskussionen und son- 
stige Diskussionen erinnern, in denen ich mich genau 
mit diesem Argument auseinandersetzen mußte. Das 
passiert mir heute nicht mehr. 

Ein ähnliches Schicksal hat hier in diesem Hause 
die Frauenpolitik erfahren. Die Herren fanden es am 
Anfang sehr witzig, wenn von Frauenpolitik die Rede 
war. Heute lacht niemand mehr darüber. 

(Zuruf von der SPD: Nein, die haben Angst, 
blanke Angst!) 

Der SPD hat diese Entwicklung die Quote beschert. 

Dies sind Beispiele dafür, daß Minderheitenmei- 
nungen innerhalb der Gesellschaft tatsächhch dieses 
Moment in sich tragen, nämlich ein Stück Zukunft der 
Gesellschaft repräsentieren zu können — nicht immer 
zu repräsentieren, Herr Mahlo, das ist völlig richtig, 
das weiß ich natürhch auch. 

Nur, wenn wir von vornherein davon ausgehen, daß 
wir dies nicht berücksichtigen, dann vergeben wir 
auch die Chance, tatsächlich zu so etwas wie einer 
prognostischen Beurteilung der Folgen einer Techno- 
logie zu kommen. Daß diese Prognostik im Hinblick 
auf die Richtigkeit immer wieder beurteilt werden 
muß und an der realen Entwicklung gemessen wer- 
den muß, darüber könnten wir uns ebenfalls einigen. 

Nur, wenn wir uns diese Chancen von vornherein 
wegstreichen, dann haben wir auch nicht die Mög- 
lichkeit, das im Prozeß weiter zu beurteilen und mit 
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(A) tatsächlich tragfähigen TA-Prozessen, die wir drin- 
gend brauchen, weiterzukommen. 

Ich komme in diesem Zusammenhang auf die vom 
Minister ausgesprochene Kritik an meiner vorhin ge- 
machten Bemerkung zu sprechen, er reduziere sich 
bei seinen TA-Studien — einmal abgesehen davon, 
ob ich das alles als TA-Studien akzeptieren würde — 
darauf, alteingesessene und abgestandene Organisa- 
tionen wie den DGB, BDI, Kirchen usw. einzubezie- 
hen: Herr Minister, ich habe natürhch überhaupt 
nichts dagegen, daß diese Organisationen auch wei- 
terhin einbezogen werden — ich halte das sogar für 
außerordentiich wichtig — , nur: Auch in diesen Orga- 
nisationen haben wir natürhch genau das gleiche Pro- 
blem, von dem ich vorher gesprochen habe, daß näm- 
hch die innovativen Diskussionen oft in Gruppen au- 
ßerhalb des Mainstreams dieser Großorganisationen 
stattfinden und oft auch schon in Gruppen, die es 
überhaupt ablehnen, sich solchen Organisationen an- 
zuschheßen. 

Dies gilt auch für Parteien. Wir alle — auch wir in 
den kleinen Parteien, und auch wir bei den GRÜ- 
NEN — haben ja doch schon die Erfahrung gemacht, 
was es heißt, sich mit einer guten Idee in die Mühlen 
einer Partei zu begeben in der Hoffnung, sie da durch- 
setzen zu können. Ich kann gut verstehen, daß es 
heute viele Leute gibt, die sich dieser Mühe nicht 
mehr unterziehen wollen und die nach anderen eigen- 
ständigen selbstbewußten demokratischen Möglich- 
keiten suchen, um ihre Meinungen in den demokrati- 
schen Diskussionsprozeß über Technologiepohtik ein- 
zubringen. Dem müssen wir Rechnung tragen. Wenn 
Sie aber nicht einmal Minderheiten im Parlament bei 
^ ^ der Beantragung von TA-Prozessen berücksichtigen 
wollen, beeinträchtigen Sie alle diese Möglichkeiten 
und schheßen sie sogar aus. 

Ich bitte Sie dringend, Ihre Meinung im parlamen- 
tarischen Beratungsprozeß noch einmal zu überprü- 
fen. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Renger: Das Wort hat Herr Abge- 
ordneter Timm. 


Timm (FDP): Frau Präsidentin! Meine sehr verehr- 
ten Damen und Herren! Zunächst einmal zum Wurm. 
Herr Kollege Patema, wer sich lange genug als Wurm 
darstellt, darf sich nicht wundem, wenn er eines Ta- 
ges an der Angel hängt. 

(Patema [SPD]: Nicht alles, was hinkt, ist ein 
Vergleich, Herr Kollege!) 

Wir haben ein sehr deuthches parlamentarisches 
Thema zu beraten, aus dem die Regiemng eigentlich 
ziemlich ausgeklammert ist, was nicht bedeutet, daß 
sie sich daran nicht beteiligen darf. Das müssen wir 
feststellen. 

TA, Technikfolgen- Ab Schätzung, ist ein schwieri- 
ges Kapitel; das weiß jeder, der daran mitgearbeitet 
hat. Viele ideelle Gedanken sollen untergebracht 
werden. Jeder hat seine eigenen, jeder natürlich die 
besten, und trotzdem müssen wir nach einem Verfah- 
ren, nach einer praktikablen Lösung dafür suchen. 


wie wir Technikfolgen- Abschätzung im parlamenta- (C) 
rischen Bereich verankern können. 

Wenn es denn kein eigener Ausschuß sein soll, son- 
dern der Forschungsausschuß die Zuständigkeit dafür 
erhalten soll, dann stelle ich durchaus die Frage, ob es 
der richtige Einstieg ist, wenn man diesen Ausschuß 
auch noch mit einem entsprechenden neuen Namen 
versieht; denn Technikfolgen-Abschätzung, meine 
Damen und Herren, ist ein weites Feld, das alle Le- 
bensbereiche unserer Gesellschaft tangiert. Technik- 
folgen-Abschätzung erfordert systematische Analyse 
und Voraussage, um zu einer integrierten Bewertung 
der wesentlichen Auswirkungen zu kommen. Tech- 
nikfolgen-Abschätzung ist also eine pohtische Quer- 
schnittaufgabe. 

Wir müssen deshalb im weiteren Verfahren der Be- 
ratung erstens zwingend Klarheit darüber schaffen, 
wie wir der Versuchung widerstehen wollen, die not- 
wendige Einbindung der anderen Bundestagsaus- 
schüsse, die ja auch daran beteiligt sind, durch einfa- 
che Suche nach einer organisatorischen Lösung zu 
ersetzen. 

Die weitere Beratung muß zweitens darüber Auf- 
schluß geben, wie Minderheiteninitiativen zur Ein- 
bringung von Technikfolgen-Abschätzungs verfahren 
festgehalten werden können. 

(Patema [SPD]: Sagen Sie das einmal dem 
Friseur da drüben!) 

Es ist wichtig, daß Technikfolgen- Abschätzungsver- 
fahren nicht zur vollständigen Blockiemng der Arbeit 
führen; vielmehr muß sichergestellt werden, daß (D) 
Technikfolgen- Abschätzungen schon im vorhinein 
aus guter Erkenntnis einen Weg nehmen, der auch 
tatsächlich eine Beratung ermöghcht. Wenn wir uns 
selbst blockieren, haben wir alle nichts davon. Tech- 
nikfolgen-Abschätzung darf auch nicht zu einem Ve- 
hikel verkommen, mit dem man aus opportunistisch- 
pohtischen Gründen jede technologische Verände- 
rung verhindern will; das geht auch nicht, 

(Dr. Rüttgers [CDU/CSU]: So ist es!) 

Drittens ist im weiteren Verfahren zu überdenken, 
wie eine Monopolisiemng der Aufgaben der Technik- 
folgen-Abschätzung bei einer einzigen Wissen- 
schaftsinstitution vermieden werden kann. 

(Zumf von der SPD: Aber dies wollen Sie 
doch! — Gegenmf des Abg. Dr. Rüttgers 
[CDU/CSU]: Ihr wollt das!) 

— Ich sage ja, daß im weiteren Verfahren — wir ste- 
hen ja erst am Anfang dieses Verfahrens — hierüber 
nachgedacht werden muß. 

(Zumfe von der SPD: Sehr gut! — Das neh- 
men wir auf! — Patema [SPD]: Wir kommen 
auf dieses Angebot zurück!) 

— Insoweit stimme ich ja mit Ihnen durchaus über- 
ein. 

Techniklolgen-Abschätzung ist eine permanente 
interdisziplinäre Aufgabe in Politik und Gesellschaft. 
Unsere Großforschungseinrichtungen, der VDI und 
andere Institutionen, nicht nur wissenschaftliche Insti- 
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Timm 

(A) tutionen, arbeiten in den unterschiedlichsten Feldern 
der Technikfolgen- Abschätzung. 

(Zuruf von der SPD: Das muß auch gefördert 
werden!) 

Hier gilt es, die Berücksichtigung des jeweils vorhan- 
denen Fachwissens zu sichern. 

Nicht zuletzt muß über die organisatorische Ab- 
wicklung solcher Verfahren im Rahmen der Bundes- 
tagsverwaltung nachgedacht werden. Welche Mög- 
hchkeiten soll z. B. das Ausschußsekretariat bekom- 
men, und wie kann schon im Organisationsstadium 
wissenschaftliches Know-how etwa aus dem Wissen- 
schafthchen Dienst des Deutschen Bundestages sinn- 
voll eingebracht werden? 

Meine Damen und Herren, wir brauchen qualifi- 
zierte Hilfen von außen. Ich glaube, das ist unstrittig; 
darum kommen wir nicht herum. Das erhöht letztlich 
auch die Plurahtät im Verfahren. Aber wir alle können 
auch nicht Forschungsergebnisse vorhersehen. 

Wir meinen also in unserer Fraktion, daß das Parla- 
ment, d. h. wir Abgeordnete, Antwort auf diese von 
mir genannten Fragen finden muß, will es sich nicht 
auf eine ausschheßhch formale Behandlung von Tech- 
nikfolgen- Abschätzung zurückziehen. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Vizepräsidentin Renger: Meine Damen und Herren, 
ich schheße die Aussprache. 

Der Ältestenrat schlägt vor, die Vorlagen auf den 

(B) Drucksachen 11/4606, 11/4607, 11/4749 und 11/4832 
an die in der Tagesordnung auf geführten Ausschüsse 
zu überweisen. 

Der Entschließungsantrag der Fraktion DIE GRÜ- 
NEN auf Drucksache 11/4828 soll an dieselben Aus- 
schüsse überwiesen werden wie die Vorlage auf 
Drucksache 11/4832, d. h. an die in der Tagesordnung 
ausgedruckten Ausschüsse. 

Was ich jetzt gesagt habe, bezieht sich auf den Zu- 
satztagesordnungspunkt 12. — Außerdem soll die 
Vorlage zu Tagesordnungspunkt 17 b — Drucksache 
11/4377 — , anders als in der Tagesordnung vorgese- 
hen, zur federführenden Beratung an den Ausschuß 
für Forschung und Technologie und zur Mitberatung 
an den Ausschuß für Wahlprüfung, Immunität und 
Geschäftsordnung und an den Haushaltsausschuß 
überwiesen werden. Ist das Haus damit einverstan- 
den? — Danke schön. Das ist so beschlossen. 

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 18 auf: 

Beratung der Beschlußempfehlung und des Be- 
richts des Auswärtigen Ausschusses (3. Aus- 
schuß) zu dem Antrag der Fraktion der SPD 

Auslegung des Wartime Host Nation Support- 
Abkommens 

- Drucksachen 11/2550, 11/4722 - 

Berichterstatter: 

Abgeordnete Lowack 
Voigt (Frankfurt) 

Dr. Feldmann 

Dr. Lippelt (Hannover) 


Hierzu hegt ein Änderungsantrag der Fraktion der (C) 
GRÜNEN auf Drucksache 11/4850 vor. 

Nach einer Vereinbarung im Ältestenrat ist für die 
Beratung eine Stunde vorgesehen. Kein Widerspruch? 

— So beschlossen. Ich eröffne die Aussprache. Das 
Wort hat der Herr Abgeordnete Voigt (Frankfurt). 


Voigt (Frankfurt) (SPD): Frau Präsidentin! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Am 22. Juni des 
vergangenen Jahres hat die SPD-Bundestagsfraktion 
einen Antrag zur Auslegung des sogenannten War- 
time Host Nation Support-Abkommens eingebracht. 
In diesem Antrag fordert die SPD einen Beschluß des 
Bundestages, in dem die Bundesregierung auf gef or- 
dert wird — ich zitiere — : 

1. das im WHNS- Abkommen vom 15. April 
1982 . . . vorgesehene Konsultationsverfahren 
für die gemeinsame Feststellung einer 
Krise ... zu formahsieren; 

2. hinsichthch der Anwendung des WHNS-Ab- 
kommens vor dem Deutschen Bundestag ver- 
bindlich zu erklären, 

a) daß sie vor Feststellung einer „ Krise " den 
Deutschen Bundestag so rechtzeitig unter- 
richten wird, daß seine Befugnis, den 
„ Spannungsfair' festzustellen (Artikel 80 a 
GG), in keiner Weise präjudiziert oder ein- 
geengt wird, 

b) daß die Feststellung eines Krieges nach 
dem WHNS-Abkommen die Feststellung 
des „Verteidigungsfalls" nach Artikel 
115 a GG voraussetzt: 

3. nachprüfbar sicherzustellen, daß deutsche 
Unterstützungsleistungen gemäß dem Ver- 
tragszweck des WHNS-Abkommens nur für 
amerikanische Streitkräfte erfolgen, die der 
Verstärkung der Vorneverteidigung in der 
Bundesrepublik Deutschland dienen. 

Diesem Anhegen der SPD-Fraktion wird durch die 
Beschlußempfehlung des Auswärtigen Ausschusses 
zu diesem Antrag, die heute dem Bundestag zur end- 
gültigen Entscheidung vorhegt, Rechnung getragen, 
da auf unseren Wunsch hin ein Brief des Bundesmi- 
nisters der Verteidigung an den Vorsitzenden des 
Auswärtigen Ausschusses den vollen Wortlaut in 
diese Beschluß empfehlung auf genommen wurde. Für 
die SPD sind insbesondere die folgenden drei Punkte 
in diesem Brief von Bedeutung. 

Erstens die Gewährleistung eines formahsierten 
Konsultationsverfahrens im Bündnis und eines eben- 
falls im Rahmen der Geschäftsordnung der Bundesre- 
gierung formahsierten Beschlußverfahrens der Bun- 
desregierung bei der Feststellung einer Krise. 
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Voigt (Frankfurt) 

(A) Zweitens die rechtzeitige Unterrichtung des Bun- 
destages. Hierzu heißt es im Brief des Bundesverteidi- 
gungsministers: 

Um dem Deutschen Bundestag die rechtzeitige 
Wahrnehmung seiner Rechte aus Artikel 80 a GG 
(Feststellung des Spannungsfalles) und des Arti- 
kels 115 a GG (Feststellung des Verteidigungsfal- 
les) zu ermöglichen, wird die Bundesregierung 
den Deutschen Bundestag von einer beabsichtig- 
ten Kabinettentscheidung der vorgenannten Art, 
rechtzeitig vorab informieren. 

Drittens die Beschränkung von deutschen Unter- 
stützungsleistungen für die Aufgaben der US-Streit- 
kräfte innerhalb der Bundesrepublik. Hierzu heißt es 
in dem bereits zitierten Brief: 

a) . . . Durch die bestehenden und die in Bearbei- 
tung befindlichen Verfahren über die Inan- 
spruchnahme von zivilen Leistungen ist si- 
chergestellt, daß zivile Unterstützungsleistun- 
gen nach dem Abkommen nur den in der Bun- 
desrepublik Deutschland stationierten und 
dorthin verlegten US- Streitkräften und deren 
zivilem Gefolge gewährt werden. 


Für die Anmeldung und die Deckung des Un- 
terstützungsbedarfs gelten Verfahrensbestim- 
mungen, die auf der Grundlage deutschen 
Rechts ergehen und die in einem noch heraus- 
(B) zugebenden „Handbuch zivile Unterstüt- 

zung" enthalten sein werden. . . . 

b) ... In einer Krise werden deutsche Verbände 
mit WHNS-Auftrag ausschließlich zur Unter- 
stützung der verstärkten US-Streitkräfte im 
Rahmen der NATO- Verstärkungspläne mo- 
bilgemacht. Sie verbleiben ohne Ausnahme 
unter deutschem Kommando und werden 
nach deutschen Führungs- und Einsatzgrund- 
sätzen eingesetzt. . . . Unter den dargelegten 
Umständen ist ein Einsatz deutscher Ver- 
bände mit WHNS-Auftrag zur Unterstützung 
von out-of-area-Einsätzen der US-Streitkräfte 
schlechterdings unmöglich. 

Auf Grund dieser Information und der entsprechen- 
den Festlegung der Bundesregierung können und 
werden wir der Beschlußvorlage des Auswärtigen 
Ausschusses zustimmen. Die Aufforderung an die 
Bundesregierung zur Klarstellung ihrer Haltung und 
der Verfahren hinsichtlich der Anwendung und Be- 
grenzung des WHNS-Abkommens durch eine ver- 
bindliche Erklärung, d. h. der Antrag der SPD in der 
Drucksache 11/2550, war berechtigt. Eine Klarstel- 
lung war verfassungsrechtlich und verfassungspoli- 
tisch ebenso geboten wie unter sicherheitspolitischen 
Gesichtspunkten. 

Wir freuen ims, daß die Bundesregierung, die sie 
tragende Koalition und die Opposition, zumindest die 
SPD-Opposition — die GRÜNEN sind anderer Mei- 
nung — , in der wichtigen Frage einer verfassungs- 


konfonnen Anwendung und Begrenzung dieses Ab- (C) 
kommens schließlich doch noch zu einer gemeinsa- 
men Haltung gefunden haben. Zwar bedurfte es er- 
heblicher Anstrengungen und auch Ausdauer der Op- 
position, doch bin ich froh, daß wir hier zu der gebo- 
tenen verfassungsrechtlichen und verfassungspoliti- 
schen Gemeinsamkeit gefunden haben. 

In der Debatte vom 14. Oktober 1988 hatten Horst 
Ehmke und Walter Kolbow — der heute noch reden 
wird — ebenso wie schon vorher mein Kollege Nor- 
bert Gansei in der Debatte am 30. Januar 1986 die 
Wahrung der verfassungsmäßigen Rechte des Deut- 
schen Bundestages bei der Anwendung dieses Ab- 
kommens zum Kern ihrer Argumentation gemacht. 
Wichtigste Absicht der Regelung des Spannungsfalls 
im Grundgesetz ist es, auszuschließen, daß Krisenzei- 
ten zur Stunde der Exekutive bei Ausschaltung des 
Parlaments werden können. 

Die für die heutige Beschlußfassung zugrunde lie- 
gende schriftliche Erklärung der Bundesregierung 
enthält die von uns gewünschte Selbstbindung der 
Bundesregierung gegenüber dem Parlament und dem 
Ausschluß der Umgehung gültiger deutscher Rechts- 
grundlagen einschließlich des De-jure- und De-facto- 
Ausschlusses nationaler Aktivitäten der amerikani- 
schen Streitkräfte, soweit diese mit WHNS-Unterstüt- 
zimg vom Territorium der Bundesrepublik Deutsch- 
land den geographischen Geltungsbereich von 
WHNS-Abkommen und NATO-Vertrag überschrei- 
ten sollten. Es ist also eine Überschreitung von Tätig- 
keiten über den NATO-Vertrag hinaus auf Grund des 
WHNS-Abkommens nicht möglich. 

(D) 

Damit ist im Einklang mit dem Friedensstaatlich- 
keitsgebot des Art. 26 Abs. 1 des Grundgesetzes und 
der unbestrittenen politischen Forderung, daß von 
deutschem Boden nie wieder Krieg ausgehen darf, die 
verfassungskonforme Auslegung des WHNS-Ver- 
trags mit den Vereinigten Staaten jetzt gewährlei- 
stet. 

(Frau Beer [GRÜNE]; Ihr macht euch selber 
was vor!) 

Wir beglückwünschen Sie, meine Damen imd Herren 
von den Koalitionsfraktionen, und uns als SPD-Frak- 
tion zu diesem gemeinsamen Erfolg. 

Nachdem diese unabdingbaren Klarstellungen er- 
folgt sind, können wir uns wieder auf den sicherheits- 
politischen Zweck derartiger Regelungen konzentrie- 
ren. Dieser besteht darin, eine ausreichende Verteidi- 
gungsfähigkeit durch das westliche Bündnis bereitzu- 
stellen. Deutsche WHNS-Leistungen sind ein wesent- 
licher und zugleich in unserem eigenen sicherheitspo- 
litischen Interesse liegender Beitrag zur Lastenteilung 
im Bündnis. 

(Dr. Feldmann [FDP]: Sehr richtig!) 

Man muß das WHNS-Abkommen auch im Lichte 
der Wiener Verhandlungen über die Verringerung 
der konventionellen Streitkräfte in Europa sehen, de- 
ren allseits erklärtes Ziel militärische Stabilität bei 
möglichst niedrigem Streitkräfteniveau ist. Bei einem 
erfolgreichen Abschluß der Wiener Verhandlungen 
kann und wird es auch zum Abzug von Truppen der 
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Voigt (Frankfurt) 

(A) Vereinigten Staaten aus der Bundesrepublik Deutsch- 
land kommen. 

In diesem Zusammenhang kann das WHNS-Ab- 
kommen eine neue und zusätzliche Bedeutung erlan- 
gen. Es kann nämlich den sicherheitspolitischen 
Spielraum für Vereinbarungen über den Abzug ame- 
rikanischer Truppen heute dadurch vergrößern, daß 
die Möglichkeit zu einer Verstärkung in Krisen- und 
Kriegszeiten erleichtert wird. Damit kann das WHNS- 
Abkommen in Zukunft zusätzhch zu seiner heutigen 
verteidigungspolitischen auch eine zunehmende ab- 
rüstungspolitische Bedeutung erhalten. 

Wir Sozialdemokraten würden das begrüßen. Wir 
Sozialdemokraten sehen in dem WHNS-Abkommen 
die Möghchkeit dazu. Nach der Klarstellung ist deut- 
lich, daß es nicht zu anderen Zwecken mißbraucht 
werden kann. Alles andere wären nach den Klarstel- 
lungen unberechtigte Unterstellungen und Verdäch- 
tigungen, die wir zurückweisen und die wir nach der 
gegenwärtigen Klarstellung für durch nichts mehr 
fundiert halten. 

Danke. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsidentin Renger: Das Wort hat der Herr Par- 
lamentarische Staatssekretär Wimmer. 

(Frau Beer [GRÜNE]: Erst mal Argumente 
hören und dann reden, das ist viel besser!) 

Wimmer, Pari. Staatssekretär beim Bundesminister 
der Verteidigung: Frau Präsidentin! Meine sehr ge- 
ehrten Damen und Herren! Herr Kollege Voigt, ich 
darf mich zunächst einmal für die Bundesregierung 
bei der Opposition, bei Ihnen und dem Kollegen Kol- 
bow, dafür bedanken, daß der Dialog in den jeweüi- 
gen Ausschüssen wirklich von hohem Sachverstand 
und von der Bereitschaft zur Kooperation geprägt war; 
denn wir haben ja ein gemeinsames Interesse, daß wir 
diese Dinge klären konnten und klären können. Ich 
glaube, daß es eine mehr als bemerkenswert gute Prä- 
sentation gewesen ist, wie wir alle dort Zusammenar- 
beiten konnten. 

Deswegen verstehen Sie, daß ich auch bei dieser 
Gelegenheit darauf aufmerksam mache, daß wir, als 
Sie Ihren Antrag präsentiert haben, schon in der er- 
sten hier im Deutschen Bundestag geführten Debatte 
dazu klare Festlegungen getroffen haben. Der dama- 
hge Verteidigungsminister Professor Scholz hat be- 
reits in dieser ersten Debatte am 14. Oktober 1988 
betont, daß durch das Wartime Host Nation Support- 
Abkommen die Rechte des Bundestages zur Feststel- 
lung des Spannungsfalles und des Verteidigungsfal- 
les nicht berührt werden. Ich glaube, daß wir von 
daher sehr früh deutlich gemacht haben, wie wir diese 
Dinge sehen. 

In diesem Zusammenhang hat der damalige Vertei- 
digungsminister auch ausgeführt, daß durch die in 
diesem Abkommen befindlichen Vereinbarungen 
über müitärische und zivile Unterstützung sicherge- 
stellt ist, daß sämtliche Unterstützungsleistungen nur 
denjenigen US-Streitkräften gewährt werden, die für 
die Vorneverteidigung in der Bundesrepublik 
Deutschland vorgesehen sind. Dabei hat der Verteidi- 


gungsminister auch ausführlich begründet, warum (C) 
dies so ist. Ich will das hier nicht wiederholen, weü Sie 
in ihrem Sachbeitrag bereits darauf aufmerksam ge- 
macht haben, wie die verbindende Sicht der Dinge 
ist. 

All dies ist nochmals in dem Schreiben von Vertei- 
digungsminister Scholz vom 20. April 1989 zusam- 
mengefaßt. Dieses Schreiben ist Bestandteil der Be- 
schlußempfehlung des Auswärtigen Ausschusses. Wir 
alle haben mit Freude und Genugtuung dieser Emp- 
fehlung entnommen, daß die zunächst Ihrem Antrag 
zugrunde liegenden Bedenken wohl endgültig erle- 
digt worden sind. 

Die heutige Debatte zu diesem Themenschwer- 
punkt gibt mir allerdings Gelegenheit, den Inhalt und 
die grundsätzhche Bedeutung des Wartime Host Na- 
tion Support- Abkommens mit den Vereinigten Staa- 
ten herauszustellen: 

Dieses Abkommen sieht vor, daß die Vereinigten 
Staaten ihre in der Bundesrepubhk Deutschland sta- 
tionierten Streitkräfte in Krise und Krieg durch wei- 
tere Verbände so nachhaltig verstärken, daß eine wei- 
tere Grundlage für eine erfolgreiche Vorneverteidi- 
gung der Bundesrepublik Deutschland gegeben ist. 

Der mihtärpohtische Zweck und das Ziel dieses Ab- 
kommens liegen unverändert gerade im Interesse un- 
seres Landes. Gerade die grenznahe, integrierte und 
zusammenhängende Vomeverteidigung ist für uns 
von vitalem Interesse. Die Zuführung kampfstarker 
amerikanischer Verstärkungskräfte in einer Krise 
stellt außerdem ein wichtiges Instrumentarium zur 
Krisenbewältigung und Abschreckung mit konven- 
tionellen Kräften dar. Die Aufstellung der deutschen, 
für die Unterstützung der US-Streitkräfte vorgesehe- 
nen Wartime Host Nation Support- Verbände ist im 
Bündnis stets auch als besonders gelungenes Beispiel 
praktizierter Aufgabenteilung hervorgehoben wor- 
den. 

In einer Zeit, in der die Frage der Aufgabenteilung 
zu einem wichtigen Thema im Bündnis geworden ist 
und auf absehbare Zeit auch bleiben wird, ist das War- 
time Host Nation Support-Abkommen mit den Verei- 
nigten Staaten für uns — und offensichtlich für uns 
alle — von besonderer Bedeutung. Dieses Abkommen 
dokumentiert außerdem unsere besondere Verbun- 
denheit mit unserem amerikanischen Partner. Daß die 
Bundesrepubhk Deutschland ihre äußere Sicherheit 
nicht allein, sondern nur gemeinsam mit ihren euro- 
päischen und transatlantischen Verbündeten gewähr- 
leisten kann, hegt für uns alle auf der Hand; dies gilt 
nicht nur in der Frage der Verteidigung, sondern auch 
in der Frage der Abrüstung, wie wir sie sowohl in 
Wien als auch in den Vereinten Nationen betreiben. 

Dabei kommt der Zusammenarbeit mit unseren 
amerikanischen Verbündeten insgesamt naturgemäß 
eine Bedeutung ganz besonderer Art zu. Die Präsenz 
der Streitkräfte der Vereinigten Staaten in Europa ist 
als Garant für unsere gemeinsame Sicherheit für uns 
durch nichts zu ersetzen. Die deutsch-amerikanische 
Partnerschaft und Freundschaft ist mehr als nur ein 
Zweckbündnis zur Verteidigung unserer Sicherheit. 

Ich will in diesem Zusammenhang nicht noch einmal 
betonen, daß wir hier eine Bündnissituation haben, 
die auf gleichen pohtischen Grundwerten beruht. 
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Pari. Staatssekretär Wimmer 

(A) Wenn wir die Diskussion im Zusammenhang mit dem 
Wartime Host Nation Support-Abkommen und Ihre 
Anmerkungen, Herr Kollege Voigt, betrachten — ich 
bin sicher, daß der Kollege Kolbow das nicht anders 
sehen wird — , so haben wir, glaube ich, auch durch 
die Diskussion, die wir zu diesem Thema im Deut- 
schen Bundestag geführt haben, für unsere gemeinsa- 
men Interessen etwas sehr Gutes geleistet. 

Ich bedanke mich. 

(Beifall bei der CDU/CSU, der FDP und der 
SPD — Frau Beer [GRÜNE]: Bis zum näch- 
sten Einsatz!) 

Vizepräsidentin Renger: Das Wort hat Frau Abge- 
ordnete Beer. 


Frau Beer (GRÜNE): Frau Präsidentin! Sehr geehrte 
Damen und Herren! Der ursprünghche SPD-Antrag 
zum Wartime Host Nation Support- Abkommen, der 
eben auch eine Rolle gespielt hat, und die Beschluß- 
empfehlung des Auswärtigen Ausschusses beziehen 
sich auf Fragen einer Interpretation bestimmter Ver- 
tragsformuherungen. Es ist in der Tat irritierend, ich 
würde fast sagen: erschreckend, daß die Bundesregie- 
rung im April 1982 Formuherungen zugestimmt hat, 
die von ihrer Wirkung her grundsätzhch festgeschrie- 
bene Mechanismen untergraben könnten. Statt der 
sehr genau definierten Begriffe „Spannungsfall" und 
„Verteidigungsfall" im Grundgesetz sprach der Ver- 
trag der Bundesregierung von „Krise" und „Krieg". 
Diese Formuherungsfrage ist keine bloße juristische 
Fingerübung, sie ist nicht nur von akademischem In- 
teresse. Sie trägt ein Element zusätzlicher Destabih- 
sierung in eine möghcherweise ohnehin schwierige 
Konfliktlage hinein. 

Der Bundesverteidigungsminister hat sich in sei- 
nem Schreiben in gewissem Maße auf einige der von 
der SPD-Fraktion vorgetragenen Bedenken einge- 
stellt und sich bemüht, die offensichthchen Probleme 
hinwegzuinterpretieren. Dadurch allerdings werden 
die Probleme des WHNS- Abkommens selbst nicht ge- 
löst. Eine bloße Versicherung der Bundesregierung, 
sich der Interpretation der SPD zu nähern, mag auf ein 
gestiegenes Problembewußtsein auch innerhalb der 
Regierung hinweisen; das ist richtig. Das allein ist 
aber unseres Erachtens keine Lösung. 

Wir wissen, daß die US- Streitkräfte die mihtärische 
Infrastruktur und das Territorium der Bundesrepublik 
zur Vorbereitung und Durchführung von mihtäri- 
schen Einsätzen außerhalb des Bündnisgebietes der 
NATO genutzt haben und nutzen werden. 

(Noltinq [FDP]: Das ist falsch! Woher wissen 
Sie das!) 

Dies geschieht zum Teil mit, zum Teil ohne Abstim- 
mung mit der Bundesregierung, 

(Dr. Feldmann [FDP]: Quatsch! Wer hat Ih- 
nen denn das auf geschrieben!?) 

unabhängig von deren Rechtsauffassung, daß jeder 
solche Einsatz von ihr genehmigt werden müsse. Das 
WHNS- Abkommen stellt den USA zusätzliche militä- 
rische Infrastruktur zur Verfügung. Es ist inzwischen 
bekannt, daß die US-Regierung bereits zumindest 


einmal offiziell darauf gedrängt hat, diese Infrastruk- (C) 
tur für „Out of area" -Maßnahmen zu nutzen, 

(Voigt [Frankfurt] [SPD]: Ist aber nicht ge- 
schehen!) 

nämhch im Juh 1987 im Zusammenhang mit dem 
Golfkrieg. 

(Voigt [Frankfurt] [SPD]: Die Bundesregie- 
rung hat aber abgelehnt!) 

Woher wollen Sie von der Bundesregierung und auch 
Sie von der SPD-Fraktion eigenüich wissen, woher 
beziehen Sie Ihre angebhche Sicherheit, daß die US- 
Streitkräfte nicht erneut die Bundesrepublik als Aus- 
gangspunkt und logistische Basis für militärische An- 
griffe im Nahen und Mittleren Osten benutzen wer- 
den? 

(Voigt [Frankfurt] [SPD]: Dazu ist im Rahmen 
des WHNS-Abkommens keine Möglich- 
keit!) 

Woher nehmen Sie den fast überschäumenden Opti- 
mismus, daß ein bloßer Brief 

(Voigt [Frankfurt] [SPD]: Das ist kein Pro- 
blem des WHNS-Abkommens!) 

— Herr Kollege, Sie können gern eine Zwischenfrage 
stellen, wenn Sie möchten, aber vielleicht sind Sie 
jetzt etwas ruhiger — eines inzwischen aus dem Amt 
entfernten Bundesverteidigungsministers erreichen 
konnte, 

(Dr. Feldmann [FDP]: Er hat für die Regie- 
rung geschrieben!) (D) 

was seit den 70er Jahren in zahllosen Gesprächen und 
Kontakten mit der US-Regierung eben nicht erreicht 
werden konnte, 

(Dr. Feldmann [FDP]: Sie haben ja keine Ah- 
nung, wie das in einer Regierung ist!) 

nämhch die Verpflichtung der USA, eine militärische 
Nutzung der Infrastruktur der BRD 

(Zuruf von der CDU/CSU: Der was?) 

ohne deren Einwilhgung zu unterlassen? 

Die SPD-Fraktion hat die Bundesregierung zu et- 
was auf gef ordert, was sie in der Reahtät gar nicht 
kann, nämlich zu garantieren, daß die US -Streitkräfte 
das WHNS- Abkommen nicht im eigenen Sinne groß- 
zügig interpretieren, ausnutzen und notfalls ganz da- 
rüber hinausgehen. 

Der Bundesverteidigungsminister hat bei dieser 
Fiktion, möchte ich sagen, mitgespielt. Er bescheinigt 
das Unmöghche und erklärt die Sache für erledigt. Ich 
erinnere hier auch noch einmal daran, wie schon bei 
der letzten Debatte, daß es noch nicht so lange her ist, 
daß selbst der SPD -Bundesparteitag die Kündigung 
dieses Abkommens gefordert hat. 

(Dr. Ehmke [Bonn] [SPD]: Kümmert euch 
mehr um eure eigenen Parteitage!) 

Ich denke, man sollte klarmachen, daß diese juristi- 
sche Fingerübung Ihnen vielleicht helfen wird, die 
Regierung mit Stimmen aus dem rechten kalten Lager 
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Frau Beer 

(A) zu übernehmen, die weiter die Angriffsstrategie füh- 
ren, 

(Lachen bei der SPD) 

daß das aber sicherhch nicht im Interesse der Frie- 
densbewegung 

(Dr. Feldmann [FDP]: Was hat das mit dem 
Wartime Host Nation Support- Abkommen zu 
tun?) 

und im Sinne der Friedensbewahrung ist. Ich frage 
auch: Wie ernst ist eigentlich Ihre Begrüßung von 
Bushs Ankündigung, Truppen abzuziehen, wenn Sie 
die Infrastruktur für Kampfhandlungen der US-Trup- 
pen aufrechterhalten? Dies ist keine überzeugende 
Antwort auf die Abrüstungsmaßnahmen der War- 
schauer-Pakt-Staaten. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Die GRÜNEN sind mit diesem Verfahren in der Tat 
nicht einverstanden. Das Problem des WHNS-Ab- 
kommens ist schließlich nicht allein dessen abenteu- 
erliche Interpretationsfähigkeit, nun nicht nur durch 
die Bundesregierung, sondern auch durch die SPD, 
sondern seine Existenz selber. Für eine Pohtik aktiver 
Friedenssicherung in Europa ist es nicht nur überflüs- 
sig, sondern schädhch. Es ist schädhch bei dem Ver- 
such, ein tatsächliches gemeinsames Haus Europa 
aufzubauen, und es ist schädlich, weil die Kriegs- und 
Angriffsfähigkeit durch dieses Abkommen erhalten 
bleibt, abgesehen davon, daß weitere Verträge mit 
Kanada, Großbritannien geplant oder vorhanden 
sind. 

Für eine Politik aktiver Friedenssicherung in Eu- 

(B) ropa wollen wir es kündigen, und dementsprechend 
hegt Ihnen ein Änderungsantrag unserer Fraktion vor. 
Wir fordern diese Kündigung erneut, werden bei die- 
ser Position bleiben, die Rückgängigmachung sämtli- 
cher Absprachen in dieser Form und vor allen Dingen 
auch das Zurückziehen der materiellen Umsetzung 
und die Depotauflösung hier in der Bundesrepublik 
fordern. Denn die Bundesregierung ist nicht einmal in 
der Lage, wie sie uns in der Antwort auf eine Kleine 
Anfrage bestätigt hat, anzugeben, was in diesen De- 
pots gelagert wird. Also: ohne WHNS und ohne De- 
pots auf den Weg in den Frieden und Kündigung des 
Abkommens! 

Vielen Dank. 

(Beifall bei den GRÜNEN - Voigt [Frank- 
furt] [SPD]: Raus aus der NATO, hinein ins 
Vergnügen!) 

Vizepräsidentin Renger: Das Wort hat Herr Abge- 
ordneter Lowack. 


Lowack (CDU/CSU): Frau Präsidentin! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Zunächst darf ich als 
Berichterstatter eine Anmerkung machen: Es muß un- 
ter dem Punkt „A. Problem“ heißen: „Am 15. April 
1982" statt „am 15. Mai 1982“. 

(Frau Beer [GRÜNE]; Ein wichtiger Bei- 
trag!) 

Nun zur Debatte. Wer das Glück oder — besser — 
das Pech oder — vielleicht am besten — die Gelegen- 


heit hatte, die Sozialdemokraten noch in der Regie- (C) 
rungsverantwortung zu erleben, 

(Frau Beer [GRÜNE]: Das war abschreckend, 
da haben Sie recht!) 

ist immer wieder erstaunt, wie stark sich die Verteidi- 
gungspolitik der SPD geändert hat und wie sich das 
eine, das unter einem Mann wie Helmut Schmidt ge- 
rade noch Gültigkeit hatte, innerhalb kürzester Zeit 
gewandelt hat und nicht mehr Gegenstand sozialde- 
mokratischer Pohtik war. 

(Dr. Ehmke [Bonn] [SPD]: Herr Lowack und 
Frau Beer Schulter an Schulter!) 

Dieses Abkommen, über das wir heute diskutieren, 
meine sehr verehrten Kolleginnen und Kollegen, ist 
ein typisches Beispiel. Wenn man sich den Antrag der 
Sozialdemokraten durchhest, könnte man ja meinen, 
diese Bundesregierung sollte wegen einer falschen 
Entscheidung, die sie getroffen hat, angegriffen wer- 
den. Tatsächhch stammt dieses Abkommen, von dem 
wir sprechen, über das wir debattieren, vom 15. April 
1982, aus einer Zeit, in der Sozialdemokraten an der 
Regierung waren. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, wenn die 
Sozialdemokraten mit ihrem Antrag vom 22. Juli 1988 
auf einmal dieses Abkommen in Frage stellen, dann 
ist das ein Eingeständnis dessen, daß man offenbar 
vorher etwas falsch gemacht hat. Wenn die Bundesre- 
gierung aufgefordert wird, Heber KoUege Voigt, daß 
auf einmal die Frage der Feststellung einer Krise for- 
mahsiert werden soll und daß auf einmal in einem völ- 
kerrechthchen Vertrag festgelegt werden soll, was ein 
Spannungsfall ist, wenn es darum geht, notfalls dieses 
Abkommen, dessen Bedeutung der Kollege Wimmer (D) 
herausgestellt hat, zu kündigen, dann ist das sicher 
ein Eingeständnis, daß man damals in der Regie- 
rungsverantwortung einen Fehler gemacht hat oder 
— ich kann es auch anders ausdrücken — daß Sie, 
sehr verehrte Kollegen von der sozialdemokratischen 
Fraktion, damals schlichtweg geschlafen haben. 

Vizepräsidentin Renger: Gestatten Sie eine Zwi- 
schenfrage des Herrn Abgeordneten Voigt? 

Lowack (CDU/CSU): Vom Kollegen Voigt immer! 

Bitte schön. 

Vizepräsidentin Renger: Herr Kollege Voigt, bitte 
schön. 

Voigt (Frankfurt) (SPD): Herr Kollege Lowack, ist 
Ihnen vielleicht ein Gutachten vom 12. Dezember 
1988 bekannt, in dem die Begriffe Spannungsfall, Ver- 
teidigung sf all und Bündnisfall vom Wissenschafth- 
chen Dienst des Bundestages analysiert werden und 
in dem — zu dem genannten Zeitpunkt, also nach der 
Einbringung des Antrags — sehr genau dargestellt 
wird, welche Probleme mit dem innerstaathchen deut- 
schen Entscheidungsprozeß und der Garantie der Mit- 
sprache des Parlaments und der anderen Verfas- 
sungsorgane des Bundes bestehen? 

Lowack (CDU/CSU): Sehr verehrter Herr Kollege 
Voigt, Sie haben ja völlig recht. Das bestätigt aber 
doch nur meinen Vorwurf, daß man damals die For- 
muHeningen Krise und Krieg im Abkommen nicht 
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(A) mit den im Grundgesetz befindlichen Formulierungen 
in Einklang gebracht hat. 

(Voigt [Frankfurt] [SPD]: Das ist wiederum 
nicht ganz richtig!) 

— Aber natürlich! 

Vielleicht darf ich darauf hinweisen, daß das eine 
ein international verbindlicher Vertrag, eine Regie- 
rungsvereinbarung, ist und das andere eine Frage ist, 
wie ich das im innerstaatlichen Recht umsetze und 
durchsetze. 

(Voigt [Frankfurt] [SPD]: Verfassungskon- 
form muß es sein!) 

— Darauf kommen wir gleich. 

Es gibt natürlich genügend Fragen — das stellen 
wir gar nicht in Zweifel — : Wie weit ist der Span- 
nungsfall oder der Verteidigungsfall des Grundgeset- 
zes in Übereinstimmung mit Krise oder Kriegsfall? 
Natürlich! Dieses prinzipielle Aufklärungsinteresse 
aber, das der Deutsche Bundestag — auch wir, auch 
unsere Fraktion — hat, kann nicht darüber hinweg- 
täuschen, lieber Kollege Voigt, daß der Antrag so, wie 
er formuliert wurde, in erster Linie geeignet war und 
offenbar auch geeignet sein sollte, Mißtrauen zu säen 
— nicht nur im Verhältnis zur eigenen Bundesregie- 
rung, die ja diese Vereinbarung gar nicht abgeschlos- 
sen hat, sondern in erster Linie gegenüber dem wich- 
tigsten Bündnispartner, den Vereinigten Staaten von 
Amerika, Gegen diese Tendenz müssen wir uns mit 
allem Nachdruck wenden. 

(B) Meine sehr verehrten Damen und Herren, mit dem 
Brief von Professor Scholz an Professor Ehmke — Pro- 
fessoren unter sich — ist offenbar das Aufklärungsbe- 
dürfnis der Sozialdemokraten damals erledigt wor- 
den, so daß im Endergebnis die Sozialdemokratie sehr 
schnell darum gebeten hat, daß die Hauptsache ihres 
Antrages für erledigt erklärt wurde, um es im juristi- 
schen Sprachgebrauch auszudrücken. Diese Erklä- 
rung ist dann gegenüber dem Vorsitzenden des Aus- 
wärtigen Ausschusses abgegeben worden. Damit 
scheint dieses Problem zwischen uns, zwischen den 
Fraktionen, aber natürlich auch zwischen dem Parla- 
ment und der Regierung erledigt zu sein. 

(Dr. Ehmke [Bonn] [SPD]: Und zwischen uns 
und den Verbündeten!) 

— Lieber Professor Ehmke, ich frage Sie, denn Sie 
waren ja damals in der Regierungsverantwortung: 
Warum haben Sie denn damals nicht darauf geachtet, 
daß von vornherein eine Vereinbarung mit den Ame- 
rikanern abgeschlossen wurde, die irgendwelche 
Zweifel ausschheßt? Warum haben Sie nicht darauf 
geachtet, 

(Dr. Ehmke [Bonn] [SPD]: Weil wir damals 
eine Regierung hatten, der wir immer zuge- 
traut haben, verfassungskonform zu han- 
deln!) 

daß diese Vereinbarung in Einklang mit dem Grund- 
gesetz stand, dem wir verpflichtet sind? Diese Frage 
sollten Sie sich stellen, nicht uns, die wir uns bemüht 
haben, diesem Aufklärungsbedürfnis nachzukom- 
men. 


Meine sehr verehrten Damen und Herren, ich darf (C) 
feststellen: Mit diesem Beschluß, den der Auswärtige 
Ausschuß gefaßt hat, und mit dieser Erklärung, die der 
Verteidigungsminister dem Parlament damit gegeben 
hat, sind die Rechte des Parlaments gewahrt. 

(Dr. Feldmann [FDP]: So ist es!) 

Wenn ein Fehler vorlag — Ihr Fehler, meine sehr ver- 
ehrten Damen und Herren von der Sozialdemokra- 
tie — , dann ist dieser Fehler wiedergutgemacht. 

An die Fraktion DIE GRÜNEN habe ich die herzli- 
che Bitte: Lassen Sie endhch einmal Ihren schon fast 
krankhaften Antiamerikanismus! Entkrampfen Sie 
sich ein kleines bißchen! Dann können wir eine ge- 
meinsame Politik tragen, die die Bürgerinnen und 
Bürger draußen verstehen. 

(Frau Beer [GRÜNE]: Die verstehen sehr gut, 
was wir wollen!) 

Wir haben von unserer Seite dazu beigetragen, daß 
dieses Mißverständnis, soweit es vorhanden war, auf- 
geklärt und befriedigend gelöst werden konnte. 

(Frau Beer [GRÜNE]: Scholz ist nicht grund- 
los abgesetzt worden!) 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsidentin Renger: Das Wort hat der Herr Ab- 
geordnete Feldmann. 

Dr. Feldmann (FDP): Frau Präsidentin! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Das Wartime Host Na- 
tion Support-Abkommen ist in den letzten Jahren 
mehrmals Thema der Beratung dieses Hauses, vor 
allem in den Ausschüssen, geworden. 

Lieber Horst Ehmke, trotz des professoralen Brief- 
wechsels heißt es immer noch „Host Nation Support", 
nicht „Horst Nation Support". 

(Heiterkeit) 

Es gibt vieles, worüber man mit Recht streiten kann, 
vor allem, wenn es um juristischen Formulierungen 
geht. Eines ist und bleibt klar — ich glaube, darüber 
sind wir uns einig — : Dieses Abkommen ist ein 
Grundstein der Bündnissolidarität. Im Gegensatz zu 
Ihnen, Frau Kollegin Beer, will ich das deutiich wie- 
derholen. Dieses Abkommen ist ein Bindeghed zwi- 
schen den Vereinigten Staaten von Amerika und der 
Bundesrepublik. 

(Frau Beer [GRÜNE]: Das haben Sie im Mo- 
ment auch dringend nötig!) 

Der politisch-müitärische Zweck dieses Abkommens 
von 1982 ist ja nie bestritten worden und war auch nie 
umstritten. 

Dieses Abkommen, das von einem sozialdemokrati- 
schen Verteidigungsminister ausgehandelt wurde, ist 
ein wichtiges und gutes Abkommen. Ohne die zivilen 
und militärischen Unterstützungsmaßnahmen, zu de- 
nen sich die Bundesrepublik verpflichtet hat, wären 
amerikanische Einheiten, die für den Spannungs- und 
den Verteidigungsfall über den Atlantik hierher ge- 
bracht werden, nicht einsatzfähig. Wenn die Einsatz- 
fähigkeit der amerikanischen Verstärkungseinheiten 
aber nicht sichergestellt ist, ist dieses Bündnis nicht 
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(A) verteidigungsfähig und — das möchte ich für Sie aus- 
drücklich feststellen — auch nicht abrüstungsfähig. 

(Beifall bei der FDP und bei Abgeordneten 
der CDU/CSU) 

In Wien verhandeln wir derzeit über den Abbau der 
konventionellen Streitkräfte in Europa. Wir haben da- 
bei die berechtigte Hoffnung, daß es zu deutiichen 
Truppenreduzierungen auf beiden Seiten kommt. 
Wir sind uns darüber im klaren, daß dadurch der geo- 
graphische Nachteil des westlichen Bündnisses nicht 
an Bedeutung verliert. 

Wenn wir uns über „Wartime Host Nation Support" 
gestritten haben, dann immer nur um Formulierun- 
gen, und das vielleicht nicht ganz zu Unrecht. Denn es 
darf nicht der Eindruck entstehen, durch dieses Ab- 
kommen könnten die verfassungsmäßigen Rechte des 
Parlaments, über den Spannungs- und den Verteidi- 
gungsfall zu entscheiden, umgangen werden. Gerade 
jetzt, wo unsere Bevölkerung große Sensibilität für die 
verteidigungspohtischen Fragen entwickelt hat, darf 
für Mißverständnisse und Zweifel kein Raum bleiben. 
Auch das ist Aufgabe dieses Parlaments. 

(Frau Beer [GRÜNE]: Dadurch entstehen sie 
doch erst!) 

— Nein, durch diesen Briefwechsel haben wir alle 
ausgeräumt I 

(Eich [GRÜNE]: Ihre eigenen Zweifel!) 

Ich sage das in aller Deutlichkeit. 

(Frau Beer [GRÜNE]: Fragen Sie einmal die 

(B) Bevölkerung!) 

— Na gut. Sie können ja weiterhin darauf herumrei- 
ten. Es wird Ihnen wenig Erfolg bringen. 

Dieses Thema, Frau Kollegin Beer, ist kein parteipo- 
litisches Thema, sondern ein staatspohtisches Thema. 
Auch das hat der Staatsrechtler Professor Ehmke be- 
reits in seiner Rede von 1988 — wenn ich es richtig in 
Erinnerung habe — ausgeführt. 

Aber wer nicht Völkerrechtler ist, wird zugeben 
müssen, daß wir im vorausgegangenen Streit einiges 
voneinander und miteinander gelernt haben. 

(Horn [SPD]: Sehr gut!) 

Denn der Unterschied zwischen den Begriffen Krise 
und Spaimungsfall sowie zwischen den Begriffen 
Krieg und Verteidigungsfall ist erheblich. 

(Frau Beer [GRÜNE]: Aber die Begriffe Krieg 

und Krise kommen im Grundgesetz nicht 
vor!) 

— Ja. Passen Sie nur auf! Das wissen wir. Also, wir 
können das Grundgesetz genauso gut lesen imd tra- 
gen es immer unter dem Arm — im Gegensatz zu 
Ihnen. 

(Frau Beer [GRÜNE]: Herr Scholz offensicht- 
lich nicht!) 

Der Unterschied zwischen den Begriffen Krise imd 
Spannungsfall sowie den Begriffen Krieg und Vertei- 
digungsfall ist erhebhch. Das habe ich Ihnen gesagt, 
und Sie stimmen mir zu. Das Begriffspaar Spannungs- 
fall und Verteidigungsfall — falls Sie dieses gemeint 


haben — ist in unserer Verfassung verankert und gibt (C) 
dem Parlament, also uns, genau definierte Rechte. 

Bei dem anderen Begriffspaar Krise und Krieg ist 
dies nicht der Fall. Maßnahmen nach dem Wartime 
Host Nation Support- Abkommen sind aber — das war 
ja der Grund des Streits — an die Begriffe Krise und 
Krieg geknüpft, über die dann NATO-Gremien zu 
entscheiden haben. Diese Gremien sind jedoch — bei 
allem Respekt — keine Parlamente. Unsere Verfas- 
sung hat indes das Recht, über Mobilmachung, Span- 
nungsfall und Verteidigungsfall zu entscheiden, aus 
gutem Grund dem Parlament übertragen. Dort — also 
hier — soll es auch bleiben. 

Die Bundesregierung hat sich um Aufklärung be- 
müht. Sie hat in ihren Antworten auf verschiedene 
Anfragen, vor allem von der Opposition, klargestellt, 
daß im Rahmen des Wartime Host Nation Support- 
Abkommens die Rechte des Parlaments geachtet wer- 
den. Nach Feststellung einer Krise durch die NATO — 
sie erfolgt im Rahmen eines formalisierten Konsulta- 
tionsverfahrens — soll durch Verstärkung der Bünd- 
niskräfte in Europa ein Beitrag zur friedlichen Kon- 
fliktbewältigung geleistet werden. Das Bündnis zeigt 
somit, daß es nicht überrascht werden kann. Das kann 
in einer Krise natürhch viel wert sein. 

Durch den Brief von Ex- Verteidigungsminister 
Scholz, der in der vorliegenden Beschlxoßempfehlung 
enthalten ist — nicht als ein Brief an Herrn Professor 
Ehmke, sondern als ein Brief an den Vorsitzenden des 
Auswärtigen Ausschusses, wie es sich gehört; die 
Form ist gewahrt, der Inhalt — 

(Voigt [Frankfurt] [SPD]: Leicht anders!) pj 

— so ist es — , sagt die Bundesregierung zu, den Deut- 
schen Bundestag rechtzeitig vor einer beabsichtigten 
Kabinettsentscheidung über Krise und Krieg im Rah- 
men der Bündniskonsultationen zu informieren. 

(Frau Beer [GRÜNE]: Hoffentlich passiert 
das nicht in der Sommerpause!) 

— Frau Beer, Kollege Voigt hat das vorhin ganz genau 
zitiert. Ich will das nicht wiederholen. 

Das Parlament hat dann alle Möglichkeiten, seine 
Rechte aus Art. 80 a und 115 a des Grundgesetzes un- 
geschmälert wahrzunehmen. 

Diese Klarstellimg ist gut. Damit ist jedem Miß- 
brauch der Boden entzogen. Zu Mißtrauen besteht 
auch gar kein Anlaß. Das möchte ich im Gegensatz zu 
Ihren Unterstellungen von vorhin, Frau Kollegin, aus- 
drücklich feststellen. 

(Frau Beer [GRÜNE]: Das waren Tatsa- 
chen!) 

— Nein, das sind keine Tatsachen. 

(Frau Beer [GRÜNE]: Aber sicher!) 

Die Bundesregierung hat immer wieder zu verste- 
hen gegeben, daß sie Maßnahmen nach dem Wartime 
Host Nation Support- Abkommen nur für den Zweck 
der Vorneverteidigung des Bündnisses zustimmen 
wird. Ohne Zustimmung der Bundesregierung gibt es 
keine Maßnahmen nach dem WHNS-Abkommen. 

(Frau Beer [GRÜNE]; Das haben Sie zur Mo- 
dernisierung der Lance doch auch gesagt!) 



11502 


Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode — 152. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 22. Juni 1989 


Dr. Feldmann 

(A) — Nein. Diese Bundesregierung, Frau Kollegin, hat 
durch ihre Antwort auf amerikanisches Ersuchen ge- 
zeigt, daß sie für Out-of-area-Einsätze der amerikani- 
schen WHNS-Verbände und Ausrüstungen keine Zu- 
stimmung gibt. Das hat die Bundesregierung ge- 
zeigt. 

(BeifaU bei der FDP und der CDU/CSU) 

Es ist gut, daß die Bedenken der SPD — das ist 
damit auch ein Blumenstrauß für Sie — durch den 
Brief von Ex- Verteidigungsminister Scholz ausge- 
räumt sind. Ich meine, das war ein positiver Streit. Ich 
bestätige der Opposition gerne, daß sie durch ihre 
Anfrage wesenthch dazu beigetragen hat, daß diese 
Dinge klargestellt wurden. Das war also hilfreich. Das 
Ganze hat letztendhch auch zur Glaubwürdigkeit un- 
serer parlamentarischen Arbeit beigetragen. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der FDP, der CDU/CSU und der 
SPD) 

Vizepräsidentin Renger: Das Wort hat der Abgeord- 
nete Kolbow. 

Kolbow (SPD): Frau Präsidentin! Meine Damen und 
Herren! Gut Ding will Weile haben, möchte man sa- 
gen, wenn man den fast dreijährigen parlamentari- 
schen Weg der Initiativen der SPD-Bundestagsfrak- 
tion zur Auslegung des WHNS-Abkommens bis zum 
heutigen Tag verfolgt. Es war in der Tat nicht einfach, 
die Bundesregierung und die Koalitionsfraktionen da- 
von zu überzeugen — ein Nachklang war die Rede 

(B) des Kollegen Lowack heute — , die gebotenen verfas- 
sungsrechtlichen, verfassungs- und sicherheitspoliti- 
schen Festlegungen bei der Auslegung des Vertrages 
zur militärischen und zivilen Unterstützung der Bun- 
desrepublik für amerikanische Streitkräfte vorzuneh- 
men und eine entsprechende Selbstbindung der Bun- 
desregierung gegenüber dem Parlament zu erreichen, 
wie sie jetzt in der Beschlußempfehlung vorliegt. 

(Dr. Feldmann [FDP]: Das haben wir ja 
jetzt!) 

Die für die sozialdemokratische Bundestagsfraktion 
unabdingbare Klärung einer verfassungskonformen 
Auslegung des WHNS-Vertrages mit den USA ist so- 
mit gegeben. Mein Kollege Voigt hat dargelegt, daß 
wir die nun gefundene gemeinsame Haltung — zu- 
mindest der Koahtion und der SPD — begrüßen. Ich 
möchte das unterstreichen. Denn alle unsere förmli- 
chen parlamentarischen Initiativen konnten die Pro- 
blematik bis zum 14. Oktober 1988, bis zur letzten 
Wartime Host Nation Support-Debatte in diesem 
Haus, nicht klären; nicht unser Antrag vom 5. Novem- 
ber 1988, nicht mündhche und schriftliche Fragen im 
Dezember 1986, im März und April 1987, vor allem 
vom Kollegen Ehmke gestellt. 

(Vorsitz: Vizepräsident Westphal) 

Zum einen verweigerte sich die Mehrheit des Hauses 
schon beim ersten Antrag; zum anderen gingen die 
Antworten der Bundesregierung stets ins Leere. Auch 
der Kleinen Anfrage der Fraktion der SPD mit der 
Antwort der Bundesregierung vom 26. August 1987 
war das gleiche Schicksal beschieden. So erging es 
auch unseren Fragen im Verteidigungsausschuß und 


im Auswärtigen Ausschuß, zuletzt im April 1988, was (C) 
dann zu der Antragsinitiative vom 22. Juni 1988 und 
dann zu der schon erwähnten und doch sehr wichti- 
gen Debatte am 14. Oktober 1988 führte. 

In dieser Debatte, meine Damen und Herren, hatten 
die Abgeordneten Ronneburger und Franke immer 
noch nicht verstanden, um was es der SPD ging. 

(Zurufe von der FDP: Na, na!) 

Es muß daher dankbar anerkannt werden 
(Zurufe von der FPD) 

— Sie kommen noch dran — , daß sich der damahge 
Bimdesminister der Verteidigung, Professor Scholz, 
bemühte, immerhin eine Erklärung zu den Proble- 
men, die die SPD in ihrem Antrag angesprochen und 
aufgeworfen hatte, abzugeben. Letzthch führten dann 

— ich möchte das ausdrückhch festhalten — die Ant- 
worten von Professor Scholz in dieser Rede, aufge- 
nommen durch den stellvertretenden Vorsitzenden 
der SPD-Bundestagsfraktion, Professor Ehmke, im 
Auswärtigen Ausschuß, im Rechts- und Verteidi- 
gungsausschuß behandelt, zur Klärung des Pro- 
blems. 

(Dr. Feldmann [FDP]: Jetzt wird klar, warum 

wir einen Professor zum Verteidigungsmini- 
ster gemacht haben!) 

Denn mit der jetzt vorliegenden Erklärung hat die 
gegenwärtige Bundesregierung nach einem umfas- 
senden Verfahrensgang zu erkennen gegeben, daß es 
eben nicht angeht, von den Möghchkeiten des 
WHNS-Abkommens für irgendeinen anderen Zweck 
als den der Verstärkung der Zentralfront Gebrauch 
zu machen und den Kriegszustand zu erklären, ohne 
daß ihn der Bundestag hätte beschheßen können. Al- 
lein darum ging es uns, denn es gibt keine Kriegser- 
klärung der Bundesregierung, sondern nur — in je- 
nem schlimmsten Fall — die des Parlaments. 

Jetzt hat die Bundesregierung mit der Erklärung 
nachprüfbr klargestellt, daß die Nutzung von WHNS- 
Einrichtungen durch den Vertragspartner außerhalb 
des Vertragszwecks ihrer Konsultation oder/und ihrer 
Zustimmung bedarf. Außerdem hat sie nunmehr Ant- 
wort darauf gegeben, wie sichergestellt ist, daß solche 
Nutzungen verhindert werden. Eine einseitige Inan- 
spruchnahme ziviler Leistungen durch die US- Streit- 
kräfte ohne Mitwirkung deutscher Dienststellen oder 
Behörden ist erklärtermaßen nicht möglich, so daß der 
ursprünglich befürchtete Mißbrauch von Depotinhal- 
ten wie Waffen, Treibstoff und Munition, die in der 
Regel amerikanisches Eigentum sind, ausgeschlossen 
ist. Für militärische Unterstützungsleistungen ist ge- 
mäß der vorhegenden Beschlußempfehlung ein Ein- 
satz deutscher Verbände mit WHNS-Auftrag zur Un- 
terstützung von Out-of-area-Einsätzen der US-Streit- 
kräfte schlechterdings unmöglich. 

Meine Damen und Herren, die Geschichte des 
WHNS-Vertrages bis heute ist auch ein Lehrstück 
parteipohtischer Willensbildung, denn Ausgangs- 
punkt für die Initiativen der SPD-Bundestagsfraktion 
waren die Parteitagsbeschlüsse der SPD in Nürnberg 
und Münster aus den Jahren 1986 und 1988. Darin 
wurden sowohl die Wahrung der Rechte des Bundes- 
tages als auch die Einhaltung des Zwecks des Abkom- 
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Kolbow 

(A) mens begehrt, und dies wurde in voller Kenntnis des 
Tatbestands getan, daß eine sozialdemokratisch ge- 
führte Regierung diesen Vertrag verhandelt und ge- 
zeichnet hatte. 

In den Ausschußdebatten und auch hier — auch 
heute wieder durch Sie, Herr Kollege Lowack — 
wurde dieser Tatbestand häufig als Schwäche in der 
Argumentation der SPD-Bundestagsfraktion bezeich- 
net. 

(Abg. Lowack [CDU/CSU] meldet sich zu ei- 
ner Zwischenfrage) 

— Ich möchte das im Zusammenhang ausführen. — 
Ich meine, genau das Gegenteil ist der Fall. Die jetzige 
Opposition weiß sich z. B. im Einklang mit der Oppo- 
sition von 1968, der FDP, die in der 5. Wahlperiode des 
Deutschen Bundestages bei der Notstandsgesetzge- 
bung ein Gesetz zur Sicherung der rechtsstaatlichen 
Ordnung im Verteidigungsfall einbrachte. Damals 
wandte sich der FDP- Abgeordnete Dr. Rutschke am 
15. Mai 1968 u. a. grundsätzlich gegen den Begriff 
des Spannungsfalles. Er befürchtete, daß damit 
zwangsläufig im Falle des Art. 80 a Abs. 3 des Grund- 
gesetzes eine völlige Umgehung des Parlaments mög- 
lich werde. Er meinte, daß das Parlament überhaupt 
nicht gefragt werde. Gültig sei dann allein der Be- 
schluß der NATO-Behörde oder wer immer es sein 
möge. Für mich ist geradezu spannend, daß er dann 
im Zusammenhang mit der damaligen Verfassungs- 
änderung — Art. 80 a und 115 a — in Richtung aller 
Regierungen der Zukunft sagte: „Der Sinn einer Ver- 
fassung ist auch der, daß sie das kodifizierte Miß- 

(B) trauen gegen die Inhaber der Macht darstellt." Die 
Ausstrahlung der Verfassung auf internationale Ver- 
träge, die mit ihr in Einklang stehen müssen, stellt an 
diese Verträge die gleichen Anforderungen. Was die 
parlamentarische Opposition von 1968 beschäftigte, 
das bewegte auch die Opposition von heute, 

(Voigt [Frankfurt] [SPD]: Und sogar die Re- 
gierung von morgen!) 

als sie die Implementierung des WHNS- Vertrages im 
Zusammenhang mit Krieg und Krise und möglichen 
Out-of-area-Einsätzen betrachtete. Daher beschloß 
die SPD auf ihrem Parteitag in Münster ihre Essenti- 
als, die nun Eingang gefunden haben in die Erklärung 
und die Beschlußempfehlung, um die es heute geht. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, für den 
objektiven Betrachter war immer erkennbar, daß die 
Bedenken der SPD sich nie gegen Zweck und Ziel des 
WHNS- Abkommens richteten, 

(Dr. Feldmann [FDP]: Das bestätigen wir 
gern!) 

obwohl dies immer wieder behauptet worden ist, 

(Dr. Feldmann [FDP]: Aber nie von uns!) 

sondern eben gegen einzelne Punkte seiner Ausge- 
staltung. Die Behandlung dieser Auslegung, hier bei 
einem nicht ratifizierten Bündnisvertrag, ist ein Bei- 
spiel für die Gefahr, daß diejenigen Fraktionen des 
Hauses, die gerade die Regierung bilden, unabhängig 
von ihre Couleur zumindest im ersten Reflex genauso 


handeln und argumentieren, als seien sie die Exeku- (C) 
tive, 

(Zuruf des Abg. Lowack [CDU/CSU] — Frau 

Beer [GRÜNE]: Den GRÜNEN passiert das 
nicht!) 

Das stellt ein Defizit — das ist selbstkritisch an all die- 
jenigen gesagt, die hier im Hause sind — bei der Kon- 
trollfunktion des Parlaments dar, welchem gegen- 
über dem unangefochtenen Intitiativrecht der Regie- 
rung die letztinstanzliche Beschlußfassung zusteht. 
Besonders problematisch wird es, wenn die Exekutive 

— und das war hier so — selbst mehr Sensibilität für 
die KontroUfunktion des Parlaments entwickelt als 
eine Mehrheit, die ihre Aufgabe anscheinend mehr 
darin sieht, die Regierung zu tragen, als sie zu kon- 
trollieren. 

(Sehr gut! bei der SPD) 

So ist das WHNS-Abkommen eine lehrreiche Lektion 

— darin schließe ich mich Ihnen an, Herr Kollege 
Feldmann — für uns 

(Dr. Feldmann [FDP]: Es ist immer gut, wenn 
Sie sich mir anschließen!) 

und hoffentlich für uns alle. Heute haben wir im we- 
sentlichen das Ziel verfassungskonformer Auslegung 
und Begrenzung des WHNS-Abkommens erreicht, 
und, meine Damen und Herren, wir haben dieses Ziel 
fast gemeinsam erreicht. Wir haben in der Tat viel 
gelernt, in der Sache und in der politischen Praxis der 
Gewaltenteilung. Wichtig ist, daß am Ende eine bes- 
sere Verfassungswirklichkeit entsteht und die Bun- 
desrepublik Deutschland gestärkt auch als gleichbe- 
rechtigter Partner im Bündnis aus dieser Debatte her- pj 
vorgeht. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Westphal: Meine Damen und Herren, 
ich schließe die Aussprache. 

Wir kommen zur Abstimmung, und zwar zunächst 
über den Änderungsantrag der Fraktion DIE GRÜ- 
NEN auf Drucksache 11/4850. Wer stimmt für diesen 
Änderungsantrag? — Wer stimmt dagegen? — Enthal- 
tungen? — Der Änderungsantrag ist mit der Mehrheit 
der Koalitionsfraktionen und der SPD abgelehnt. 

Wir kommen nunmehr zur Abstimmung über die 
Beschlußempfehlung des Auswärtigen Ausschusses 
auf Drucksache 11/4722. Wer für diese Beschlußemp- 
fehlung stimmt, den bitte ich um das Handzeichen. — 

Wer stimmt dagegen? — Enthaltungen? — Die Be- 
schlußempfehlung ist mit der Mehrheit der Koalitions- 
fraktionen und der SPD gegen die Stimmen der GRÜ- 
NEN angenommen worden. 

(Lowack [CDU/CSU]: Herr Präsident, ich 
habe noch eine Bitte!) 

— Herr Lowack, zur Geschäftsordnung? 

Lowack (CDU/CSU): Nein. Sie haben vorhin noch 
nicht präsidiert, als ich die Anmerkung als Berichter- 
statter gemacht habe, daß es vom im Bericht „April" 
statt „Mai" heißen muß. Ich wollte nur sichergestellt 
haben, daß das festgehalten wird, weil das für den 
historischen Moment einer gemeinsamen Entschlie- 
ßung entscheidend ist. 
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(A) Vizepräsident Westphai: Das ist im Protokoll festge- 
halten. 


Ich rufe den Tagesordnungspunkt 19 auf: 

Erste Beratung des von der Fraktion DIE GRÜ- 
NEN eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes 
zur Reform des Umweltschadenrechts (Um- 
welthaftungsgesetz/Umweltschadensfondsge- 
setz) 

— Drucksache 11/4247 — 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 

Rechtsausschuß (federführend) 

Finanzausschuß 
Ausschuß für Wirtschaft 

Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung 
Ausschuß für Jugend, Familie, Frauen und Gesundheit 
Ausschuß für Verkehr 

Ausschuß für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit 
Haushaltsausschuß gern. § 96 GO 

Meine Damen und Herren, nach einer Vereinba- 
rung im Ältestenrat sind für die Beratung insgesamt 
45 Minuten vorgesehen. — Ich sehe keinen Wider- 
spruch dazu. Dann ist das so beschlossen. 

Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat der Abge- 
ordnete Hafner. 


Häfner (GRÜNE): Herr Präsident! Liebe Kollegin- 
nen und liebe Kollegen! Mit dem heute von der Frak- 
tion DIE GRÜNEN eingebrachten Gesetzentwurf zur 
Regelung des Umweltschadensrechts ist es uns ge- 
(B) lungen, in diesem Parlament noch vor der Sommer- 
pause einen Meilenstein für eine ökologische Politik 
des Umbaus der Industriegesellschaft zu setzen. 

(BeifaU bei den GRÜNEN) 

Mit drei großen Reformvorhaben woUen wir das 
ökologische Gesamtprogramm für diese Wahlperiode 
abrunden. Nach dem Akteneinsichts- und dem Ver- 
bandsklagerecht wird heute der Gesetzentwurf zum 
Umweltschadensrecht in die Ausschüsse überwiesen. 
In den nächsten Wochen wird meine Fraktion einen 
Gesetzentwurf über Umweltbeauftragte in Unterneh- 
men einbringen. Und noch vor Ende der Sommer- 
pause werden wir Lösungsansätze für ein Gesamtsy- 
stem von Umweltsteuem und -abgaben vorsteUen. 

Mit diesen Vorhaben machen wir deutlich, daß wir 
uns von einer rein technokratischen Umweltpolitik 
konsequent abwenden, einer Umweltpolitik, die die 
apokalyptische Zuspitzimg der ökologischen Krise 
nicht zur Kenntnis nimmt und sie immer noch nur für 
eine Randerscheinung der heutigen Wirtschaftsweise 
hält. Die GRÜNEN waren die erste Partei, die die öko- 
logischen Fragen aufgegriffen hat. Sie sind auch nach 
wie vor die einzige Partei, die konsequente Antworten 
liefert. 

Mit dem heute vorliegenden Entwurf gehen wir er- 
neut in die umweltpolitische Offensive. Denn die B\in- 
desregierung hat — dies haben nicht zuletzt die von 
Ihnen vorgesteUten sogenannten Eckwerte deutlich 
gemacht — endgültig abgewirtschaftet. Verstehen 
Sie deshalb das Gebäude der verschiedenen in dieser 
Legislaturperiode von uns eingebrachten Gesetzent- 
würfe ruhig auch als eine umweltpolitische Abrech- 


nung mit dieser in jeder Hinsicht gescheiterten und (C) 
zunehmend handlungsunfähigen Bundesregierung. 

(BeifaU bei den GRÜNEN — Kleinert [Han- 
nover] [FDP]: Ein Glück, daß ihr handlungs- 
fähig sei!) 

— Verstehen Sie, Herr Kleinert, diese Entwürfe der 

— nicht nur in umweltpolitischer Hinsicht — gegen- 
wärtig vieUeicht kompetentesten Fraktion so, wie sie 
gemeint sind, 

(Kraus [CDU/CSU]: Das ist die typische Be- 
scheidenheit der GRÜNEN!) 

nämlich als Beitrag zu einem ökologischen Regie- 
rungsprogramm. 

Meine Damen und Herren, eine ökologische Re- 
formpolitik, die diesen Namen verdient, beruht auf 
vielen Bausteinen, von denen hier nur die wesentli- 
chen genannt werden soUen: Wir benötigen zunächst 
einmal ordnungspolitische Instrumente, Ge- und 
Verbote, ohne die wir nicht auskommen. Es müssen in 
Zukunft bestimmte Stoffe, Handlungen und Produkti- 
onsweisen schlicht verboten werden. Es müssen vor 
aUen Dingen auch Verbesserungen im VoUzug durch- 
gesetzt werden. 

Wesentlich wichtiger noch ist aber eine Demokrati- 
sierung der Umweltpolitik. Dazu gehört vor aUem 
eine umfassende Öffentlichkeitsbeteiligung, die ge- 
genwärtig überhaupt nicht in ausreichendem Maße 
gegeben ist. Öffentlichkeitsbeteiligung setzt Informa- 
tionsrechte z. B. Akteneinsichtsrechte voraus. Öffent- 
lichkeitsbeteiligung setzt aber auch reale Mitwir- 
kungsrechte voraus, ohne die Öffentiichkeitsbeteili- 
gung immer nur zur Farce oder zur Makulatur ver- ^ ' 
kommt. 

(BeifaU bei den GRÜNEN) 

Wenn also beispielsweise beim Erörterungstermin 
für die WAA 880 000 Einwendungen vorgelegt wor- 
den sind, so ist dies auch ein Beweis und ein Beispiel 
dafür, wie sehr sich die Bürgerinnen und Bürger in 
den sie selbst und ihre Zukunft betreffenden Fragen 
engagieren und einmischen und daß sie solche Anla- 
gen nicht hinnehmen woUen. Die Tatsache, daß die 
WAA in Wackersdorf wegen der Intervention der 
deutschen Wirtschaft gescheitert ist und nicht auf 
Grund einer demokratischen Entscheidung oder des 
Protestes der Menschen, wirft ein bezeichnendes 
Licht auf den demokratischen Zustand dieser Repu- 
bUk. 

Ich habe vorhin von drei Bausteinen gesprochen. 

Der dritte und aus unserer Sicht elementare ist der der 
ökonomischen Instrumente. Hierzu gehören Abga- 
ben und Steuern, mit denen man im ökologischen 
Bereich tatsächlich sehr gut steuern kann — eine 
Chance übrigens, die Sie im Rahmen der sogenannten 
Steuerreform endgültig vergeben haben — , sowie ein 
konsequentes Umweltschadensrecht, das wir heute 
vorlegen und das ich nun im einzelnen vorstellen 
möchte. 

Wir wissen, daß sich die Umweltschäden in der 
Bundesrepublik Deutschland nach Schätzungen von 
Experten heute auf etwa 160 Milliarden DM jährlich 
belaufen. Es ist schon absurd: Wenn ein Kind im Vor- 
beilaufen einen Kratzer an einem Auto verursacht, 
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Häfner 

(A) dann muß es — bzw. seine Eltern — den Schaden 
natürlich ersetzen; 

(Dr. Hüsch [CDU/CSU]: So ist das auch nicht 
richtig!) 

das kann oft ganz schön teuer werden. Wenn aber ein 
Industrieunternehmen, Herr Hüsch, viel Wichtigeres, 
Unwiederbringliches vergiftet und zerstört — unser 
Wasser, unsere Luft, unseren Wald z. B. — , 

(Dr. Feldmann [FDP]: Dann kommt es ihn 
auch teuer zu stehen!) 

dann macht es dabei häufig sogar noch Gewinn auf 
Kosten der Allgemeinheit. Die Kosten und die Schä- 
den aber werden der Nachwelt, werden der Allge- 
meinheit, dem Steuerzahler überlassen. 

(Dr. Hüsch [CDU/CSU]: Auch das ist so nicht 
richtig!) 

Dies kann nicht gerecht sein, nicht nur im Sinne einer 
Ökologiepolitik, sondern auch im Sinne einer gerech- 
ten Wirtschaftspolitik. 

(Dr, Hüsch [CDU/CSU]: Gucken Sie doch 
mal ins Gesetz!) 

— Herr Hüsch, ich will Ihnen das hier aus Zeitgründen 
nicht aufhsten. Sie wissen, welche Kosten z. B. allein 
durch Atemwegserkrankungen entstehen, welche 
Gebäudeschäden durch Umwelt- und Luftverschmut- 
zung entstehen. Wir kennen die Verursacher auch im 
Falle Sandoz, aber diese Verursacher tragen zur Be- 
gleichung der Schäden nichts bei. 

Dies soll unser Gesetzentwurf ändern. Unser Ge- 

(B) setzentwurf verwirkhcht — ich meine: erstmalig — 
das A und O der Ökologiepolitik, das von Herrn Bun- 
desminister Töpfer und anderen z. B. in Akademie- 
vorträgen immer wieder beschworen, aber niemals 
wirklich umgesetzt wird, nämhch das Verursacher- 
prinzip. Wir sind der Meinung, daß die Verursacher 
ökologischer Schäden für diese Schäden auch auf- 
kommen müssen. Wir haben dafür ein Gesetz vorge- 
legt, das die schwierigen juristischen Probleme, die 
dabei durchaus auftreten, durch eine zweigleisige Lö- 
sung in den Griff bekommt. 

In unserem Umwelthaftungsgesetz werden die 
Grundsätze des Schadensausgleichs gegenüber iden- 
tifizierbaren Verursachern festgelegt, und in unserem 
Umweltschadensfondsgesetz werden die Regularien 
der Entschädigung im Falle der summierten Immissio- 
nen bestimmt. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, Sie wissen, daß 
diese summierten Immissionen den vielleicht größten 
Teil der heutigen Umweltschäden darstellen. Sie wis- 
sen auch, daß bei diesen summierten Immissionen 
genau das, was bisherige Grundlage unseres Haf- 
tungs- und Schadensrechts ist, nicht greift, denn Sie 
können nicht einen einzelnen und bestimmten Verur- 
sacher festmachen. Daran scheitert die haftungsrecht- 
hche Lösung und damit der Schadenersatzanspruch 
der meisten Bürgerinnen und Bürger wie Allgemein- 
heit in diesem Bereich. 

An all diesem wird durch die sogenannten Eck- 
werte, die die Bundesregierung auf unseren Entwurf 
hin vor wenigen Wochen noch schnell über die Presse 
verkündet und vorgestellt hat, überhaupt nichts geän- 


dert. Sie regeln gerade den wesenthchen Bereich der (C) 
Umweltschäden und damit auch den Bereich, bei dem 
der Bundesgerichtshof von Ihnen eine Regelung ver- 
langt, nämhch den Bereich der Distanzschäden und 
der summierten Immissionen, nicht. 

Bei unserem Gesetzentwurf wird — auch dies ist ein 
Novum — die Ersatzfähigkeit ökologischer Schäden 
künftig nicht mehr davon abhängig gemacht, ob zu- 
gleich Eigentumsverletzungen vorhegen. Die Redu- 
zierung des Schadenersatzanspruchs auf Vermögens- 
und Eigentumsschäden \md auf Gesundheitsschäden 
scheint uns hier längst nicht mehr ausreichend. 

Die Haftung beschränkt sich auch nicht mehr aUein 
auf die Kosten der WiederhersteUung zerstörter Na- 
turteile, sondern — das ist ein wesenthches Novum — 
auch ökologische Schäden müssen ersetzt werden 
und ersetzt werden können. Dabei gehen wir von der 
Prämisse aus, daß in erster Linie versucht werden 
muß, den ursprünglichen Zustand wiederherzustel- 
len. Nur dort, wo dies nicht möghch ist, müssen Aus- 
gleichs- und Ersatzmaßnahmen erfolgen. Wenn auch 
dies nicht möglich ist, sieht der Gesetzentwurf ein 
empfindliches „ökologisches Schmerzensgeld" , 
wenn Sie mir diesen Ausdruck erlauben wollen, vor. 

(Kleinert [Hannover] [FDP]: Das ist noch 
nicht das Allerschlimmste!) 

— Für Sie vielleicht nicht, Herr Kleinert, obwohl ich 
auch da nicht sicher bin, aber für viele schon. Das ist 
der Grund, warum wir hier bis heute offensichüich 
gesetzgeberisch zu keiner Lösung gekommen sind, 
jedenfalls Ihre Parteien nicht. Es geht eben nicht, ohne 
daß man auch manchem wehtut. (Dj 

Lassen Sie mich an dieser Stelle übrigens auch sa- 
gen, daß ich meine, daß die präventive Wirkung eines 
solchen Gesetzes vielleicht sogar noch sehr viel größer 
sein wird als die unmittelbare Wirkung im Bereich der 
Abgeltung von Schäden. 

Wenn nämlich ein Unternehmer weiß, daß er für 
das, was er emittiert, und daß er für das, was dadurch 
an Schäden erzeugt wird — im Boden, im Wasser, in 
der Luft — auf Heller und Pfennig berappen muß, 
dann wird er sich das vorher gut überlegen — im 
Gegensatz zu heute — und wird seine umweltgefähr- 
dende Produktion tunlichst umstellen. 

Bei der bisher geltenden Rechtslage stellen die ho- 
hen Beweisanforderungen — gewollt oder unge- 
wollt — ein oft unüberwindhches Problem dar, vor 
allem dann, wenn die Geschädigten der Übermacht 
großer Unternehmen gegenüberstehen. Sie haben 
auch nicht immer den technischen Sachverstand und 
das Wissen über naturwissenschafthche Zusammen- 
hänge, um zweifelsfreie Beweise erbringen zu kön- 
nen. In bestimmten Bereichen sind übrigens vöUig 
zweifelsfreie Beweise trotz augenscheinhcher Zusam- 
menhänge gar nicht möglich. 

Deshalb reduzieren wir das Beweiserfordemis auf 
eine überwiegende Wahrscheinhchkeit bis hin zur Be- 
weislastumkehr in bestimmten besonders begründe- 
ten Fällen, wie sie seit langem von den einschlägigen 
Sachverständigen gefordert wird. 

Außerdem werden in unserem Gesetzentwurf die 
Auskunftsansprüche von Geschädigten normiert und 
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(A) wesentlich erleichtert. Denn ausreichende Informatio- 
nen sind eine wesentliche Voraussetzung dafür, daß 
die komplexen Wirkungszusammenhänge überhaupt 
nachgewiesen werden können. Nur wenn die Bürger 
im Falle eines Schadens bei den Behörden Einblick 
nehmen, aber auch bei den Unternehmen Auskunft 
darüber verlangen können, welche Stoffe verwendet, 
welche emittiert wurden usw., nur dann ist es für die 
Bürger überhaupt möghch, solche Zusammenhänge 
festzustellen und aufzuzeigen. 

Ein ganz wesentiicher Regelungsbereich dieses Ge- 
setzentwurfes, der im Umweltschadensfondsgesetz 
normiert wird, ist, wie ich schon gesagt habe, der 
Bereich der summierten Immissionen. Denken Sie an 
die berühmte Waldschadensklage vor dem Bundesge- 
richtshof. Der Bundesgerichtshof hat gesagt: Selbst- 
verständlich gebührt den Waldbauern, den Waldbe- 
sitzern, ein Schadenersatz für die ihnen entstandenen 
Milliardenschäden. Aber der Bundesgesetzgeber hat 
es bis heute unterlassen, die rechtliche Regelung, die 
auch vom Bundesgerichtshof dringend angemahnt 
wurde, hierfür vorzulegen. 

Es ist eben heute sehr häufig so, daß, wie Ulrich 
Beck sagt, eine Art „Universalisierung der Vergif- 
tung" vorliegt, d. h. daß wir bei vielen und gerade den 
größten Schäden, etwa bei der Zerstörung der Nord- 
see, bei der Vergiftung von Flüssen und Gewässern, 
bei den wachsenden Wald- und Gebäudeschäden 
nicht einen einzigen Verursacher festmachen können, 
sondern es mit einer Vielzahl von Emittenten zu tun 
haben, die gemeinsam zu diesen Schäden beigetra- 
gen haben. Diese Vielzahl der Verursacher kann und 

ß) darf aber doch kein Argument sein, diese Schäden 
nicht abzugelten und auszugleichen. 

Deshalb haben wir ein Umweltschadensfondsge- 
setz vorgelegt, das ein detailhertes und praktikables 
Entschädigungsinstrumentarium zur Regelung sol- 
cher Umweltschäden vorsieht. Geschädigte Bürgerin- 
nen und Bürger können künftig ihre Ersatzansprüche 
gegenüber dem Fonds geltend machen, wenn sie an- 
derweitig keinen Ersatz verlangen können. Dies be- 
trifft vor allem die summierten Immissionen. Der Ent- 
schädigungsfonds kommt dabei dadurch zustande, 
daß alle diejenigen, die zu diesen Schäden beigetra- 
gen haben, gemeinsam in den Fonds einzahlen. Dies 
wird in unserem Umweltabgabengesetz geregelt. 

Der Entschädigungsfonds ist dabei nicht nur für die 
Ansprüche Privater, sondern der Entschädigungs- 
fonds ist etwa auch für die Ansprüche von Sozialver- 
sicherungsträgem und von Krankenkassen oder der 
öffenthchen Hand zuständig. Denn Sie wissen, daß 
die Krankenkassen seit langem — zu Recht — dar- 
über Klage erheben, daß ein Großteil der erhöhten 
Kosten in unserem Gesundheitswesen umweltbedingt 
ist, durch Umweltschäden hervorgerufen wird. Die 
Krankenkassen sind nicht bereit, auf Dauer diese 
Kosten zu tragen, sondern meinen, daß auch diese 
Kosten — und nur das trägt ja zu den entsprechenden 
ökologischen Umbaumaßnahmen bei — von den Ver- 
ursachern getragen werden müssen. 

Ich will zum Schluß kommen. Die Bundesregierung 
hat es für angebracht gehalten, obwohl sie nicht in der 
Lage gewesen ist, einen Gesetzentwurf vorzulegen, 
sogenannte Eckwerte für ein Umweltschadensgesetz 


vorzustellen. Dies gibt mir Gelegenheit bzw. verlangt (C) 
von mir, wenigstens folgendes kurz dazu zu sagen: Sie 
haben einen Gesetzentwurf vorgelegt, der gerade den 
wesentlichen Bereich der heutigen typischen Um- 
weltschäden, die summierten Immissionen, nicht be- 
handelt. Sie haben einen Gesetzentwurf vorgelegt, 
der z. B. die Beweislasterleichterung davon abhängig 
macht, daß der Schädiger gegen Vorschriften versto- 
ßen hat, daß er nicht vorschriftsmäßig gehandelt hat. 

Sie wissen aber, daß es für einen Menschen, der etwa 
im Straßenverkehr angefahren wird, überhaupt keine 
Rolle spielt, ob der, der ihn angefahren hat, dies vor- 
schriftsmäßig, also etwa im Rahmen der zulässigen 
Höchstgeschwindigkeit getan hat oder ob er diese 
Höchstgeschwindigkeit überschritten hat. Für den 
real entstandenen Schaden spielt es grundsätzlich 
keinerlei Rolle, ob der Verursacher gesetzeswidrig 
gehandelt hat oder nicht. Entscheidend ist, daß er den 
Schaden vemrsacht hat. Wenn dies mit überwiegen- 
der Wahrscheinlichkeit nachgewiesen werden kann, 
hat er dafür geradezustehen. 

Nur wenn wir das Verursacherprinzip in diesem 
Sinne in der Umweltpohtik konsequent anwenden, 
werden wir ersteris zu einer Abgeltung der Schäden 
und zweitens zu einer anderen Politik im Umweltbe- 
reich, vor allen Dingen zu einem anderen Umgang der 
Wirtschaft und der Industrie mit Umweltressourcen 
und mit unser aller gemeinsamer Zukunft kommen. 

Ich danke Ihnen und hoffe, daß sie aus höherer Ein- 
sicht unserem Entwurf Ihre Zustimmung nicht versa- 
gen werden. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

(D) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Abgeord- 
nete Hüsch. 

Dr. Hüsch (CDU/CSU); Herr Präsident! Meine Da- 
men und Herren! Das, was die GRÜNEN hier als Mei- 
lenstein, als Kern des Regierungsprogramms, als A 
und O ankündigen, scheint ja nicht so wichtig zu sein; 
sonst wären wenigstens mehr als neun GRÜNE bei 
der Debatte ihres Regierungsprogramms anwesend. 

(Kleinert [Marburg] [GRÜNE]: Wir haben die 
Mehrheit hier im Hause, Herr Hüsch! Wir 
haben fast die absolute Mehrheit!) 

Da Sie die CDU/CSU-Abgeordneten zählen, sage ich 
Ihnen: Wir beraten ja nicht unser Gesetz, sondern Sie 
wollen etwas durchsetzen. 

Mir scheint das, Herr Häfner, was Sie vorgetragen 
haben, ein Meilenstein der Selbstüberschätzung zu 
sein. Es ist überhaupt nicht erkennbar, was dieser Ent- 
wurf an Wichtigem und Regelungsfähigem bringt. Es 
ist nach dem Stand der Diskussion wenig Neues und 
viel Altbekanntes. Man hat den Verdacht, daß Illoya- 
litäten von Mitarbeitern aus dem Ministerium genutzt 
worden sind und daß aus internen Papieren abge- 
schrieben wurde. 

(Lachen bei den GRÜNEN) 

Alles ist relativ überflüssig, weil es die Eckwerte gibt, 
die das Bundeskabinett verabschiedet hat. Wohl noch 
im Laufe dieser Sommerpause wird im Kabinett ein 
Gesetzentwurf verabschiedet werden. Die Einbrin- 
gung in den Bundestag erwarten wir in sehr kurzer 
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Dr. Hüsch 

(A) Zeit. Sie sind indes ganz schnell noch auf einen Zug 
aufgesprungen, um dabeizusein, 

(Lachen bei den GRÜNEN) 

so nach der Methode: Herr Lehrer, auch ich weiß was; 
auch ich bringe noch schnell einen Gesetzentwurf 
ein. 

Ich will einmal sagen, daß bei dieser Sache ein biß- 
chen mehr Gründlichkeit, ein bißchen mehr Umsicht 
und sicherlich auch ein bißchen mehr Augenmaß ge- 
fordert wären. 

(Abg. Hafner [GRÜNE] meldet sich zu einer 
Zwischenfrage) 

Dann muß ich Ihnen sagen, Herr Hafner, da Sie 
gerade zu einer Zwischenfrage am Mikrophon stehen, 
die ich natürlich erlaube, wenn sie mir nicht zeitlich 
angerechnet wird: Sie müssen wenigstens das Gesetz 
kennen und zumindest die Inhalte richtig wiederge- 
ben. Aber was ich in dieser Hinsicht von Ihnen gehört 
habe, das entbehrte jeder Kenntnis der bestehenden 
Gesetze und ihrer Anwendung. 

Bitte sehr. 

Vizepräsident Westphal: Herr Hafner, Sie möchten 
eine Zwischenfrage stellen. Bitte schön. 

Häfner (GRÜNE): Geschätzter Kollege Hüsch, sind 
Sie bereit, wenn Sie schon so lichtvolle Ausführungen 
für angebracht halten, der Öffentlichkeit erstens mit- 
zuteilen, wie viele Mitglieder Ihrer Fraktion im Raum 
sind, und zweitens, welche weiteren Gesetzentwürfe 
hier noch vorliegen, damit Ihre Behauptung, wir seien 
zum Schluß gerade noch auf einen fahrenden Zug auf- 
gesprungen, irgendwo Futter enthält? 

Dr. Hüsch (CDU/CSU): Die erste Frage will ich da- 
mit beantworten, daß es ja um Ihren Gesetzentwurf 
und um — das war Ihre anmaßende Bezeichnung — 
Ihr Regierungsprogramm geht. Ich denke, Ihr Regie- 
rungsprogramm wird durch Ihre Anwesenheit unter- 
mauert und nicht durch die Anwesenheit anderer Ab- 
geordneter. 

Zweitens. Was die sonstigen Gesetzesdinge betrifft, 
will ich Ihnen im Laufe des Textes meiner Rede ant- 
worten. Sie dürfen sich gerne wieder setzen. 

Sie übersehen völlig, daß dem Bundestag die No- 
velle zum Chemikaliengesetz vorliegt. Sie beinhaltet 
die systematische Ermittlung gefährlicher Eigen- 
schaften von chemischen Stoffen. Das wird weiter 
ausgebaut, insbesondere bezüglich der Umweltge- 
fährdung. Sie haben doch kürzlich noch dazu beraten, 
Herr Häfner. Warum verschweigen Sie das hier? 

Es liegt eine novellierte Störlallverordnung aus 
dem Jahre 1988 mit den dazugehörigen Verwaltungs- 
vorschriften vor. Eine verstärkte Vorsorge gegen Stör- 
fälle ist die Folge. 

Es gibt ein neues Bundes-Immissionsschutzgesetz. 
Die Sicherheitsanforderungen für Industrieanlagen 
werden verschärft, vor allem dort, wo mit gefährlichen 
Chemikalien gearbeitet wird. Das müßten Sie doch 
wissen, Herr Häfner. Warum streiten Sie das ab? 

Wir haben am gestrigen Tage im Rechtsausschuß 

das Gesetz über die Umweltverträglichketisprüfung 


unter Ihrer Beteiligung beraten. Warum verschweigen (C) 
Sie das? Sehen Sie gar nicht, daß das Umweltauswir- 
kungen erheblichen Umfanges haben wird? Es ist 
nicht etwa das Gesetz der GRÜNEN, sondern es ist 
eine Vorlage der Bundesregierung. 

(Hüser [GRÜNE]: Das merkt man!) 

Zur Zeit wird die Technische Anleitung Abfall ent- 
wickelt. Das ist ein neuer Vorgang. 

Ich glaube schon, daß Herr Minister Töpfer zu Recht 
sagen kann, daß die Bundesregierung mit großem Er- 
folg daran arbeitet, eine neue Sicherheitskultur in der 
Industriegesellschaft zu schaffen. 

(Lachen bei den GRÜNEN) 

— Wenn Sie das nur mit Spott beantworten können, 
nun gut, dann zeigt das Ihren Mangel an wirklichen 
Kenntnissen. 

Nun kann man nicht bestreiten, daß ungeachtet des 
modernen Ordnungsrechtes, das die Umweltgefahren 
sicherlich senkt, ein Bestand bleibt, der bisher nicht 
geregelt ist. Darauf zielt — wenn ich Ihren Gesetzent- 
wurf wenigstens insoweit positiv erwähnen darf — 

Ihre gesetzgeberische Absicht ab. Aber das, was Sie 
nun anstreben, hält in der Tat der Prüfung nicht 
stand. 

Wir unterscheiden uns in sehr wesentlichen Punk- 
ten der Grundauffassungen. Unser Umwelthaftungs- 
recht soll dazu dienen, die marktwirtschaftliche Effi- 
zienz zu fördern. Wir wollen Unternehmen zu Ersatz- 
leistungen für umweltbedingte Schäden verpflichten, 
damit diese in die Kostenrechnung Eingang finden. 
Ähnlich wie bei den Umweltabgaben werden deshalb 
die umweltgefährdenden Produktionsprozesse markt- 
wirtschaftlich zurückgedrängt. 

(Kleinert [Marburg] [GRÜNE]: Das machen 
Sie schon seit Jahren sehr erfolgreich, wie 
man sieht!) 

Die besondere Anreizwirkung des Umwelthaf- 
tungsrechts besteht nach unserer Auffassung darin, 
die Geltendmachung von Ersatzansprüchen durch die 
Geschädigten unabhängig vom Vollzug des Ord- 
nungsrechtes zu gestalten. Das führt natürlich dazu, 
daß der Normalbetrieb von Anlagen in die Gefähr- 
dungshaftung einbezogen wird. Deshalb gibt es un- 
sere Entscheidung für ein eigenständiges Umwelthaf- 
tungsrecht und dafür, daß schädliche Umwelteinwir- 
kungen — nicht Handlungen, wie Sie es vorschlagen 

— das systembildende Begriffsmerkmal werden. Der 
Normalbetrieb wird der Gefährdungshaftung unter- 
worfen. 

Eine gesetzliche Vermutungsregelung wird die Be- 
weissituation der Geschädigten entscheidend verbes- 
sern. Aber das Kausalitätsprinzip, das bei Ihnen ver- 
letzt zu sein scheint, werden wir nicht verlassen. 

Die Auskunftsansprüche, die Sie erwähnen, stehen 
in den Eckwerten bereits drin. Sie haben gar nicht 
erwähnt, daß das von uns vorgesehene Umweltrecht 
gefährliche stillgelegte Anlagen erfassen soll. 

Zur Regelung der Pflichtversicherung will ich sa- 
gen, daß Sie zu diesem Punkt einige interessante zu- 
sätzliche Erwägungen in Ihrem Entwurf haben. 
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Dr. Hüsch 

(A) Was aber Ihren Gesetzentwurf insgesamt so wenig 
brauchbar macht: Wie immer bei Ihnen ist alles maß- 
los übertrieben. Alle Regelungsmöghchkeiten, alle 
Eingriffsvorgänge, alle Konsequenzen und alle Ab- 
wehrmaßnahmen sind maßlos in der Konstruktion und 
übertrieben in den Anforderungen und in den Konse- 
quenzen. 

(Frau Rust [GRÜNE]: Vielleicht passiert dann 
endhch einmal etwas!) 

Wenn Sie in Ihren Haftungsregelungen die vermu- 
tete Verursachung zugrunde legen, dann ist der 
Schritt zu dem Verdacht als Grundlage einer Haftung 
nur noch sehr, sehr klein. Ob ein Verdacht als Haf- 
tungsgrundlage gelten soll, darüber müssen Sie si- 
cherhch nachdenken. 

(Hafner (GRÜNE): Herr Hüsch, die überwie- 
gende Wahrscheinhchkeit, nicht der Ver- 
dacht!) 

In Ihrem Vorsorgeumfang sind Sie wiederum maß- 
los. Nach der Auslegung des Gesetzes bleibt nur die 
Möghchkeit der Aufgabe des Betriebes oder der Ab- 
wanderung in ein anderes Land. Ihre Fondslösung ist 
staatlicher Zwang, Behörde, Strafe. Sie setzen nicht 
auf die Mitwirkung der Bürger, sondern Sie setzen auf 
ein flächendeckendes staatliches Kontroll- und Er- 
satzsystem. Sie legen der Allgemeinheit eine Scha- 
denersatzpflicht in einer Höhe auf, die unkontrollier- 
bar wird. Sie vernachlässigen jede Erfahrung in den 
Ländern, in denen es — allerdings in unterschiedh- 
cher Ausstattung — Fondslösungen gibt. 

Insgesamt: Es gehngt Ihnen nicht mit Ihrem Gesetz- 
ß) entwurf, das Wichtigste zu tun, was wir brauchen, 
nämhch den Bürger in die Verantwortung einzubezie- 
hen, und zwar so, daß er das Gesetz richtig übernimmt 
und daß er es nicht als einen staathchen Zwang, son- 
dern als seine eigene Aufgabe sieht. 

Dazu kommt es, weil Sie eine Ihrer übhchen Eigen- 
schaften auch hier wieder ausspielen: Sie sehen die 
Verantwortiichkeit nur bei den anderen, z. B. bei den 
Produzenten. Aber die Verantwortlichkeit bei sich sel- 
ber sehen Sie nicht. Das ist keine ausreichende 
Grundlage. 

Herr Präsident, mit der Überweisung des Gesetz- 
entwurfs der GRÜNEN in die Ausschüsse sind wir 
selbstverständhch einverstanden. Es mag dann ein 
parlamentarischer Wettstreit um die bessere Lösung 
eintreten. Dabei gilt nicht die Schnelligkeit, sondern 
dabei gelten die Gründlichkeit, die Umsicht und das 
Augenmaß, alles das, was in Ihrem Gesetzentwurf 
fehlt. 

Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP - 
Frau Garbe [GRÜNE]: Das war sehr 
schwach!) 


Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Abgeord- 
nete Bachmaier. 


Bachmaier (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Nur: Die Behäbigkeit sollte auch nicht 


gerade zum ständigen Prinzip einer Regierung erklärt (C) 
werden. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN - 
Kleinert [Hannover] [FDP]: Wenn ich mir das 
phänotypisch betrachte !) 

— Aha, Kleinert ist auch hier. 

In ihren öffentlichen Erklärungen sind sich schon 
lange alle einig. Unser derzeit geltendes Schadenser- 
satzrecht ist in weiten Bereichen nicht mehr in der 
Lage, einen auch nur einigermaßen gerechten Aus- 
gleich von Schäden zu gewährleisten, die unserer 
Um- und Mitwelt tagtäghch zugefügt werden. Eine 
tiefgreifende Reform des Umwelthaftungsrechts ist 
dringend geboten. Es ist ja wohl ein elementares Ge- 
bot der Gerechtigkeit, daß denjenigen, denen durch 
Umweltverschmutzung und Umweltvergiftung Scha- 
den zugefügt wird, zumindest ein Ersatz für die erht- 
tenen Schäden geleistet wird. Dazu zählen auch die 
sogenannten Ökoschäden, also Schädigungen des 
Naturhaushalts, die materiell allenfalls unzulänglich 
bewertet werden können, aber dennoch zu erhebh- 
chen Störungen des Naturhaushaltsgefüges führen. 

In ihren öffentlichen Bekundungen sind sich alle 
pohtischen Kräfte auch darüber einig, daß ein den 
spezifischen Schädigungen angemessenes Umwelt- 
haftungsrecht eine heilsame Wirkung im Rahmen ei- 
ner vorsorgenden Umweltpohtik entfalten würde. Po- 
tentielle Umweltschädiger nämhch, die damit rech- 
nen müßten, daß sie für die Schäden, die sie Mensch 
und Natur zufügen, geradezustehen hätten, würden 
alles in ihren Kräften Stehende tun, um Schäden zu 
vermeiden. pj 

Die Instrumente, mit denen das geltende Haftungs- 
recht ausgestattet werden müßte, damit den Umwelt- 
schäden wirksam begegnet werden kann, sind be- 
kannt und vielfältig diskutiert worden. Es gilt, die oft 
unerträgliche Beweisnot der Geschädigten beim 
Nachweis des Schadens zu beseitigen und Beweiser- 
leichterungen bis hin zur Beweislastumkehr zugun- 
sten der Geschädigten einzuführen. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Die verschuldensunabhängige Haftung muß über den 
wasserrechthchen Bereich hinaus auf das gesamte 
Umweltschadensersatzrecht, also auch auf Boden, 

Luft und Ökosysteme, ausgedehnt werden. Wer Scha- 
den verursacht, hat für den Schaden einzustehen, un- 
abhängig davon, ob Verschulden vorhegt oder nicht, 
unabhängig auch davon, ob öffenthchrechtliche Ge- 
nehmigungen verletzt worden sind oder nicht. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Ich nehme jetzt nur einmal den Bereich, in dem wir 
uns einig sind. — Betreiber von umweltgefährdenden 
Anlagen müssen gesetzlich verpflichtet werden, das 
sich aus dem Betrieb ergebende Haftungsrisiko ent- 
weder durch eine Haftpflichtversicherung abzudek- 
ken oder eine anderweitige Deckungsvorsorge für 
Schadensersatzleistungen zu treffen. Für Fälle, in de- 
nen es sich — wie beim größten Teil der Waldschä- 
den — um sogenannte Summations- und Distanzschä- 
den handelt, müssen dann, wenn man keine Staats- 
haftung will, Schadensersatzfonds gebildet werden, 
die aus Abgaben der Schadstoffemittenten gespeist 
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Bachmaier 

(A) werden und aus denen die Geschädigten Schadenser- 
satz erlangen können. 

Jetzt, nachdem man über die Grundfragen Einig- 
keit hat, müssen doch endlich einmal die Konsequen- 
zen aus den bisherigen Erkenntnissen gezogen wer- 
den. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Wir haben unsere Vorstellungen bereits vor einem 
Jahr in einem Entschließungsantrag vorgelegt. Heute 
behandeln wir in erster Lesung die Vorstellungen der 
GRÜNEN zur Reform des Umwelthaftungsrechts, in 
denen — Herr Hüsch hat dies auch am Rande er- 
wähnt — bedenkenswerte und diskussionswürdige 
Anregimgen zur Lösung der Probleme enthalten 
sind. 

(Zuruf von den GRÜNEN: Aber?) 

Nur die Regierung, die nach der Katastrophe von San- 
doz und in der Regierungserklärung des Bundeskanz- 
lers vom März 1987 verbindlich versprochen hatte, 
das Umwelthaftungsrecht wirksam zu reformieren, 
versucht nach wie vor, sich mit allen erdenklichen 
Manövern um die von ihr selbst für notwendig erach- 
tete Aufgabe herumzudrücken bzw. darum herumzu- 
reden. 

Jüngstes Beispiel sind die von den Ministem Engel- 
hard und Töpfer vorgelegten sogenannten Eckwerte 
für ein Umwelthaftungsgesetz. 

(Zumf von der SPD: So ist das!) 

Dadurch, daß diese sogenannten Eckwerte, die in ei- 
ß) nem Diskussionsentwurf — so wird er bezeichnet — 
niedergelegt sind, vom Kabinett, wie es wörtlich heißt, 
zur Kenntnis genommen wurden, soll der Eindmck 
erweckt werden, es handele sich um einen Gesetzent- 
wurf, der nach dem Willen der Bundesregiemng bald- 
möglichst verbindliches Recht werden soll. In Wirk- 
lichkeit aber sind diese Eckwerte und ist dieser soge- 
nannte Diskussionsentwurf von völliger Unverbind- 
lichkeit; sie haben noch nicht einmal den Segen des 
Kabinetts, sind noch nicht einmal mit den Ressorts 
abgestimmt 

(Zumf von der SPD: Hört! Hört!) 

und werden wohl auch in absehbarer Zeit die Organe, 
die in unserem Lande für die Gesetzgebung zuständig 
sind, nämlich Bundestag und Bundesrat, nicht be- 
schäftigen. 

(Zumfe von der SPD: Sehr wahr! — So ist 
das!) 

Wir würden uns freuen, wenn Sie den Gegenbeweis 
anträten. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Bereits vor einem Jahr hat man absehen können, 
daß außer periodisch wiederkehrendem Wortgeklin- 
gel von dieser Regierung weder bei der Verankemng 
des Umweltschutzes in der Verfassung noch beim 
Umweltstrafrecht, schon gar nicht beim Umwelthaf- 
tungsrecht, substantielle Verbessemngen zu erwar- 
ten sind. 

(Zumf von den GRÜNEN: Genauso ist es!) 


Schon vor einem Jahr war abzusehen, daß alle vor- (C) 
getäuschten Aktivitäten auf diesem Feld lediglich die 
Aufgabe haben, wortreich den tatsächlich erfolgten 
Rückzug bei der Gestaltung des Umweltrechts zu ver- 
kleistern. Selbst dann, wenn dieser sogenannte Dis- 
kussionsentwurf vielleicht doch noch in der äußerst 
knapp bemessenen Zeit dieser Legislaturperiode die 
Gesetzgebungsorgane des Bundes beschäftigen 
sollte, was, wie gesagt, kaum zu erwarten ist, wird sich 
erweisen, daß dieser sogenannte Gesetzentwurf, den 
zu verabschieden das Bundeskabinett noch nicht ein- 
mal den Mut hatte, die substantiellen Mängel unseres 
Umwelthaftungsrechts nicht beseitigt, den Geschä- 
digten vielmehr Steine statt Brot gibt. 

(BeifaU bei der SPD und den GRÜNEN) 

Dies gilt selbst dann, wenn Sie dies in Gesetzesform 
gießen, um das mal klar zu sagen. Hierzu einige Bei- 
spiele; 

Erstens. Der Entwurf bietet keine Lösung für den 
Ersatz der sogenannten Summations- und Distanz- 
schäden, 

(Baum [FDP]: Das ist ja auch schwierig!) 

also für den Ersatz des größten Teils der Waldschäden 
und der Schäden an Bauwerken, obwohl der Bundes- 
gerichtshof im Dezember 1987 — Herr Hafner hat dar- 
auf hingewiesen — den Gesetzgeber zum Handeln 
aufgefordert hat und Schadensersatzregelungen für 
diese Fälle für notwendig und geboten erachtete. 

Zweitens. Die ins Auge gefaßte Regelung der ver- 
schuldensunabhängigen Gefährdungshaftung beim 
Betrieb umweltgefährdender Anlagen bleibt weit hin- (D) 
ter der bereits in § 22 des Wasserhaushaltsgesetzes 
geregelten Gefährdungshaftung zurück. 

Drittens. Die Einfühmng der Gefährdungshaftung 
soll weiter dadurch eingeschränkt werden, daß beim 
genehmigten Normalbetrieb nur dann Schadenser- 
satz zu leisten ist, wenn die Beeinträchtigungen nach 
den ortsübhchen Verhältnissen unzumutbar sind. 

(Hört! Hört! bei den GRÜNEN) 

Was heißt das schon? 

Viertens. Von Beweiserleichterung bei dem Kausa- 
litätsiiachweis ist im Entwurf nicht die Rede, wenn 
sich der Betreiber im Rahmen des Normalbetriebs ge- 
halten hat. Sie soll nur dann greifen, wenn der Betrei- 
ber nicht nachweisen kann, daß er sich im Rahmen 
des Normalbetriebs gehalten hat. Auch dies ist letzlich 
etwas, was in der Praxis keine Veränderung schafft. 

Fünftens. Einen blanken Rückschritt im Bereich der 
Gefährdungshaftung stellt es dar, daß die gesamt- 
schuldnerische Haftung bei Schäden, die durch den 
Normalbetrieb entstanden sind, ausgeschlossen sein 
soU, 

Sechstens. Wer gehofft hatte, daß der für die Gel- 
tendmachung von Umweltschäden zwingend erfor- 
derliche Auskunftsanspruch der Geschädigten ge- 
genüber den Anlagenbetreibern gewährt werde, sieht 
sich ebenfalls enttäuscht. Die Geheimhaltung im Fir- 
meninteresse oder im Interesse eines Dritten — wer 
dies auch immer sein soll — hat immer Vorrang. Von 
der Verpflichtung automatischer und fälschungssi- 
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Bachmaier 

(A) cherer Kontrollmessungen ist an keiner Stelle des Ent- 
wurfs die Rede. 

Siebentens. Eine obligatorische Umwelthaftpflicht- 
versicherung bzw. eine entsprechende Deckungsvor- 
sorge soll es nur für einen kleinen Kreis besonders 
gefährhcher Anlagen geben. Bei den übrigen Anla- 
gen, die nicht selten von nur mit geringem Haftungs- 
kapital ausgestatteten GmbHs betrieben werden, 
wird der Geschädigte auch in Zukunft das Nachsehen 
haben, weil diese Betreiber wirtschaftlich nicht in der 
Lage sind, den von ihnen verursachten Schaden zu 
erstatten. Gerade aber auch bei diesen Anlagenbe- 
treibem wäre es zwingend geboten, Deckungsvor- 
sorge für das Schadensrisiko der betriebenen Anlagen 
zu verlangen und dieses Risiko nicht wie bisher auf 
die Geschädigten zu verlagern. 

Ich bleibe daher bei meiner Bewertung dieses un- 
verbindlichen Diskussionsentwurfs. Was die eine Vor- 
schrift dem Geschädigten gibt, kassiert die nächste 
bereits wieder ein. Außerdem würde dieser Entwurf, 
soUte er Gesetz werden, weitgehend nur den Umwelt- 
nachbarschaftsschaden regeln, während der weit 
überwiegende Teü der Umweltschäden dadurch nicht 
erfaßt würde. 

Wenn die Regierung ganz offensichtlich noch nicht 
einmal die Kraft hat, eine Mehrheit für diese äußerst 
dürftige Minimallösung im Bundestag und im Bun- 
de srat sicherzustellen, weil die entsprechende Lobby 
dies einfach nicht will, dann weiß man endgültig: Von 
dieser Regierung sind substantielle Verbesserungen 
des umweltrechtlichen Handlungsinstrumentariums 
weder heute noch in Zukunft zu erwarten. 

(B) Herzlichen Dank, meine Damen und Herren, 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Vizepräsident Westphai: Das Wort hat der Abgeord- 
nete lÜeinert (Hannover). 

Kieinert (Hannover) (FDP): Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen, meine Herren! Herr Bach- 
maier hat sich ja sehr geschickt verhalten, indem er an 
Hand von Eckwerten, die die Bundesregierung vorge- 
legt hat — und zwar gar nicht mit so beachtlicher Ver- 
zögerung gegenüber dem Entwurf, über den wir hier 
zu sprechen haben — , eine Fülle von Kritik geäußert 
hat, ohne auch nur im geringsten darauf einzugehen, 
was denn seiner Ansicht nach nicht nur so allgemein, 
sondern konkret statt dessen stattfinden sollte. Sie 
haben es auch sehr sorgfältig vermieden, Herr Bach- 
maier, sich mit dem Entwurf auseinanderzusetzen, 
den die GRÜNEN hier vorgelegt haben. Das ist aller- 
dings auch das wenigste, was wir von den GRÜNEN 
erwartet hatten: daß sie auf dem Gebiet, auf das sie 
sich punktuell, mit einer bewundernswerten Einsei- 
tigkeit und voller Ausnutzung der damit verbundenen 
Emotionsträchtigkeit konzentriert haben, nun auch 
einen Entwurf vorlegen. 

Aber dieser Entwurf zeigt gerade Ihren verfehlten 
Ansatz. Die Konzentration auf einen zugegebenerma- 
ßen sehr wichtigen Punkt, nämlich nicht nur den 
Schutz unserer Umwelt, sondern auch die Zurück- 
drängung der bisher schon eingetretenen Schäden, 
hindert Sie daran, Gesamtzusammenhänge unseres 
Rechtssystems und unserer Volkswirtschaft in Ihre 


Überlegungen einzubeziehen. Der letzte Geschä- (C) 
digte, die Fülle kleiner Arbeitnehmer und Bezieher 
kleiner Einkommen werden jeden Pfennig bezahlen, 
von dem Sie hier mit Ihrem Entwurf so tun, als wäre 
das Non-Geld, das man aus fernen, unerfindlichen 
Quellen schöpfen kann. Geld entsteht nicht durch ge- 
heimnisvolle Verdichtungsvorgänge in der oberen 
Stratosphäre, sondern durch die Arbeit aller am Wirt- 
schaftsprozeß Beteiligten. 

(Kleinert [Marburg] [GRÜNE]: Was Sie nicht 
sagen!) 

Deshalb ist es Spiegelfechterei, wenn Sie hergehen 
und sagen: Wir machen einen Fonds, und in den zah- 
len alle ein, die etwas näher — das will ich gern ein- 
räumen — an der Verursachung der Schäden dran 
sind, über die wir zu reden haben, und von da können 
dann alle bedient werden. 


Herr Hüsch hat Sie schon darauf hingewiesen: Es ist 
ein grundsätzlicher Fehler im Denkansatz, von einem 
Ziel, das ich wohl als ein gemeinsames bezeichnen 
darf. 


(Frau Hillerich [GRÜNE]: Nehmen Sie sich 
ein Beispiel an Japan!) 


nämhch dadurch, daß man Verantwortlichkeiten klar- 
stellt, die Leute dazu zu zwingen, sich angemessen zu 
verhalten 


(Frau Flinner [GRÜNE]: Wen meinen Sie mit 
den „Leuten'^? - Dr. Hüsch [CDU/CSU]: 
Sie!) 


— Zum Beispiel jeden, der in diesem Lande produziert 
und der sich dabei an die Regeln zu halten hat, die wir 
gemeinsam und in rasch zunehmender Fülle geschaf- 
fen haben; nebenbei bemerkt: in einer Regelungs- 
dichte, mit der wir weltweit einmalig dastehen. Die 
von Ihnen so gescholtene Bundesregierung hat in den 
letzten Jahren eine Fülle von gesetzlichen Regelun- 
gen vorgesehen, die in anderen Ländern in dieser 
Form überhaupt nicht akzeptiert worden wären: we- 
gen der enormen Belastungen, die wir damit unserer 
Wirtschaft — und das sind wir alle — auferlegt ha- 
ben. 


(D) 


(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Das haben wir so gewollt. Das hat diese Bundesregie- 
rung, das hat diese Koalition so gewollt. 

(Frau Garbe [GRÜNE]: Deshalb geht es auch 
den Bach runter!) 

Deshalb ist es nicht redlich, wenn Sie hergehen und 
uns schelten, als wäre nichts geschehen. Das Gegen- 
teil ist der Fall. 

Aber bei dem, was Sie erreichen wollen — wir kön- 
nen gemeinsam nur hoffen, daß das Ziel, das auch Sie 
von den GRÜNEN im Auge haben, 

(Frau Garbe [GRÜNE]: Nicht nur im Auge!) 

erreicht wird — , brauchen Sie Mechanismen, die ver- 
nünftig greifen. Sie brauchen nicht Verwischung von 
Verantwortung durch Gründung von Fonds, durch 
Abschieben auf Zwangsversicherungen oder derglei- 
chen, sondern Sie müssen wissen: Der eine Teil der 
Schäden ist von denen zu bezahlen, denen sie auf tadel- 
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Kleinert (Hannover) 

(A) lose, juristisch klare Weise zugeordnet werden kön- 
nen. 

(Frau Hillerich [GRÜNE]: Sie wissen gar 
nicht, was Umweltschäden sind!) 

Das hat eine erhebliche restriktive Bedeutung gegen- 
über denen, die solche Schäden zu verursachen ge- 
neigt sein könnten oder die in Gefahr sein könnten, 
solche Schäden zu setzen. Der andere Teil dieser 
Schäden, das sind die Schäden der Zivilisation, in der 
wir alle leben, von der wir einen enormen Wohlstand 
ziehen, die dann, wenn sie im Rahmen geltender Ge- 
setze dennoch entstanden sind, schließlich auch von 
uns allen, nämlich vom Staat, zu tragen sind. 

(Frau Dr. Hartenstein [SPD]: So einfach ist 
das!) 

Da hilft es nicht, über irgendwelche Fonds abzulen- 
ken, die nur Verantwortung verwischen, sondern bei 
diesem Teil muß man sagen: Auch in diesem Fall sind 
wir eine Sohdargemeinschaft. 

Ich habe sehr wohl gehört, daß Herr Bachmaier ge- 
sagt hat: Wenn man keine Staatshaftung will, muß 
man dies oder jenes tun. Das ist einer der ganz zen- 
tralen Punkte, über die wir uns inklusive der dazuge- 
hörigen scharfen Abgrenzung zwischen dem verant- 
wortbaren und deshalb auch zu verantwortenden Be- 
reich und dem Bereich, in dem wir bei im Rahmen 
geltenden Rechts ausgeübter gewerbhcher Tätigkeit 
niemand haftbar machen können, unterhalten müs- 
sen. 

Vizepräsident Westphal: Herr Abgeordneter, ach- 
ten Sie bitte auf die Zeichen, die ich Ihnen gebe. 

(B) 

Kieinert (Hannover) (FDP): Sehr geehrter Herr Prä- 
sident, darf ich diesen Satz noch zu Ende führen? 

Vizepräsident Westphai: Ich versuche schon lange. 
Sie zum Ende zu bringen. 

Kieinert (Hannover) (FDP): Für diesen Dienst an 
unserer Rechtsordnung im Sinne der Verantwortlich- 
keit aller Beteiligten wären wir Ihnen sehr dankbar, 
für die gemeinsame Diskussion über einen sauberen, 
juristisch klaren und verständlichen Weg. 

Herzhchen Dank, 

(BeifaU bei der FDP und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Parla- 
mentarische Staatssekretär im Bundesministerium der 
Justiz, Herr Dr. Jahn. 

Dr. Jahn, Pari. Staatssekretär beim Bundesminister 
der Justiz: Herr Präsident! Meine sehr verehrten Da- 
men und Herren! Die heutige Debatte hat eines ge- 
zeigt — darin stimmen wir sicherhch überein — : Die 

Rechtsstellung der Geschädigten bei Umweltschäden 

muß nachhaltig verbessert werden. 

(Schütz [SPD]: Das ist richtig!) 

Präventiv ist das Haftungsrecht aber auch als markt- 
konformes Mittel der Umweltvorsorge stärker als bis- 
her einzusetzen. 

(Häfner [GRÜNE]: Warum spricht hier nicht 
der Bundesminister?) 


Auf der Grundlage umfangreicher Vorarbeiten ha- (C) 
ben die Bundesminister Engelhard und Töpfer ent- 
sprechende Eckwerte für ein Umwelthaftungsgesetz 
und einen Diskussionsentwurf vorgelegt. Es wäre 
redlich, Herr Kollege Häfner, wenn Sie nicht nur auf 
die Eckdaten, sondern auch auf den Diskussionsent- 
wurf eingegangen wären. 

Herr Kollege Bachmaier, Sie fragen: Wann kommt 
diese Regelung über die Probleme, um die es hier 
geht? Diese gab es auch schon zu Ihrer Regierungs- 
zeit, und Sie haben das Problem in diesen Jahren nicht 
angepackt. 

(Baum [FDP]: Gelegenthch müssen sie ja 
auch Neues machen!) 

Meine Damen und Herren, den Kern der Reform 
bildet die Neueinführung einer verschuldensunab- 
hängigen Gefährdungshaftung zum Schutz von Bo- 
den und Luft neben der bereits bestehenden Gefähr- 
dungshaftung zum Schutz des Wassers. Der Kreis der 
Anlagen, für deren Betrieb die neue Gefährdungshaf- 
tung gilt, wird gesetzlich bestimmt, damit klar und 
eindeutig feststeht, wer dieser Haftung unterhegt. 
Diese Gefährdungshaftung erfaßt auch den soge- 
nannten Normalbetrieb. Damit, Herr Kollege Häfner, 
fallen auch solche Schäden unter die Ersatzpfhcht, die 
durch den störungsfreien, meist sogar behördhch ge- 
nehmigten Betrieb der Anlage entstehen. Vor- 
schnelle, das System unseres Haftungsrechts spren- 
gende Lösungen, wie sie der Gesetzentwurf der GRÜ- 
NEN enthält, können wir in diesem sensiblen Bereich 
nicht brauchen. 

Herr Kollege Häfner, die GRÜNEN wollen für eine (D) 
Haftung die bloße Verursachung ausreichend sein 
lassen. Eine solche Kausalhaftung bricht mit dem 
Grundprinzip unseres Haftungsrechts, daß nur für 
Verschulden oder — im Falle der Gefährdungshaf- 
tung — für bewußt eröffnetes Risiko gehaftet wird. 

Eine uferlose, an den reinen Erfolg anknüpfende Haf- 
tung wäre die Folge, wenn man Ihren Entwurf zu- 
grunde legte. 

(Häfner [GRÜNE]: Bestimmt haben Sie ihn 
nicht gelesen!) 

Weiter wollen Sie Beweiserleichterungen. Die 
überwiegende Wahrscheinhchkeit soll genügen. 
Auch die Bundesregierung will, wie Sie wissen, die 
Beweisnot der Geschädigten lindern. Der Betreiber 
einer Anlage muß sich aber gegen eine unberechtigte 
Inanspruchnahme wehren können. Nach unseren 
Vorstellungen ist er entlastet, wenn er die ernsthafte 
Möglichkeit einer anderweitigen Verursachung dar- 
legt. Ihr Vorschlag, der Vorschlag der GRÜNEN also, 
wird dagegen häufig in die von uns stets bekämpfte 
Verdachtshaftung einmünden. 

Auch der weitere Vorschlag, den Sie mit der Dek- 
kungs Vorsorge und der Pflichtversicherung anspre- 
chen, erscheint unreahstisch. 

Noch einmal: Ausgehend von den Eckwerten und 
dem Diskussionsentwurf wird der Bundesminister der 
Justiz gemäß dem Kabinettsauftrag vom 24. Mai in 
enger Zusammenarbeit mit dem Bundesminister für 
Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit und den 
beteiligten Bundesressorts den Entwurf für ein Um- 
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Pari. Staatssekretär Dr. Jahn 

(A) Welthaftungsgesetz nach der parlamentarischen Som- 
merpause, Herr Kollege Bachmaier, vorlegen. 

(Bachmeier [SPD]: Das ist ein weites Feld!) 

Die geplanten Regelungen, die dort vorgesehen sind, 
bilden dabei erst den Anfang der gesetzgeberischen 
Maßnahmen zum Ausgleich der Umweltschäden. Wir 
müssen weiter daran arbeiten — das war soeben Dis- 
kussionsgegenstand — , Ersatz für jene Schäden zu 
finden, für die ein konkreter individueller Verursa- 
cher nicht festzustellen ist. 

Für alle Lösungsvorschläge sind wir selbstverständ- 
lich offen. 

(Bachmaier [SPD]: Dabei wird er nicht rot!) 

In jedem Fall aber muß die Berechenbarkeit und Sy- 
stemgerechtigkeit unseres Haftungsrechts gewahrt 
bleiben. 

(Beifall des Abg. Kleinert [Hannover] [FDP]) 

Ich warne davor, die Diskussion vorschnell auf die 
Fondslösung zu verengen und andere Entschädi- 
gungsmodelle auszuschließen. Der Ausgleich solcher 
Schäden über ein Fondsmodell ist sicher eine ernst- 
haft in Betracht zu ziehende Möglichkeit. Doch sind 
nach unseren Untersuchungen die internationalen Er- 
fahrungen mit entsprechenden Lösungen keineswegs 
durchgängig ermutigend. 

Herr Kollege Häfner, da Sie etwas zum kollektiven 
Ausgleichssystem ausgeführt haben: Ihr Entwurf ent- 
hält in seinem zweiten Teil ein komplettes Organisa- 

(B) tionsgesetz für einen Umweltschadensfonds. Die Zeit 
dafür ist noch nicht reif; denn einerseits ist der Um- 
fang der Schäden weiterhin unklar. Der Entwurf der 
GRÜNEN geht von jährlich ca. 100 Milliarden DM 
aus. Das erscheint zu hoch. Bei den Waldschäden 
waren bisher ca. 500 Milhonen DM jährhch im Ge- 
spräch. Wenn die Summe wirkhch so klein ist, schafft 
der Fonds möghcherweise überflüssige Bürokratie. Ist 
die Summe dagegen so groß, wie Sie, Herr Häfner, in 
dem Entwurf unterstellen, wächst der Fonds in 
enorme Dimensionen: etwa ein Drittel des gegenwär- 
tigen Bundeshaushalts. In diesem FaU muß dann na- 
türhch entschieden werden: Wer soll das bezahlen? 
Wer in der Opposition ist, kann natürlich gut Forde- 
rungen stehen, weil er weiß: Wir sind für das, was in 
dieser Form objektiv nicht möghch ist; weil wir uns 
ohnehin nicht durchsetzen, können wir hier solche 
Anträge stehen. 

(Häfner [GRÜNE]: Wer bezahlt es denn 
heute?) 

Meine Damen und Herren, die Bundesregierung 
hat seit Abgabe der Regierungserklärung konsequent 
auf ein neues Umwelthaftungsrecht hingearbeitet und 
wird, wie angekündigt, die Vorschläge, die sie bisher 
erarbeitet hat, in den nächsten Monaten konkretisie- 
ren und, ich sagte es, den angekündigten Entwurf 
nach der Sommerpause vorlegen. 

(BeifaU bei der CDU/CSU und der FDP - 

Häfner [GRÜNE]: Die Schäden werden 

heute genauso bezahlt, nur nicht vom Verur- 
sacher!) 


Vizepräsident Westphal: Meine Damen und Herren, (C) 
ich schheße die Aussprache. 

Der Ältestenrat schlägt vor, den Gesetzentwurf der 
Fraktion DIE GRÜNEN auf Drucksache 11/4247 an 
die in der Tagesordnung auf geführten Ausschüsse zu 
überweisen. Sind Sie damit einverstanden? — Dann 
ist die Überweisung so beschlossen. 

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 20 auf: 

Beratung des Antrags der Abgeordneten Vahl- 
berg, Dr. Schöfberger, Adler, Amling, Bach- 
maier, Bamberg, Bindig, Blunck, Büchler (Hof), 
Conradi, Fischer (Homburg), Dr. Glotz, 

Dr. Haack, Dr. Hartenstein, Dr. Hauff, Kiehm, 
Kißlinger, Kolbow, Lambinus, Leidinger, Len- 
nartz, Lutz, Dr. Martiny, Matthäus-Maier, 
Menzel, Müller (Düsseldorf), Müller (Schwein- 
furt), Porzner, Reimann, Reuter, Schäfer (Offen- 
burg), Schmidt (München), Schmidt (Nürn- 
berg), Schütz, Sieler (Amberg), Dr. Skarpelis- 
Sperk, Stahl (Kempen), Stiegler, Verheugen, 
Waltemathe, Weiermann, Weiler, Dr. Wernitz, 
Wimmer (Neuötting), Dr. de With, Dr. Vogel 
und der Fraktion der SPD 

Forderung nach einer Konvention zum Schutz 
der Alpen 

— Drucksache 11/3910 — 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 

Ausschuß für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit 
(federführend) 

Innenausschuß 
Sportausschuß 
Finanzausschuß 
Ausschuß für Wirtschaft 

Ausschuß für Ernährung, Leuidwirtschaft imd Forsten 

Verteidigungsausschuß 

Ausschuß für Verkehr 

Ausschuß für Raumordnimg, Bauwesen und Städtebau 
Ausschuß für Forschung und Technologie 

Nach einer Vereinbarung im Ältestenrat sind für die 
Beratung 45 Minuten vorgesehen. — Ich sehe dazu 
keinen Widerspruch. Dann ist das so beschlossen. 

Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat der Abge- 
ordnete Vahlberg. 

(Jahn [Marburg] [SPD]: Der ist nicht da!) 

— Ist der Abgeordnete Friedrich im Raum? — Dürfen 
wir mit Ihnen anfangen? — Es tut mir furchtbar leid, 
denn es ist eine Einbringung von sozialdemokrati- 
scher Seite. Wir müssen jetzt erst die Kritik und dann 
den Vorschlag hören. Bitte schön, Herr Friedrich. 


Dr. Friedrich (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Ich bin gerne bereit, zum Antrag 
der SPD als erster zu sprechen. 

Wir werden von der SPD eine Beschreibung des 
Zustands der Alpen bekommen. Wenn da etwas falsch 
ist — ich glaube nicht, daß es grundlegend falsch sein 
wird — , dann hat der Staatssekretär Gröbl, der über 
die Alpen nicht nur reden kann, sondern dort auch 
wohnt, die Möglichkeit, das richtigzustellen. Wir sind 
im Prinzip gemeinsam der Überzeugung, daß die Al- 
pen nicht nur ein interessantes und herausragendes 
Ökosystem darsteUen, sondern daß sie auch eine be- 
sondere Schönheit haben und daß das wiederum zu 
Problemen führt, nämhch einen Zivilisationsdnick. 
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Dr. Friedrich 

(A) Ich habe ihn mir für die bayerischen Alpen einmal ein 
bißchen zahlenmäßig zusammengeschrieben. Wir ha- 
ben seit 1970 in den bayerischen Alpen einen Bevöl- 
kerungszuwachs von 6,5% bei einem bayerischen 
Landesdurchschnitt von 4%. Mit den Instrumenten 
der bayerischen Landesplanung ist es uns zwar gelun- 
gen, daß die Anzahl der Wohnungen nicht im gleichen 
Maße zugenommen hat. Aber herausgekommen sind 
in 17 Jahren immer noch 55,9% mehr Wohnungen. 
Woanders würden wir uns darüber freuen, bei den 
Alpen wissen wir, daß das mit Problemen verbunden 
ist. Hinzu kommen Menschen, die keine ganzen Woh- 
nungen brauchen, die die Alpen nur als Touristen 
besuchen; 4 Millionen Urlaubsgäste in den bayeri- 
schen Alpen in letzter Zeit, 26 Millionen Übernach- 
tungen, und dazu kommen dann noch einige andere, 
ich will einmal sagen: Süddeutsche, etwa 10 Millio- 
nen, die die bayerischen Alpen als Naherholungsge- 
biet nutzen. 

Die Völkerwanderung, die dadurch periodisch im 
Winter und im Sommer ausgelöst wird, sorgt einer- 
seits bei den Ortsansässigen für materielle Lebens- 
grundlagen, sie gefährdet aber gleichzeitig — hier 
sind wir uns einig — die natürlichen Lebensgrundla- 
gen. Schon immer war das Leben in diesem Gebiet mit 
besonderen Gefahren verbunden. Ich brauche sie 
nicht zu beschreiben. Das Hochgebirgsökosystem ist 
besonders empfindlich. Es ist besonders empfindlich 
gegen die schon beschriebenen menschlichen Ein- 
flüsse. 

Wir stimmen deshalb darin überein, daß der Schutz 
des gesamten Alpenraums eine gemeinsame Aufgabe 

(B) der beteiligten Staaten sein muß. Wir akzeptieren die 
Forderung der SPD, eine internationale Alpenschutz- 
konferenz einzuberufen. Die Bundesregierung ist Ih- 
nen sogar etwas vorausgeeilt und hat diese Einladung 
schon ausgesprochen. In Kürze findet eine Vorberei- 
tungskonferenz statt. 

Wir sind mit der SPD der Meinung, daß sich das 
Ergebnis durchaus in einer Alpenschutzkonvention 
niederschlagen soll und kann. Es muß eine gemein- 
same Zukunftsstrategie erarbeitet werden, wobei wir 
allerdings auf vielem aufbauen können, was schon an 
internationaler Zusammenarbeit jetzt speziell in der 
Region vorhanden ist, z. B. in der Arbeitsgemeinschaft 
der Alpenländer. 

Bei der Beratung der konkreten Vorschläge und 
Maßnahmen sind wir auch durchaus bereit, den Zu- 
sammenhang zwischen der allgemeinen Umweltpro- 
blematik und den besonderen Problemen der Alpen 
herauszustellen. Es ist sicher richtig, zu sagen, daß die 
Minimierung von Schadstoffen, speziell in der Luft, 
auch im Interesse der Alpen dringend erforderlich ist. 
Bei den Alpen geht es ja, was den Wald betrifft, nicht 
nur um die allgemeinen Funktionen des Waldes, son- 
dern um eine besondere Funktion, nämlich die des 
Bergwaldes als Schutzwald. 

Trotzdem: Wenn wir zu gemeinsamen Beschlüssen 
kommen wollen, müssen wir bei der Zustandsbe- 
schreibung schon bei der Wahrheit bleiben. Darin 
steht: Die Waldschäden haben zugenommen. Ich 
habe im bayerischen Waldschadensbericht 1988 noch 
einmal nachgelesen: Von einer Zunahme finde ich 


weder allgemein etwas noch speziell, bezogen auf die (C) 
bayerischen Alpen. 

(Brauer [GRÜNE]: Das hat sich auf dem sehr 
hohen Niveau von 80% stabilisiert!) 

Bei den bayerischen Alpen ist es so: Früher waren 
50 % schwer geschädigt, jetzt sind 30 % schwer ge- 
schädigt. Da sollte man nicht aus politischen Nützlich- 
keitserwägungen heraus die Unwahrheit formulie- 
ren. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zurufe von den 
GRÜNEN) 

Wir akzeptieren auch nicht, daß es bei den Stick- 
oxiden ein totales Versagen gibt. Ich nehme einen 
Punkt — es ist zugegebenermaßen der günstigste, es 
gibt ungünstigere, wie den Kraftfahrzeugbereich, was 
wir wissen — : Wir haben in Bayern so in den letzten 
Jahren etwa zwei Drittel mehr Strom erzeugt und 55 % 
weniger Stickoxid aus den Heiz- und Stromkraftwer- 
ken in die Luft abgegeben. Das lassen wir unter dem 
Obersatz „gar keine Erfolge" nicht subsumieren. 

Daß es Handlungsbedarf gibt, mit der Formulierung 
sind wir einverstanden. Ich schlage allerdings vor, daß 
wir den Streit über Tempolimit und solche Dinge hier 
jetzt an diesem Punkt noch einmal grundsätzlich aus- 
tragen. Gerade beim Tempolimit — ich habe das in 
dem Antrag gesehen — sehe ich vor allem einen Zu- 
sammenhang. Nur muß ich allerdings zu den Alpen 
und Geschwindigkeitsbegrenzungen sagen: Wenn 
man da — ich war dort erst vor ein paar Monaten wie- 
der — so im Stau auf der Paßstraße steht, dann hat ein 
rotes Schild wirklich nur die Bedeutung, daß es auf die 
Landschaft Einfluß nimmt. 

Trotzdem ist das Thema Verkehr ein wichtiges 
Thema, wenn man sich über die Probleme der Alpen 
unterhält. Allerdings sollten wir uns da speziell mit 
einer Plage für Mensch und Land in dieser Region 
befassen, nämlich mit dem Transitverkehr und hier 
speziell mit dem Güterverkehr. Es ist selbstverständ- 
lich, daß es nicht so weitergehen kann, daß diese 
Blechlawinen durch enge Täler gedrängt werden. Da 
sind wir uns einig. 

(Weiss [München] [GRÜNE]: Das sagen Sie 
mal Ihren Parteifreunden!) 

— Da brauche ich keinem Parteifreund etwas zu sa- 
gen. 

(Weiss [München] [GRÜNE]: Indirekte Blok- 
kade!) 

Der bayerische Ministerpräsident hat in der Arbeits- 
gemeinschaft Alp mit beschlossen, daß es sich hier um 
eine existentielle Beeinträchtigung handelt, Herr Kol- 
lege Weiss. Selbstverständlich kann Straßenbau in 
dieser Region — wir Bayern praktizieren das — nicht 
im Anlegen neuer Trassen, sondern nur noch im Aus- 
bau des vorhandenen Netzes bestehen, wobei ich die 
SPD-Kollegen noch einmal bitte, darüber nachzuden- 
ken, jeden Ausbau einer vorhandenen Straße zu ver- 
bieten. 

Ich war, wie gesagt, vor ein paar Monaten in der 
Situation; Ich fuhr, vom Fempaß her kommend, ins 
Allgäu hinein; es ist unerträglich, was den Menschen 
in den Ortsdurchfahrten dort zugemutet wird. Es ist 
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(A) für uns nicht akzeptabel, hier durch eine Formulie- 
rung eine Ortsumgehung zu verhindern. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Die eigentliche Lösung — da sind wir uns sicher 
wieder einig — kann aber nur in einer Verlagerung 
des Güterverkehrs auf die Schiene bestehen. 

(Weiss [München] [GRÜNE]: Nicht nur ver- 
bal fordern!) 

— Nicht nur verbal fordern? Herr Kollege Weiss, das 
können wir natürhch nicht allein machen. Dazu ist 
eine internationale Zusammenarbeit erforderlich. 
Heute habe ich ein neues Papier des bayerischen 
Wirtschaftsministeriums bekommen. Ich könnte ihnen 
genauer — aus Zeitgründen tue ich es natürhch 
nicht — schildern, woran das hegt. Die zuständigen 
Ministerpräsidenten und Landesobmänner der Al- 
penregionen — es waren auch Freunde meiner Partei 
dabei — haben gemeinsam bedauert, daß sehr viel 
geredet wird, daß sehr viele Studien erarbeitet wer- 
den, daß aber im Prinzip in der Praxis leider fast noch 
nichts passiert ist. 

(Weiss [München] [GRÜNE]: Es ist aber Ihre 
Pohtik, daß nichts passiert!) 

— Es ist doch eine international abzustimmende Poh- 
tik. 

Wir haben gemeinsame Überzeugungen, auch na- 
tionale Kompetenzen. Es ist sinnvoll, wenn wir uns 
gemeinsam an die Bundesregierung wenden. Bei an- 
deren Punkten werden wir uns nicht einigen, z. B. 
wenn es um den Stopp aller neuen Liftanlagen, Berg- 
bahnen geht. Damit verhindern sie im Grunde genom- 

(B) men auch den Abbau einer touristischen Übernutzung 
sehr stark ausgebauter und touristisch genutzter Ge- 
biete. Hier brauchen wir differenzierte Lösungen. Im 
Detail müssen wir uns im Umweltausschuß weiter un- 
terhalten. 

Vielen Dank. 

(BeifaU bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Abgeord- 
nete Vahlberg. 

Vahlberg (SPD): Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Ich möchte zunächst einmal der Bundesregie- 
rung zu ihrem Entschluß gratuheren, sozusagen im 
vorauseilenden Gehorsam, in bezug auf unseren An- 
trag, eine Alpenschutzkonferenz einzuberufen. 

(Baum [FDP]: Na bitte!) 

Die Hauptforderung unseres Antrages ist damit er- 
füUt. 

(Baum [FDP]: Dann ist ja alles erledigt!) 

Ich beglückwünsche die Bundesregierung, Herr 
Baum, allerdings nicht mit Herzlichkeit, sondern mit 
einer gewissen Bitternis; denn diese Entscheidung 
hätte schon früher fallen können. Sie hätte auch früher 
fallen müssen. 

Meine Fraktion hat seit 1985 die Forderung erho- 
ben, eine internationale Konferenz mit dem Ziel ein- 
zuberufen, eine Konvention im Sinne der Nordsee- 
Konvention zu verabschieden und alle Alpenanrai- 


nerstaaten zu dieser Konferenz auf nationaler Ebene (C) 
einzuladen. 

Wie wichtig dies gewesen wäre, zeigt sich ja an den 
Diskussionen, die wir jetzt zum Alpentransitverkehr 
erlebt haben: im Grunde genommen ein Stück aus 
dem Tollhaus. Da donnern pro Tag 9 000 Lkw durch 
ein Alpental, belasten die Umwelt mit 17 Tonnen 
Stickoxyden, 27 Tonnen Kohlenmonoxyd, 26 Tonnen 
Ruß und 40 Kilo Blei. Wenn sich die Österreicher da- 
gegen wehren, dann fällt dem zuständigen EG-Kom- 
missar van Miert nur ein, es bestehe die Gefahr der 
Beeinträchtigung des Alpentransitverkehrs. 

Wenn ich abschweifen darf: Es zeigt sich, daß die 
Entscheidungen, die früher vor Ort getroffen wurden 
— die Entscheidungsstrukturen waren für die Bürger 
einsichtig; die Bürger kannten auch dienenigen, die 
die Entscheidungen trafen — , immer weiter weg ver- 
lagert werden, jetzt nach Brüssel, und daß für die 
betroffenen Bürger anonyme EG-Kommissare Ent- 
scheidungen treffen, die sie zutiefst betreffen und be- 
lasten. Wenn wir das nicht erkennen und dem nicht 
mit geeigneten Maßnahmen begegnen, so denke ich 
jedenfalls, dann müssen wir uns über Wahlergebnisse 
keine Gedanken mehr machen. 

Friedrich Zimmermann, der Verkehrsminister, er- 
setzt die fehlende verkehrspolitische Konzeption 
durch Drohungen an unsere Nachbarn und entwickelt 
sich — Pardon! — zum Erpressungsminister. 

(Beifall des Abg. Weiss [München] 
[GRÜNE]) 

Der freie Warenverkehr steht im EG- Vertrag. In den (^) 
Prognosen für den Binnenmarkt 1992, so etwa im 
Cecchini-Bericht, wird das wirtschaftliche Wachstum 
mit einer Ausweitung des Handels im EG-Raum gera- 
dezu euphorisch gefeiert. Wie der damit verbimdene 
Verkehr bewältigt werden soll, ist und bleibt, jeden- 
falls bis heute, völlig unklar. Bis zum Jahr 2000 werde 
er sich verdoppeln, sagen Experten; natürlich mit 
ganz unerträghchen Folgen für das sensible Ökosy- 
stem Im Hochgebirge. Für den Warenverkehr — aus 
der Sicht der Lemminge der Brüsseler EG-Kommis- 
sion ~ stehen die Alpen offensichtlich einfach nur im 
Weg. 

Meine Forderung an die Bundesregierung ist des- 
halb: Am Tisch der Alpenschutzkonferenz sollten 
nicht nur die Alpenanrainerstaaten sitzen, dort sollte 
auch die EG vertreten sein, Herr Staatssekretär. Das 
ist angesichts der Tatsache unverzichtbar, daß die 
Skandinavier — ich weite das gleich auf die EFTA 
aus — , die Holländer, die Belgier an dem Transitver- 
kehr durch die Alpen in starkem Maß beteihgt sind. 

Ich bitte Sie also, auch die EG, vielleicht auch die 
EFTA, dazu einzuladen. 

Die Österreicher und die Schweizer ermutige ich 
von dieser Stelle aus, hart zu bleiben. Sie stehen nicht 
allein. Auch wenn wir nicht in den betroffenen Alpen- 
tälem wohnen: viele von uns werden sie in ihren For- 
derungen unterstützen. 

Immerhin, der Bundesminister für Umwelt hat nun 
für den Oktober dieses Jahres zu einer Konferenz ein- 
geladen oder ist gerade dabei einzuladen. Wir werden 
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(A) ihn hier unterstützen. Wir hoffen, wir dürfen mit zuar- 
beiten. 

Das Ziel einer solchen Konferenz muß unseres Er- 
achtens eine internationale Konvention sein. Auf der 
Basis dieser Konvention müßte ein Katalog mit kon- 
kreten Maßnahmen erarbeitet werden, den dann die 
einzelnen betroffenen Nationen umzusetzen haben. 

Lassen Sie mich ganz kurz auf die wichtigsten For- 
derungen unseres Antrags eingehen. 

Ohne eine drastische Minderung der Luftschad- 
stoffe sind alle Mühen, den Wald zu sanieren, vergeb- 
lich. Die sogenannten neuartigen Waldschäden ha- 
ben in einem bedrohhchen Ausmaß zugenommen. 
Über weite Flächen gibt es in den Alpen keinen ge- 
sunden Baum mehr — entgegen dem, was Sie, Herr 
Friedrich, vorhin gesagt haben. 

(Dr. Friedrich [CDU/CSU]: Und die Be- 
lege?) 

— Das ist zu belegen. Ich habe vor kurzem im Raum 
Garmisch eine Waldbegehung mit Forstbiologen und 
Förstern gemacht, die nicht meiner Partei nahestehen 
und nicht ideologisch fixiert sind. Sie haben einmütig 
gesagt; Es gibt hier keinen gesunden Baum mehr, 
wenn man die gesamte Palette der Alpenbäume be- 
trachtet. 

Der Waldschadensbericht der Bundesregierung be- 
stätigt im Grund genommen diese Bestellung. Insge- 
samt weist die Bilanz für Bayern 1988 aus, daß in den 
Schadensklassen 1 bis 4 55 % der Fichten, 60 % der 
Kiefern, 83 % der Tannen, 71 % der Buchen und 76 % 
der Eichen geschädigt sind. Das ist über die Fläche 
^ ^ gesehen. Ich habe gesagt: In einzelnen Gebieten gibt 
es keinen gesunden Baum mehr. 

Erfolge bei der Verminderung der für den Hoch- 
wald besonders schädlichen Stickoxidemissionen gibt 
es nicht. Die Emissionen sind im Gegenteil 1988 mit 
3,16 Millionen t um 7% höher als im Jahr 1983. 

Vordringlich ist die Begrenzung der Umweltbela- 
stung durch den Kraftfahrzeugverkehr. Hierzu ist 
eine konsequente Verringerung des Schadstoffaus- 
stoßes durch Tempolimit und Abgasbegrenzung er- 
forderlich. 

Herr Friedrich, ich kenne das Argument, daß in den 
Alpentälem und auf den Alpenpässen 130, 150 oder 
200 km/h nicht gefahren werden können. Das ist 
völlig klar. Aber im Alpenvorland auf den Autobah- 
nen etwa nach Salzburg oder Kufstein kann ein sol- 
ches Tempo gefahren werden, ebenso auf den Land- 
straßen. Das führt zu erhöhten Stickoxidbelastungen. 
Wir wissen ja, daß Stickoxide erst über den Transport 
in große Höhen und durch die Einwirkung des Son- 
nenlichts in Fotooxidantien umgewandelt werden, die 
dann schädhch auf die Bäume einwirken. Insofern ist 
dieses Tempolimit sehr wohl auch in bezug auf den 
Alpenwald gerechtfertigt. 

Der Transitverkehr, insbesondere der Schwerlast- 
verkehr, muß auf die Schiene verlagert werden. Dafür 
sind die entsprechenden planerischen und investiven 
Vorkehrungen zu treffen. Die Verkehrslawine erstickt 
die Alpentäler. Die Hinnahme der prognostizierten 
jährlichen Wachstumsrate von 5% im Güter- und 
Reisverkehr bedeutet den Tod der Alpen. 


Eine weitere Forderung lautet: Alle baulichen Maß- (C) 
nahmen, die erheblich in die Natur eingreif en, müs- 
sen vor ihrer Verwirkhchung einer Umwelt-, Kultur- 
und Sozialverträglichkeitsprüfimg unterzogen wer- 
den. Das gilt insbesondere auch für die touristische 
Erschließung des Alpenraums. Wir sind der Auffas- 
sung, daß jetzt Schluß sein muß mit dem Bau von Auf- 
stiegshilfen — Lifte, Bergbahnen — , zusätzlichen 
Berggasthöfen. 

Ich beklage ganz besonders, daß der bayerische 
Ministerpräsident Streibl die Stepbergalm durch eine 
Straße erschließen lassen will. Das steht im Grunde 
genommen im Widerspruch zu den vollmundigen Er- 
klärungen, Herr Staatssekretär, etwas für den Alpen- 
schutz zu tun. Da, wo es konkret wird, da, wo örtiiche 
Interessen einbezogen sind, nimmt man dann wieder 
Rücksicht auf die ökonomischen Belange zu Lasten 
der ökologischen Erfordernisse. 

Natürhch ist völlig klar: Es gibt touristisch erschlos- 
sene Bereiche mit den ökonomischen Vorzügen, die 
damit verbunden sind. Wenn wir fordern, daß es 
Ruheräume gibt, daß es Bereiche gibt, die touristisch 
nicht erschlossen werden sollen, dann muß es zwi- 
schen diesen Regionen einen finanziellen Ausgleich 
geben. Auch das müßte in einer solche Konvention 
geregelt werden. 

Die Berglandschaft dient der Erhaltung der alpinen 
Kulturlandschaft. Sie muß durch eine direkte, pro- 
duktunabhängige Einkommenszahlung an die Berg- 
bauern gefördert werden, d. h. eine standortgerechte, 
extensive Bewirtschaftung darf nicht zu Lasten der 
Bergbauern gehen, was ihre soziale Situation anlangt. 

— Wir sind uns da einig, entnehme ich Ihrem Kopfnik- (D) 
ken. 

Großräumige Schutzgebiete, Nationalparks, Natur- 
schutzgebiete müssen nach landschaftsökologischen 
Kriterien abgegrenzt und gegebenenfalls grenzüber- 
schreitend ausgewiesen werden. 

Auch das ökologische Gefüge der Gewässersy- 
steme im Alpenraum darf weder durch Wasserkraft- 
nutzung noch durch uferbegleitende wasserbauliche 
Maßnahmen weiter gestört werden. Im Gegenteil: Wir 
sollten schauen, ob es hier nicht Möglichkeiten der 
Renaturierung gibt. Sie gibt es sicherlich. Das kann 
auch zu dem Ergebnis führen, daß Hochwasserspitzen 
abgefangen werden. 

Also auch hier ist ein weites Feld für Regelungen im 
Rahmen einer Konvention. 

Wir haben über unsere Forderungen — ich kann sie 
in der Kürze der Zeit nicht alle darlegen — mit öster- 
reichischen und schweizerischen Kollegen auf der Ba- 
sis dieses Antrags diskutiert. Das hat dazu geführt, 
daß dieser Antrag fast wortgleich auch im österreichi- 
schen Nationalrat und wohl auch im Schweizer Parla- 
ment behandelt wird. Jedenfalls hat der schweizeri- 
sche Bundesrat diese Punkte bereits positiv bewertet 
imd wird sie weiterverfolgen. Das soll imsere gemein- 
same Sache mit weiter Schubkraft versehen. 

Ich möchte in diesem Zusammenhang die Forde- 
rung erheben, Herr Staatssekretär, zu dieser Konfe- 
renz auch die Naturschutzverbände, vielleicht auch 
Vertreter der nationalen Parlamente mit einem Bera- 
tungsstatus zu laden. Natürlich können sie bei der 
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(A) Erarbeitung einer solchen Konvention nicht stimmbe- 
rechtigt sein. Die Naturschutzverbände sollten aber 
zumindest beratend beteiligt werden; denn sie haben 
entscheidenden Anteil daran, daß dieses Thema jetzt 
bis zu diesem Punkt vorangetrieben werden konnte. 

Die Lage ist ernst. Bereits heute sind rund 15 % des 
bayerischen Schutzwaldes dringend sanierungsbe- 
dürftig, d. h. hier kann der Wald seine Rückhaltefunk- 
tion gegenüber Wasser, Lawinen, Muren nicht mehr 
in ausreichender Weise erfüllen. Es müssen techni- 
sche Verbauungen vorgenommen werden. 

(Brauer [GRÜNE]: Dann kann man es auch 
nicht mehr sanieren!) 

— Richtig, es ist außerordentlich schwer, zu sanieren, 
wenn der Mutterboden erst einmal herunterge- 
schwemmt ist. Dann muß man wahrscheinlich bei der 
technischen Verbauung bleiben. 

Wem die ökologische Seite nicht unter die Haut 
geht — solche Mitbürger, solche Zeitgenossen gibt es 
ja immer noch — , dem mag vielleicht die ökonomische 
Seite unter die Haut gehen. Die Kosten solcher tech- 
nischer Verbauungen werden für die bayerischen Al- 
pen auf 10 Milliarden DM geschätzt. Allein für den 
Berchtesgadener Raum sind Kosten von 2,1 Milliar- 
den DM für technische Verbauung errechnet wor- 
den. 

Es gibt, was die Katastrophen anlangt, ein Alpen- 
szenario, das von der Gefährdung des Alpenraumes 
durch Hangrutschen, Steinschlag, Muren-, Lawinen- 
abgänge bis hin zu Überschwemmungen ausgeht. Als 
besonders gefährdet gelten dabei u. a. die Ortschaften 
Garmisch-Partenkirchen, Mittenwald, Oberstdorf und 
die Siedlungen in den Tälern von Iller, Lech, Loisach, 
Isar und Inn. Rund 400 km Ortsverbindungsstraßen 
werden nach diesem Szenario unpassierbar, wenn 
nicht entsprechende Maßnahmen ergriffen werden. 

Ich appelliere an die Kollegen der Regierungspar- 
teien, jetzt nicht an einzelnen Halbsätzen dieses An- 
trags herumzumäkeln. Herr Friedrich, dies ist ja kein 
Konventionsentwurf, der dann sozusagen die Bera- 
tungsgrundlage in Berchtesgaden sein wird, sondern 
es ist nur ein Antrag, mit dem wir die Bundesregie- 
rung in ihrem Bemühen, eine solche Konferenz einzu- 
berufen, unterstützen wollen. 

Deshalb bitte ich alle Kolleginnen und Kollegen des 
Hauses, unserem Antrag zuzustimmen. 

Schönen Dank. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der GRÜNEN) 

Vizepräsident Westphal: Herr Kollege Vahlberg, 
das von Ihnen verwendete Wort „Erpressungsmini- 
ster" wird auch dadurch nicht parlamentarisch erträg- 
licher, daß Sie vorher „Pardon" gesagt haben. 

(Dr. Rüttgers [CDU/CSU] ; Das war eine 
Rüge!) 

Herr Baum ist der nächste Redner. 

Baum (FDP): Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Der Antrag ist eine Diskussionsgrundlage, 
auch für uns. Wir haben sicherlich das gemeinsame 
Ziel, die Alpen zu schonen. Sie sind ein einzigartiges 


Ökosystem, so etwa wie das Wattenmeer. Dieses Öko- (C) 
System reicht in seiner Bedeutung weit über sein 
Kemgebiet hinaus. 

Wir haben dort Schäden, Waldschäden, Schäden in 
der Natur, Konflikte zwischen Ökonomie und Ökolo- 
gie, die hier schon angesprochen worden sind. Diese 
Konflikte können nur grenzüberschreitend gelöst 
werden. 

Übrigens ist der Anteil der deutschen Alpen sehr 
gering. Er beträgt nur etwa 3%. Aber wir haben ein 
besonderes Interesse an der Zusammenarbeit über die 
Staatengrenzen hinweg zur Erhaltung dieses einzig- 
artigen Raumes. 

Teilweise einmalige dort lebende Arten von Tieren 
und Pflanzen sind ernsthaft bedroht. Die Alpen sind 
ein großer Wasserspeicher. Sie haben eine ziemlich 
große Bedeutung auch für unser Klima. 

Ich meine, wir können nicht von anderen etwa die 
Erhaltung der tropischen Regenwälder fordern, ohne 
selbst in unserem eigenen Bereich alles für die Scho- 
nung und auch die Wiederaufforstung der Wälder zu 
tun. 

(Zustimmung bei der FDP und der CDU/ 

CSU) 

Die FDP setzt sich daher für eine Alpenschutzkon- 
vention ein. Wir imterstützen den Plan, hierfür eine 
Konferenz durchzuführen. Wir erwarten von dieser 
eine Verständigung. Wir erwarten nicht, daß sich die 
Konferenz auf eine Darstellung getroffener oder ohne- 
hin beabsichtigter Maßnahmen beschränkt, sondern 
daß tatsächlich Fortschritte erzielt werden können. pj 

Die Alpenschutzkonvention sollte aus unserer Sicht 
einige Punkte enthalten, die unbedingt geregelt wer- 
den müssen. Erstens müssen wir uns über die Grenzen 
hinweg weiter darum bemühen, eine Begrenzung der 
Luftschadstoffe zu erreichen. Wir haben eine, meine 
ich, doch erfolgreiche Politik in der Bundesrepublik 
Deutschland gemacht. Das können Sie nicht nur an 
den Investitionen ablesen. Die Daten zur Umwelt, die 
gerade vom Umweltbundesamt vorgelegt worden 
sind, zeigen das auf. 

Auch die jüngsten Brüsseler Beschlüsse zum Auto 
lassen die Hoffnung zu, daß die Stickoxidemissionen 
weiter verringert werden können. Die Stickoxidemis- 
sionen aus den stationären Anlagen sind ja bereits 
drastisch verringert worden. Sie werden mir zugeben, 
auch wenn Sie die Entwicklung in Brüssel möglicher- 
weise anders als ich beurteilen: Ein Fortschritt ist es; 
es ist besser als das, was im November da war. Das 
sollten wir doch einmal feststellen. Das ist ein Erfolg 
der Bundesregierung. 

(Beifall bei Abgeordneten der FDP und der 
CDU/CSU) 

Wir haben ein besonderes Problem mit der Ver- 
kehrsbelastung der Alpen: Transitkorridor, erhebli- 
che Belastung durch Verkehr. Hier muß alles unter- 
nommen werden, um die Bahn attraktiver zu machen. 
Nötig ist ein Gesamtverkehrskonzept für den Alpen- 
raum. 

Ein zentrales Problem ist die zum Teil sehr intensive 
Erschließung großer Bereiche der Alpen für Touris- 
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Baum 

(A) mus und Sport. Hier gibt es das Konzept des soge- 
nannten sanften Tourismus. Es bietet einen guten An- 
satz, die verschiedenen Interessen unter einen Hut zu 
bringen. 

Ein weiterer Punkt ist die Erhaltung der Bergwäl- 
der. Der Bergwald ist in vielen Bereichen vergreist, 
und er hat einen relativ hohen Schalenwildbestand. 
Wir fordern: Schutzwaldausweisung, verstärkter 
Biotopschutz, Katastrophenzonenpläne, Reduzienmg 
der Erschließungsmaßnahmen in Schutzwäldern, Ein- 
satz von motorisierten Schneefahrzeugen nur noch 
auf bestimmten Wegen, Ablösung der Waldweide- 
rechte und Reduzierung der Verbißschäden durch 
Schalenwild. Hier darf es keine Tabus geben. 

Wir werden in bezug auf die Berglandwirtschaft 
überprüfen müssen, ob die Förderungsmaßnahmen 
der EG für diese Bereiche angemessen sind und wel- 
che Auswirkungen möglicherweise auch negativer 
Art diese Förderungsmaßnahmen auf die Alpen ha- 
ben. Von der in Kürze zu erwartenden dritten Fort- 
schreibung des Aktionsprogramms zur Rettung des 
Waldes erwarten wir auch Maßnahmen zur Rettung 
des Bergwaldes. 

Ein weiteres zentrales Problem ist die Zunahme der 
Besiedlung, des Fremdenverkehrs, der Zweitwohnun- 
gen. Hierzu ist schon einiges gesagt worden. Die 
Raumordnimg, die gesetzliche Einführung der UVP in 
der Bundesrepublik Deutschland wird auch in den 
Alpen eine Auswirkung haben. 

Die Alpen sind ein wichtiger Erholungsraum und 
ein wichtiges Ökosystem. Wir müssen dafür sorgen, 
daß die Bergbauem die Möglichkeit bekommen, na- 

(B) turverträglich zu wirtschaften. Auch in diesem Zu- 
sammenhang ist die Novellierung des Naturschutzge- 
setzes wichtig, eine Novellierung, die meine Fraktion 
mit großem Nachdruck fordert. 

Besonders hervorheben möchte ich schließlich noch 
das besondere Engagement der vielen privaten Orga- 
nisationen zum Schutz der Alpen, der Umweltver- 
bände, aber auch des Deutschen Alpenvereins. Hier 
gibt es sehr viele Aktivitäten, die wir begrüßen und 
unterstützen. 

Mit einer Alpenschutzkonvention müssen wir den 
Schutz der Alpen auf eine völkerrechtlich verbindli- 
che Basis stellen. Bundesumweltminister Töpfer hat 
bei seinen Verhandlungen mit den Kollegen aus den 
anderen Alpenländem unsere volle Unterstützung, 
und wir wünschen ihm den besten Erfolg. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Westphai: Das Wort hat der Abgeord- 
nete Brauer. 

Brauer (GRÜNE) : „ Und sie sägten an den Ästen, auf 
denen sie saßen, und schrien sich zu ihre Erfahrungen, 
wie man besser sagen könne, und fuhren mit Krachen 
in die Tiefe, und die ihnen zusahen beim Sägen, 
schüttelten die Köpfe und sägten weiter." Bertolt 
Brecht beschreibt sehr gut die Situation, die auch ge- 
rade hier im Parlament stattfindet. 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Ange- 
sichts der Tatsache, daß die Berge nicht mehr rufen, 
sondern kommen, müssen wir alle nicht nur verbal, 


sondern radikal von der eben zitierten Haltung Ab- (C) 
stand nehmen. 

Neben anderen drohen hauptsächlich zwei Gefah- 
renkomplexe, dem einzigartigen natumahen Ökosy- 
stem Alpen den Garaus zu machen: Verkehr und 
Tourismus. Mittlerweile weisen 80 % aller Bergwäl- 
der mittlere bis starke Schäden auf. Die Schutzfunk- 
tion des Bergwaldes ist in hohem Maße gefährdet und 
teilweise schon zerstört. Sämtliche Notmaßnahmen, 
z. B. Neuaufforstungen, haben jedoch nur einen Sinn, 
wenn die Luftschadstoffe drastisch vermindert wer- 
den. 

Dies trifft nicht nur Industrie- und gewerbliche An- 
lagen. Der Verkehr im bzw. durch den Alpenraum ist 
hier besonders zu nennen. Der alpenüberquerende 
Güter- und Urlauberverkehr ist im wahrsten Sinne 
des Wortes mörderisch — und dies ist nicht nur für die 
Bergwälder. Den Brenner passiert alle 15 Sekunden 
ein Lkw. Das heißt: Täglich werden 50 t Schadstoffe 
auf nur 100 km in die Luft gepustet. Allein 62 534 
Lkw-Ladungen mit Erzen imd Metallabfällen — also 
Schrott — , d. h. mit eigentlich länger disponierbaren 
Ladungen, fuhren 1986 über die österreichische Tran- 
sitstrecke, Ladungen, die auf die Bahn gehören. Doch 
diese ist durch die verfälschte Wettbewerbssituation 
zuungunsten der Bahn nicht ausgelastet. 

Der Bevölkerung und Umwelt kann das Fortbeste- 
hen der Belastungen durch den Transitverkehr nicht 
länger zugemutet werden. Daher hat die österreichi- 
sche Regierung als Notwehrreaktion ein Nachtfahr- 
verbot für Lkws und ein Paket weiterer Maßnahmen 
erlassen. 

(D) 

(Hüser [GRÜNE]: Sehr hervorragend!) 

Wie reagiert die Bundesregienmg? — Hysterisch, 
mit Pöbeleien, mit indirekten Blockadeaufrufen, mit 
der Androhung von Vergeltungsmaßnahmen. Meine 
Damen und Herren, die Bundesregierung sollte hin- 
sichtlich Wirtschaftssanktionen gegenüber Österreich 
schon aus historischen Gründen sensibel sein. Die äl- 
teren Leute dort können sich noch sehr gut erin- 
nern. 

Wer immer davon redet, er wolle Lkw-Verkehr auf 
die Schiene verlagern, muß Nachtfahrverbote erlas- 
sen. Wer immer davon redet, er wolle mehr Sicherheit 
auf den Straßen, muß Nachtfahrverbote erlassen. Wer 
immer davon redet, Lärm- und Schadstoffemissionen 
von Lkws zu reduzieren, muß Nachtfahrverbote erlas- 
sen. Alles das ist richtig, was den Lkw-Verkehr unat- 
traktiver macht. 

Ich fordere die Bundesregierung und die EG auf, 
nicht nach Rücknahme zu schreien, sondern dem Bei- 
spiel Österreichs zu folgen und dadurch einen Avirkli- 
chen Beitrag zur Verbesserung der Umweltsituation 
in ganz Europa zu leisten. 

(Beifall bei den GRÜNEN und der SPD) 

Das zweite Gefahrenpotential geht von Freizeilak- 
tivitäten und Tourismus aus. Neben den endlosen 
Urlaubsblechlawinen sorgt der Skisport mit seiner In- 
frastruktur wie Aufstiegshilfen, Pistenplanierung, 
Schneekanonen usw., sorgen die neuen Sportarten 
— Mountainbikes, Paraglider, Ultraleichtflugzeu- 
ge — , das althergebrachte Bergwandern und -klet- 
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(A) tern — mittlerweile Massenerscheinungen — sowie 
die Fülle von Zweit- und Ferienwohnungen für erheb- 
hche Störungen und Schädigungen. 

Sporthche und touristische Aktivitäten müssen da- 
her ebenfalls auf ein umweit- und sozialverträgliches 
Maß zurückgeführt werden, d. h.: Objekt-, programm- 
und regionenbezogene UVPs verbindlich festschrei- 
ben; striktes Verbot der Neuerschließung von Skige- 
bieten; Förderung des Ab- und Rückbaus von Skipi- 
sten statt Ausbau für Snowboards und Skating; Verbot 
des Einsatzes von Schneekanonen und der Präparie- 
rung von Pisten; Verbot des Skibetriebs bei unzurei- 
chender Schneedecke — unter 30 cm; keine weitere 
Bebauimg sensibler Bereiche; gegebenenfalls Start- 
und Überflugverbote für neue Sportarten usw. 

Meine Damen und Herren, den hier zu beratenden 
Antrag der SPD begrüßen wir nachdrücklich. Er wie- 
derholt viele Forderungen der GRÜNEN, die schon im 
November 1985 einen entsprechenden Antrag zum 
Alpenschutz gestellt hatten. 

Der Schutz der Alpenregion ist sicherlich die Auf- 
gabe aller Anrainerstaaten. Das Warten auf die ande- 
ren bringt allerdings nur eins: Die drohende Apoka- 
lypse im Alpenraum fällt vom Trab in den Galopp. 

Ich fordere die Bundesregierung auf, die Alpenzer- 
störung nicht auszusitzen, sondern sofort zu handeln. 
Folgen Sie dem Beispiel Österreichs und setzen Sie 
die dringend notwendigen Verkehrsmaßnahmen 
um! 

(Beifall bei den GRÜNEN und der SPD) 

(B) Vizepräsident Westphal: Das Wort hat Herr Gröbl, 
der Parlamentarische Staatssekretär im Bundesmini- 
sterium für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicher- 
heit. 

Gröbl, Pari. Staatssekretär beim Bundesminister für 
Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit: Herr 
Präsident! Meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Herr Vahlberg, die Bundesregierung war wieder ein- 
mal schneller als Sie; nicht nur heute hier im Plenum 
bei der Debatte, sondern auch schneller als Ihr Antrag. 
Sie hat für den 9., 10. und 11. Oktober die Umwelt- 
minister sämtlicher Alpenstaaten und auch die EG- 
Kommission zu einer Alpenschutzkonferenz nach 
Berchtesgaden eingeladen. Wie von Ihnen ge- 
wünscht, werden die CIPRA und auch die lUCN einen 
Beobachterstatus erhalten. 

Die Bundesregierung hat diese Initiative auf Anre- 
gung des Bayerischen Ministerpräsidenten Dr. Streibl 
hin ergriffen, wohlwissend, daß unser Alpenanteil we- 
niger als 3 % des gesamten Alpenbereichs ausmacht. 
Trotzdem haben wir diese Initiative ergriffen, weil 
Handlungsbedarf besteht. 

Die Konferenz wird sich mit den drängenden Pro- 
blemen beschäftigen: dem Verkehr, und zwar mit 
dem Ziel- und Quellverkehr und ganz besonders mit 
dem Transitverkehr; mit der Siedlungsentwicklung 
und dem Problem der Zersiedlung; mit dem Touris- 
mus; mit der besonderen Rolle von Land- und Forst- 
wirtschaft, Alm- und Alp Wirtschaft; mit dem klassi- 
schen Naturschutz; mit der Luftreinhaltung, aller- 
dings auch mit den alpenfernen Schadstoff quellen; 


mit der Wassernutzung und der Reinhaltung des Was- (C) 
sers, ja mit dem Wasserhaushalt der Alpen insgesamt; 
mit der alpinen Umweltforschung. 

Auf Grund der Vielzahl der Themen und der Vielfalt 
der Probleme wäre es falsch, schon von der ersten 
Konferenz endgültige Ergebnisse zu erwarten. Viel- 
mehr wird die erste Konferenz der Schärfung des Be- 
wußtseins, vor allem bei den nationalen Regierungen, 
der Einigung auf Arbeitsprogramme imd der Festle- 
gung von Schwerpunkten dienen. Und Sie soll Ele- 
mente für eine völkerrechtlich verbindliche Alpen- 
schutzkonvention festlegen. Selbstverständhch wer- 
den wir weitere Konferenzen benötigen. 

Auf Grund unserer Erfahrungen mit der Internatio- 
nalen Nordseeschutzkonferenz, die ja auch von der 
Bundesregierung, von Fritz Zimmermann, initiiert 
wurde, wissen wir, wie schwierig derartige Konferen- 
zen sein können, aber auch, wie mit Fingerspitzenge- 
fühl, Ausdauer und Überzeugungskraft die dringend 
notwendigen positiven Ergebnisse Stück für Stück er- 
reicht werden. 

Im Bereich der Alpen können wir auf hervorra- 
gende Erfahrungen und auch auf praktische und wis- 
senschaftliche Zusammenarbeit verschiedenster Gre- 
mien zurückblicken. So hat das bayerische Umwelt- 
ministerium schon 1972 einen Alpenplan vorgelegt, 
der durch die Festlegung von drei verschiedenen Er- 
schließungs- bzw. Ruhezonen wesentliche Teile der 
bayerischen Alpen vor einer Übererschheßung be- 
wahrt hat. So konnte durch diesen Alpenplan eine 
Erschließung — oder besser gesagt: eine Zerschlie- 
ßung — des Rotwandgebiets im schönen Landkreis 
Miesbach mit 29 Liften und Seilbahnen verhindert 
werden. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU und der 
FDP) 

Auf internationaler Ebene haben sich die ARGE- 
Alp und die ARGE -Alpenadria eingehend mit den 
Wirtschafts-, aber auch mit den Umweltproblemen 
befaßt. Neuerdings ist diesem Kreis auch die Arbeits- 
gemeinschaft Westalpen beigetreten. Auf ihrer jüng- 
sten Sitzung haben die Regierungschefs der ARGE- 
Alp die Einladung zur Alpenschutzkonferenz durch 
die Bundesregierung nicht nur begrüßt, sondern ihre 
Mitarbeit angeboten. Dies ist um so wichtiger, als wir 
dann auf umfangreiches Daten- und Grundlagenma- 
terial der ARGE-Alp zurückgreifen können. Ebenfalls 
anzuführen sind natürlich der Beschluß des Europäi- 
schen Parlaments zur Konvention zum Schutz des 
Alpenraums und auch Initiativen des Europarats. 

Auch im Verbandsbereich sind länderübergrei- 
fende Initiativen zu verzeichnen, lUCN und Interna- 
tionale Alpenschutzkommission, die CIPRA, haben 
wichtige Impulse gegeben. Innerhalb der CIPRA und 
auch selbständig hat sich der Deutsche Alpenverein 
sehr engagiert. Nebenbei darf ich bemerken, daß die 
Mitglieder des Alpenvereins nicht nur gute theoreti- 
sche Vorschläge gemacht haben, sondern auch in der 
Praxis Hand anlegen, beispielsweise bei der Durch- 
führung des Schutzwald-Sanierungsprogramms der 
Bayerischen Staatsforstverwaltung. 

Bei solchen Hinweisen darf natürlich auch die Berg- 
wacht mit ihren ehenamtlichen Mitgliedern nicht feh- 
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Pari. Staatssekretär Gröbl 

(A) len; die Bergwacht, die im Jahre 1920 zum Schutz von 
Flora und Fauna der Berge gegründet wurde. 

Selbstverständlich sind Bauern und Forstleute, Jä- 
ger und Fischer zu nennen, die durch ihre Tätigkeit, 
oft schon durch ihre Anwesenheit in der Natur, Schä- 
den verhindern und durch naturverträgliche Bewirt- 
schaftung die von uns allen als schützenswert emp- 
fundene Kulturlandschaft Alpen erhalten haben. 

(Vahlberg [SPD]: Das ist ja eine Idylle!) 

Doch kein Zweifel: Die Alpen sind durch Luftschad- 
stoffe und durch den sich ständig aus weitenden Ver- 
kehr bedroht. Wir sehen das, wenn wir uns nur, wie 
schon getan, den Straßengüterverkehr vor Augen hal- 
ten, der vor allem im Transit durch Bayern und Öster- 
reich sprunghaft zugenommen hat. Wir nehmen na- 
türhch die neuartigen Waldschäden im Hochgebirge, 
Kollege Vahlberg, die sich im übrigen im wesenth- 
chen in der sogenannten Inversionszone zwischen 
1 200 und 1 400 Metern Höhe verdichten, ernst. 

Im übrigen: Wenn Sie behaupten, kein einziger ge- 
sunder Baum stünde mehr in den Alpen, dann würde 
ich Ihnen empfehlen, wir gehen zusammen in die Al- 
pen, und Sie zahlen mir für jeden gesunden Baum, 
den ich Ihnen zeige, eine Maß Bier. Sie werden sehen, 
die Kapazität der bayerischen Brauereien reicht hier- 
für nicht mehr aus. 

(Vahlberg [SPD]: Das machen wir im 
Loisachtal!) 

— Sehr gerne. 

Wir haben in der Luftreinhaltepolitikr wie Kollege 
Baum schon erwähnt hat, nationale Erfolge zu ver- 
zeichnen. Vor allem, und das ist wohl ein persönhches 
Verdienst von Professor Töpfer in Luxemburg, sind 
wir bei den Autos einen wichtigen, für viele Bäume 
vielleicht lebenswichtigen Schritt international voran- 
gekommen. 

Natürlich gilt es, den Transitverkehr von der Straße 
auf die Schiene umzudirigieren, vorhandene Kapazi- 
täten der Schiene auszunützen und neue Kapazitäten 
für den Transport auf der Schiene zu schaffen. Des- 
halb unterstützen wir den Bau eines Brenner-Basis- 
Tunnels und begrüßen, daß der Schweizer Bundesrat 
am 10. Mai 1989 dem Parlament in Bern den Bau eines 
Basistunnels unter dem Gotthard und den Bau des 
Lötschbergtunnels vorgeschlagen hat. Mit Sicherheit 
ist es keine Lösung, ein Gebiet für den Transitverkehr 
zu sperren und damit dem verbleibenden Alpenraum 
eine Zunahme des Verkehrs um das Volumen des 
Umleitungsverkehrs noch zusätzlich zuzumuten. 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU) 

Aber auch der inner alpine Ziel- und Quell verkehr 
bedarf restriktiver Maßnahmen. So halten wir die für 
die Alm- und Forstwirtschaft erforderlichen Wirt- 
schaftswege nicht für geeignet, Touristenverkehr auf- 
zunehmen. Mehr Ruhe soll wieder in die Alpentäler 
einkehren, um den Menschen Erholung und auch der 
Natur die Chance zu geben, unter weniger Streß zu 
leben. 

Auch die Freizeitnutzung muß längst nicht alle Flä- 
chen einbeziehen. Hier denke ich in erster Linie an 
den Ski-Tourenlauf und die Drachensegler. Ich bin 


aber auch der Auffassung, daß das gerade Mode ge- 
wordene Grasskifahren erst einer strengen Umwelt- 
verträghchkeitsprüfung unterzogen werden muß, be- 
vor diese Sportart weiter verbreitet oder gar öffenthch 
gefördert wird. 

(Beifall bei der CDU/CSU, der FDP und bei 
Abgeordneten der SPD) 

Selbstverständlich ist das, was wir im Nationalpark 
Berchtesgaden mit dem Programm Biomonitoring 
auch im Rahmen der UNEP erarbeitet haben, eine 
wichtige Grundlage für die Umweltbeobachtung und 
Umweltforschung im gesamten Alpenbereich. Wir 
können dies durch Forschungen ergänzen, vor allem 
durch Forschungen von Professor Seiler vom Fraunho- 
fer Institut in Garmisch-Partenkirchen. Um jedoch zu 
Ergebnissen zu kommen, die für den gesamten Alpen- 
raum Gültigkeit haben, ist es unerläßhch, Meßpro- 
gramme zu erstellen, die kompatibel sind, und die 
Forschungsarbeiten weiter zu koordinieren. Erfreuli- 
cherweise besteht jetzt schon eine gute Zusammenar- 
beit unter den verschiedenen wissenschaftlichen In- 
stituten des Alpenraumes. 

Das gleiche gilt für die Land- und Forstwirtschaft. 
Ich bin dem Herrn Kollegen, Dr. Friederichs sehr 
dankbar, daß er auf die verdienstvolle Arbeit von Bun- 
deslandwirtschaftsminister Kiechle hingewiesen hat, 
der das Bergbauernprogramm weiter ausgebaut und 
über die Gewährung einer erhöhten Flächenprämie 
für die Öffentlichkeit deutlich gemacht hat, daß auch 
die Pflege der Landschaft ihren Preis hat, der von der 
Öffentlichkeit zu zahlen ist. Wir bekennen uns jeden- 
falls zur besonderen Rolle der Land- und Forstwirt- 
schaft im Alpenraum, freilich mit geringstmöghchem 
Einsatz von mineralischem Dünger und Schädhngs- 
bekämpfungsmitteln. 

(Kreuzeder [GRÜNE]: Wieso ist der schäd- 
hch?) 

Die Biotopkartierung für den ganzen Alpenraum 
muß ergänzt werden und unter vergleichbaren Ge- 
sichtspunkten durchgeführt werden. Nationalparks 
und Naturschutzgebiete sollen nicht dort aufhören, 
wo politische Grenzen verlaufen, sondern sie sollten 
nach den natürhchen Gegebenheiten eingerichtet 
werden. 

Schutz und Wiedereinbürgerung von Tierarten mit 
einem großen geographischen Lebensraum wie etwa 
des in den Alpen wieder häufig vorkommenden Stein- 
adlers und des nur in wenigen Exemplaren freijagen- 
den Luchses und des ganz selten einmal als Zuwan- 
derer anzutreffenden Braunbären haben nur eine 
Chance, wenn sich die Alpenstaaten in ihren Schutz- 
maßnahmen abstimmen. 

(Becker [Nienberge] [SPD]: Aber wir haben 
ein paar gute Vorschläge dazu!) 

~ Ich muß sagen, die Alpensoziahsten sind doch recht 
erfolgreich. 

(Beifall bei der SPD) 

Ich weiß nicht, ob es einen Unterschied zwischen Al- 
pensozialisten und Flachlandsoziahsten gibt. 

Ich will es bei diesen Beispielen belassen und gerne 
noch einmal darauf verweisen, daß wir das große Öko- 
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(A) System Alpen als besondere Gabe der Natur pflegen 
und beschützen wollen, daß wir aber den AJpenraum 
auch als Wirtschafts- und Lebensraum, als unverzicht- 
bares Gebiet auch für Tourismus mit zahlreichen 
Sport- und Freizeitaktivitäten und als Drehscheibe 
des zentraleuropäischen Verkehrs betrachten. 

Wir wissen, daß die Erhaltung des Ökosystems, die 
Erhaltung der Natur, die Voraussetzung für all diese 
menschhchen Nutzungsformen ist. Deshalb sehen wir 
es als unsere Aufgabe an, Anstöße zum Schutz der 
Alpen zu geben und unsere tatkräftige Mitarbeit an- 
zubieten, damit von der ersten Alpenschutzkonferenz 
in Berchtesgaden Impulse ausgehen, die der Siche- 
rung der Zukunft der Alpen dienhch sind. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 


Vizepräsident Westphal: Meine Damen und Herren, 
ich schließe die Aussprache. 

Der Ältestenrat schlägt vor, den Antrag der SPD auf 
Drucksache 11/3910 an die in der Tagesordnung auf- 
geführten Ausschüsse zu überweisen. Sind Sie damit 
einverstanden? — Dann ist die Überweisung so be- 
schlossen. 


Ich rufe nun Tagesordnungspunkt 21 auf: 

a) Erste Beratung des vom Bundesrat eingebrach - 
ten Entwurfs eines Gesetzes zur Änderung des 
Gesetzes zum Schutz gegen Fluglärm 

(B) — Drucksache 11/2217 — 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 

Ausschuß für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit 
(federführend) 

Verteidigungsausschuß 
Ausschuß für Verkehr 

Haushaltsausschuß mitberatend und gern. § 96 GO 

b) Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Dr. Hartenstein, Schäfer (Offenburg), Adler, 
Bachmaier, Blunck, Büchner (Speyer), Stein- 
hauer, Bernrath, Schmidt (Nürnberg), Purps, 
Faße, Kretkowski, Ibrügger, Conradi, Fischer 
(Homburg), Dr. Hauff, Lennartz, Matthäus- 
Maier, Menzel, Müller (Düsseldorf), Müller 
(Pleisweiler), Reimann, Reuter, Dr. Schöfber- 
ger. Schütz, Stahl (Kempen), Waltemathe, Wei- 
ermann, Dr. Wernitz, Dr. Martiny, Dr. Böhme 
(Unna), Bamberg, Dr. Hauchler, Kolbow, 
Oesinghaus, Opel, Erler, Fuchs (Verl), Gerster 
(Worms), Heistermann, Horn, Dr, Klejdzinski, 
Koschnick, Leonhart, Steiner, Zumkley, Dr. von 
Bülow, Gansei, Dr. Götte, Kühbacher, Leidin- 
ger, Nagel, Dr. Scheer, Traupe, Voigt (Frank- 
furt), Wiefelspütz, Dr. Vogel und der Fraktion 
der SPD 

Novellierung des Fluglärmrechts 

— Drucksache 11/4038 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 

Ausschuß für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit 
(federführend) 

Verteidigungsausschuß 
Ausschuß für Verkehr 

Ausschuß für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau 
Haushaltsausschuß 


Meine Damen und Herren, im Ältestenrat sind für (C) 
die Beratung dieses Tagesordnungspunktes 90 Minu- 
ten vereinbart worden. — Ich sehe dazu keinen Wi- 
derspruch. Dann ist es so beschlossen. 

Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat Frau 
Dr. Hartenstein. 


Frau Dr. Hartenstein (SPD): Herr Präsident! Liebe 
Kolleginnen und Kollegen! Der Antrag der SPD-Frak- 
tion verlangt eine Novellierung des Fluglärmgesetzes. 
Diese NoveUierung ist überfäUig. Seit langem wird sie 
auch von den Ländern, von den Kommunen und von 
den großen Umweltverbänden gefordert, allen voran 
von der Bundesvereinigung gegen Fluglärm. Und dies 
vöUig zu Recht. 

Das Gesetz zum Schutz gegen Fluglärm vom März 
1971 war für die damahge Zeit gewiß ein mutiger 
Schritt, und zwar ein Schritt in Neuland, insbesondere 
durch die Festsetzung von Lärmschutzzonen und 
durch die Entschädigungsleistungen für die am stärk- 
sten vom Fluglärm Betroffenen. 

Inzwischen ist aber die Entwicklung weitergegan- 
gen. Der Flugverkehr platzt aus allen Nähten. Das 
sieht auch die Bundesregierung. Dennoch ist sie bis- 
her völlig untätig gebheben, obwohl in den Koaütions- 
vereinbarungen steht, daß eine Verminderung der 
Belastung durch militärische Tiefflüge und — wört- 
hch — „eine Überprüfung des Fluglärmgesetzes" er- 
folgen sollten. Bisher ist nichts dergleichen gesche- 
hen; beide Versprechen sind nicht eingelöst worden. 
Wiederum gibt es also Worte statt Taten, 

(Beifall bei der SPD) 

Dem steht eine unerfreuhche Reaütät gegenüber: 
Rund 10 Millionen Menschen leiden tagtäghch unter 
der Belastung durch Fluglärm. Der Fluglärm ist in den 
vergangenen Jahren enorm angestiegen, und er wird 
weiter ansteigen. An den Verkehrsflughäfen rechnet 
man mit einer Verdopplung der Starts und Landungen 
in den neunziger Jahren — Stichwort europäischer 
Binnenmarkt. Die Menschen sind außerdem gegen 
Umweltbelastungen sensibler geworden, und der Ge- 
sundheitsschutz hat heute einen höheren Stellenwert. 
Der technische Fortschritt, meine Damen und Herren, 
z. B, der Bau leiserer Triebwerke, kommt leider nicht 
den Menschen zugute, sondern er wird durch die hö- 
here Zahl von Starts und Landungen wieder aufge- 
fressen. 

Das geltende Fluglärmgesetz hat die Belastungen 
zwar gemildert, und es hat gleichzeitig verhindert, 
daß die Umgebung von Flughäfen immer mehr zuge- 
baut wird. Aber inzwischen sind auch die Lärmmedi- 
zin und die Lärmwirkungsforschung vorangeschrit- 
ten. Sie haben zweifelsfrei erwiesen, daß der eigentli- 
che Streßfaktor nicht der Durchschnittslärmpegel ist, 
von dem das Fluglärmgesetz ausgeht, sondern die 
Spitzenpegelr also die Häufigkeit und die Höhe der 
Spitzenbelastungen, die die Menschen zu ertragen 
haben. Spitzenpegel über 80 bis 125 dB(A) — das ist 
übrigens achtmal so laut wie ein Preßlufthammer — 
führen unweigerhch zu Hörschäden, zu Bluthoch- 
druck und zu anderen gesundheithchen Beeinträchti- 
gimgen. 
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Frau Dr, Hartenstein 

(A) Lärm macht krank. Liebe Kolleginnen und Kolle- 
gen, das ist keine theoretische Behauptung, sondern 
es ist eine belastende und bedrückende Tatsache. Das 
muß auch die Mehrheit dieses Hauses endlich zur 
Kenntnis nehmen und Konsequenzen daraus zie- 
hen. 

(Beifall bei der SPD) 

Keiner kann sich künftig mehr hinter der Streitfrage 
über die Zumutbarkeit verstecken. Denn inzwischen 
hegen höchstrichterliche Urteile vor, die klarsteUen, 
daß die Lärmbelastung durch den äquivalenten Dau- 
erschaUpegel eben nicht adäquat erfaßt wird, sondern 
daß die konkreten Spitzenpegel herangezogen wer- 
den müssen. Die Richter stehen mit unüberhörbarer 
Deuthchkeit fest, insoweit greife das Fluglärmgesetz 
zu kurz. 

Der Antrag der SPD-Fraktion enthält drei Schwer- 
punktforderungen: erstens die Ausdehnung der Er- 
stattung für Lärmschutzfenster auf die Schutzzone 2, 
d. h. ab einem DauerschaUpegel von über 67 dB(A) 
— diese Forderung entspricht auch dem Gesetzent- 
wurf des Bundesrates vom April 1988, den die Bun- 
desregierung mit Hinweis auf die entstehenden Ko- 
sten bisher leider abgelehnt hat — ; zweitens die Ein- 
beziehung der Tieffluggebiete und Hubschrauberlan- 
deplätze sowie der Luft/Bodenschießplätze in den 
Geltungsbereich des Gesetzes, drittens ein neues Be- 
wertungsverfahren, das den äquivalenten Dauer- 
schahpegel als Bemessungsgrundlage durch einen 
mittleren Maximalpegel ersetzt. 

Meine Damen und Herren, die Einbeziehung der 

(B) militärischen Tieffluggebiete ist ein Gebot der 
Gleichbehandlung. Denn Lärm ist Lärm, und für den 
Betroffenen ist es völhg gleichgültig, ob er durch Mih- 
tärmaschinen oder durch Zivilflugzeuge verursacht 
wird. 

(BeifaU bei der SPD) 

Wer 152 Überflüge über 95 dB(A) pro Tag ertragen 
muß, wie sie in einem Tiefstfluggebiet registriert wur- 
den, für den ist der Begriff „Lärmüberflutung" noch 
eine sehr, sehr milde Umschreibung. Jedenfalls ist ein 
menschenwürdiges Leben unter solchen Bedingun- 
gen einfach nicht mehr möghch. Nicht umsonst wird 
unter allen Umweltbelastungen Lärm als die gravie- 
rendste und bedrückendste empfunden. Er zerschnei- 
det Lebenszusammenhänge, z. B. Gespräche; er stört 
die Konzentration, und er zerstört die Nachtruhe. Je- 
der zweite Bundesbürger leidet unter der Überlastung 
durch Straßenlärm. Jeder fünfte fühlt sich durch Rug- 
lärm beeinträchtigt. Rund 10% der Bevölkerung, also 
6 Millionen Menschen, geben an, daß sie nicht einmal 
bei geschlossenen Fenstern Ruhe hätten. Schlafstö- 
rungen, Kopfschmerzen, Kreislaufbeschwerden, Kon- 
zentrationsschwäche und schließlich Hörschäden sind 
die unvermeidhchen Folgen. 

Besonders schwerwiegend sind die Auswirkungen 
des Lärms auf Kinder, auf alte und kranke Menschen, 
also auf die sogenannten Risikognippenr von denen 
wir viel zuviel reden und an die wir viel zuwenig den- 
ken, wenn es sich um tatsächhche Maßnahmen han- 
delt. 

(Beifall bei der SPD) 


Es scheint mir ohnehin, hebe Kolleginnen und Kol- (C) 
legen, ein unmenschhcher Maßstab zu sein, wenn 
ständig nur mit der Belastbarkeit des gesunden Er- 
wachsenen um die 30 operiert wird; an die anderen 
Menschen denkt man nänüich nicht. 

In Schulen wurden noch 30 Minuten nach einem 
Überflug mit Lärmspitzen über 100 dB(A) Konzentra- 
tionsmängel, mehr Fehler und langsameres Arbeiten 
bei Kindern beobachtet. Die Forderung nach Chan- 
cengleichheit bleibt hier auf der Strecke. Die Frage ist, 
ob die Chancengleichheit nicht in eklatanter Weise 
verletzt wird. Fachleute sind der Meinung, daß durch 
extreme Lärmbelastung der Tatbestand der Körper- 
verletzung erfüllt sein könnte. 

Im Gefolge des Fluglärmgesetzes wurden an den 
zehn deutschen Verkehrsflughäfen und an den 35 
müitärischen Flugplätzen von 1971 bis 1986, also in 
15 Jahren, insgesamt 761 MiUionen DM für Schall- 
schutzmaßnahmen ausgegeben, davon 428 Milhonen 
DM an müitärischen Flughäfen und 333 MiUionen DM 
an zivilen Flughäfen. Das sind rd. 50 MiUionen DM 
pro Jahr. Das Gerede von der Kostenlawine greift also 
nicht, zumal bei den Zivilflughäfen die Betreiber ko- 
stenpflichtig sind und nicht der Staat. Im übrigen 
müßte, wenn man so rechnet, gleichzeitig auch die 
Gegenrechnung aufgemacht werden: Welches sind 
denn die Kosten für Gesundheitsschäden, für Einbu- 
ßen an LebensquaUtät, für Rückgänge im Fremden- 
verkehr usw.? Es würde sich schneU zeigen, daß die 
Umweltverschmutzung Lärm — dies ist eine Umwelt- 
verschmutzung wie jede andere — nicht nur höchst 
inhuman, sondern auch volkswirtschafthch gesehen 
ein schlechtes Geschäft ist. Letztlich zahlen wir näm- 
Uch drauf. 

(BeifaU bei der SPD und den GRÜNEN) 

Die Forderung nach mehr und besserem Schall- 
schutz ist berechtigt, aber SchaUschutz kann immer 
nur die zweitbeste Lösung sein. Die Menschen kön- 
nen und wollen nicht in ihren Wohnungen wie in 
einem Käfig eingesperrt leben. Sie wollen sich im 
Freien bewegen. Kinder woUen draußen spielen. 
Viele, z. B. Landwirte, müssen draußen arbeiten. Des- 
halb ist die Lärmbekämpfung an der Quelle noch 
wichtiger als passiver Lärmschutz. Auch hier ist die 
Bundesregierung gefordert, z. B. durch Verbot der al- 
ten Krachmacher im Zivilluftverkehr und durch strikte 
Zulassungs Vorschriften für neue Flugzeuge, insbe- 
sondere aber durch drastische Einschränkung oder 
— noch besser — EinsteUung der müitärischen Tief- 
flüge. 

Wir werden jede Maßnahme begrüßen, die den 
Menschen hüft, hebe KoUeginnen und KoUegen. Was 
wir aber nicht akzeptieren, ist Untätigkeit. 

Danke schön. 

(BeifaU bei der SPD und den GRÜNEN) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Abgeord- 
nete Harries. 

Harries (CDU/CSU): Herr Präsident! Verehrte Kol- 
leginnen und KoUegen! Unsere Bevölkerung lebt mit 
ganz erhebUchen Widersprüchen und mit Wunsch- 
vorstellungen. Einige Beispiele: 
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Harries 

(A) Erstes Beispiel: Die Zahl der Autos nimmt ständig 
zu. 

(Zuruf von der CDU/CSU: So ist es!) 

Jeder ist motorisiert, aber erwartet, daß er in seinem 
Häuschen oder in seiner Wohnung in idyllischer Ruhe 
leben kann. 

Zweites Beispiel: Die Zahl derjenigen, die ihren Ur- 
laub jenseits der Grenzen unserer Bundesrepublik 
verbringen können — ich finde das hervorragend — , 
nimmt ebenfalls ständig zu. Sie steuern ihre Urlaubs- 
ziele mit Rugzeugen an. Auf der anderen Seite 
wächst jedoch auch die Kritik an den lästigen und 
schädhchen Lärmauswirkungen des Rugverkehrs. 

Letztes Beispiel in diesem Vorspann: Unsere Bevöl- 
kerung will mit Recht den Frieden. Weite Teile der 
Bevölkerung übersehen dabei aber, daß glaubhafte 
Verteidigung schon in den letzten 40 Jahren mit Si- 
cherheit weltweit einen Beitrag zur Friedenssiche- 
rung geleistet hat und weiterhin leisten muß, wenn 
wir auch künftig den Frieden erhalten wollen. Manö- 
ver, Panzerfahrten, Bewegungen militärischer Rug- 
zeuge, Tiefflüge aber werden nicht nur kritisch beob- 
achtet, sondern — das verkenne ich überhaupt 
nicht — von großen Teilen unserer Bevölkerung ab- 
gelehnt. 

(Zurufe von der SPD: Zu Recht! — Ruglärm 
ist die Melodie des Krieges!) 

Diese Beispiele, meine Damen und Herren, machen 
deutlich, daß es Probleme gibt, die ich auch ganz 
nüchtern sehe, die aber nicht leicht zu lösen sind. Der 
Ruf nach dem verantwortlichen Verursacher, der Än- 
derungen vornehmen soll und etwas bewirken soll, 
wird immer sehr schnell dann erhoben, wenn man 
selbst nicht der Verursacher ist. 

Unsere in zunehmendem Maße technisch und zivi- 
lisatorisch geprägte Gesellschaft wird auch zukünftig 
— das sage ich hier ganz eindeutig — mit Lärmquel- 
len und Lärmauswirkungen zu leben haben. Das ru- 
hige Paradies, meine sehr verehrten Damen und Her- 
ren, nach dem immer wieder gerufen wird und das 
allenfalls noch laute Discos oder Walkmänner zulas- 
sen soll, wird es mit Sicherheit nicht geben. 

Das bedeutet aber nun keineswegs, daß ich resi- 
gniere, daß wir resignieren oder daß wir hier ein Be- 
kenntnis zur Tatenlosigkeit abgeben. Mitnichten! 

(Zuruf von der SPD: Man will etwas tun! 

Wunderbar!) 

Diese Hinweise sollen nur bewirken und deutlich ma- 
chen, daß wir bei der Lösung dieser Probleme nicht 
von einer reahstischen Betrachtungsweise abgehen 
dürfen. 

Eines ist genauso eindeutig und klar: Lärmauswir- 
kungen — Frau Dr. Hartenstein, da stimme ich Ihnen 
ausdrücklich zu — sind nicht nur lästig, sondern sie 
bewirken in vielen Fällen, in zu vielen Fällen, auch 
Gesundheitsschäden. Man muß anerkennen, daß bei 
vielen Mitbürgern, bei einer steigenden Zahl von Mit- 
bürgern, diese Schäden jetzt vorhegen. Ich erinnere 
an Hörschäden, aber auch an Kreislaufreaktionen, die 
nicht nur behauptet werden, sondern die inzwischen 
auch nachgewiesen werden können. Man muß aller- 
dings sehen, daß gerade bezüglich der Auswirkungen 


der militärischen Tiefflüge in diesem Jahr Untersu- (C) 
chungsreihen durchgeführt werden, deren Ergeb- 
nisse abzuwarten sind. Ich sage aber nochmals: Ich 
bin bereits heute überzeugt, daß Handlungsbedarf 
besteht. 

(Vorsitz: Vizepräsident Cronenberg) 

Was ist zu tun? Was ist konkret zu leisten? — Meine 
Damen und Herren, es geht in dieser Debatte heute 
um die Verbesserung des Schutzes gegen Ruglärm. 
Trotzdem erlaube ich mir den Hinweis, daß es neben 
Ruglärm aus der Nutzung ziviler und mihtärischer 
Rugzeuge Lärmquellen gibt, nämlich die der Pkws 
— ich habe dazu ein Beispiel genannt—, die der 
Lkws, die der Eisenbahn, die der Industrie und die der 
Wirtschaft, um die wichtigsten hier zu nennen. Aber 
auch in diesem Bereich, meine Damen und Herren, 
gibt es seit Jahren durch Maßnahmen der Bundesre- 
gierung und durch Gesetze dieses Parlaments erfolg- 
reiche Ansätze mit dem Ziel, zu Lärmschutzmaßnah- 
men und zum Rückbau von Lärmquellen zu kom- 
men. 

Ich erinnere an die Lärmschutzmaßnahmen an qua- 
lifizierten Straßen. Wir haben vor einigen Monaten 
über diesen Punkt diskutiert. Gerade dieser Punkt 
macht wieder deuthch, wie man das Problem nur an- 
gehen und lösen kann. Wir haben uns damals mehr- 
heitlich zutreffend dafür ausgesprochen, nicht dem 
Antrag der Fraktion der GRÜNEN in der Weise zu 
folgen und die Bundesmittel ausschließlich bzw. über- 
wiegend für Lärmschutzmaßnahmen an diesen quah- 
fizierten Straßen zu investieren, sondern gerade als 
ein Gebot des Umweltschutzes Straßen auszubauen, (D) 
neue Umgehungsstraßen zu bauen, um Wohngebiete 
ruhiger halten zu können. Das zeigt, daß man zu ei- 
nem abgewogenen Verhältnis kommen muß. Auch 
wir sind dafür, daß in Wohngebieten mehr als bisher 
die Beschränkung auf 30 km/h eingeführt wird. 

(Weiss [München] [GRÜNE]: Dagegen wehrt 
sich der Zimmermann noch!) 

Das ist überhaupt keine Frage. 

Ein weiteres Beispiel zu dieser Lärmquelle Pkw 
bzw. Lkw. Die Geschwindigkeiten, die oft zu weitge- 
hend ausgenutzten Geschwindigkeiten der Lkws be- 
dürfen einer scharfen und besseren Kontrolle. Ich ver- 
weise insofern auch auf den Immissionsschutzbericht 
der Bundesregierung. Auch hier — das gilt für den 
Lärm genauso; Frau Dr. Hartenstein hat es mit Recht 
angesprochen — ist die Forschung aufgerufen, Inno- 
vationen zur Herabsetzung des Lärmpegels bei Pkws 
bzw. Lkws oder bei den Eisenbahnen zu fördern. 

Meine Damen und Herren, zum Ruglärm stellt das 
Gesetz aus dem Jahre 1971 — ich wiederhole ein 
Wort, das in der Debatte heute bereits gebraucht wor- 
den ist — auch aus unserer Sicht einen ganz wichtigen 
Meilenstein dar. Durch dieses Gesetz ist eine Schutz- 
zone 1 geschaffen worden. Hier sind in den letzten 
Jahren einige hundert Millionen Mark investiert wor- 
den mit dem Ziel, Lärmschutzmaßnahmen, passiven 
Lärmschutz zu ermöglichen. Das war mit Sicherheit 
ein ganz wichtiger, ein unverzichtbarer Schritt in die 
richtige Richtung. 
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Harries 

(A) Wenn ich das hier als positiv herausstelle, so wäre 
die sehr schnell gedachte und vorgetragene logische 
Folge daraus womöglich, daß gesagt wird: Dann muß 
doch wohl der Gesetzentwurf des Bundesrates bzw. 
der Antrag der SPD -Fraktion in die richtige Richtung 
zeigen, weil er den zweiten Schritt vorsieht und zum 
Gesetz erheben will, nämlich die Ausdehnung der 
Schutzzone 2 mit dem Ziel, durch weitere Investitio- 
nen auch aus Bundesmitteln ganz erheblich zum Ab- 
bau von Lärmquellen und zum passiven Lärmschutz 
zu kommen. Das tue ich nicht. Ich halte beide Wege 
nicht für überzeugend und nehme hier einen absolut 
ablehnenden Standpunkt ein. Ich werde ihn begrün- 
den und sagen, worin wir in Anbetracht nicht zu leug- 
nender Gesundheitsschäden die Lösung sehen. 

Meine Damen und Herren, die Ausweitung der 
Lärmschutzmaßnahmen auf die Zone 2 ist nicht zu 
finanzieren. 

(Frau Fuchs [Verl] [SPD]: Deswegen lieber 
mit Lärm! Die Leute sollen weiter leiden, weil 
das Geld falsch ausgegeben wird! Das ist ein 
Skandal!) 

Es gibt überschlägige Rechnungen, die bei 700 bis 
800/900 Millionen DM hegen. Wir sind verantworthch 
dazu auf gerufen, pohtische, wirtschafthche und finan- 
zielle Prioritäten zu setzen. Die Priorität hegt aus unse- 
rer Sicht darin, die Verschuldung dieser Bundesrepu- 
bhk nicht noch weiter zu erhöhen. 

(Frau Dr. Hartenstein [SPD]: Sie müssen sa- 
gen, für welchen Zeitraum!) 

Das ist jetzt nicht der richtige Schritt. 

(B) 

(Zuruf der Abg. Frau Fuchs [Verl] [SPD]) 

— Wenn Sie etwas lauter sprechen, Frau Kollegin, 
würde ich Ihnen gerne antworten. Ich habe es aber 
nicht verstanden. 

(Frau Fuchs [Verl] [SPD]: Es hegt aber nicht 
am Gehör, daß Sie es nicht verstanden ha- 
ben!) 

Wir sind der Überzeugung, daß ein Beitrag zur Infla- 
tionierung und zur Kostensteigerung nicht geleistet 
werden kann. 

Meine Damen und Herren, die völhge Reduzierung 
der militärischen Tief f lüge ist absolut irreal. Hierzu 
wird mein Kollege Francke gleich umfassend etwas 
sagen. Sie gestatten mir nur die Bemerkung, daß wir 
hier ein Bündel von Maßnahmen diskutieren, vorge- 
sehen und eingeleitet haben. Sie können den mihtäri- 
schen Fluglärm ganz sicher nicht auf null reduzieren. 
Das gebietet eine glaubwürdige Verteidigung spolitik 
zur Bewahrung des Friedens. 

(Frau Fuchs [Verl] [SPD]: Für den lauten 
Frieden!) 

Aber diese Maßnahmen sind schon wichtig. 

Worin sehe ich die erforderlichen Maßnahmen? 
Eine erste Maßnahme sehe ich darin, daß die Flug- 
zeughersteUer — wie bereits geschehen und wie be- 
reits eingeleitet — national und international ge- 
drängt, aufgefordert und veranlaßt werden, lärmarme 
Flugzeuge zu bauen und einzusetzen. Hier gibt es 
inzwischen international festgesetzte Grenzwerte für 


die Lärmzulassung. Neue Emissionsgrenzwerte gel- (C) 
ten. 

Zweitens, meine ich, sollte hier einmal hervorgeho- 
ben werden, daß der Freistaat Bayern bei der Errich- 
tung eines neuen Flughafens nicht mehr in München- 
Riem, sondern weiter im unbebauten Gelände eine 
richtige Entscheidung getroffen hat. Es gibt auch eine 
falsche. Ich denke nur an Hamburg. 

Vizepräsident Cronenberg: Herr Abgeordneter 
Harries, darf ich Sie daran erinnern, daß das 
Haus 

Harries (CDU/CSU): Im übrigen setze ich auf inten- 
sive administrative Entscheidungen. 

Vizepräsident Cronenberg: Herr Abgeordneter 
Harries, darf ich Sie ernsthaft daran erinnern, daß Ihre 
Redezeit deutlich überschritten ist. 

Harries (CDU/CSU): Ich bitte um Entschuldigung. 

Vizepräsident Cronenberg: Die Verwaltung ist 
wirklich überstrapaziert. Ich wäre Ihnen sehr dank- 
bar, wenn Sie mit Rücksicht auch auf die Beschäftig- 
ten — 

Harries (CDU/CSU): Ich höre auf. 

Vizepräsident Cronenberg: Danke schön. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Das Wort hat der Abgeordnete Weiss (München). 

(D) 

Weiss (München) (GRÜNE): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Der Bundesrat schlägt vor, das 
Fluglärmschutzgesetz so weit zu erweitern, daß auch 
in der Lärmschutzzone 2 Anspruch auf Errichtung von 
Schallschutzmaßnahmen besteht. Die Bundesregie- 
rung setzt dagegen, dafür sei kein Geld da, das sei 
alles viel zu teuer. 

Aber erinnern wir uns doch einmal. Gerade das, was 
den Fluglärm verursacht, wollten diese Bundesregie- 
rung und die sie tragenden Fraktionen noch vor einem 
Jahr weiter subventionieren, indem sie auf mögliche 
Einnahmen durch Besteuerung des Flugbenzins ver- 
zichteten. 

(Bohl [CDU/CSU]: Du brauchst eine Bartwik- 
kelmaschine!) 

Betrachten wir das im Zusammenhang. Auf der einen 
Seite versucht man, den Flugbetrieb zu subventionie- 
ren, und auf der anderen Seite wird gesagt: Es ist kein 
Geld da, um den Lärmschutz für die Betroffenen zu 
erhöhen. Das ist gegenüber den Menschen, die an 
einem Flughafen leben und die vom Lärm betroffen 
sind, mehr als menschenverachtend. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Wenn das Geld tatsächhch nicht in ausreichendem 
Maße vorhanden ist, dann müssen wir eben dazu 
kommen, daß wir den gesamten binnendeutschen 
Luftverkehr besteuern. Es ist doch nicht einzusehen, 
warum der Flugverkehr immer noch in großem Maße 
subventioniert wird. 

(Dr. Hoyer [FDP]: In den Flugzeugen nach 
München sitzen erstaunlich viele Grüne!) 
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Weiss (München) 

(A) Meine Damen und Herren, inzwischen fühlen sich 
etwa 20 % der Bevölkerung durch Fluglärm belastet. 
Die gesundheitlichen Folgen einer erhöhten Lärmbe- 
lastung sind bekannt. Wenn die Bundesregierung nun 
sagt: Aus bestimmten Gründen wollen wir das Geld 
für Lärmschutz nicht ausgeben, dann findet sie die 
gesundheitlichen Folgekosten an anderer Stelle wie- 
der. Sie müssen durch das Gesundheitssystem finan- 
ziert werden; denn Sie können die Schäden nicht 
wegdiskutieren, indem Sie sie nicht verhindern. Sie 
müssen die Kosten anderen aufhalsen, damit sie be- 
zahlt werden, letztlich unserem Gesundheitssystem, 
das dann die gesamten Folgekosten zu tragen hat. 

Gerade in den letzten Jahren hat der Rugverkehr 
enorm zugenommen. Diese Zunahme war politisch 
gewollt. Durch Schritte der Liberalisierung im euro- 
päischen Rahmen, durch die bereits erfolgte Liberali- 
sierung im Bereich des Regionalluftverkehrs, durch 
die zusätzliche Schaffung und Weiterentwicklung des 
Regionalluftverkehrs, für den eben nicht nur große 
Verkehrsflughäfen, sondern auch immer mehr Regio- 
nalflughäfen erschlossen werden, so daß der Rugver- 
kehr in der Räche zunimmt, durch diese Maßnahmen 
hatten wir eine gewaltige Ausweitung des Rugbetrie- 
bes. Mit diesem politisch gewollten Wachstum ist der 
Lärmschutz, den die Bürgerinnen und Bürger mit 
Recht erwarten dürfen, nicht einhergegangen. 

Wenn Sie schon mehr Rugverkehr wollen und alle 
EG-Schritte uneingeschränkt mittragen wollen, dann 
sollten Sie zumindest wie Herr Harries argumentieren 
— dann wäre das wenigstens konsequent — : Mit dem 
Wachstum des Luftverkehrs müßte der Lärmschutz 
mitwachsen. Das geschieht aber nicht: Der Luftver- 
kehr wächst und der Lärmschutz stagniert. Im End- 
effekt sind es immer mehr Leute, die in immer größe- 
rem Umfang belastet werden. Man darf sich nicht 
wundern, wenn dann die Unzufriedenheit immer grö- 
ßer wird. 

(Beifall bei den GRÜNEN und der SPD) 

Sie hätten jederzeit ohne weiteres die Möglichkeit, 
dem Gesetzentwurf des Bundesrates zu folgen und 
Lärmschutzmaßnahmen anzuordnen; denn letztlich 
müssen diese Maßnahmen nicht aus dem Bundes- 
haushalt finanziert werden, zumindest nicht was den 
zivilen Luftverkehr betrifft. Nach den bestehenden 
Lärmschutz Vorschriften sind die Betreiber, die Rug- 
hafengesellschaften, dazu verpflichtet, die entspre- 
chenden Aufwendungen für den Lärmschutz zu er- 
bringen. Wenn die Anforderungen für Lärmschutz- 
maßnahmen höher werden, dann müssen sie eben 
durchgeführt werden. Das muß dem Verursacher, 
dem Rugverkehr, in Rechnung gestellt werden. 

Das Verursacherprinzip ist ja eines der Lieblings- 
worte des Bundesumweltministers Töpfer geworden. 
Warum soll das im Zusammenhang mit Lärm — nicht 
bloß Ruglärm, sondern Verkehrslärm insgesamt — 
nicht eine Rolle spielen? Man muß ja sagen: Wir brau- 
chen allmählich eine lärmtechnische Sanierung der 
ganzen Republik; 

(Frau Dr. Hartenstein [SPD]: Das ist wahr!) 

denn allein vom Ruglärm fühlen sich etwa 20 % der 
Leute betroffen. Wenn wir aber alle verkehrsbeding- 
ten Lärmsektoren zusammennehmen, werden durch 


die Auswirkungen des Verkehrslärms fast 80% der (C) 
Bürgerinnen und Bürger dieses Landes belästigt. 

80 %, das ist sozusagen eine flächendeckende Belä- 
stigung. Dem müßten wir eine flächendeckende Sa- 
nierung entgegensetzen. Man könnte beim Ruglärm 
ebenso wie beim Straßenverkehrslärm etwas machen. 
Aber auch da weigert sich die Bundesregierung kon- 
sequent, etwas zu tun. 

Es hat z. B. beim notwendigen Lärmschutz an Bun- 
desfemstraßen zwei Ohrfeigen für die Bimdesregie- 
rung gegeben, weil es dafür immer noch kein Lärm- 
schutzgesetz gibt: Das war zum einen das Urteil des 
Bundesverwaltungsgerichts zum Bodensee und zum 
anderen das Urteil des Bundesverfassungsgerichts zur 
Foncar-Straße. 

(Tillmann [CDU/CSU]: Die Verordnung ist in 
Vorbereitung, Herr Kollege!) 

— Es mag sein, daß sie in Vorbereitung ist; aber es ist 
doch schon ein trauriges Kapitel dieser Bundesregie- 
rung, daß sie es nicht geschafft hat, im Bereich Lärm- 
schutz überhaupt etwas Sinnvolles auf die Beine zu 
bekommen, obwohl die Verfahren längst zu Ende 
sind. 

(Beifall bei den GRÜNEN und der SPD) 

Es ist ein trauriges Kapitel, daß bei uns das Bundes- 
verfassungsgericht und das Bundesverwaltungsge- 
richt die Bundesregierung für die Fragen des Lärm- 
schutzes sensibilisieren müssen, weil die nötige Sen- 
sibilität dort offensichtlich nicht vorhanden ist, nicht 
gewünscht wird oder blindlings ignoriert wird. So ist 
doch die Situation, Herr Kollege. 

(Beifall bei den GRÜNEN und der SPD) 

Ein Weiteres. Ins bisherige Lärmschutzgesetz nicht 
einbezogen ist der gesamte Tieffluglärm. Es ist, wie 
auch Frau Kollegin Hartenstein schon ausgeführt hat, 
für den Geschädigten wirklich keinerlei Unterschied, 
ob er seinen Hörschaden nun auf Grund dessen hat, 
daß er in der Zone 1 eines zivilen Rughafens wohnt, 
oder ob er ihn deshalb hat, weil ihm 150 Flieger täg- 
lich irgendwie über den Kopf fliegen. Wenn es ge- 
sundheitliche Gründe gibt — offensichtlich sind sie 
vorhanden, denn sonst wäre auch das bestehende 
Ruglärmschutzgesetz unsinnig, und dann bräuchte 
man sie auch in der Zone 1 nicht zu berücksichti- 
gen — , dann ist es nur konsequent, wenn man nicht 
nur für den zivilen Rugverkehr in der Zone 1 die Kon- 
sequenzen zieht, sondern selbstverständlich auch für 
den gesamten Bereich des militärischen Rugver- 
kehrs, und dazu gehören die Tiefflüge. 

Der Bundesverteidigungsminister soll für die ge- 
sundheitlichen Schäden, die er an der Bevölkerung 
anrichtet, ruhig bezahlen. Denn dann käme er viel- 
leicht einmal dazu, eine effektive Kosten-Nutzen- 
Rechnung zu machen, welche Schäden er einschließ- 
lich der gesundheitlichen Folgekosten mit seinen 
Tiefflügen in diesem Land tatsächlich verursacht. 
Eine verursachensgerechte Kostenanlastung schließt 
alle Folgekosten ein, die bei uns nicht ausgewiesen 
sind. Wir erwarten doch, daß wir auch im Verteidi- 
gungsbereich einmal die realen Kosten genannt be- 
kommen. Vieles, was da eben wieder in anderen so- 
zialen Kosten verschleiert ist, muß bei gerechter 



Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode — 152. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 22. Juni 1989 


11525 


Weiss (München) 

(A) Kostenerfassung letztlich dem Bundesverteidigungs- 
ministerium angelastet werden, aber es wird ihm nicht 
angelastet. 

Deshalb müßte die erste Konsequenz eigentlich lau- 
ten: Weg mit den müitärischen Tiefflügen, Reduzie- 
rung des gesamten militärischen Flugverkehrs. Aber 
wir hören da immer nur die gleichen Begründungen, 
daß es angebhch nicht machbar sei, daß man es nicht 
anderswo machen könnte und alles möghche. Tatsa- 
che ist aber, daß wir genauso wie andere Länder auf 
Tiefflüge durchaus verzichten könnten, wenn wir 
wollten. Tatsache ist, daß in der Regel nicht darüber 
nachgedacht wird, welche Möglichkeiten wir haben, 
um auch im militärischen Bereich Flugbewegungen 
zu reduzieren. Solange wir eine entsprechende Folge- 
kostenregelung und die Einbeziehung der ökologi- 
schen sozialen Folgekosten nicht eingeführt haben, 
wird es immer zu solchen abenteuerlichen Argumen- 
tationen kommen, wie die Bundesregierung sie hier 
vorbringt. Sie rechnet die Kostengründe gegen die 
Gesundheit der Menschen auf und sagt; Das Geld 
haben wir, wenn es darum geht, die Menschen zu 
verlärmen, aber das Geld haben wir nicht, wenn es 
darum geht, ihre Gesundheit zu schützen. — Das ist 
ein Widerspruch, der für uns in dieser Form unerträg- 
lich ist. 

Danke. 

(Beifall bei den GRÜNEN und der SPD) 

Vizepräsident Cronenberg: Das Wort hat der Abge- 
ordnete Dr. Hoyer. 

Dr. Hoyer (FDP) : Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Die Bundesratsinitiative zum Fluglärmgesetz 
liegt nun schon einige Zeit vor. Es ist an der Zeit, daß 
wir uns damit befassen und genau untersuchen, wie 
und in welcher Weise wir den lärmgeplagten Bürgern 
in der Umgebung unserer Flugplätze helfen kön- 
nen. 

Die Lärmbelastung und Lärmbelästigung hat in der 
Tat ein teilweise erschreckendes Ausmaß angenom- 
men. Zweifellos hat — man mag das bedauern oder 
nicht — die Sensibilität, die Empfindlichkeit ebenfalls 
zugenommen; das müssen wir zur Kenntnis neh- 
men. 

Zugenommen hat darüber hinaus die Aktivität auf 
unseren Flughäfen, insbesondere auf den Zivilflughä- 
fen. Die zu erwartenden Steigeningsraten im Luftver- 
kehr tragen darüber hinaus zu einer weiteren Ver- 
schärfung des Problems bei, und da die großen Inter- 
kontinentalflughäfen, wie Frankfurt, trotz aller offen- 
kundigen Expansionslust an die Grenzen ihrer Expan- 
sionsmöglichkeiten stoßen, erlangen nunmehr auch 
die bisher nicht so stark frequentierten Flughäfen 
größere Bedeutung. 

Viele Rughäfen, z. B. der von den Mitghedern die- 
ses Hauses so kräftig in Anspruch genommene Kölner 
Flughafen, erwachen aus ihrem Dornröschenschlaf. 
Genau das ist im übrigen jahrelang angemahnt wor- 
den, nicht zuletzt in der Kölner Kommunalpolitik, in 
der es jahrzehntelang ein Thema war, wie man den 
Flughafen endlich ausbauen und entsprechend nut- 
zen könnte, und das nicht nur im Frachtbereich. Nun- 
mehr wird offensichtlich dieses Ziel erreicht, und der 


Katzenjammer folgt auf dem Fuße, denkt man an den (C) 
Lärm. 

Es gilt, auf eine weitere Inkonsequenz hinzuweisen. 

Wir alle tragen kräftig zu der Expansion des Flugver- 
kehrs bei und werden es in einer Gesellschaft, in der 
zum einen Freizeitgestaltung und Urlaub, zum ande- 
ren die Internationalisierung der Märkte eine immer 
größere Rolle spielen, mit allen Konsequenzen für den 
Reiseverkehr, auch in Zukunft tun. Damit tragen wir 
alle auch zu einer Verschärfung des Lärmproblems 
bei. 

Problemlösungen müssen sich in erster Linie auf 
Maßnahmen des aktiven Lärmschutzes richten. Es ist 
ja — das ist bereits gesagt worden — überhaupt nicht 
einzusehen, daß angesichts des technologischen Fort- 
schritts, insbesondere in der Triebwerksentwicklung, 
noch immer extrem laute „Mühlen" eingesetzt wer- 
den können. Das ist übrigens ein Gesichtspunkt, den 
wir auch bei der Frage der Ersatzbeschaffung für un- 
sere 707 bei der Luftwaffe berücksichtigen müssen 
und werden. 

Die bisherige Regelung mit der Differenzierung in 
die Lärmschutzzonen 1 und 2 hat gewiß einige Män- 
gel, und das nicht nur im Hinblick auf die sehr schwie- 
rige Abgrenzung und die dabei entstehenden, vom 
Bürger nicht unbedingt immer nachvollziehbaren Er- 
gebnisse, so z. B. wenn die Grenze zwischen der 
Lärmschutzzone 1 und 2 genau entlang dem Mittel- 
streifen einer beidseitig befahrenen Straße verläuft 
und die Bürger auf der einen Seite Anspruch auf pas- 
siven Lärmschutz haben, während die Bürger auf der 
anderen Seite diesen Anspruch nicht haben. Wir wer- 
den den Gesetzentwurf des Bundesrates unter diesem ' ^ 
Gesichtspunkt sehr genau prüfen müssen, ebenso wie 
mögliche Alternativen, die sich zur Ausgestaltung des 
Fluglärmschutzrechts ergeben oder ergeben könn- 
ten. 

Ich möchte den Beratungen in den Ausschüssen, die 
ich für durchaus schwierig und kompliziert halte, 
nicht vorgreifen. Ich denke im übrigen, daß wir gege- 
benenfalls zwischen den Ausschüssen erwägen soll- 
ten, ein gemeinsames Hearing zu dieser Frage zu ver- 
anstalten, um uns gemeinsam an eine sachgerechte 
Lösung des Problems heranzuarbeiten. Das ist aber 
eine ganz persönliche Meinung, die ich nicht abge- 
stimmt habe. 

(Beifall bei der FDP) 

Bei der Bewertung der Lösungsmöglichkeiten wer- 
den wir sicherlich irgendwann auch an die Grenzen 
des finanziell Machbaren stoßen, eine Dimension, die 
wir hier natürlich nicht übersehen dürfen. Es hilft uns 
ja überhaupt nichts, wenn wir in den beteiligten Fach- 
ausschüssen vermeintiich sachgerechte und auch 
möglicherweise populäre Lösungen empfehlen, dann 
aber vom Finanzminister oder bei uns im Parlament, 
im Haushaltsausschuß, mangels Masse alles gekippt 
wird. Derartige Erfahrungen macht man als Fachab- 
geordneter ohnehin schon zu häufig. 

(Nolting [FDP]: Wohl wahr!) 

Ich finde es gut, daß mit der Initiative des Bundes- 
rates der Flugplatzumgebungslärm wieder etwas 
stärker in das Bhckfeld der Öffentlichkeit und der 
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(A) Politik tritt. Die totale Fixierung auf die Probleme, die 
mit militärischem Tiefflug verbunden sind, haben 
nämlich die Sorgen und Lasten der Bürger, die in der 
unmittelbaren Nähe von zivilen oder militärischen 
Rugplätzen leben, etwas in den Hintergrund ge- 
drängt, und ich finde, zu Unrecht. Ich bin Berichter- 
statter für einige NATO-Flugplätze in unserem Unter- 
ausschuß Fluglärm und habe auf Grund meiner per- 
sönlichen Erfahrungen vor Ort großes Verständnis da- 
für, daß die Bürger in der Umgebung dieser Hug- 
plätze auf eine rasche Lösung ihrer Probleme drän- 
gen. Das sind Bürger, die in der allergrößten Zahl 
durchaus den Verteidigungsauftrag der beteiligten 
deutschen und alliierten Luftstreitkräfte einsehen, die 
aber auch umgekehrt den Anspruch erheben, daß ih- 
rem Ruhebedürfnis so weit wie irgend möglich Rech- 
nung getragen wird. 

Abzutrennen ist nach meiner Auffassung hiervon 
grundsätzlich die Frage der Konsequenzen aus dem 
sogenannten Ense-Urteil, bei dem es um Entschädi- 
gungsansprüche eines Bürgers in der Lärmschutz- 
zone 1 geht, die sich auf einen enteignungsgleichen 
Eingriff stützen. Hier ist in erster Linie die Exekutive 
gefragt; in der anderen Frage, die wir heute diskutie- 
ren, ist der Gesetzgeber gefordert. 

(Erler [SPD]: Das hängt aber zusammen!) 

— Von der Rechtssystematik her nicht. Es handelt sich 
in beiden Fällen um Lärm in der Umgebung von Flug- 
plätzen; das ist unumstritten. Rechtssystematisch sind 
das aber zwei verschiedene Dinge. 

(Erler [SPD]: Das läßt sich aber übertra- 

(B) gen!) 

Was mir an dem SPD-Antrag mißfällt, ist, daß er 
versucht, das Problem des militärischen Tieffluges 
über das Fluglärmgesetz aus der Welt zu schaffen, 
gewissermaßen also auf kaltem Wege. Ich halte die 
Ausdehnung der für die Umgebung militärischer wie 
ziviler Hughafen geltenden Vorschriften auf die Ge- 
biete, in denen militärischer Tiefflug betrieben wird, 
für nicht sachgerecht, vor allem halte ich sie für abso- 
lut unfinanzierbar. Das müssen wir den Bürgern auch 
ehrlich sagen. 

(Beifall des Abg. Beckmann [FDP]) 

Das heißt nicht, daß das Tiefflugproblem keiner Lö- 
sung mehr bedarf. Im Gegenteil, die dringend erfor- 
derliche Lösung muß aber in erster Linie nicht im pas- 
siven Lärmschutz liegen, sondern bei einer Reduzie- 
rung und qualitativen Veränderung des Tiefflugbe- 
triebes, wobei ich nebenbei davor warne, bei den ver- 
schiedenen Maßnahmen, die wir auch im Unteraus- 
schuß des Verteidigungsausschusses diskutieren, die 
Erwartungen an die zu entwickelnden Tiefflugsimula- 
toren überhöht anzusetzen. Ich glaube, wir werden 
dort bald auf dem Boden der Realitäten ankommen. 

(Erler [SPD]: Da haben Sie recht!) 

Der Verteidigungsausschuß und der Unterausschuß 
„Militärischer Fluglärm" hat im letzten Jahr einen 
Beschluß zustande gebracht, den es nun umzusetzen 
gilt. Prof. Scholz hat sich hierum nach Kräften bemüht 
und erste Ergebnisse vorgetragen. Sein Amtsnachfol- 
ger ist nun hier gefordert, konkret zu werden, das 


bedeutet vor allem: mit den Bundesländern und den (C) 
AUiierten klar zu kommen. 

Wir Liberalen sind uns darüber im klaren, daß wir 
die alliierten Luftstreitkräfte in der Bundesrepublik 
brauchen und ihre Präsenz hier wollen. Das schließt 
angemessene Übungsmöghchkeiten ein. Dies kann 
aber nicht bedeuten, daß wir es akzeptieren könnten, 
wenn alliierte Luftstreitkräfte Möglichkeiten zur Re- 
duzierung des militärischen Tieffluges blockieren 
oder unterlaufen sollten. 

(Beifall bei der FDP) 

Schon jetzt sind Bundesluftwaffe und Bundesma- 
rine nur zum kleineren Teil am Flugstundenauf kom- 
men über der Bundesrepublik beteiligt. Luftwaffe und 
Marine haben in den letzten zehn Jahren Erhebliches 
geleistet, um das Flugstundenaufkommen weiter her- 
unterzudrücken und — um es ganz einfach auszu- 
drücken — rücksichtsvoller zu fliegen. Hier gibt es 
sicher immer noch einiges zu verbessern, im Grunde 
aber haben wir unseren Luftwaffensoldaten für ihre 
Bemühungen in dieser Richtung zu danken. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Der Großteil des Flugstundenaufkommens aber 
wird von unseren belgischen, niederländischen, ka- 
nadischen, französischen, britischen und amerikani- 
schen Freunden erbracht — wie gesagt: notwendiger- 
weise. Deshalb muß bei weiteren Reduzierungen hier 
der Löwenanteil liegen. Das bezieht sich nicht nur auf 
das Flugstundenvolumen, sondern auch und insbe- 
sondere auf die Frage der Flugprofile. 

Ich vermag überhaupt nicht einzusehen, warum 
Luftwaffe und Marine es schaffen, sich bei einem kon- ' ' 
kreten Tiefflugereignis im 75 -Meter-Bereich, also in 
einer der sieben Areas, auf das Abfliegen der Strecke 
zwischen Initial Point und Target, also dem Ablauf - 
punkt und dem Ziel, zu beschränken, während immer 
wieder zu beobachten ist, daß ausländische Luftfahr- 
zeuge eine Tiefflug-Area praktisch von Anfang bis 
Ende in 75 Meter Höhe durchfliegen. Das heißt, daß 
sich bei einem einzelnen Tiefflugereignis in 75 Meter 
Höhe deutsche Flugzeuge zwischen 60 und 90 Sekun- 
den in dieser Höhe aufhalten, andere hingegen bis zu 
drei Minuten. Alle Erklärungsmuster, die ich bisher in 
diesem Zusammenhang gehört habe, überzeugen 
mich, ehrlich gesagt, nicht. 

(Frau Fuchs [Verl] [SPD]: Am besten: Man 
schafft sie ab! Das wäre einfacher!) 

Rechnet man das einmal um, so bedeutet das, daß die 
alliierten Luftstreitkräfte nicht nur im Verhältnis von 
mehr als zwei zu eins am Flugstundenaufkommen 
beteiligt sind, sondern, wenn man die Zeit ermittelt, in 
der konkret in 75 Metern Höhe geflogen wird, minde- 
stens im Verhältnis von fünf zu eins. Ich kann Ihnen 
leider keine präzisen Zahlen vortragen, weil sich die 
Hardthöhe weigert, mir präzise Zahlen zu geben. 

(Frau Fuchs [Verl] [SPD]: Sie teilen mein Ge- 
schick! Das kenne ich!) 

Grobe Schätzungen kann man aber natürlich auch 
selber anstellen, wenn man mit Flugprofilen halbwegs 
vertraut ist und sich mit den Fachleuten in den Ge- 
schwadern, deutschen wie ausländischen, darüber 
unterhält. 
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Dr. Hoyer 

(A) Ich appelliere an unsere alliierten Freunde — ich 
sage ausdrücklich: Das betrifft in erster Linie unsere 
europäischen Partner — , gemeinsam mit dem Vertei- 
digungsminister und unserer Luftwaffe den Weg zu 
einer sachgerechten Lösung zu weisen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 
Schaffen wir das nämlich nicht, so wird sich die un- 
selige Souveränitätsdebatte, die hier von manchem 
vom Zaune gebrochen und geschürt wird, noch ver- 
schärfen. Diese Diskussion hat bereits teilweise aben- 
teuerliche Züge angenommen, z. B. wenn ich daran 
denke, daß wegen der Frage der Gerichtsbarkeit bei 
bestimmten Verstößen oder Verfehlungen ausländi- 
scher Soldaten in der Bundesrepublik polemisiert 
wird und damit die Vereinbarungen im NATO-Trup- 
penstatut nicht sachgerecht beurteilt werden. Ich bin 
jedenfalls froh, daß deutsche Soldaten, die sich eines 
Vergehens schuldig machen, im Zweifel, wenn sie in 
den Vereinigten Staaten stationiert sein sollten, nicht 
der amerikanischen Androhung der Todesstrafe un- 
terliegen. Manche Regelung, die auf Souveränitätsde- 
fizite zu deuten scheint, hat ihren guten Sinn. Die 
Souveränitätsfrage sollten wir sehr viel ruhiger und 
gelassener, aber auch mit dem notwendigen Selbstbe- 
wußtsein führen. Souveränität ist nicht eine Frage der 
Papierform. 

Vizepräsident Cronenberg: Herr Abgeordneter, 
entschuldigen Sie, daß ich Sie unterbreche. Aber ich 
muß noch einmal auf die Geschäftslage aufmerksam 
machen. Ich wäre also dankbar . . . 

ßj Dr. Hoyer (FDP) : Ich bin sofort fertig. — Souveräni- 
tät ist nicht eine Frage der Papierform, sondern in 
erster Linie eine Frage der Fakten und des Umgangs 
miteinander. 

(Andres [SPD]: Da hat er recht!) 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der FDP) 

Vizepräsident Cronenberg: Das Wort hat der Parla- 
mentarische Staatssekretär Martin Grüner. 

Grüner, Pari. Staatssekretär beim Bundesminister 
für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit: Herr 
Präsident! Meine sehr verehrten Damen! Meine Her- 
ren! Als das Fluglärmgesetz 1971 erlassen wurde 
— darauf ist hingewiesen worden — , war dies ein mu- 
tiger Schritt in Neuland. Anläßlich seiner Stellung- 
nahme zum Fluglärmbericht der Bundesregierung 
konnte der Deutsche Bundestag 1980 in einer Ent- 
schließung feststellen, mit dem Fluglärmgesetz sei in 
der Bundesrepublik eine Regelung geschaffen wor- 
den, die in ihrer umfassenden Art international ohne 
Vergleich sei. 

Ich weiß nicht, ob wir das heute noch sagen können. 
Aber ich will doch daran erinnern, welche maßgebli- 
chen Schritte hier unternommen worden sind und mit 
welchem Erfolg das geschehen ist, ohne daß man sich 
damit heute zufriedengeben kann. Heute sind für alle 
10 zivilen und 35 militärischen Flugplätze, die unter 
den Geltungsbereich des Gesetzes fallen, Lärm- 
schutzbereiche festgesetzt. Es sind erhebliche Ver- 
minderungen des Lärms erreicht worden. Die Lärmzo- 


nen haben sich verringert. Das war möglich durch (C) 
Optimierung der Flugwege und bei den Verkehrs- 
flughäfen durch den zunehmenden Einsatz moderner 
lärmarmer Flugzeuge. Von ziviler und militärischer 
Seite wurden insgesamt mehr als 840 Millionen DM 
für Maßnahmen zum Schutz gegen Fluglärm ausge- 
geben. Viele tausend Menschen in der Umgebung 
von Flughäfen haben davon profitiert. 

Aus dem Fluglärmgesetz resultieren weitere Maß- 
nahmen zum Schutz gegen Fluglärm. Ich erwähne die 
Einrichtung und den Betrieb von Fluglärmüberwa- 
chungsanlagen an allen deutschen Flughäfen, die Er- 
richtung von Lärmschutzhallen für Triebwerksprobe- 
läufe, das Verbot ziviler Überschallflüge über unse- 
rem Land, die Einführung lärmarmer Start- und Lan- 
deverfahren, die Nachtflugbeschränkungen auf na- 
hezu allen deutschen Flughäfen, die lärmabhängigen 
Landegebühren und die Einschränkung des Flugbe- 
triebs mit Leichtflugzeugen und Motorseglern an 
Landeplätzen mit mehr als 20 000 Flugbewegungen 
im Jahr. All das sind Maßnahmen, deren Vertiefung 
und Intensivierung durchaus diskutiert werden kön- 
nen, wobei allerdings auch gesehen werden muß 

— hier findet das Verursacherprinzip in der politi- 
schen Realität seine großen Probleme — , wie das in- 
ternational und im Wettbewerb durchgesetzt werden 
kann. 

Es wurde erwähnt, daß das Lärmschutz gesetz die 
Erstattung für bauliche Schallschutzmaßnahmen auf 
die Schutzzone 1 beschränkt. Daß es hier Überschnei- 
dungen und Probleme gibt, ist ohne Zweifel festzu- 
stellen. Unter den Kostengesichtspunkten muß die 
Bundesregierung erklären, daß eine Ausdehnung der pj 
Erstattung auf die geringer belastete Zone 2 Kosten 
verursachen würde, die wir nicht für tragbar halten. 
Nach der Schätzung des Bundesrats würden diese 
Kosten 1,119 Milliarden DM betragen, wovon 
920 Millionen DM vom Bund aufzubringen wären. 
Diese Summe liegt erheblich höher als alles, was bis- 
her in diesem Bereich nach dem Fluglärmgesetz auf- 
gebracht worden ist. Dabei sind die hier vorgelegten 
Schätzungen eher noch zurückhaltender Natur. 

Die SPD-Fraktion fordert mit ihrem Antrag eine 
wesentlich weiter gehende Novellierung des Flug- 
lärmgesetzes als der Bundesrat. 

(Abg. Frau Dr. Hartenstein [SPD] meldet sich 
zu einer Zwischenfrage) 

— Ich möchte keine Zwischenfrage zulassen. Ich bitte 
um Nachsicht. 

(Frau Dr. Hartenstein [SPD]: Herr Grüner, 
das haben Sie doch nicht nötig!) 

— Nein; es geht mir einfach wirklich um die Zeit, da 
wir hier unter erheblichem Zeitdruck stehen, was je- 
der spürt. 

(Zurufe von der SPD) 

Über den Entwurf des Bundesrats hinaus verlangt 
der Antrag der SPD-Fraktion ein ganzes Bündel wei- 
terer aufwendiger und kostspieliger Maßnahmen. Ich 
erwähne: Die Ausdehnung des Geltungsbereichs und 
auch die Errichtung und der Betrieb von Fluglärm- 
meßanlagen an militärischen Flugplätzen und in Tief- 
fluggebieten sind — wie die genannte Ausdehnung 
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(A) der Erstattung auf die Schutzzone 2 — außerordent- 
lich aufwendig und kostspielig. Besonders der mit den 
Fluglärmmeßanlagen erzielbare Nutzen steht in kei- 
nem Verhältnis zu den Kosten, die sie verursachen. 

Die Änderung der Schallbewertungsmethode ist 

wissenschaftiich umstritten und hinsichtlich der finan- 
ziellen Auswirkungen in keiner Weise abzuschätzen. 
Der Antrag der Sozialdemokraten hätte also noch we- 
sentlich höhere Kosten zur Folge als der Antrag des 
Bundesrates. 

Die Bundesregierung wird sich weiterhin intensiv 
darum bemühen, durch Maßnahmen im Rahmen des 
geltenden Rechts den Schutz der Bürger gegen Flug- 
lärm so weit wie möglich zu verbessern. 

(Frau Fuchs [Verl] [SPD]: Wenn er nichts ko- 
stet, was?) 

So wird angestrebt, im Rahmen der nach dem Flug- 
lärmgesetz erforderlichen Überprüfung von Lärm- 
schutzbereichen die Flugverfahren und Flugstrecken 
unter Lärmgesichtspunkten weiter zu optimieren. Ich 
meine, daß es ein außerordentlich interessanter Hin- 
weis war, den unser Kollege Dr. Hoyer in bezug auf 
den militärischen Tiefflug gegeben hat; denn hier 
wird deutlich, daß durch Veränderung des Flugver- 
haltens möglicherweise Einschränkungen der Bela- 
stungen erreicht werden könnten, die außerordentlich 
fühlbar wären. 

Wir setzen uns intensiv dafür ein, noch im Verkehr 
befindliche laute Verkehrsflugzeuge durch lärmarme 
Verkehrsflugzeuge zu ersetzen. Das geschieht so- 
wohl durch Mitarbeit an entsprechenden EG-Richtli- 
nien als auch durch Schaffung von Benutzervorteilen 
für lärmarme Rugzeuge an deutschen Flughäfen. 

Wir sind uns einig — das zeigt die Diskussion — , 
daß der passive Lärmschutz zwar notwendig ist, aber 
nicht der richtige, der entscheidende Weg ist. Viel- 
mehr geht es um die aktive Lärmbekämpfung. Wir 
sind uns weiter darüber einig, daß der durch Zivilflug- 
zeuge verursachte Lärm wirklich fühlbar durch akti- 
ven Lärmschutz nur in internationaler Kooperation 
eingeschränkt werden kann. Wer hier das Verursa- 
cherprinzip fordert, muß internationale Vereinbarun- 
gen erreichen. Er muß schwerwiegende wirtschaftli- 
che Konsequenzen in Kauf nehmen, wenn er etwa 
durch gesetzliche Regelungen, die ja möglich wären, 
Fluggerät, das die Anforderungen nicht erfüllt, vom 
Verkehr ausschließt. 

Darüber müssen wir ernsthaft nachdenken. Nur 
durch solche Benutzervorteile, nur durch solche inter- 
nationalen, zunächst auf EG-Ebene erreichbaren 
Schritte können wir in dem Bereich des aktiven Lärm- 
schutzes tatsächlich vorankommen. Diese Regelun- 
gen sind angesichts des zunehmenden Verkehrs 
dringlich. Aber sie müssen in einem Abwägungspro- 
zeß vollzogen werden, den wir nicht alleine entschei- 
den können. 

Die Diskussion über den Lastwagenverkehr in Eu- 
ropa und die dafür richtigen Maßnahmen macht es ja 
mehr als deutlich, wie notwendig es ist, auch in die- 
sem Bereich durch internationale Abkommen zu Re- 
gelungen zu kommen, die den Menschen und sein 
Ruhebedürfnis in Abwägung mit gewichtigen wirt- 


schaftlichen Erwägungen in den Mittelpunkt stellen. (C) 
Wir müssen in allen Bereichen der Lärmbekämpfung 
Maßnahmen treffen — nicht nur mit Tempo 30 km/h 
in unseren Innenstädten — , bei denen der Mensch mit 
seinem Ruhebedürfnis, mit seinem Erholungsbedürf- 
nis in den Mittelpunkt gestellt wird. Das ist durch 
aktive Lärmschutzmaßnahmen zu erreichen. 

Wir sind ganz sicher, daß auf vielen Feldern — auch 
im Flugbetrieb — aktive Lärmschutzmaßnahmen 
möglich sind, die wir gemeinsam erarbeiten müssen. 
Dabei können zusätzliche finanzielle Mittel für den 
passiven Lärmschutz nicht von vornherein ausge- 
schlossen sein, aus der Sicht der Bundesregierung al- 
lerdings nicht in einer Größenordnung, wie sie in die- 
sen beiden Anträgen gefordert wird. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Cronenberg: Das Wort hat der Abge- 
ordnete Weiermann. 

Weiermann (SPD): Herr Präsident! Meine Damen! 
Meine Herren! Ein Kenner der Materie sagte mir vor 
wenigen Tagen: Der Lärm ist die größte Umweltbela- 
stung. Nur, das ist nicht leicht verständlich zu machen. 

Beim Waldsterben kriegen die Leute Tränen in die 
Augen, und bei Lärm beklagt sich immer nur der, der 
betroffen ist. 

Da ist etwas dran. Lärm als Umweltbelastung ist nur 
den direkt Betroffenen vermittelbar. Aber die Zahl der 
Betroffenen — das müssen wir an dieser Stelle auch 
sagen — wird immer größer. Allerdings scheint die 
Bundesregierung niemals zu dem Kreis der Betroffe- 
nen gehört zu haben und auch heute nicht zu ihm zu 
gehören; denn für die Bundesregierung ist die Flug- 
lärmbelastung offensichtlich eine mindere Größe. 

Allein beim Luftfrachtverkehr verzeichnen wir seit 
1965 einen Anstieg um das Sechsfache, wobei wir uns 
hinsichtlich der Lärmbelastung vor Augen halten 
müssen, daß ein Großteil der Frachtflüge nachts abge- 
wickelt wird. Prognosen, die durch die derzeitigen 
jährlichen Zuwachsraten bestätigt werden, sprechen 
von einer Verdoppelung der Zahl der Flugbewegun- 
gen in unserem Land bis zum Jahre 2000, und zwar 
nicht etwa im Hinblick auf die Zahlen von 1965, son- 
dern hinsichtlich der Flugbewegungen von 1985. 

Zwar hat die Technik enorme Fortschritte gemacht 
und versorgt uns heute mit Fluggerät, das im Ver- 
gleich zu dem vor 20 Jahren um bis zu 70 dB(A) leiser 
geworden ist. Wir stellen fest, das ist schon eine be- 
achtliche Leistung. Aber trotzdem erreichen die Spit- 
zenpegel im Nahbereich von Verkehrsflughäfen zum 
Teil immer noch abenteuerliche Größen: In Düssel- 
dorf wurden vor zwei Jahren noch Werte von 
115 dB(A) gemessen. Werte von 105 dB(A) sind ge- 
genwärtig die Regel, meine Damen und Herren. 
Wohlgemerkt, ich spreche hier von der zivilen Luft- 
fahrt. Lärmimmissionen der militärischen Luftfahrt 
— vor allem im Tiefflugbereich — will ich zunächst 
einmal außen vor lassen. 

Immer mehr Menschen werden also immer stärker 
mit Lärmimmissionen des Flugverkehrs belastet. Nur 
die Bundesregierung merkt nichts von alledem. An- 
ders kann ich es mir nicht erklären, daß der letzte 
Fluglärmbericht meines Wissens aus dem Jahre 1978 
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(A) datiert. Das heißt doch ganz offenkundig, daß die Bun- 
desregierung so etwas wie Fluglärm nicht mehr wahr- 
nimmt. Auch existiert die Projektgruppe Lärmbe- 
kämpfung, die zu Zeiten der sozialhberalen Koalition 
beim Bundesinnenministerium angesiedelt war, seit 
langem nicht mehr, und der Bundesumweltminister 
scheint an ihrer Wiederbelebung nicht sehr interes- 
siert zu sein. Das dürfen wir heute feststellen. 

Meine Damen und Herren, das sind natürlich auch 
Lärmschutzmaßnahmen, nämlich solche, mit denen 
die Regierung sich selbst vor den Betroffenen und 
ihren Forderungen nach dem Motto schützt: Ohropax 
ist besser als Lärmminderung. 

(Zustimmung bei der SPD und den GRÜ- 
NEN) 

Die Zahl der Betroffenen wächst. Diese wehren sich 
immer häufiger gegen unzumutbare Zustände und 
rufen die Gerichte an. Mittlerweile liegt eine ganze 
Reihe von BGH-Entscheidungen in Sachen Schutz 
vor Fluglärm vor. Es ist an der Zeit, das Gesetz vom 
März 1971 zu novellieren und es den veränderten 
Realitäten anzupassen. 

Eine zentrale Forderung dieser Novellierung muß 
die Ausdehnung der Entschädigungsleistungen auf 
die Lärmschutzzone 2 sein. Diese Forderung wird im 
Entwurf meiner Fraktion ebenso wie in dem vom 
Lande Nordrhein-Westfalen eingebrachten und vom 
Bundesrat am 26. Februar 1988 beschlossenen Ge- 
setzentwurf zur Änderung des Fluglärmgesetzes er- 
hoben. 

Bauherren von Gebäuden, die in der Lärmschutz- 
zone 2 errichtet werden, sind verpflichtet diese ent- 
sprechend den für die Zone 1 geltenden Vorschriften 
mit angemessenem Schallschutz zu versehen. Anders 
aber als Bauherren in der Zone 1 erhalten sie bislang 
keinerlei Entschädigung für diese Maßnahmen. 

Meine Damen und Herren, in einem Urteil vom 
November 1980 — November 1980! — hat der BGH 
dem Eigentümer eines in der Schutzzone 2 gelegenen 
Grundstücks einen entsprechenden Anspruch auf fi- 
nanzielle Förderung von Schutzmaßnahmen wie in 
der Schutzzone 1 zugebilligt. Damit ist die entspre- 
chende gesetzliche Neuregelung, wenn man das auf 
dieses Datum bezieht, nun seit zehn Jahren überfällig. 
Das ist ja abenteuerhch. 

Die Bundesregierung lehnt in ihrer Stellungnahme 
zum Gesetzentwurf des Bundesrates aber genau dies 
ab. Sie begründet ihre Weigerung, einer Novellierung 
zuzustimmen, mit den zu erwartenden Kosten, die der 
Bundesrat hinsichtlich des Bundes anteils, wie soeben 
schon erwähnt, auf 920 Millionen DM beziffert hat. 
Bei derartig hohen Kostenauswirkungen könne die 
Bundesregierung eine solche Novellierung nicht be- 
fürworten, heißt es in der Stellungnahme. 

Darüber mag man ja noch streiten, aber was dann 
als weitere Argumentation folgt, meine Damen, meine 
Herren, muß man sich einmal sozusagen auf der 
Zunge zergehen lassen. Die Bundesregierung ver- 
weist dann nämlich auf ein weiteres Urteil des BGH 
vom 30. Januar 1986 zum Flugplatz Nörvenich, „wo- 
nach für ein Wohngrundstück in der Schutzzone 1 . . . 
ein Entschädigungsanspruch . . . wegen militärischen 


Fluglärms . . . zuerkannt wird''. Und nun argumentiert (C) 
die Bundesregierung, daß sowieso viel mehr Leute 
Geld kriegen, als nach der Gesetzesinitiative vorgese- 
hen sei, und da mache man dann heber gar nichts. 

Also Punktum; Dies zeugt von wahrhaft großartiger 
Entschlußkraft, meine Damen und Herren. 

(Beifall bei der SPD) 

Es bestätigt im Grunde genommen genau unseren 
Verdacht, daß die Bundesregierung eigentlich gar 
nichts tun will, weil sie sich vor den erforderlichen 
entschlossenen Maßnahmen in der Tat scheut. 

Bislang wird als Grundlage der Festsetzung der so- 
genannte äquivalente Dauerschallpegel herangezo- 
gen, eine rein rechnerisch ermittelte Größe. Demge- 
genüber kommt der Unterausschuß „Militärischer 
Fluglärm" in seinem Zwischenbericht im Jahre 1988 
zu folgender Erkenntnis: „Fluglärm ist durch Einzel- 
schallereignisse gekennzeichnet, die sich mehr oder 
weniger stark aus dem Umgebungsbereich hervorhe- 
ben. " Das heißt, wenn man praktische Lärmbekämp- 
fung betreiben will, muß man sich statt an den Dau- 
erschallpegeln an den Einzelschallpegeln orientieren, 
und zwar an den Spitzenpegeln, meine Damen und 
Herren. 

Der bereits erwähnte Zwischenbericht verweist auf 
eine Reihe von Untersuchungen zu den gesundheitli- 
chen Folgen der Fluglärmbelastung. Die Münchener 
Fluglärmstudien von 1974, eine Schweizer Untersu- 
chung von 1975 sowie die Amsterdamer Fluglärmstu- 
die von 1977 ließen zwar keine quantitative Abschät- 
zung über die Bedeutung des Fluglärms als Risikofak- 
tor für Herz-Kreislauf-Erkrankungen zu, bestätigten pj 
aber den Verdacht des negativen Einflusses, und zwar 
nicht durch den Dauerschallpegel, sondern durch Ein- 
zelpegeL Darüber hinaus wird auf Laboruntersuchun- 
gen zu Schlafstörungen verwiesen, wonach bei Pe- 
geln von 55 dB(A) an verstärkt mit Änderungen der 
Schlaftiefe bis hin zum Aufwachen zu rechnen sei. 
Dementsprechend haben Schlafforscher in ihren Gut- 
achten zu gerichtlichen Auseinandersetzungen über 
die Flughäfen Hamburg, München II und Köln die 
Grenze für mehrmals in der Nacht auftretende Einzel- 
schallpegel bei 55 dB(A) gezogen. Eine häufigere Stö- 
rung der Schlaftiefe, wie sie ab dieser Grenze auftrete, 
sei gesundheitlich, so sagen diese Forscher, nicht 
mehr vertretbar. 

Ein Wert von 55 dB(A) innen bedeutet bei gekipp- 
tem Fenster einen Außenpegel von 70 dB(A). Dieser 
Wert wird im Nahbereich von Flughäfen in der Regel 
weit überschritten. Folglich sind, grob geschätzt, etwa 
zwei Millionen Menschen in unserem Land gesund- 
heitlich auf Grund des Fluglärms erheblich gefähr- 
det. 

Ich verweise in diesem Zusammenhang auf unseren 
Antrag, wobei ich persönlich durchaus dafür plädiere, 
den Spitzenpegel noch stärker, als das bisher gesche- 
hen ist und gefordert wird, zu berücksichtigen. 

Die Fluglärmbelastung der Bevölkerung ist keine 
Angelegenheit, die man leichthin mit der linken Hand 
abtun kann. Er trifft immer mehr Personen — nicht nur 
im Bereich der zehn großen Verkehrsflughäfen in der 
Bundesrepublik, Das Ruglärmgesetz von 1971 ist 
überholt. Es ist daher hohe Zeit, daß wir endlich zu 
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(A) einer zeitgemäßen und den Bedürfnissen der Bürger 
angemessenen Novellierung gelangen. 

Ich danke Ihnen für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Vizepräsident Cronenberg: Das Wort hat der Abge- 
ordnete Francke (Hamburg). 

Francke (Hamburg) (CDU/CSU): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Fluglärm, die Beeinträch- 
tigung der Bevölkerung durch ihn, seine Reduzierung 
darf nicht nur eine Diskussion über militärischen 
Fluglärm sein. Eine derartige Verengung des Themas 
ist unzulässig. 

(Zuruf von der SPD: Aber auch! Sowohl als 
auch!) 

Trotzdem befaßt sich mein Beitrag, zumal der Kollege 
Harries den anderen Bereich bereits dargestellt hat, 
auschließlich mit den militärischen Aspekten des Pro- 
blems. 

Ich wiederhole meine früher hier schon geäußerte 
Überzeugung: Es gilt einen Kompromiß zu finden zwi- 
schen individueller Lebensqualität und dem Auftrag 
des Staates zum kollektiven Schutz seiner Bevölke- 
rung durch den Unterhalt einer Verteidigungsarmee, 
die in unserem Fall eine Präsenz- und eine Ausbil- 
dungsarmee ist und auch bleiben muß. 

Es stellt, meine Damen und Herren, schon eine be- 
merkenswerte Niveaulosigkeit dar, wenn ein ehema- 
.g. liger Luftwaffengeneral und heutiger SPD-Abgeord- 
neter kürzlich erklärte: Weil wir alle weniger Truppen 
und Flugzeuge wollen, soll keine Ausbildung mehr 
stattfinden, sollen Tiefflugübungen völlig eingestellt 
werden. Eine derartige Forderung ist schon im Hin- 
blick auf das Leben unserer Piloten und ihren politi- 
schen Auftrag, uns im Ernstfall verteidigen zu können, 
verantwortungslos. 

Aufgabe unserer Politik muß es sein, den Preis für 
unsere Sicherheit so niedrig wie möglich zu halten. 
Hier haben diese Bundesregierung und ihre Vorgän- 
gerregierung Beispielhaftes geleistet. Wir unterstüt- 
zen sie in der Fortführung ihrer Bemühungen, einen 
tragfähigen Kompromiß zwischen Auftragserfüllung 
und Flugsicherheit einerseits und größtmöglicher 
Entlastung der Bevölkerung andererseits zu errei- 
chen. 

Die Koalitionsfraktionen haben im Jahre 1988 einen 
Forderungskatalog vorgelegt und beschlossen, den 
wir auch heute noch in vollem Umfange für richtig 
halten. Teile dieser Forderungen sind von der Bundes- 
regierung erfüllt worden bzw. befinden sich in der 
Umsetzung. Ich nenne: erstens Verbesserung der Si- 
mulatortechnik, insbesondere bei Tornado, ein- 
schließlich der Entwicklung einer Musteranlage, um 
Anfang der 90er Jahre mit der Anwendung zu begin- 
nen; zweitens Vergabe von Studienaufträgen bereits 
in 1988 für leisere Triebwerke — wir bedauern aller- 
dings in diesem Zusammenhang, daß unsere Anre- 
gung innerhalb der NATO, sich diesem Vorgehen an- 
zuschließen, bislang keine Resonanz gefunden hat — ; 
drittens Fortsetzung der Arbeiten zur Errichtung eines 
Tiefflugerfassungs- und -auswertungssystems, ein- 


schließlich der Errichtung eines EDV- ge stützten Luft- (C) 
lagezentrums. 

Mein Bedauern muß ich jedoch aussprechen im 
Hinblick auf bislang nicht erzielte Ergebnisse in fol- 
genden Bereichen: 

Erstens. Wir erwarten mit Nachdruck ein positives 
Ergebnis der Verhandlungen mit den Vereinigten 
Staaten und Großbritannien. Wir wissen, wie sich ge- 
rade Sie, Herr Bundesminister Dr. Stoltenberg, per- 
sönlich intensiv in mehreren Gesprächen um eine Re- 
duzierung der Flugtätigkeit dieser beiden Länder be- 
müht haben. Meine Damen und Herren, Zonen glei- 
cher Sicherheit erfordern gleichen Ausbildungsstand. 

Aber wir fordern unsere NATO-Partner erneut auf, 
den Umfang ihrer Übungstätigkeit den deutschen Ge- 
gebenheiten — sicherlich bei Wahrung der Sicherheit 
auch ihrer Piloten — anzupassen. Wir erwarten in die- 
sem Zusammenhang ein Ergebnis im Laufe dieses 
Jahres. 

Zweitens. Die Bundeswehr, unsere Verbündeten 
schützen das Gesamtgebiet der Bundesrepublik. Die 
Belastungen tragen aber nur wenige Teile, und dies 
ist nicht vertretbar. Die Länder haben nach meiner 
Auffassung auch auf diesem Gebiet eine gesamtstaat- 
liche Verantwortung. 

(Dr. Hoyer [FDP]: Sehr richtig!) 

Wir hoffen, daß dies in den weiteren Gesprächen zwi- 
schen dem Bundesminister der Verteidigung und den 
Ministerpräsidenten stärker zum Ausdruck kommt, 
als das bisher der Fall ist. 

Eine abschließende Bemerkung: Diese Bundesre- 
gierung hat mit der Verlagerung von Tiefflugübun- 
gen ins Ausland bislang bereits erhebliche Erfolge 
erzielt. Wir halten diesen Weg nach wie vor für einen 
wesentlichen Lösungsweg. 

Eine Delegation des Verteidigungsausschusses ist 
vor wenigen Tagen in Konja in der Türkei gewesen. 

Dort haben wir uns eine exzellente Präsentation der 
türkischen Regierung und der türkischen Kommunal- 
verwaltung ansehen können. Ich hoffe, daß sich die 
beiden sozialdemokratischen Vertreter dieser Dele- 
gation, die in der Delegation selber ein positives Vo- 
tum abgegeben haben, mit ihrer Meinung auch 
durchsetzen. Wir jedenfalls würden es begrüßen, 
wenn die Bundesregierung im Rahmen der NATO- 
Arbeitsgruppe im Zusammenwirken mit den anderen 
Partnern der NATO ein positives Ergebnis hinsichtlich 
des Angebotes der Türkei erzielen würde. 

Von Ihnen, meine Damen und Herren der Opposi- 
tion, erwarten wir, daß Sie nicht nur nette Sonntags- 
reden für die Bundeswehr und für einen aktiven Ver- 
teidigungsbeitrag halten, sondern daß Sie gemeinsam 
mit uns und der Bundesregierung die sicherlich 
schwierige Findung eines notwendigen Kompromis- 
ses in dem von mir aufgezeigten Rahmen mit erarbei- 
ten und ihn auch gegenüber der Öffentlichkeit mittra- 
gen. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP - 
Becker [Nienberge] [SPD]: Haben Sie daran 
Zweifel? — Francke [Hamburg] [CDU/CSU]: 

Aus der Erfahrung, ja!) 
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(A) Vizepräsident Cronenberg: Das Wort hat der Abge- 
ordnete Erler. 

Erler (SPD): Herr Präsident! Meine Damen und Her- 
ren! Eine der wichtigsten Forderungen der Novellie- 
rung des Fluglärmrechts, über das wir uns hier unter- 
halten, ist die Einbeziehung der Tief fluggebiete, der 
Hubschrauberlandeplätze sowie der Bombenabwurf- 
und Luft-/Bodenschießplätze in den Geltungsbereich 
des Gesetzes. Eigentlich sollte es eine Selbstverständ- 
lichkeit sein, daß Bürger, die Fluglärm durch militäri- 
sche Flugübungen und andere Übungen ausgesetzt 
sind, für Schallschutzmaßnahmen wenigstens Ersatz 
und für das, was sie erdulden müssen, Entschädigung 
erhalten. 

(Beifall bei der SPD) 

Von der Sache her gibt es nämlich überhaupt keine 
Gründe, Belastung aus militärischem und zivilem 
Fluglärm nicht gleichzustellen. 

(Frau Fuchs [Verl] [SPD]: Das ist wahr!) 
Fluglärm aus militärischem Tiefflug ist nicht etwa we- 
niger belastend, sondern eher heimtückischer. Der 
Lärm trifft völlig unvorbereitet auf ein Ohr, das sich 
auf den herannahenden Lärm gar nicht einstellen 
kann. Wir wissen, welche Auswirkungen das auf Kör- 
per, Seele und Gemüt der Betroffenen hat. Das ist 
schlimmer als bei den anderen Lärmquellen. 

Seit einiger Zeit kommt eine ganz andere Problema- 
tik noch hinzu, nämlich daß die Leute, die dem mili- 
tärischen Tiefflug und dem Lärm ausgesetzt sind, wis- 
sen, daß dies auch mit einer Gefährdung verbunden 

(B) ist. Die Serie von Flugzeugabstürzen im letzten Jahr 
— Stichworte Ramstein und Remscheid und an- 
dere — , fortgesetzt in diesen Tagen durch einen er- 
neuten Absturz eines militärischen Flugzeugs, hat ge- 
zeigt, daß jeder, der militärischem Fluglärm ausge- 
setzt ist, auch um seine eigene Sicherheit besorgt sein 
muß. 

Der dritte Punkt ist die Herausforderung durch die 
Sinnfrage. Wir muten den vom militärischen Tiefflug 
Betroffenen wirkhch eine ganze Menge zu. Wir muten 
ihnen zu, daß sie in den Medien immer sehen, wie die 
Politiker Abrüstungserfolge feiern, wie sie sich im Wi- 
derschein des Gesichts von Gorbatschow spiegeln 
möchten und dort hineilen, wie sie in Wien Hoffnun- 
gen auf weniger Waffen, weniger Soldaten — seit dem 
Zugeständnis von Bush auch weniger Flug- 
zeuge — wecken. Aber die Bürger der Bundesrepu- 
blik haben nichts davon. 

(Zustimmung der Abg. Frau Teubner 
[GRÜNE]) 

Weiter donnern die Maschinen über sie hinweg, in 
den sieben Areas in 75 m Höhe, in zwei Drittel der 
Bundesrepublik in 150 bis 450 m Höhe, 68 000 Stun- 
den lang im Jahr, und das bei etwa 900 000 Flugbe- 
wegungen. Sie donnern nicht nur über Wohngebiete 
und Eigenheime hinweg, sondern auch über Kliniken 
und Krankenhäuser, über Pflegeheime und Sanato- 
rien, über Schulen und Universitäten. Wir haben eine 
interessante Broschüre über Tiefflug von Ihnen zuge- 
stellt bekommen, Herr Minster, in der steht: 

Der Grund für solche Überflüge ist aber keines- 
wegs Rücksichtslosigkeit oder Boshaftigkeit der 


Flugbesatzungen. Ein Strahlflugzeug ist nicht in (U) 
der Lage, einen kurvenreichen Flug um einzelne 
Gebäude herum zu führen. Dazu ist es einfach zu 
schnell. Jede Beeinflussung der Flugrichtung be- 
deutet einen Streckenbedarf von mehreren Kilo- 
metern. 

Im Klartext heißt das: Bürger in Tieffluggebieten sind 
dem schlicht ausgesetzt. An den Segnungen der 
schrittweisen Entmilitarisierung des Ost-West-Kon- 
flikts sind sie nicht beteiligt. Und das, meine Damen 
und Herren, geht so nicht weiter! 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Das nehmen diese Bürger seit einiger Zeit auch 
nicht mehr hin. Wir haben in diesen Tagen 150 000 
Unterschriften der sogenannten Remscheider Mah- 
nung der Hardthöhe übergeben, die die Abschaffung 
des Tiefflugs fordert. Wir haben in dem Unteraus- 
schuß, der hier schon erwähnt worden ist, bisher 
80 Petitionen zu bearbeiten, hinter denen auch wieder 
Tausende von Unterschriften stehen. Wir haben in der 
Bundesrepublik in der Zwischenzeit annähernd 
300 Bürgerinitiativen. Man kann sagen: Möglicher- 
weise ist die Bürgerbewegung gegen Tiefflug zur Zeit 
die größte Bürgerbewegung in der Bundesrepublik. 

Das hat sich sogar schon bis zu CSU- Abgeordneten 
des Bayerischen Landtags herumgesprochen, die in 
den letzten Tagen — man höre und staune — die Ein- 
beziehung des Themas Tiefflug in die Wiener Ver- 
handlungen gefordert haben. 

Sie haben recht: Jawohl, Tiefflug ist kein Naturge- 
setz, sondern die Frage einer verabredeten Strategie. 
Deswegen lautet die Forderung der SPD auch: Aufhö- P) 
ren mit dem Tiefflug in der Bundesrepublik und über 
allen bewohnten Gebieten, Herausarbeitung einer 
Strategie, die auf militärischen Tiefflug verzichtet 
— das ist möglich — , Verhandlungen mit den Alliier- 
ten, damit auch sie ihren Tiefflug über der Bundesre- 
publik einstellen. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Bisher hat diese Forderung keine parlamentarische 
Mehrheit. Leider können Sie, Herr Minister, auch we- 
nig Hoffnung verbreiten, daß die Belastung auf an- 
dere Weise vermindert wird. Ich zitiere noch einmal 
Ihre Broschüre. Da heißt es ausdrücklich: 

Eine völlige Beseitigung des Tiefflugs über dem 
Bundesgebiet ist ausgeschlossen, solange die 
Bundesrepublik Mitglied im westlichen Bündnis 
ist, über eigene Streitkräfte verfügt und gewillt 
ist, ihre politische Unabhängigkeit zu behaup- 
ten. 

Herr Minister, das stimmt nicht. Der tatsächliche 
Grund für den Tiefflug ist eine militärische Angriffs- 
konzeption. Das ist der Hintergrund. 

Da können Sie auch in Ihre neue Broschüre über 
Fluglärm — Unterschrift: Bürgerinformation der Bun- 
deswehr — , wobei ich sagen muß. Sie scheinen sich in 
der letzten Zeit hauptsächlich mit Broschüren zu be- 
fassen, schreiben: 

Im Verteidigungsfall müssen unsere Luftstreit- 
kräfte der Bedrohung durch die gegnerische 
Flugabwehr Rechnung tragen. 
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(A) Das ist ein interessanter Begriff: Bedrohung durch die 
gegnerische Flugabwehr. 

(Frau Fuchs [Verl] [SPD]: Das ist ja wirklich 
phantastisch!) 

Überprüfen Sie doch bitte diesen Satz noch einmal, 
Herr Minister. 

Dann heißt es weiter: Nur im Tiefstflug in circa 
30 Metern Höhe besteht Aussicht, deren Erfassungs- 
und Bekämpfungsmöglichkeiten zu mindern. Dafür 
und zu dem präzisen Waffeneinsatz aus niedriger 
Höhe ist eine exakte Tiefflugnavigation unabding- 
bare Voraussetzung. 

(Frau Fuchs [Verl] [SPD]: Ja, so ist es!) 

Herr Bundesminister der Verteidigung, versuchen Sie 
doch einmal weniger militärischen Tiefflug und statt 
dessen geistigen Höhenflug, 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

um endlich einmal den Einstieg in eine militärische 
Strategie zu finden, die auf diese Angriffskonzeptio- 
nen verzichtet. Dann brauchen wir uns auch nicht 
mehr über militärischen Tiefflug zu unterhalten. 

Meine Damen und Herren, es ist wirklich unzumut- 
bar, was passiert. Den Tieffluggeschädigten wird 
auch noch durch solche Broschüren vorgenebelt, Tief- 
flug sei ein Naturgesetz. Die wahren Gründe werden 
umschrieben. Bei all dem sollen sie nicht einmal staat- 
liche Hilfe bei solchen Maßnahmen wie Schallschutz 
und Entschädigung erhalten. Der vorliegende Gesetz- 
entwurf würde diesen Unrechtszustand beenden. 

Mit welcher Begründung wird das nun abgelehnt? 
Der Kollege Weiermann hat das hier schon gesagt. Da 
heißt es, es sei zu kostenintensiv. 

(Frau Fuchs [Verl] [SPD]: Kaufen wir lieber 
neue Flugzeuge!) 

Dann wird weiter argumentiert, es gebe Risiken durch 
eine bestimmte Rechtsprechung. Herr Hoyer hat dan- 
kenswerterweise schon dieses Ense-Urteil erwähnt. 

Meine Damen und Herren, in der Tat gibt es ein 
Urteil vom 30. Januar 1986, das grundsätzlich einem 
Bürger einen Entschädigungsanspruch zuspricht, der 
mit seinem Grundstück in einer solchen Lärmschutz- 
zone I liegt und von militärischem Fluglärm betroffen 
ist. 

(Weiss [München] [GRÜNE]: Zone II!) 

Es ist der Fall eines Bauern, der 12 Jahre lang für die- 
ses Recht geklagt hat und schließlich in einem Ver- 
gleich 180 000 DM Entschädigung bekommen hat. 
Bei ihm sind nämlich 76,5 Dezibel Dauerschallpegel 
gemessen worden und plötzliche, fast knallartige 
Spitzenschallpegel von 100 bis 112 Dezibel. Es gibt 
aber eine ganze Menge von Bürgern in dieser Repu- 
blik, die ähnlichen Belastungen ausgesetzt sind. 

Deswegen heißt es in der Ablehnungsbegrün- 
dung: 

Es ist damit zu rechnen, daß aufgrund dieser Ent- 
scheidung erhebliche Belastungen auf den Bun- 
deshaushalt zukommen werden. 

(Frau Fuchs [Verl] [SPD]: Das ist garan- 
tiert!) 


Das ist wohl wahr, vor allem aber erst dann, wenn (C) 
auch noch — was juristisch kaum abwendbar ist — die 
Bewohner der Tiefstfluggebiete ähnliche Entschädi- 
gungsansprüche geltend machen wie dieser Bauer 
Ense, der hier schon erwähnt worden ist. 

Was ist das, und damit möchte ich abschließen, ei- 
gentlich für eine Argumentation? Was ist das für eine 
Argumentation, zu sagen; Das Gesetz ist uns zu teuer; 
wir haben dafür nicht das Geld, weil wir die juristisch 
in langen Prozessen erstrittenen Entschädigungsan- 
sprüche von Bürgern ausgleichen müssen und das 
Geld dafür brauchen. Wir schaffen also keine Rechts- 
sicherheit, sondern wir verweisen den einzelnen dar- 
auf, daß er sich ja, wenn er will, dann in zwölf Jahren 
Prozeß sein Geld erstreiten kann. 

(Zuruf von der FDP; Wer hat das denn ge- 
sagt?) 

Das ist unzumutbar. 

(Zuruf von der FDP: Wer argumentiert denn 
so?) 

Die Ablehnung dieses Gesetzes würde exakt darauf 
hinauslaufen. Nein, das ist unzumutbar. Dieses Ge- 
setz könnte, sozusagen als Zwischenlösung bis zu der 
notwendigen — das betone ich noch einmal — Ab- 
schaffung des Tiefflugs überhaupt, wenigstens denen, 
die die Hauptlast der Verteidigung in diesem Bereich 
zu tragen haben, im Augenblick einen kleinen Aus- 
gleich für ihre Belastungen im Alltagsleben geben. Ich 
plädiere dafür, daß Sie dem zustimmen. Es wäre für 
dieses Haus ein Gebot der Anständigkeit, diesem Ge- 
setz zuzustimmen. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Vizepräsident Cronenberg: Das Wort hat der Bun- 
desminister der Verteidigung, Dr. Stoltenberg, 

(Frau Teubner [GRÜNE]: Jetzt kommt der 

Höhenflug! — Becker [Nienberge] [SPD]: 

Wir wollen es hoffen!) 

Dr. Stoltenberg, Bundesminister der Verteidigung: 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Die über 
der Bundesrepublik Deutschland stattfindende militä- 
rische Flugausbildung und -Übung ist für die stärker 
betroffenen Bürger zweifellos eine besondere Bela- 
stung. Das gilt nun, wie zu Recht bereits in der Dis- 
kussion hervorgehoben wurde, auch für Bürger, die in 
der Nähe der zivilen Flughäfen einen ungewöhnli- 
chen Fluglärm hinnehmen müssen. Lärm belastet 
aber auch Millionen Bürger an stark befahrenen Fern- 
straßen oder an Knotenpunkten im innerstädtischen 
Verkehr. Wer hier so großzügig auf Kosten des Bun- 
des Entschädigungen in einem Bereich verspricht, der 
muß sich einmal mit der Frage auseinandersetzen, die 
den Bundestag und den Bundesrat im Jahre 1980 in- 
tensiv beschäftigt hat, nämlich ob es im Blick auf eine 
teilweise noch stärkere Belastung aus den Brenn- 
punkten des Straßenverkehrs vertretbar ist oder nicht, 
zu gewaltigen Enschädigungsansprüchen zu kom- 
men. Im Jahre 1980 hat der Gesetzgeber diese Frage 
letzten Endes verneint. 

Wir können das nur in der Breite und Komplexität 
dieser Themen behandeln, aber nicht, indem man ein 
sehr ernstes Thema, zu dem ich einiges sagen möchte. 
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(A) doch — wie es der letzte Redner der SPD tat — , na ja, 
mehr zum Aufbau von Feindbildern verwendet. 

(Beifall bei der FDP — Widerspruch bei der 
SPD) 

Vizepräsident Cronenberg: Herr Bundesminister, 
sind Sie bereit, Zwischenfragen zuzulassen? 

Dr. Stoltenberg, Bundesminister der Verteidigung: 
Wenn mir das nicht angerechnet wird, ja, Herr Präsi- 
dent, 

Vizepräsident Cronenberg: Ich rechne es Ihnen na- 
türlich nicht an. Aber ich erinnere alle Beteiligten 
noch einmal im Interesse der Verwaltung an die Ge- 
schäftslage. 

Frau Dr. Hartenstein, Sie haben das Wort. 

Frau Dr. Hartenstein (SPD): Herr Minister, darf ich 
Ihnen zwei Dinge in Erinnerung rufen, einmal, daß 
sowohl der Bundesrat als auch die Mehrheit dieses 
Hauses im Jahre 1980 das Verkehrslärmschutzgesetz 
verabschiedet hatten und daß es im letzten Augen- 
blick am Ausscheren der FDP gescheitert ist, und zum 
anderen, daß die beschlossenen Lärmwerte niedriger 
lagen als heute im Fluglärmgesetz? 

Dr. Stoltenberg, Bundesminister der Verteidigung: 
Frau Kollegin, ich wollte, ohne zu tief in die Vergan- 
genheit hineinzugehen, daran erinnen, daß sich da- 
mals nach Abwägung aller Gründe letzten Ende keine 
Mehrheit gefunden hat, auch unter anderen Mehr- 
heitsverhältnissen in diesem Hause nicht. 

Meine Damen und Herren, wir müssen den An- 
spruch der Bürger auf eine Minimierung der Lärmla- 
sten aus den verschiedensten Bereichen, die ich ge- 
nannt habe, ernst nehmen. Wir müssen ihn allerdings 
auch mit anderen wichtigen staatlichen und öffentli- 
chen Zielen in einen Ausgleich bringen. Dazu gehört 
für den besonders angesprochenen Bereich die Tatsa- 
che, daß wir auf ein bestimmtes Maß an Übung und 
Ausbildung unserer und der alliierten Luftwaffe an- 
gewiesen sind, wenn wir, wie in den vergangenen 
Jahrzehnten, Sicherheit für die Bundesrepublik 
Deutschland gewährleisten wollen. 

Man muß die Dinge auch sorgfältig trennen. Es ist 
einfach nicht in Ordnung, Herr Erler, wenn Sie mit der 
Tiefflugdiskussion, um die es jetzt konkret geht, was 
die Luftwaffe und die alliierten Streitkräfte betrifft, 
das schreckliche Unglück in Ramstein in Verbindung 
bringen. Sie wissen, daß hier die Tatbestände voll- 
kommen anders waren. 

(Zuruf von der FDP: So ist es!) 

Es ist wirklich ein Appell an Ängste und Emotionen, 
wenn Sie die Sachverhalte in dieser Form verfäl- 
schen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Es sind ja in den vergangenen Jahren bereits erheb- 
liche Anstrengungen mit dem Ziel einer Entlastung 
der Menschen bei gleichzeitiger Gewährleistung des 
notwendigen Ausbildungs- und Sicherheitsstandards 
unternommen worden. Diese sind auch mehrfach in 


diesem Hohen Hause von meinen Amtsvorgängern (C) 
dargelegt worden. 

Ich will nur daran erinnern, daß die Tiefflugausbil- 
dung der Luftwaffe über der Bundesrepublik 
Deutschland zwischen 1980 und 1986 um nahezu die 
Hälfte verringert wurde. Gegenüber der Zeit, in der 
Herr Apel Verteidigungsminister war, ist es eine Re- 
duzierung um etwa 50%. 

(Zuruf von der SPD: Aber nicht der Bela- 
stung!) 

— Doch natürlich, schon. Es gibt hier eine Relation, 
die nicht statistisch ist, aber real besteht. 

Die gesamte fliegerische Ausbildung zum Strahl- 
flugzeugführer und zwei Drittel der Waffenausbil- 
dung der Flugzeugbesatzungen der Luftwaffe sind ins 
Ausland verlegt worden. Darüber hinaus ist eine 
große Zahl sehr unterschiedlicher Beschränkungen 
für den Flugverkehr angeordnet worden. 

Es ist erforderlich, daß wir weitere Anstrengungen 
unternehmen, um zu noch nachhaltigeren Entlastun- 
gen zu kommen. Grenzen dafür gibt es in der Auf- 
tragserfüllung der Streitkräfte, aber auch in der Frage 
der Flugsicherheit. 

Ich habe mich nach Gesprächen mit vielen Fachleu- 
ten, nicht nur unserer Luftwaffe, davon überzeugt, 
daß es auch eines bestimmten Maßes an Ausbildung 
nicht ausschließlich in Ländern mit vollkommen ande- 
ren Bedingungen wie Kanada, Italien oder Portugal 
bedarf, wenn wir neben dem mihtärischen Standard 
auch für unsere Piloten, die unter extremen Bedingun- 
gen üben wollen, das erforderliche erreichbare Maß 
an Sicherheit gewährleisten wollen. 

(Bohl [CDU/CSU]: Sehr richtig!) 

Auch das muß in die Güterabwägung hineingenom- 
men werden, meine Damen und Herren. 

(Zuruf von der FDP; So ist es!) 

Natürlich müssen wir bei dieser enormen Verlage- 
rung unseres Ausbildungs- und Übungsbetriebes in 
andere Länder die sozialen Konsequenzen für die be- 
troffenen Menschen und ihre Familien bedenken. 
Auch dies ist in die Güterabwägung einzubeziehen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP - 

Zuruf von der SPD: Auch der Einwohner 
dort?) 

— Ich weise zu dieser späten Stunde mit der kurzen 
Redezeit nur auf einige Probleme hin. 

(Jaunich [SPD]: So spät es ist ja nun noch 
nicht!) 

— Es kommen auch noch andere Punkte der Tages- 
ordnung dran; auch darauf wollen wir Rücksicht neh- 
men. 

Meine Damen und Herren, mein Vorgänger im 
Amt, Professor Scholz, hat hierzu im Januar 1989 ei- 
nen Handlungsrahmen skizziert. Er beinhaltet ein 
Bündel von kurz-, mittel- und langfristigen Planun- 
gen, die im einzelnen Gegenstand intensiver Gesprä- 
che waren und noch sind. 

Ich habe im Mai festgestellt, daß es in den intensi- 
ven Diskussionen mit unseren Alliierten konkrete, be- 
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(A) stimmte Fortschritte gibt; das ist zu begrüßen. Ich bin 
allerdings ebenfalls zu dem Ergebnis gekommen, daß 
wir die Anstrengungen weiterführen müssen. 

Deswegen habe ich in der Tat — wie schon erwähnt 
wurde — in den letzten Wochen mit allen Kollegen 
aus den alliierten Ländern, die hier Stationierungs- 
streitkräfte der Luftwaffe haben und hier üben, inten- 
siv geredet, mit einigen sogar zweimal. Ich werde 
diese Gespräche fortsetzen, um jede Möglichkeit, 
durch Vereinbarungen noch weitergehende Entla- 
stungen zu erzielen, auszuschöpfen. 

(Erler [SPD]: „Noch weitergehende" ist 
gut!) 

— Noch weitergehende! Ich habe eingangs gesagt, 
Herr Erler — wenn Sie das nicht zur Kenntnis nehmen 
wollen, sparen Sie sich Ihre Zwischenrufe — , 

(Erler [SPD]: Was ist denn schon erreicht 
worden?) 

daß wir erhebliche Entlastungen vor allem im Bereich 
der Luftwaffe herbeigeführt haben und daß es auch 
Entlastungen durch die Alliierten gibt. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP - 
Jaunich [SPD]: Das ist doch arrogant!) 

— Nein, ich wende mich nur gegen eine bestimmte 
Art unsachlicher Zwischenrufe; das werde ich auch 
weiterhin tun, Herr Kollege. Ich bin eigentlich mehr 
dafür, daß wir heute abend in Ruhe diskutieren. Aber 
dann erlauben Sie mir auch, hier meine Anmerkun- 
gen in Ruhe zu machen. 

.g. (Jaunich [SPD]: Dem steht doch ein Zwi- 

schenruf nicht im Wege!) 

— Nein, aber es kommt doch auf die Art des Zwi- 
schenrufs an, wie man reagiert. 

(Jaunich [SPD]: Das qualifizieren Sie so!) 

— Ich reagiere so, wie ich es für richtig halte. Ich finde, 
daß Sie zeigen, daß Sie hier heute abend in einer 
Sache Streit suchen, wo wir uns einmal ernsthaft zu- 
sammenfinden sollten. 

Meine Damen und Herren, es geht um die Reduzie- 
rung der Belastung auf das unerläßliche Minimum 
durch Verringerung, durch Verlagerung und durch 
Substituierung. Es geht auch um die Frage, ob wir 
eine ausgewogenere Verteilung des verbleibenden 
Bedarfs an Tiefflugübungen erzielen können. 

(Zurufe von der SPD) 

— Da geht es um die Areas mit 75 m Höhe. — Darüber 
ist schon früher mit den Bundesländern gesprochen 
worden. 

Im vergangenen Dezember haben alle Ministerprä- 
sidenten der betroffenen Länder ihr Interesse an einer 
Wiederaufnahme dieser Gespräche und an einer Erör- 
terung mit dem Bundeskanzler bekundet. Mein Amts- 
vorgänger, Professor Scholz, hatte es übernommen, 
darüber im einzelnen mit Ländervertretern zu disku- 
tieren. 

Ich habe dann im Mai zu meiner Überraschung fest- 
gestellt, daß die Mehrzahl der Ländervertreter gesagt 
hat, man wolle erst dann diskutieren, wenn die Ge- 
spräche mit den Alliierten abgeschlossen seien. Inso- 


fern sind auf Wunsch der Länder die von ihnen ge- (C) 
wünschten Gespräche ausgesetzt. Wir können diese 
Gespräche über diese wichtige Frage nach ihrem 
Wunsch erst dann wieder aufnehmen, wenn die Erör- 
terungen mit den Alliierten zu einem Ergebnis geführt 
haben. 

Natürlich ist die Einbeziehung der Alliierten ent- 
scheidend; das ist schon zu Recht gesagt worden. 

Aber ich will hier gegenüber gewissen Tönen auch 
sagen: Sie sind in unserem Interesse hier: Wir begrü- 
ßen es, daß sie hier sind — damit daran überhaupt 
kein Zweifel besteht. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP - 

Frau Fuchs [Verl] [SPD]: Nicht nur in un- 
serem!) 

— Sie sind hier auch in unserem Interesse. 

(Becker [Nienberge] [SPD]: Auch!) 

— Ja, vor allem auch. Wir können uns über die Nuan- 
cen unterhalten, Herr Kollege Becker. Sie sind auch in 
ihrem eigenen Interesse hier, aber in ganz besonderer 
Weise in unserem Interesse. Wir möchten — unabhän- 
gig davon, daß wir eine Reduzierung des Umfangs der 
Streitkräfte bei Rüstungskontroll Verhandlungen an- 
streben — im Prinzip, daß sie hierbleiben. Das hat sich 
für den Frieden unseres Landes in den vergangenen 
40 Jahren bewährt. 

Die Alliierten haben vertraglich zugesicherte 
Übungsmöglichkeiten — das ist kein Besatzungs- 
recht, sondern ein Vertragsrecht, von dem wir hier 
reden; es ist allerdings nicht beliebig verfügbar, für 
niemanden in der Bundesrepublik Deutschland — , pj 
und wir haben vertraghch zugesicherte erhebliche 
Übungsmöglichkeiten bei den Alliierten — was im- 
mer wieder unterschlagen wird. Die Zeit reicht nicht, 
das hier im einzelnen darzustellen. Das ist durchaus 
ein zweiseitiger Vorgang — um das hier knapp zu 
bemerken. 

Schließlich muß man natürlich auch sagen — ich 
möchte noch einmal das bestätigen, was von Herrn 
Kollegen Hoyer und anderen erwähnt wurde — , daß 
heute die Tiefflüge in der Tat in der Mehrzahl von den 
Alliierten durchgeführt werden. Man muß fairerweise 
aber hinzufügen, daß z. B. die hier in der Bundesrepu- 
blik stationierte Royal Air Force Germany zu 51 % in 
Großbritannien fliegt. Ich lerne bei diesen Gesprä- 
chen mit meinen Kollegen natürlich auch einiges 
dazu, was Tiefflugdiskussionen in anderen Ländern 
betrifft. 

(Zuruf von der SPD: Die freuen sich immer 
darauf!) 

— Nein, die freuen sich gar nicht darüber. Die haben 
auch eine schwierige Debatte; denn die Zivilisations- 
probleme innerhalb und außerhalb der Bundesrepu- 
blik sind mittlerweile ja miteinander vergleichbar. 
Lärmbelästigung im zivilen Bereich durch Straßenver- 
kehr ist heute in Großbritannien ein vergleichbares 
Thema wie hier. Das gilt natürlich auch für den Tief- 
flug. 

(Zuruf von den GRÜNEN: Eben!) 

Nur sagen die Verantwortlichen dort: Wir brauchen 
das in einem gewissen Umfang. Sie nehmen sogar in 
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(A) Kauf — ich sagte es schon — , daß die hier stationier- 
ten Verbände der Royal Air Force zu mehr als 50 % bei 
ihnen üben. Der britische Kollege hat mir einmal er- 
zählt, wieviel hundert Anfragen es dazu im Unterhaus 
in den letzten drei, vier Jahren gab. Dies kann absolut 
mit dem Schritt halten, was wir hier diskutieren; man 
muß das nur wissen. 

Wir bemühen uns. Wir hoffen auf weitergehende 
Ergebnisse. Ich hoffe unverändert, meine Damen und 
Herren, daß ich Ihnen den konkreten Bericht im Som- 
mer vorlegen kann. Das ist das Ziel. Ich möchte mich 
aber nicht auf eine ganz kurze Zeitspanne festlegen, 
weil wir hierbei eine Verständigung mit den Alliierten 
brauchen. Das ist jetzt der entscheidende Punkt, der 
noch aussteht. Ich werde mich bemühen, und ich 
glaube, daß wir im Ergebnis eine spürbare Entlastung 
erreichen. 

Schönen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Cronenberg: Meine Damen und Her- 
ren, damit sind wir am Ende dieser Debatte. 

Der Ältestenrat schlägt Ihnen vor, die Vorlagen auf 
den Drucksachen 11/2217 und 11/4038 an die in der 
Tagesordnung auf geführten Ausschüsse zu überwei- 
sen. Widerspruch dagegen erhebt sich nicht. Somit 
darf ich dies als beschlossen feststellen. 

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 22 auf: 

Beratung der Unterrichtung durch die Bundes- 
regierung 

Bericht des Bundesministers für Jugend, Fami- 
lie, Frauen und Gesundheit über gesetzliche 
Regelungen zur Gentechnik 
— Drucksache 11/3908 — 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 

Ausschuß für Jugend, Familie, Frauen und Gesundheit 
(federführend) 

Innenausschuß 

Rechtsausschuß 

Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 

Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung 

Ausschuß für Forschung und Technologie 

Ausschuß für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit 

(Jaunich [SPD]: Wo ist der Minister denn? — 
Gegenruf von der CDU/CSU: Der spricht 
gleich!) 

Hierzu ist Ihnen, meine Damen und Herren, vom 
Ältestenrat der Vorschlag gemacht worden, 30 Minu- 
ten Debattenzeit vorzusehen. Widerspruch dagegen 
erhebt sich nicht. Dann darf ich das als beschlossen 
feststellen. 

Ich erteile dem Herrn Parlamentarischen Staatsse- 
kretär Pfeifer das Wort. Der Ruf aus dem Plenum ist 
ihm ja schon entgegengeschallt. 

(Jaunich [SPD]: Den hatte ich an der Stelle 
nicht vermutet! Er hat sich weit nach vom 
gerobbt! — Heiterkeit) 

Pfeifer, Pari. Staatssekretär beim Bundesminister 
für Jugend, Familie, Frauen und Gesundheit: Herr 
Präsident! Meine Damen und Herren! Der Ihnen vor- 
gelegte Bericht über gesetzliche Regelungen zur Gen- 
technik enthält die Grundkonzeption der Bundesre- 


gierung für ein Gentechnikgesetz, welches noch in (C) 
dieser Legislaturperiode des Bundestages verabschie- 
det werden soll. Die Bundesregiemng kündigt darin 
die Vorlage eines Gentechnikgesetzes an, welches 
durch präventive Kontrolle unter maßgeblicher Betei- 
ligung des Bundes zur Sicherstellung eines einheitli- 
chen Gesetzesvollzugs für die notwendige Sicherheit 
von Mensch und Umwelt beim Umgang mit der Gen- 
technik Sorge trägt und zugleich die Chancen wahrt, 
welche die Gentechnik in vielen Bereichen eröffnet. 

Von der Gentechnik sind — um nur zwei Beispiele 
zu nennen — im Gesundheitsbereich Hilfen und Fort- 
schritte bei der Erforschung von Krankheitsursachen 
und bei der Entwicklung neuer und besserer Arznei- 
mittel zu erwarten. Von der Gentechnik sind auch Hil- 
fen zu erwarten, die zur Lösung der Ernährungspro- 
bleme bei einer dramatisch wachsenden Weltbevöl- 
kemng beitragen können, 

(Kreuzeder [GRÜNE]: Aber nur können!) 

Es wäre unverantwortlich, wenn wir diese Möglich- 
keiten moderner Technologie nicht nutzten, wo im- 
mer dies unter Wahrung hoher Sicherheitsstandards 
für Mensch und Umwelt verantwortet werden kann. 

Auf der Grundlage dieses Berichts haben wir im 
April einen Referentenentwurf für ein Gentechnikge- 
setz vorgelegt und zur Diskussion gestellt. Dieser Ent- 
wurf ist sowohl von seiten der Industrie als auch von 
seiten der zuständigen Industriegewerkschaft im 
Grundsatz positiv aufgenommen worden. 

(Kreuzeder [GRÜNE]: Und von der Bevölke- 
mng?) 

(D) 

Wir haben zum Referentenentwurf eine Vielzahl be- 
denkenswerter kritischer Einwendungen und Ände- 
rungsvorschläge erhalten, die wir in die Überlegun- 
gen bei der Formuliemng des Regierungsentwurfs 
sorgfältig einbeziehen werden. 

Ich lege in diesem Zusammenhang ausdrücklich 
Wert auf die Feststellung, daß ein Referentenentwurf 
im Gesetzgebungsverfahren der erste Schritt auf dem 
Weg zum Bundesgesetzblatt ist, nicht das letzte Wort. 
Deshalb begrüße ich es, daß der Referentenentwurf 
eine lebhafte und engagierte Diskussion ausgelöst 
hat, und zwar auch unter den Interessierten in der 
Bevölkerung. 

Die in dem vorliegenden Bericht enthaltenen 
Grundpositionen sind für die Bundesregierung dar- 
über hinaus auch Leitlinie für ihre Position bei den 
Beratungen im Umweltministerrat der EG. Dieser hat 
vor 14 Tagen einen Beschluß über eine EG-Richtlinie 
zum Umgang mit der Gentechnik im geschlossenen 
System gefaßt. Die hierzu ursprünglich von der EG- 
Kommission unterbreiteten Vorschläge haben unse- 
ren Vorstellungen von einem hohen Sicherheitsstan- 
dard beim Umgang mit der Gentechnik nicht entspro- 
chen. Es ist das Verdienst von Bundesminister Töpfer, 
daß nach schwierigen und zähen Verhandlungen die 
Richtlinie mit einem Inhalt beschlossen wurde, der für 
uns akzeptabel ist. 

Auch diese Beschlüsse werden wir der Erarbeitung 
des Regierungsentwurfs für das Gentechnikgesetz zu- 
grunde zu legen haben. Dabei geht es letztlich immer 
um das Grundanliegen, mit den richtigen Maßnah- 
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Pari. Staatssekretär Pfeifer 

(A) men die erforderliche Sicherheit beim Umgang mit 
der Gentechnik zu erreichen. Ausgehend von diesem 
Grundsatz sind einzelne Fragen zu beantworten, z. B. : 
Wo ist ein formelles Genehmigungsverfahren unver- 
zichtbar? Soll die präventive Kontrolle bei der Geneh- 
migung der Anlage oder bei der Genehmigung der 
Tätigkeit ansetzen? Welche Argumente sprechen bei 
welchem Verfahren für Bundesvollzug, welche für 
Landesvollzug? In welchem Umfang ist die Beteili- 
gung der Öffentlichkeit an der präventiven Kontrolle 
erforderlich? Dabei soll der Grundsatz gelten, daß die 
Öffentlichkeit immer dann zu beteiligen ist, wenn sie 
konkret betroffen ist. 

(Jaunich (SPD): Was heißt das denn?) 

Im übrigen halte ich es für notwendig, daß vor allem 
der kompetente Sachverstand in seiner ganzen Breite 
in alle Entscheidungen über gentechnische Vorhaben 
umfassend einbezogen wird. 

(Seesing [CDU/CSU]: Richtig! Das ist das al- 
lerwichtigste!) 

Meine Damen und Herren, diese Fragestellungen 
werden wir im Gentechnikgesetz zu beantworten ha- 
ben, und zwar auf der Grundlage der Leitsätze, die der 
vorliegende Bericht enthält. Unsere Zeitvorstellung 
bleibt, den Regierungsentwurf im Juli im Bundeskabi- 
nett zu verabschieden, damit genügend Zeit für eine 
sorgfältige Beratung des Gesetzentwurfs hier im Par- 
lament bleibt. Ich möchte Sie bitten, daß wir diese 
Beratung konstruktiv miteinander in Angriff nehmen. 
— Vielen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 


Vizepräsident Cronenberg: Das Wort hat der Abge- 
ordnete Catenhusen. 


Catenhusen (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Wir begrüßen es natürlich, daß die Bun- 
desregierung heute einen Termin genannt hat, bei 
dem es möglich erscheint, daß der Bundestag unmit- 
telbar nach der Sommerpause mit den Beratungen 
über einen dann vorliegenden Entwurf eines Gen- 
technologiegesetzes beginnt. Jedem in diesem Hause 
ist wohl klar, daß das die letzte Möglichkeit ist, in ver- 
nünftiger, sachgerechter Weise einen so umfassen- 
den, in vielen Bereichen auch neuartige Rechtsfragen 
aufwerfenden Gesetzentwurf zu bearbeiten. Ich kann 
an dieser Stelle nicht verhehlen, daß zuungunsten des 
Parlaments und der Öffentlichkeit schon sehr viel Zeit 
verloren ist, die wir für diese sachgerechte Beratung 
benötigt hätten. 

Meine Damen und Herren, natürlich geht es bei 
Chancen und Risiken der Gentechnik darum, daß 
Gentechnik nicht schlechthin gefährlich, nicht 
schlechthin ein Risiko ist. Aber wir müssen wohl da- 
von ausgehen, daß im Einzelfall durchaus Risiken und 
Gefahren, zum Teil auch beträchtliche Gefahren für 
Mensch und Umwelt vorhanden sein können. Wir ver- 
fügen — das müssen wir ganz deutlich sagen — auch 
nach 15 Jahren des Umgangs mit gentechnischen For- 
schungsvorhaben in manchen Bereichen nur über ein 
sehr vorläufiges Wissen über biologische Risiken und 
Gefahren. 


Nach Auffassung der SPD-Bundestagsfraktion ist (C) 
deshalb eine umfassende rechtliche Regelung der 
Gentechnik durch ein eigenständiges Gentechnikge- 
setz und durch darauf basierende Rechtsverordnun- 
gen dringend erforderlich. Wir brauchen einheitliche 
Verfahrens- und materiellrechtliche Regelungen für 
Forschung, Entwicklung und Produktion im Bereich 
der Gentechnik. Man kann wohl Herrn Professor 
Nicklisch nur zustimmen, wenn er in einem Aufsatz 
schreibt — ich zitiere — : 

Ein moderner Industrie- und Rechtsstaat wie die 
Bundesrepublik Deutschland, in dem selbst 
Teddybären und Aquariumleuchten durch Ge- 
setze und Rechtsverordnungen erfaßt werden, 

(Dr. Probst [CDU/CSU]: Ja, leider!) 

kann den wichtigen Bereich der Gen- und Bio- 
technologie auf Dauer nur durch verbindliche 
Rechtsnorm regeln. 

Es ist erstaunlich, daß wir in der Bundesrepublik 
Deutschland so viele Jahre gebraucht haben, bis sich 
diese Auffassung nunmehr offensichtlich durchge- 
setzt hat. 

(Dr. Probst [CDU/CSU]: So lange haben wir 
da nicht gebraucht! — Seesing [CDU/CSU]: 

Ja, wir haben schon geschaltet! Vor 10 Jah- 
ren sah das anders aus!) 

Meine Damen und Herren, der Bericht des Bundes- 
ministers für Jugend, Familie, Frauen und Gesund- 
heit, den wir heute debattieren, ist eigentlich ein Do- 
kument dafür, wie schwer sich die Bundesregierung 
seit der Vorlage des Berichts der Enquete-Kommis- 
sion „Chancen und Risiken der Gentechnologie" ge- 
tan hat, dieses länger überfällige Vorhaben eines 
Gentechnologiestammgesetzes zu konkretisieren. 

(Dr. Probst [CDU/CSU]: Sie bearbeitet eine 
schwierige Materie gründlich!) 

Ich bin sehr froh, daß ich heute feststellen kann, daß 
der Grad an Unverbindlichkeit und Allgemeinheit, 
der diesen Bericht kennzeichnet, 

(Dr. Probst [CDU/CSU]: So froh sind Sie auch 
wieder nicht!) 

Gott sei Dank durch weitere Vorarbeiten der Bundes- 
regierung für ein Gentechnikgesetz als überholt zu 
gelten hat. Es ist im Rückblick aber doch bestürzend, 
daß sich noch etwa bei einer Ressortbesprechung An- 
fang 1988 der Vertreter des Wirtschaftsministeriums 
gegen ein Gentechnologiegesetz ausgesprochen hat, 
weil — so sagte man damals — dadurch die Gentech- 
nik unangemessen der öffentlichen Diskussion ausge- 
setzt würde. 

(Jaunich [SPD]: Das war bestürzend, aber 
nicht verwunderlich!) 

Das Arbeitsministerium ließ damals durch seinen Ver- 
treter erklären, daß man befürchte, daß die Diskus- 
sion um Gentechnik bei einem eigenen Gentechnolo- 
giegesetz nur noch schwer beherrschbar wäre. Man 
stelle sich vor, daß das Bundesfinanzministerium dazu 
nur zu bemerken hatte, daß man grundsätzliche Ein- 
wände gegen ein solches Gesetz habe, weil es bei der 
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Catenhusen 

(A) Durchführung des Gesetzes zu einigen neuen Plan- 
stellen kommen könnte. 

(Dr. Probst [CDU/CSU]: So simpel ist es auch 
wieder nicht, wie Sie sich das vorstellen! — 

Frau Seuster [SPD]: Quellensteuer I) 

Ich kann mir vorstellen, daß man es sich, wenn die 
Diskussion innerhalb der Beamtenschaft der Bundes- 
regierung so gelaufen ist, tatsächlich sehr schwer ge- 
macht hat, wirklich zu einem konkreten Gesetzent- 
wurf vorzustoßen. 

(Dr. Probst [CDU/CSU] : Was Sie jetzt sagen, 
ist unter Niveau, lieber Herr Catenhusen, 
und das wissen Sie!) 

— Herr Probst, es erstaunt mich allerdings, daß Sie als 
Staatssekretär dieser Regierung noch nicht gemerkt 
haben, auf welcher Basis manche Beschlüsse Ihrer 
Regierung vorbereitet werden. 

(Beifall bei der SPD) 

Aber, meine Damen und Herren, wir sind jetzt unmit- 
telbar davor, über ein solches Gesetz zu beraten. Des- 
halb möchte ich aus meiner Sicht einige Erwartungen 
— das sind auch die der SPD — an ein solches Gesetz 
formulieren. 

(Dr. Probst [CDU/CSU]: Jetzt kommt es!) 

Erstens. Ein Gentechnologiegesetz sollte und muß 
ein reines Schutzgesetz sein. Ziel eines solchen Geset- 
zes muß es sein, die Gesundheit der Menschen und 
den Schutz der Umwelt, von Pflanzen und Tieren so- 
ßj wie des Naturhaushaltes insgesamt, vor möglichen 
Gefahren und Risiken der Gentechologie zu sichern. 

(Dr. Probst [CDU/CSU] : Jawohl, was denn 
sonst?) 

Dabei sollte das Gesetz nicht nur der Abwehr unmit- 
telbarer Gefahren, sondern auch der allgemeinen 
Vorsorge gegen denkbare Risiken dienen. 

(Dr. Probst [CDU/CSU] : Ist doch klar!) 

Ein Gesetz, das die Förderung der Gentechnologie als 
Ziel gesetzlich festschreibt, ist für uns nicht akzepta- 
bel. Wir wollen kein zweites Atomgesetz. 

(Jaunich [SPD]: Richtig!) 

Das Gesetz sollte, meine Damen und Herren, primär 
und ganz deutlich die Bevölkerung vor Risiken und 
Gefahren der Gentechnik schützen, nicht aber die 
Gentechnologie vor der Bevölkerung. 

(Beifall bei der SPD - Dr. Probst [CDU/ 
CSU]: Mein Gott, wie schaut es in so einem 
Hirn aus?) 

Zweitens. Ein Gentechnologiegesetz muß eine ra- 
sche Anpassung der Sicherheitsstandards an den 
Fortschritt von Wissenschaft und Technik ermögli- 
chen. Das wissen wir auch. Unser Wissen über Fragen 
der biologischen Sicherheit ist nur sehr vorläufig. Sehr 
schnell können sich heute geäußerte Befürchtungen 
oder auch heute eingeschätzte Sicherheiten als falsch 
erweisen. 

(Dr. Probst [CDU/CSU]: So ist es!) 


Deshalb müssen Rechtsverordnungen eine flexible (C) 
Anpassung der Sicherheitsnormen an den Stand von 
Wissenschaft und Technik ermöglichen. 

(Dr. Probst [CDU/CSU]: Das ist eine gute Er- 
kenntnis!) 

Aber, meine Damen und Herren, in diesen Rechtsver- 
ordnungen wird auch festgelegt, welches Ausmaß an 
Risiken unsere Gesellschaft im Umgang mit der Gen- 
technologie im Einzelfall zu akzeptieren bereit ist. Das 
ist eine eminent politische Frage. Deshalb sollten wir 
gemeinsam überlegen, wie an diesem Prozeß auch in 
Zukunft das Parlament in geeigneter Weise beteiligt 
werden kann. 

Drittens. Der Zentralen Kommission für die Biolo- 
gische Sicherheit wird im Rahmen eines solchen Ge- 
setzes eine wachsende Bedeutung zukommen. Dem 
muß auch in der Zusammensetzung und der Arbeits- 
weise einer solchen Kommission Rechnung getragen 
werden. Wir erwarten, daß im Zusammenhang mit 
den Beratungen über ein solches Gesetz sichergestellt 
wird, daß die Arbeit dieser Kommission für die Öffent- 
lichkeit endlich transparent wird. Warum kann eine 
bundesdeutsche ZKBS nicht ebenso wie die ver- 
gleichbare Genehmigungsbehörde in den Vereinig- 
ten Staaten grundsätzlich öffentlich tagen? Das ist 
keine Forderung aus der grün- alternativen Bewe- 
gung, sondern seit über zehn Jahren Praxis in den 
Vereinigten Staaten. 

In der ZKBS sollte auch verstärkt Sachverstand aus 
den Bereichen Ökologie und Arbeitsschutz sowie eine 
Vertretung gesellschaftlicher Gruppen über den Be- 
reich der Tarifpartner hinaus ermöglicht werden. Das 
mindeste wäre doch die Beteiligung von Vertretern 
von Umweltverbänden. Außerdem sollten wir überle- 
gen, ob nicht die Aufgabe, Genehmigungsverfahren 
durchzuführen, von den Aufgaben der Beratung der 
Bundesregierung getrennt werden sollte. Ich denke, 
bei der Beratung über die Weiterentwicklung des 
rechtlichen Rahmens für den Umgang mit der Gen- 
technik brauchen wir einen weiter gefaßten Sachver- 
stand als den, der in einer solchen Genehmigungsbe- 
hörde vertreten ist. 

(Beifall bei der SPD) 

Viertens. Wir legen großen Wert darauf, daß das 
geplante Gentechnologiegesetz nicht zum Abbau 
heute gültiger Regelungen für die Öffentlichkeitsbe- 
teiligung bei Genehmigungsverfahren im Bereich der 
Gentechnik führt. Wir wollen die Öffentlichkeitsbetei- 
ligung bei Verfahren zur Genehmigung von Produkti- 
onsanlagen und für jede Art von Freisetzungsvorha- 
ben gesichert wissen. Es sollte nicht der Eindruck er- 
weckt werden, daß Öffentlichkeitsbeteiligung sozusa- 
gen in Gegensatz zum Sachverstand steht; denn es ist 
immerhin schon bemerkenswert, daß der Sachver- 
stand von Einwendern bei ersten dieser Genehmi- 
gungsverfahren dazu geführt hat, daß Anträge als 
unzureichend und unvollständig zurückgewiesen 
werden mußten und daß die Antragsteller aufgefor- 
dert wurden, erweiterte Unterlagen vorzulegen. 

Ich meine, meine Damen und Herren, die Öffent- 
lichkeitsbeteiligung zwingt die Genehmigungsbehör- 
den und den Antragsteller, sehr sorgfältig zu arbeiten. 
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(A) Daher sollte man der Öffentlichkeitsbeteiligung ei- 
gentlich eine durchaus positive Seite abgewinnen. 

Fünftens. Wir brauchen eine klare Abgrenzung der 
Zuständigkeiten zwischen Bund und Ländern. Diese 
Frage ist in dem Bericht des Bundesministers noch 
nicht geklärt. Auch wir in der SPD haben die Diskus- 
sion über diese Frage noch nicht abgeschlossen. Ich 
persönlich hielte es für zweckmäßig, wenn For- 
schungsvorhaben — wie bisher — bundesweit durch 
das Bundesgesundheitsamt genehmigt würden, die 
Genehmigung für Produktionsanlagen aber voll den 
Ländern übertragen würde. Ich meine, meine Damen 
und Herren, daß der Streit über die Kompetenzvertei- 
lung zwischen Bund und Ländern auf diese Weise 
unter Berücksichtigung der Interessen beider Seiten 
gelöst werden könnte. 

Sechstens. Wir möchten gerne, daß in einem Gen- 
technologiegesetz auch die Ermächtigung zum 
grundsätzlichen oder befristeten Verbot bestimmter 
gentechnischer Forschungsvorhaben enthalten ist, 
um etwa die Forschung an bestimmten, als B-Waffen 
geeigneten Organismen im Einzelfall ausschließen zu 
können. Wir möchten auch, daß dies eine Rechts- 
grundlage für das von uns geforderte Moratorium für 
nicht rückholbare Freisetzungsexperimente abgibt. 

Siebtens. Sie, Herr Pfeifer, haben vorhin die Ent- 
scheidung in Brüssel angesprochen, daß dort nämlich 
Richtlinien für den Umgang mit der Gentechnologie 
in geschlossenen Systemen verabschiedet worden 
sind. Für uns ist ganz wichtig, daß in diesen Richtli- 
nien nur Mindeststandards festgeschrieben worden 
sind. Wir möchten Sie auffordern, diese Mindeststan- 
dards nicht voreilig als die Norm, die in der Bundes- 
republik zu gelten hat, festzuschreiben. Wir versu- 
chen in der Umweltpolitik aus guten Gründen, meine 
Damen und Herren, im Einzelfall Vorreiter im Um- 
weltschutz zu sein und über EG-weit geltende Min- 
deststandards hinauszugehen. Lassen Sie uns auch 
europäischer Vorreiter eines sensiblen, problemorien- 
tierten und zurückhaltenden Umgangs mit der Gen- 
technologie sein. Das ist eine Erwartung großer Teile 
der Bevölkerung. Das heißt, wir brauchen klare, hand- 
habbare, Rechtssicherheit — auch für die Industrie — 
schaffende Regelungen für den Umgang mit der Gen- 
technik. 

(Dr. Probst [CDU/CSU]: Das ist richtig!) 

Wir sollten aber auch den Mut haben, nicht von 
vornherein das schon heute in der Bundesrepublik 
geltende hohe Sicherheitsniveau an Mindeststan- 
dards der EG anzupassen. Wir sollten den Mut haben, 
in wichtigen und sensiblen Fragen, wie den Freiset- 
zungsvorhaben, durchaus weitergehende Regelun- 
gen in der Bundesrepublik zu treffen. 

Schönen Dank. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Cronenberg: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Seesing. 

Seesing (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Der vorgelegte Bericht nennt sogenannte 
Eckwerte für gesetzliche Regelungen zur Gentechnik. 
Ich bin der Auffassung, daß die Zeit für die Vorlage 


und Einbringung eines Gentechnikgesetzes reif, (C) 
wenn nicht überreif ist. Ich bin deswegen auch sehr 
erfreut, zu hören, daß die Bundesregierung am 12. Juh 
1989 einen Gesetzentwurf auf den Weg bringen 
wird. 

Was sollen nun gesetzliche Regelungen im Bereich 
der Gentechnologie? Ich will versuchen, die vielfälti- 
gen Äußerungen und Hinweise in folgenden Punkten 
zusammenzufassen. 

Erstens. Nach meiner Auffassung muß ein Gentech- 
nologiegesetz zunächst die ungehinderte Forschung 
im Bereich der Gentechnologie ermöglichen, wenn 
man es genau nimmt, sogar fördern. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Ich erwarte, daß der Entwurf des Gentechnikgesetzes 
in Anlehnung an die EG-Richtlinie „Verwendung von 
gentechnisch veränderten Mikroorganismen in abge- 
schlossenen Systemen" zwischen Forschung und Pro- 
duktion differenziert. Ich fordere, daß in dem kom- 
menden Gesetz den Forschungseinrichtungen die 
notwendige Bewegungsfreiheit gegeben wird. 

Das kann dadurch geschehen, daß für Anlagen, in 
denen Forschungsarbeiten der Sicherheitsstufe 1 
stattfinden sollen — also für Bier, Hefe, Joghurt und 
ähnliches — eine Anmeldung beim Bundesgesund- 
heitsamt erfolgt. Nachfolgende Arbeiten der Sicher- 
heitsstufe 1 müßten dann, wie auch in der EG-Richtli- 
nie vorgesehen, aufgezeichnet werden. Nachfol- 
gende Arbeiten höherer Sicherheitsstufen bedürften 
einer Anmeldung beim Bundesgesundheitsamt. Ich 
bin allerdings auch der Auffassung, daß für For- 
schungsanlagen, in denen Arbeiten einer höheren Si- 
cherheitsstufe als der Sicherheitsstufe 1 durchgeführt 
werden sollen, eine Anlagengenehmigung beim Bun- 
desgesundheitsamt beantragt werden muß. For- 
schungsarbeiten der höheren Sicherheitsstufen als 
Stufe 1 müssen immer beim Bundesgesundheitsamt 
angemeldet werden. 

(Reimann [SPD]: Angemeldet oder geneh- 
migt?) 

— Angemeldet werden. 

Zweitens. Ein Gentechnikgesetz muß auch die Pro- 
duktion mit Hilfe gentechnischer Verfahren ermögli- 
chen. Der uns eigene Wille, alles und jedes rechtlich 
zu regeln, kann den Gesetzgeber in die Gefahr brin- 
gen, vor lauter Vorschriften die Entwicklung dieser 
zukunftsträchtigen Technologie zu verhindern. Des- 
halb bedarf es auch hier einer Regelung, die allen 
Bedürfnissen gerecht wird. 

(Zustimmung des Abg. Dr. Probst [CDU/ 

CSU] - Beifall bei der FDP) 

Ich sehe hier folgende Lösungsmöglichkeit. Für Pro- 
duktionsverfahren ist bei erstmaligen Arbeiten der 
Stufe 1 Anmeldung und bei höheren Sicherheitsstu- 
fen eine Genehmigung der Anlage und des Betriebs 
erforderlich. Weitere Arbeitsgänge der Stufe 1 sind 
anzumelden. Für Arbeitsgänge der Stufen 2 bis 4 be- 
darf es im Einzelfall jeweils einer schriftlichen Geneh- 
migung. 

Die Zuständigkeit der Länder im Anmelde- und 
Genehmigungsverfahren ist sowohl für Anlagen wie 



Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode — 152. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 22. Juni 1989 


11539 


Seesing 

(A) auch für gentechnische Arbeiten gegeben. Ich gehe 
aber davon aus, daß ein verfassungskonformes Ver- 
fahren gefunden wird, in dem die Sicherheitseinstu- 
fung einer Maßnahme durch das Bundesgesundheits- 
amt vorgegeben werden kann. 

Für wichtig halte ich allerdings die Konzentration 
der Öffentlichkeitsbeteiligung auf die Genehmi- 
gungsverfahren, die von besonderer Relevanz sind. So 
sollte sich eine Öffentlichkeitsbeteiligung auf die Ge- 
nehmigung der Produktionsanlagen der Stufen 2 bis 4 
und auf die Genehmigung von Produktionsverfahren 
der Stufen 3 und 4 beschränken. 

(Lüder [FDP]: Richtig!) 

Drittens. Das Gentechnikgesetz muß selbstver- 
ständlich nicht nur Fragen der Forschung und der Pro- 
duktion regeln, sondern auch die Probleme der Frei- 
setzung, Darüber haben wir in den letzten Monaten 
hier im Bundestag mehrfach debattiert; ich will das 
heute nicht weiter vertiefen. 

Viele Fragen — mein vierter Punkt — , die sich uns 
im Zusammenhang mit der Gentechnologie noch stel- 
len, können nur vorläufig beantwortet werden. Wie 
schon die mehrmalige Veränderung der Richtlinien 
zum Schutz vor Gefahren durch in vitro kombinierte 
Nukleinsäuren zeigt, muß eine unkomplizierte An- 
passung der Richtlinien, technischen Anweisungen 
oder gar Verordnungen immer möglich sein. 

Fünftens. Eine wichtige Frage muß aber auch noch 
von den Politikern beantwortet werden. Behindern 
wir vielleicht durch unsere Regelungsansprüche die 
Entfaltung der Gentechnologie in der Bundesrepu- 
blik Deutschland, und — ich frage ganz offen — , la- 
den wir dadurch Schuld auf uns? 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Reimann [SPD]: Ach du lieber Gott!) 

Vizepräsident Cronenberg: Nun hat der Abgeord- 
nete Kreuzeder das Wort. 

Kreuzeder (GRÜNE): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Wir führen heute wieder verspätet eine 
Debatte über grundsätzliche politische Weichenstel- 
lungen. Die zu beratenden Eckdaten für ein Genge- 
setz wurden bereits im November vorgelegt, und seit 
April gibt es einen Gesetzentwurf der Gesundheitsmi- 
nisterin. Doch offensichtlich besteht zwischen Regie- 
rung und Industrielobby so große Einigkeit über die 
zukünftige Gentechnologieentwicklung, daß auf Be- 
ratungen des Parlaments bei Grundsatzentscheidun- 
gen verzichtet werden kann. Die einschlägige Indu- 
strie hat sich in den letzten Jahren mit Drohungen 
gegen gesetzliche Regelungen gewehrt. Arbeits- 
plätze, Landwirtschaft, medizinischer Fortschritt und 
Wissenschaftsfreiheit sollten durch ein Gengesetz an- 
geblich gefährdet sein. Doch plötzlich wollen sie so- 
fort ein Gengesetz. Das Gespenst der Rechtsunsicher- 
heit geht um, nachdem die Öffentlichkeit den Kon- 
zernen in Aachen, in Marburg und Ludwigshafen ge- 
zeigt hat, daß sie sich mit unvollständigen Anträgen 
für gentechnische Produktionsanlagen nicht über den 
Tisch ziehen läßt. Auch die netten Balkonpflanzen mit 
Modefarben aus Köln fanden trotz wissenschaftlicher 
Argumente in der Bevölkerung keine Gegenliebe. 


Warum soll die Bevölkerung, deren Steuergelder (C) 
zur Finanzierung der Gentechnologie jahrelang gut 
genug waren, jetzt mundtot gemacht werden? Wo der 
Profit ins Haus steht, sollen wir uns heraushalten. Da- 
bei machen wir eben nicht mit, denn schließlich soll 
das geplante Gesetz ja festlegen, welche Risiken und 
Gefahren uns zugemutet werden. Genmanipulierte 
Nahrungsmittel, Pflanzen und Tiere sollen massen- 
haft in Verkehr gebracht werden, und die zuständige 
Gesundheitsministerin ist nicht in der Lage, die damit 
verbundenen gesundheitlichen und ökologischen 
Gefahren abzuschätzen. Sie erklärt: 

Es bleibt aber ein letztlich nicht abschätzbares 
biologisches Risiko auch dann, wenn die nach 
dem Stand von Wissenschaft und Technik gebo- 
tenen Vorsichtsmaßregeln beachtet werden. 

Wohlgemerkt: wenn sie beachtet werden. Unsere Er- 
fahrungen mit der chemischen Industrie, den Agrar- 
konzernen und den Ölmultis zeigen eindeutig, daß die 
Regelverletzung auch in der Gentechnik der Alltag 
sein wird. Das bedeutet in Zukunft alltägliche Freiset- 
zung von genmanipulierten Lebewesen. Kein Wissen- 
schaftler kann über die darauf folgenden Risiken eine 
Prognose abgeben, auch heute noch nicht. 

(Dr. Probst [CDU/CSU]: Über Ihre Rede kann 
man es schon!) 

— Herr Stoltenberg hat Ihnen eben gesagt: Auf den 
billigen Plätzen keine unqualifizierten Zwischen- 
rufe! — 

Und das in einer Situation, die von umkippenden 
Flüssen und Meeren, von verseuchten Böden und Im- (D) 
munkrankheiten bei Mensch und Tier geprägt ist. 

Aber Frau Lehr will diese Risiken gar nicht ausschhe- 
ßen, 

(Dr. Probst [CDU/CSU]: Das ist eine ge- 
scheite Frau!) 

sie will sie nur in ausreichendem Maße begrenzen. 

Die dafür geeigneten Standards erhofft sie sich von 
einer völlig einseitig profitdenkenden Wissenschaft. 

(Dr. Probst [CDU/CSU]: Das ist wieder 
falsch!) 

Wozu soll das führen? Schon jetzt wehren sich die 
Gentechnikbetreiber, wenn Sicherheitsstandards zu 
kostspielig sind. Seit Monaten tobt ein Streit über die 
Verwaltungsvorschrift für die Behandlung von Ab- 
wässern aus gentechnologischen Produktionsanla- 
gen. Schon jetzt sind Ausnahmen von Genehmi- 
gungsverfahren vorgesehen. Damit soll wertvolle 
Vollzugskapazität freigesetzt werden. Das wirft ein 
bezeichnendes Licht auf die Personalsituation bei 
Bund und Ländern für die Überwachung der Gen- 
technologie. Weder Personal noch Gelder für die Ge- 
währung der Sicherheit sind vorhanden. Wie soll ein 
Gesetz zum Schutz der Bevölkerung funktionieren, 
wenn die wichtigsten Voraussetzungen fehlen? Ganz 
einfach, es wird gesetzhch erlaubt, die Bundesrepu- 
blik zum Experimentierfeld zu machen. 

Nach den ökologischen Langzeitbeobachtungen, 
die Frau Lehr dabei vorsieht, werden wir feststellen, 
daß Tschernobyl eine Lappalie gegenüber dem ist. 
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Kreuzeder 

(A) was der Menschheit durch die Gentechnologie bevor- 
steht. 

(Catenhusen [SPD]: Euer Gesetz sieht doch 
so aus: Gentechnologie findet nicht statt!) 

— Keine Zwischenfragen. 

(Heiterkeit) 

Sie wird nicht die drängenden Probleme lösen, son- 
dern die Gentechnologie wird das größte Problem der 
Menschheit werden. Ein Beispiel ist das BST. Dieses 
gentechnologisch produzierte Hormon wird allein der 
Agrarindustrie die Kassen füllen. Es wird nicht einen 
Menschen vor dem Hungertod bewahren, und es wird 
Tausende von bäuerlichen Existenzen das Leben ko- 
sten. Solange wir nicht abstellen, daß alle zwei Stun- 
den eine Pflanze und jeden Tag eine Tierart ausstirbt, 
wird dieser überholte Wissenschafts- und Fortschritts- 
glaube zum Verbrechen. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Wir brauchen keine Gentechnologie. Wir, die GRÜ- 
NEN, lehnen die Gentechnologie aus tiefstem Herzen 
ab. Wir brauchen auch dieses Gesetz nicht. Wir brau- 
chen eine große technologie-, umweit- und sozialpo- 
litische Neuorientierung r die Fleischberge, Müllge- 
birge und Ozonlöcher gar nicht erst entstehen läßt. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Vizepräsident Cronenberg: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Kohn. 

Kohn (FDP): Herr Präsident! Meine sehr verehrten 
^ ^ Damen und Herren! Der Deutsche Bundestag be- 
schäftigt sich heute nicht zum erstenmal mit dem 
schwierigen Thema der Gentechnologie. Wir haben 
im Jahre 1984 eigens eine Enquete-Kommission ein- 
gesetzt und haben in einem dreieinhalbjährigen Pro- 
zeß eine intensive Diskussion geführt, und es hat auch 
Lernphasen für alle Beteiligten gegeben. 

(Catenhusen [SPD]: Zweieinhalb Jahre, Herr 
Kollege!) 

Dieses bedeutet, daß der Deutsche Bundestag hier ein 
Stück weit erfolgreich eine praktische Technikfolgen- 
Abschätzung vorgeführt hat, und zwar an einem kon- 
kreten Beispiel. Ich glaube, daß dies für die Auseinan- 
dersetzung mit anderen Themen der technologischen 
Entwicklung modellhaft sein kann, mit denen wir uns 
in Zukunft befassen werden. 

Auf der Grundlage des Berichts der Enquete-Kom- 
mission sind nach Auffassung der Liberalen eine 
ganze Reihe gesetzlicher Maßnahmen erforderlich. 
Ich will hier nur zwei Punkte ganz besonders hervor- 
heben. 

Erstens. Zur Regelung der ethischen Probleme ei- 
nes möglichen Mißbrauchs der Gentechnologie im 
Bereich der Humangenetik ist eine zügige parlamen- 
tarische Beratung des hoffentlich bald vorzulegenden 
Embryonenschutzgesetzes notwendig. 

(Beifall bei der FDP — Catenhusen [SPD]: 

Dann bringen Sie Ihren Minister Engelhardt 
mal auf Trab!) 

Hierbei geht es insbesondere darum, schon heute 
Schranken gegen alles zu errichten, was eines Tages 


in Richtung Manipulation am menschlichen Erbgut (C) 
möglich werden könnte. 

(Beifall bei der FDP — Catenhusen [SPD]: Da 
soll sich der Engelhard mal beeilen!) 

Zweitens. Was die Fragen der Sicherheit bei der 
Gentechnologie angeht, fordern wir die Bundesregie- 
rung auf, unverzüglich das Gentechnikgesetz vorzu- 
legen. 

(Beifall bei der FDP) 

Herr Catenhusen hat kritisiert, daß die Bundesregie- 
rung relativ lange gebraucht habe, bis sie diesen Ge- 
setzentwurf nun beschließen werde. 

(Jaunich [SPD]: Womit er recht hat!) 

Ich sage dazu: Auch ich hätte mir vorstellen können, 
daß dies ein bißchen zügiger hätte vorangehen kön- 
nen. Aber ich sage auch ganz klar: Ein sorgfältig und 
präzise erarbeiteter Gesetzentwurf als Vorlage für un- 
sere parlamentarische Beratung ist mir wesentlich lie- 
ber als ein schludriger, hingeschlamperter Entwurf, 
der dann vom Parlament kassiert werden muß. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Dieses Gesetz zur Gentechnologie muß nach unse- 
rer Auffassung ein Stammgesetz sein, das alle sicher- 
heitsrelevanten Aspekte für die Bereiche Forschung, 
Produktion und gezielte Freisetzung umfaßt. Dabei 
kommt es uns darauf an, die Sicherheitsanforderun- 
gen in diesem Gesetz im Hinblick auf Anzeigepflicht 
und Genehmigung nach dem tatsächlichen Gefähr- 
dungspotential zu differenzieren, das von den benutz- 
ten Mikroorganismen ausgehen kann. 

(Dr. Probst [CDU/CSU]: Sehr gut! - Rei- 
mann [SPD]: Sie müssen die Bakterien vor 
den Menschen schützen!) 

Auch die Regelung der Öffentlichkeitsbeteiligung, 

Herr Kollege Reimann, die für uns Liberale besonders 
wichtig ist, muß sich an einer solchen sachgemäßen 
Differenzierung orientieren. 

Weiterhin treten wir dafür ein, daß mit Inkrafttreten 
dieses Gesetzes alle anderen einschlägigen, die Gen- 
technologie betreffenden gesetzlichen Vorschriften 
und darauf beruhenden Rechtsverordnungen kassiert 
werden. In diesem Sinne ist es nach unserer Überzeu- 
gung notwendig, die Chancen und Risiken der Gen- 
technologie sorgfältig abzuwägen und die weitere 
Entwicklung verantwortungsbewußt zu gestalten. Die 
Gentechnologie muß nach Auffassung der FDP in 
vollem Umfang den ethischen Maßstäben unterwor- 
fen bleiben, die sich aus der Wertordnung des Grund- 
gesetzes ergeben. 

(Beifall bei der FDP) 

Die Gentechnologie muß weiterhin strenge Sicher- 
heitsanforderungen, so wie bisher, erfüllen, um eine 
mögliche Gefährdung von Umwelt und Menschen 
auszuschließen. 

(Beifall bei der FDP) 

Die Gentechnologie muß sich ständig der Technik- 
folgenabschätzung auf ihre ethischen, sozialen, öko- 
logischen und ökonomischen Konsequenzen hin stel- 
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(A) len. In diesem Rahmen, meine sehr verehrten Damen 
und Herren, treten wir Liberalen 

(Zuruf von der SPD: Er spricht schon wieder 
von Liberalen! Er soll einmal saqen: Wir, die 
FDP!) 

für die Förderung der Gentechnologie ein und sagen: 
Dieses ist moralisch geboten. 

Meine Damen und Herren, wir haben gestern im 
federführenden Bundestagsausschuß für Forschung 
und Technologie die Beratung des Berichts der En- 
quete-Kommission zur Gentechnologie abgeschlos- 
sen. Wir werden somit nach der Sommerpause die 
Gelegenheit haben, in einer groß angelegten breiten 
Debatte die öffentliche Diskussion über alle relevan- 
ten Fragen der Gentechnologie engagiert weiterzu- 
führen. Ich hoffe, daß dies auf einem anderen Niveau 
geschehen wird, als es mein Vorredner hier geboten 
hat. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Cronenberg: Da mir keine weiteren 
Wortmeldungen vorliegen, kann ich die Aussprache 
schheßen. 

Der Ältestenrat schlägt vor, den Bericht des Bundes- 
ministers für Jugend, Famihe, Frauen und Gesund- 
heit, der Ihnen auf der Drucksache 11/3908 vorliegt, 
an die in der Tagesordnung ausgewiesenen Aus- 
schüsse zu überweisen. — Weitere Vorschläge aus 
dem Haus werden nicht gemacht. Sie sind also damit 
einverstanden. Dann kann ich dies als beschlossen 

(B) feststellen. 

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 23 auf: 

Zweite Beratung und Schlußabstimmung des 
von der Bundesregierung eingebrachten Ent- 
wurfs eines Gesetzes zu dem Zweiten Zusatz- 
abkommen vom 2. März 1989 zum Abkommen 
vom 25. Februar 1964 zwischen der Bundesre- 
pubhk Deutschland und der Schweizerischen 
Eidgenossenschaft über Soziale Sicherheit und 
der Zusatzvereinbarung vom 2. März 1989 zur 
Vereinbarung vom 25, August 1978 zur Durch- 
führung des Abkommens 

— Drucksache 11/4579 — 

Beschlußempfehlung und Bericht des Aus- 
schusses für Arbeit und Sozialordnung 
(11. Ausschuß) 

— Drucksache 11/4772 — 

Berichterstatter: 

Abgeordneter Kirschner 

(Erste Beratung 146. Sitzung) 

Hier schlägt Ihnen der Ältestenrat eine Debatten- 
zeit von 30 Minuten vor. — Offensichtlich ist das Haus 
damit einverstanden. Dann können wir so verfah- 
ren. 

Das Wort hat der Herr Parlamentarische Staatsse- 
kretär Seehofer. 

Seehofer, Pari. Staatssekretär beim Bundesminister 
für Arbeit und Sozialordnung: Herr Präsident! Meine 


sehr verehrten Damen und Herren! Der Gesetzent- (Q 
Wurf der Bundesregierung zu einem deutsch- schwei- 
zerischen Abkommen über soziale Sicherheit ist in der 
letzten Woche vom federführenden Ausschuß bera- 
ten, einstimmig beschlossen und dem Bundestag in 
unveränderter Form zur Annahme empfohlen wor- 
den. Ich möchte für diesen nicht alltäglichen Vorgang 
im Parlamentarischen Verfahren — für diesen Be- 
schluß dem Ausschuß und allen Fraktionen danken 
und hoffe, daß es auch heute bei dieser Einstimmig- 
keit bleibt. 

Die krankenversicherungsrechtlichen Regelun- 
gen, die das Kernstück des Abkommens bilden, und 
die ergänzenden Regelungen des Zustimmungsgeset- 
zes werden folgenden Personengruppen zugute kom- 
men: ca. 70 000 deutschen Arbeitnehmern in der 
Schweiz, davon über 20 000 deutschen Grenzgängern 
in der Schweiz und deren Famihenangehörigen sowie 
mit Zustimmung ihrer Krankenkasse auch den übri- 
gen Versicherten im Grenzgebiet, deutschen Rent- 
nern, die in der Schweiz ihren Lebensabend verbrin- 
gen, und schließlich — darüber freuen ich mich be- 
sonders — auch Versicherten, die einer Dialysebe- 
handlung, einer Behandlung als Bluter oder einer 
Strahlenbehandlung wegen Krebs in der Schweiz be- 
dürfen. 

Für alle diese Personen gab es bisher keine gesi- 
cherte Rechtsgrundlage, um medizinische Behand- 
lung in der Schweiz auf Kosten ihrer Krankenkasse in 
Anspruch nehmen zu können. Künftig werden sie 
grundsätzhch wie Schweizer Bürger Krankenbehand- 
lung in der Schweiz erhalten. Besonders wichtig ist 
dies für jene Deutsche, die im deutsch-schweizeri- 
sehen Grenzgebiet wohnen und auf Grund der örtli- 
chen Verhältnisse auf Krankenbehandlung in der 
Schweiz angewiesen sind. 

Urlauber werden zwar auch künftig ambulante 
ärzthehe Behandlung in der Schweiz nur als Privatpa- 
tienten erhalten, aber sie können die Kosten in Höhe 
der schweizerischen Kostensätze von ihrer Kranken- 
kasse zurückverlangen. 

Sobald das Abkommen in Kraft tritt, d. h. nach Aus- 
tausch der Ratifikationsurkunden, gilt dies uneinge- 
schränkt. 

(Heyenn [SPD]: Warum war das Abkommen 
überhaupt nötig?) 

Bis zum Inkrafttreten des Abkommens wird der Kran- 
kenversicherungsschutz durch die Regelungen des 
Zustimmungsgesetzes erbracht. 

(Heyenn [SPD]: Hat es denn irgend etwas 
gegeben?) 

— Herr Kollege Heyenn, ich komme gleich darauf zu 
sprechen. 

Die Versicherten werden also medizinische Versor- 
gung in der Schweiz als Privatpatienten in Anspruch 
nehmen und erhalten; die Kosten bis zur Höhe der 
vergleichbaren deutschen Sätze werden erstattet. 

Dank der im Zustimmungsgesetz vorgesehenen 
Rückwirkung kommt den Versicherten dieser Schutz 
jetzt schon zu. 
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Pari. Staatssekretär Seehofer 

(A) Zahlreiche Zuschriften bestätigen uns im Hause, 
daß bei unseren Bürgern großes Interesse an diesem 
Abkommen besteht. 

(Heyenn [SPD]: Und am GRG!) 

Ich bin deshalb froh, daß mit dem Abkommen und 
dem Zustimmungsgesetz der Krankenversicherungs- 
schutz in der Schweiz auf eine sichere Grundlage ge- 
stellt werden wird. 

(Haack [Extertal] [SPD]: Ab dem 1. 1. 
1989!) 

Nun ist es ja ungewöhnlich, daß bei einer einstim- 
migen Beschlußempfehlung des Ausschusses den- 
noch eine Debatte hier im Plenum stattfindet. Das 
hängt wohl damit zusammen, daß die Opposition of- 
fensichtiich auch heute beabsichtigt, das Gesund- 
heits-Reformgesetz bei der Debatte über diesen 
Punkt in das Zentrum zu stellen. Einer der sattsam 
bekannten Vorwürfe betrifft ja die vom Gesundheits- 
Reformgesetz vorgesehene Regelung bezüghch des 
Rühens der Leistungen im Rahmen des Krankenversi- 
cherungsschutzes bei Auslandsaufenthalt 

Mit dieser Regelung, meine Damen und Herren von 
der Opposition, ist das geltende Recht präzisiert wor- 
den. 

Wir überforden! niemanden. Wir haben erstens fest- 
zustellen, daß neun von zehn Auslandsreisen in EG- 
Länder oder in die Länder gehen, mit denen wir So- 
zialversicherungsabkommen geschlossen haben. In 
den EG-Ländem und in weiteren sieben Vertragslän- 
dern ist auf Grund über- oder zwischenstaathchen 
Rechts der Schutz im Krankheitsfall sichergestellt. 

Daran hat die Gesundheitsreform nichts geändert. 
Das Zusatzabkommen mit der Schweiz, das wir heute 
beraten und das laut Zustimmungsgesetz für die Ver- 
sicherten der deutschen Krankenkassen rückwirkend 
zum 1. Januar 1989 in Kraft treten soll, vervollständigt 
diesen Schutz. Wir werden weitere Abkommen an- 
streben. 

Auch im Verhältnis zur DDR ist die Versorgung im 
Krankheitsfall sichergestellt; für die Transitstrecken 
von und nach Berlin gilt die Ruhensregelung des GRG 
nicht. 

Wer beruflich im Ausland tätig sein muß oder nur 
dort medizinisch behandelt werden kann, ist ebenfalls 
durch die gesetzliche Krankenversicherung ge- 
schützt. In den wenigen verbleibenden Fällen bieten 
sich preiswerte private Auslandsreise-Krankenversi- 
cherungen an. 

Die private Krankenversicherung hat in diesen Ta- 
gen ganz deutlich erklärt, daß bisher bestehende Lük- 
ken inzwischen zu tragbaren Versicherungsbedin- 
gungen geschlossen worden sind. 

(Heyenn [SPD]: Das bedeutet doppelten Bei- 
trag!) 

— Sie bietet jetzt, Herr Kollege Heyenn, Versiche- 
rungsschutz auch in den Fällen, in denen im Urlaub 
eine Vorerkrankung akut zum Ausbruch kommt oder 
in denen der Urlauber Staatsangehöriger des Landes 
ist, in dem Urlaub verbracht werden soll. 

Sie gibt Versicherungsschutz ohne Rücksicht auf 
das Alter des Urlaubers, und sie bietet Versicherungs- 


schutz, wenn die Behandlungsnotwendigkeit schon (C) 
vor Reiseantritt feststeht. Damit bestehen also auch für 
die Dialyse wegen Nierenschäden und vergleichbare 
chronische Erkrankungen Versicherungsmöghchkei- 
ten. So wird z. B. die Deutsche Krankenversicherung, 
der größte deutsche Krankenversicherer, einen sol- 
chen Tarif anbieten. 

Diese Initiativen der privaten Krankenversicherung 
verdienen unseren Beifall. 

(Heyenn [SPD]: Das ist ja Werbung! Her mit 

einem Schild „Deutsche Krankenversiche- 
rung"!) 

Sie zeigen, daß die PKV bereit ist, die Verantwortung 
zu übernehmen, die wir ihr durch das GRG übertra- 
gen haben. 

(Bohl [CDU/CSU]: Sehr gut!) 

Angesichts dieser erfreulichen Entwicklung, daß 
nämlich auf der einen Seite durch das GRG, auf der 
anderen Seite durch Sozialversicherungsabkommen 
imd drittens durch die private Krankenversicherung 
ein lückenloser Krankenversicheningsschutz im 
Ausland besteht — das ist im Hinbhck auf die na- 
hende Urlaubszeit besonders wichtig — , 

(Heyenn [SPD]: Zu einem doppelten Bei- 
trag!) 

ist Ihrer Kritik, meine Damen und Herren von der 
Opposition, jetzt jeder Boden entzogen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 

Heyenn [SPD]: Doppelter Beitrag!) 

Ich meine. Sie müßten Ihr Beschwerdebuch, das 
ohnehin in jedem Punkt unbegründet war, jetzt end- pj 
gültig dem Abfall übergeben. 

Herzhchen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 


Vizepräsident Cronenberg: Das Wort hat nun der 

Abgeordnete Haack (Extertal). 


Haack (Extertal) : Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Das, was der Parlamentarische Staatssekre- 
tär, Herr Seehofer, vorgetragen hat, 

(Bohl [CDU/CSU]: War ausgezeichnet!) 

offenbart die „Logik" des Gesundheits-Reform geset- 
zes in eklatanter Weise. Herr Seehofer, Sie haben 
gesagt, es würden Lücken geschlossen. Tatsächlich 
werden die Lücken geschlossen, die das GRG durch 
§ 16 aufgerissen hat. In § 16 ist nämhch substantiell 
festgehalten, daß der &ankenver Sicherungsschutz, 
wie er zuvor bestanden hat, entfällt, wenn jemand 
allein oder mit seiner Famihe ins Ausland fährt. 

Das Ziel dieser Vorschrift war — das ist bei den 
Beratungen sehr deutiich geworden Geld einzu- 
sparen. Sie haben also gewissermaßen das Risiko, das 
bisher durch die Sohdargemeinschaft abgedeckt ge- 
wesen ist, privatisiert. Sie setzen nun noch einen dar- 
auf, indem Sie die privaten Krankenversicherer loben. 
Insofern sagen wir: Wenn heute dieser Gesetzentwurf 
einstimmig verabschiedet wird — das wollen wir ja 
gar nicht bestreiten-, ich begründe noch, warum wir 
ihm zustimmen werden — , heißt das nichts anderes. 
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Haack (Extertal) 

(A) als daß das erste Reparaturgesetz zum Gesundheits- 
Reformgesetz, das am 1. Januar 1989 in Kraft getreten 
ist, verabschiedet wird. 

In § 16 heißt es — ich darf zitieren — : 

Der Anspruch auf Leistungen ruht, solange Ver- 
sicherte sich außerhalb des Geltungsbereichs 
dieses Gesetzbuchs aufhalten, und zwar auch 
dann, wenn sie dort während eines vorüberge- 
henden Aufenthalts erkranken, soweit in diesem 
Gesetzbuch nichts Abweichendes bestimmt ist. 

Mit der Zielsetzung, die Kostenentwicklung im Ge- 
sundheitswesen zu bremsen, hat die Regierung mit 
diesem Paragraphen Tausende von deutschen Urlau- 
bern und ihre Angehörigen verunsichert. Wenn Sie 
sagen, Herr Seehofer, Sie hätten viele Briefe auf den 
Tisch bekommen, dann sind das sicherlich die glei- 
chen Briefe, die wir auch bekommen haben. 

(Dr. Thomae [FDP]: Reiseausfallversiche- 
rung ist teurer!) 

Versicherte fragen, wie das langfristig geregelt wer- 
den soll. 

Am Beispiel der Schweiz sieht das so aus; Es gibt 
allein 20 000 deutsche Staatsangehörige, die als 
Grenzgänger in der Schweiz arbeiten. Haben Sie dar- 
über hinaus vergessen, daß nach der Statistik 3 Millio- 
nen Menschen Urlaub in der Schweiz machen? Das 
heißt, bis heute, bis zur Verabschiedung dieses Geset- 
zes, waren diese Menschen alle ohne jeglichen Versi- 
cherungsschutz. 

In aller Eile haben Sie dann dieses Gesetz mit heißer 

(B) Nadel gestrickt, das eben nichts anderes als ein Repa- 
raturgesetz ist. Es ist im Grunde ebenso überstürzt 
gemacht wie das Gesundheits-Reformgesetz. Zwar 
haben Sie für die in der Schweiz erkrankten Deut- 
schen gerade zur Urlaubszeit noch eine erträgliche 
Regelung geschaffen. Was aber ist eigentlich mit den 
Urlaubern, die in Nicht-EG- Länder fahren oder in 
Länder, mit denen kein Sozialversicherungsabkom- 
men besteht, wie das z. B. bei den USA, bei osteuro- 
päischen Staaten und Staaten der Dritten Welt der Fall 
ist? Sie müssen eben auch in die Touristikstatistik se- 
hen. Ein Großteil Bundesrepublikaner fährt in Staaten 
der Dritten Welt, um dort Urlaub zu machen. 

(Vorsitz: Vizepräsidentin Renger) 

Diese Koalition zwingt die Urlauber dazu, auf 
Grund des durch § 16 des Gesundheits- Reformgeset- 
zes bewirkten Ausfalls des Risikoschutzes eine 

private Auslandsreise-Krankenversicherung abzu- 
schließen. 

(Heyenn [SPD]: Das war das Ziel der FDP! 
Entsolidarisierung, d. h. mehr Geschäfte für 
die PKV! Toll, Herr Thomae! Das muß ja viel 
bringen!) 

Die Beitragszahler halten diese Regelung zu Recht für 
unverständlich; denn schließlich sind diese Menschen 
im guten Glauben, sich durch ihre Beiträge zur ge- 
setzlichen Krankenversicherung in der Bundesrepu- 
blik auch für einen Auslands auf enthalt ausreichend 
versichert zu haben. 

Es ist nicht einzusehen, daß jemand, der in der Bun- 
desrepublik 12 Monate Beiträge zahlt, im Grunde nur 


für 11 Monate versichert ist, was nämlich der Fall ist, (C) 
wenn man die Urlaubszeit abzieht, 

(Heyenn [SPD]: Genauso ist es!) 

die man z. B. in der Schweiz verbringt. Die Regierung 
hat durch das Gesundheits-Reformgesetz der privaten 
Versicherungswirtschaft im Grunde einen neuen 
Markt eröffnet. Das schließt lückenlos an die Privati- 
sierung sozialer Risiken an, die bisher durch die Soli- 
dargemeinschaft abgedeckt gewesen sind. 

Tatsache ist: Die privaten Versicherungen haben 
sich bisher geweigert, bei zu erwartenden Krankheits- 
zeichen, Behinderten, chronisch Kranken und ande- 
ren Menschen mit Vorerkrankungen diesen Aus- 
landsreise-Krankenversicherungsschutz zu gewäh- 
ren. Wenn Sie nun hier verkünden, daß die PKV bereit 
ist, spezielle Risiken, wie z. B. die Risiken der Dialy- 
sepatienten zu versichern, so darf das ja nicht darüber 
hinwegtäuschen, meine sehr verehrten Damen und 
Herren, daß hier im Grunde ein großer sozialer Miß- 
stand durch das GRG geschaffen worden ist. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Dennoch stimmen wir diesem Gesetz zu, da wir uns 
demjenigen Bevölkerungsteil verpflichtet fühlen, der 
durch das Gesundheits-Reformgesetz, hier durch 
§ 16, zu Betroffenen gemacht worden ist und der sich 
in einer Zwangslage befindet. Insofern denken wir, 
daß wir dem Gesetz, weil es nicht anders möglich ist, 
zustimmen müssen. Im Prinzip aber lehnen wir den 
Weg der Privatisierung von Risiken, den wir bei der 
Beratung des Gesundheits-Reformgesetzes schon ab- 
geiehnt haben, grundsätzlich ab. Dem Gesetz werden 
wir aber aus den vorgenannten Gründen zustim- 
men. ^ ^ 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der SPD) 


Vizepräsidentin Renger: Das Wort hat der Abgeord- 
nete Fuchtel. 


Fuchtel (CDU/CSU): Frau Präsidentin! Meine Da- 
men und Herren! Wenn hier irgend etwas mit heißer 
Nadel gestrickt wurde, dann war es ganz sicher Ihre 
Rede, lieber Herr Kollege Haack, und nicht das 
deutsch-schweizerische Abkommen. 

(Lachen bei der SPD - Bohl [CDU/CSU]: 

Sehr gut!) 

— Ich muß Ihnen das ja einmal erklären. 

Unser Gesundheits-Reformgesetz ist kein Repara- 
turgesetz 

(von der Wiesche [SPD]: Das ist noch viel 
schlimmer! — Weitere Zurufe von der SPD) 

und steht in keinem direkten Zusammenhang mit die- 
sem deutsch- schweizerischen Abkommen. Über die- 
ses Abkommen wird nämlich schon seit acht Jahren 
verhandelt, und seit acht Jahren behandeln wir die 
Gesundheitsreform ganz sicher noch nicht. Deswegen 
gibt es die Zusammenhänge, die Sie hier zu konstru- 
ieren versucht haben, schon gar nicht. 

(Bohl [CDU/CSU]: Westphal wird es gewe- 
sen sein!) 
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(A) Warum muß man ein solches Abkommen schließen? 
Man muß ein solches Abkommen schließen, weil seit 
langer Zeit die Notwendigkeit besteht, einen Zustand, 
der bisher durch keine Rechtsnormen umschrieben 
war, auf die Grundlage einer eindeutigen Rechtsnorm 
zu stellen. Dies tun wir im übrigen auch in vielen, vie- 
len anderen Fällen, indem wir entsprechende Abkom- 
men mit anderen Staaten schließen. Nur mit der 
Schweiz war es eben bis dato noch nicht soweit. Zu- 
sammen mit dem jetzt vorgelegten Gesetz zum Zwei- 
ten Zusatzabkommen wird erstmals eine solche si- 
chere Rechtsnorm geschaffen, die die Behandlung 
der Bürger beider Staaten jeweils im Gastland sicher- 
stellt. Sie bringt Klarheit bezüglich der juristischen 
Grauzone, die es vor dem Gesundheits-Reformgesetz 
gab und die durch eine klare Abgrenzung zwischen 
Sachleistungs- und Kostenerstattungsprinzip nun- 
mehr sichtbar wurde. 

Der materielle Gehalt des Gesetzes zum Abkom- 
men stellt die Absicherung der Bürger bereits vor Ab- 
schluß des Gesamtverfahrens sicher. — Sie müssen 
mir schon einmal etwas zuhören, damit Sie den wah- 
ren Gehalt jetzt einmal kennenlernen, wenn Sie das 
schon nicht richtig gelesen haben. — 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Denn mit dem Inkrafttreten des Abkommens selbst 
kann voraussichtiich erst im Frühjahr nächsten Jahres 
gerechnet werden. 

Bei der CDU/CSU haben sich vor allem die Kollegen 
Hans-Peter Repnik und Werner Dörfhnger für eine 
Anwendung der Vorschriften bereits ab Jahresbeginn 
1989 verwendet. Dieses Ziel ist durch die Rückwir- 
kungsklausel auch erreicht worden. Soweit nicht 
schon jetzt nach den vorgesehenen Vorschriften ver- 
fahren wird, können eventuell bezahlte Rechnungen 
nach Inkrafttreten des Gesetzes zur Kostenerstattung 
eingereicht werden. 

Es ist geradezu lächerlich, wenn Sie hier darstellen, 
der Versicherte müsse zwölf Monate zahlen, genieße 
aber nur elf Monate Versicherungsschutz. Dann müß- 
ten Sie ja auch sagen, daß es ungerecht ist, wenn 
jemand, der zwölf Monate Miete zu zahlen hat und 
einen Monat in Urlaub fährt, trotzdem die Miete wei- 
terzahlen muß. Das hegt doch auf der gleichen Wel- 
lenlänge. Deswegen ist dies doch überhaupt kein Ar- 
gument. 

Ich möchte Ihnen auch noch etwas dazu sagen. Nie- 
mand ist gezwungen, im Ausland Urlaub zu machen. 
Ich empfehle z. B. die Landkreise Calw und Freuden- 
stadt im Schwarzwald. Auch dort kann man ganz gut 
Urlaub machen. 

(Heiterkeit bei der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, zwischen den Deut- 
schen und den Schweizern herrscht entlang des 
Rheins und im Dreiländereck eine enge Bindung, die 
nicht durch Kirchturmsdenken, sondern durch Weltof- 
fenheit geprägt ist. Ausdruck dieser guten nachbar- 
schafüichen Verbindungen ist auch, daß unsere Bür- 
ger in das näherliegende Krankenhaus nach Basel 
gehen, daß sie zur ambulanten Behandlung die 
Schweizer Ärzte aufsuchen und daß z. B. der Schwei- 
zer Unfallrettungsdienst natürlich den gesamten süd- 
lichen Schwarzwald bedient. Deswegen ist es für die 


Bürger sehr wichtig, daß es die spezielle Vorschrift des (C) 
Art. 2 Abs. 1 b des Gesetzes gibt, der diejenigen Bür- 
ger schützt, die nicht zu den deutschen Arbeitneh- 
mern in der Schweiz, nicht zu den Grenzgängern imd 
auch nicht zu den Urlaubern gehören. Voraussetzung 
ist allerdings die vorherige Zustimmung der jeweih- 
gen Krankenkasse, die in bestimmten Fällen auch 
nachträglich erteilt werden kann. 

Insgesamt — darauf sind Sie in Ihrer Rede über- 
haupt nicht eingegangen — hebt das Abkommen die 
Sachleistungsaushilfe für unsere Bürger auf das Ni- 
veau der EG-Richtlinie 1408, die bereits seit 1971 gilt 
und die ganz selbstverständhch internationaler Stan- 
dard in diesen Fragen ist, so daß ich einfach nicht 
begreife, daß Sie hier für die Schweiz eine Sonderre- 
gelung möchten. 

Für die CDU/CSU bedanke ich mich bei der Bim- 
desregierung, daß durch dieses Abkommen der gut- 
nachbarschaftiiche Kontakt auch auf dem Gebiet der 
sozialen Sicherung gefestigt wird. 

Vielen Dank. 

(BeifaU bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsidentin Renger: Das Wort hat Herr Abge- 
ordneter Dr. Thomae. 


Dr. Thomae (FDP): Frau Präsidentin! Meine Damen 
und Herren! Die Einbeziehung der Krankenversiche- 
rung in das Sozialversicherungsabkommen mit der 
Schweiz bringt für die Bewohner der grenznahen Orte 
in Baden-Württemberg und für die Urlauber mehr Si- 
cherheit. Um dieses Abkommen hat sich die Bimdes- 
republik viele Jahre bemüht. Dieses Mehr an sozialer 
Sicherheit, das wir schaffen, vsdrd unverständhcher- 
weise von der SPD kritisiert. 

(Heyenn [SPD]: Wer hat das gesagt? Sie sa- 
gen hier die Unwahrheit!) 

— Sie, wenn man Ihre Argumente hört. — Dafür ha- 
ben sicherlich die Bürger in diesen grenznahen Regio- 
nen und die Urlauber wenig Verständnis. 

Durch dieses Abkommen wird für die Übernahme 
von Behandlungskosten in der Schweiz eine klare 
Grundlage geschaffen. Natürlich wäre es uns Heber 
gewesen, wir hätten dieses Abkommen schon zum 
1. Januar 1989 geschaffen. Aber zu internationalen 
Vereinbarungen gehören nun einmal zwei Partner. 
Das hat im Grunde genommen mit dem Gesundheits- 
Reformgesetz zunächst gar nichts zu tun. Hier geht es 
um wichtige soziale Belange für den grenznahen Be- 
reich. Die SPD, meine ich, sollte aufhören, mit den 
sozialen Belangen der Bürger ihre Verleumdungs- 
kampagne gegen das Gesundheits-Reformgesetz zu 
schüren. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Daß die Leistungen der Krankenversicherung mit 
dem Gesundheits-Reformgesetz auf das Bundesge- 
biet und auf die Länder mit dem Sozialabkommen im 
Grundsatz begrenzt wurden, war notwendig, um die 
SoHdargemeinschaft vor der Ausbeutung zu schützen. 
Wir haben gemeinsam mit Millionen von Beitragszah- 
lem jedenfaUs kein Verständnis dafür, wenn die ge- 
setzHche Krankenversicherung teilweise für dubiose 
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Dr. Thomae 

(A) Rechnungen, wie beispielsweise aus Fernost oder 
sonst woher, weiter in Anspruch genommen wird. 

(Heyenn [SPD] : Was hat das mit dem Schwei- 
zer Abkommen zu tun? Liegt die Schweiz in 
Fernost?) 

— Wenn die SPD das anders sieht, dann muß ich Ihnen 
sagen, daß Sie sehr leichtfertig mit den Beiträgen um- 
gehen. 

(Heyenn [SPD]: Wir bekommen keine Bei- 
träge! Andere bekommen Spenden!) 

Wer sich außerhalb des Bundesgebiets bzw. außer- 
halb der Länder begibt, mit denen Sozialabkommen 
bestehen, dem muß und kann auch zugemutet wer- 
den, selbst für ausreichenden Krankenversicherungs- 
schutz zu sorgen. Es ist nicht einzusehen, daß die Soli- 
dargemeinschaft für Risiken auf kommt, die jeder zu- 
mutbar und eigenverantwortlich durch private Versi- 
cherungen abdecken kann. 

(Heyenn [SPD]: Spenden an die FDP?) 

Die privaten Krankenversicherer haben auf diese 
Klarstellung im Gesundheits-Reformgesetz reagiert 
und haben neue Tarife angeboten. Vorerkrankungen, 
meine Damen und Herren, wurden dabei weitestge- 
hend einbezogen. In Fällen, wo es ein nicht versicher- 
bares Restrisiko gibt, wird auch in Zukunft die gesetz- 
liche Krankenversicherung aufkommen. Jedermann 
kann sich damit vor Risiken schützen 

(Heyenn [SPD]: Jede Frau auch?) 

natürhch — und ins Ausland reisen, auch der Dialyse- 
patient 

(B) Wenn Sie sich einmal die Mühe machen, den Be- 
gleittext dieses Zusatzabkommens nachzulesen, dann 
werden Sie feststellen müssen, daß die Schweizer wie 
viele Bürger in der Europäischen Gemeinschaft bei 
weitem keinen so umfassenden Krankenversiche- 
rungsschutz genießen wie unsere Bürger. 

(Beifall bei der FDP) 

Wir werden jedenfalls mit unserer Politik der Konsoli- 
dierung und der Stabilisierung und dem wirtschaftli- 
chen Aufschwung gerade im sozialen Bereich 

(Heyenn [SPD]: Für die PKV!) 

die entscheidenden Grundlagen für die Zukunft des 
deutschen Krankenversicherungssystems legen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 


Vizepräsidentin Renger; Meine Damen und Herren, 
weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. Ich schließe 
die Aussprache. 

Ich komme nun zur Abstimmung und rufe das Ge- 
setz mit seinen Art. 1 bis 4, Einleitung und Überschrift 
auf. Wer dem Gesetz zuzustimmen wünscht, den bitte 
ich, sich zu erheben. — Die Gegenprobe! — Enthal- 
tungen? — Einstimmig beschlossen. 


Ich rufe den Tagesordnungspunkt 24 auf: 

Beratung des Antrags der Fraktionen der 
CDU/CSU, SPD, FDP und der Fraktion DIE 
GRÜNEN 


Zur Verbesserung der kulturellen Lage der (C) 

Deutschen in der Sowjetunion 

— Drucksache 11/4755 (neu) — 

Überweisungsvorschlag : 

Auswärtiger Ausschuß (federführend) 

Innenausschuß 

Nach einer interfraktionellen Vereinbarung sind für 
die Beratung 30 Minuten vorgesehen. — Das Haus ist 
einverstanden. 

Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat der Abge- 
ordnete Sielaff. 


Sielaff (SPD): Frau Präsidentin! Meine Damen und 
Herren! Der Bundestag hat sich wiederholt über die 
Situation der Deutschen in Ost- und Südosteuropa 
unterhalten und darüber diskutiert. Wir Sozialdemo- 
kraten pflegen die Kontakte zu diesen Menschen, ins- 
besondere zu den Menschen in der Sowjetunion, seit 
längerem. 

Wir freuen uns deshalb, daß durch den heutigen 
gemeinsamen Antrag aller Fraktionen, der durch eine 
Initiative der SPD-Fraktion zustande kam, konkrete 
Schritte zur weiteren Verbesserung der Situation der 
Deutschen in der Sowjetunion eingeleitet werden 
könnten. 

Im Oktober 1987 haben die Regierungen der Bun- 
desrepublik Deutschland und der Ungarischen Volks- 
republik ein Abkommen zur Förderung der deutschen 
Nationalität und der deutschen Sprache in Ungarn 
abgeschlossen. In ähnlicher Weise hoffen wir auf Ver- 
einbarungen mit der Sowjetunion. Denn, meine Da- 
men und Herren, bis zum Jahre 1964 waren die Deut- 
sehen in der UdSSR als Nationalität ohne Rechte und 
größtenteils diskriminiert. Sie lebten viele Jahre im 
Status der Verbannten. Eine ganze Generation Deut- 
scher in der Sowjetunion lebte ohne Möglichkeit, die 
deutsche Sprache und Kultur zu pflegen. Das hat Aus- 
wirkungen bis in unsere Tage hinein. 

(Frau Dr. Hamm-Brücher [FDP]: Sehr 
wahr!) 

Erst seit 1964 hat sich die offizielle Einstellung zu 
den Deutschen in der Sowjetunion geändert. Vor nun- 
mehr 25 Jahren erklärte und bekannte die Regierung, 
daß das Vorgehen gegen die deutsche Minderheit 
falsch gewesen war. Die Aufarbeitung der Geschichte 
der Deutschen in der UdSSR ist heute glückhcher- 
weise in vollem Gange. 

Zunächst zögerlich setzten sich der Wille und auch 
der Mut der Deutschstämmigen durch, die eigene 
Kultur zu retten, zu bewahren und auch zu beleben. 
Aber in den letzten Jahren hat sich die Situation der 
Deutschen in der Sowjetunion wesentlich verbessert. 
Die Menschen sind unter Gorbatschow selbstbewuß- 
ter geworden. Heute wird in den Regionen, in denen 
viele Deutsche leben, die deutsche Sprache in den 
Schulen vermehrt unterrichtet; sogar im Kindergarten 
werden deutschsprachige Gruppen gebildet. Aber: Es 
fehlt an didaktischem Material für diesen deutsch- 
sprachigen Unterricht. Für die Kulturgruppen, Schu- 
len- und Kindergartengruppen fehlen Schallplatten 
und Bänder mit deutschen Volksliedern, Folklore und 
anderem. Der Austausch von Literatur und die Ver- 
besserung des Zugangs zu deutscher Literatur aus der 
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Sielaü 

(A) Bundesrepublik Deutschland werden von vielen 
Deutschen in der Sowjetunion erhofft. Im Religionsun- 
terricht benötigen die christlichen Gruppen insbeson- 
dere zweisprachige — in Russisch und Deutsch — 

Katechismen und Gesangbücher. 

Es gibt inzwischen die Gründungen von „Clubs der 
Deutschen" und die Einrichtung deutscher Cafes als 
Treffpunkte. Auch dort werden Deutschkurse für Er- 
wachsene, die nicht auf die Deutschen beschränkt 
bleiben, vermehrt angeboten. Aber auch dort fehlen 
dringend benötigte Unterrichtsmaterialien. 

Die Vorbereitung eines neuen Gesetzes zur Gewis- 
sensfreiheit, eines Religionsgesetzes, und die Diskus- 
sion darum haben schon jetzt viele neue Möglichkei- 
ten für die religiösen Gemeinschaften gebracht. Da 
gerade die religiöse Gemeinschaft vielfach das 
Bindeghed zwischen den Deutschen in der Sowjet- 
union war und dort noch die deutsche Sprache ge- 
pflegt wurde, kommt der Verabschiedung dieses 
neuen Gesetzes große Bedeutung auch für die Deut- 
schen zu, 

(Frau Weyel [SPD]: Richtig!) 

Religiöse Kindererziehung, seelsorgerische Tätigkeit 
— auch in staaüichen Einrichtungen — , Ausbüdung 
von Pfarrern und Predigern, auch in deutscher Spra- 
che, der Muttersprache, sind jetzt möglich und wer- 
den bereits praktiziert. Im Einvernehmen mit den öku- 
menischen und kirchlichen Einrichtungen sollten wir 
auch hier überlegen, wie Hilfestellung zur Weiterent- 
wicklung dieser Möglichkeiten geleistet werden 
kann, zumal es jetzt auch einen Bischof für die Luthe- 

(B) rische Gemeinde der Deutschen mit Sitz in Riga 
gibt. 

Besuche von Verwandten, aber auch von Freunden 
aus der Sowjetunion zu uns sind neuerdings sogar als 
Gruppenreisen möglich. Schulpartnerschaften entste- 
hen und brauchen stärkere — auch finanzielle — Un- 
terstützung. Da die deutschen Gemeinden nicht in 
Rußland oder im europäischen Teil der Sowjetunion 
liegen, sondern vorwiegend im asiatischen Teil, fast 
6 000 km von hier entfernt, sind diese Besuchs- und 
Austauschreisen mit wesentlich höheren Kosten ver- 
bunden als Reisen nach Moskau, Leningrad oder 
Kiew. Besondere Mittel zur Förderung dieser Fahrten 
wären dringend notwendig. Dies sollte einheitlich und 
nicht allein auf Länderebene geregelt werden. 

(Zustimmung bei der SPD und der FDP) 

Aber diese notwendigen Maßnahmen reichen nicht 
aus; denn wir müssen von einer differenzierten Situa- 
tion der Deutschen in der UdSSR ausgehen. Wer in 
Alma Ata oder in einigen Dörfern Kasachstans oder 
Kirgisiens lebt, findet mehr Möglichkeiten als derje- 
nige, der in einer Stadt oder einem Dorf mit wenigen 
verstreuten Deutschen lebt. Deshalb ist die Schaffung 
einer autonomen Republik oder Region von so großer 
Wichtigkeit für viele Deutsche. Wir können nur an die 
Verantwortiichen in der Sowjetunion appellieren, die 
Hoffnung vieler Deutscher auf diese autonome Repu- 
blik nicht zu enttäuschen, sondern nach Möglichkeit 
zu erfüllen. 

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU und der 
FDP) 


Auch bei der Schaffung einer eigenen Republik (C) 
oder Region werden viele Deutsche in ihren jetzigen 
Wohngebieten bleiben, gerade dort, wo sie als ge- 
schlossene Gruppen leben. Aber für die anderen, für 
die Zerstreuten, würden gleiche Möglichkeiten zur 
Pflege der deutschen Kultur geschaffen werden. Es 
wäre die Wiederherstellung eines ursprünglichen Zu- 
stands für die Deutschen und ein Stück Wiedergutma- 
chung an der deutschen Bevölkenmg in der Sowjet- 
union. 

Hilfen von uns, meine Damen und Herren, dürfen 
und sollen sich gegen niemanden richten. Hilfen dür- 
fen sich auch nicht auf Deutsche beschränken; andere 
Nationalitäten müssen mit einbezogen sein. Wir müs- 
sen mithelfen, daß das friedhche Nebeneinander von 
Kirgisen, Kasachen, Usbeken, Russen und Deutschen 
nicht gestört, sondern gestärkt wird. Aber unsere Hü- 
ten soUten schneU in Gang gesetzt werden. Ich habe 
den Eindruck: Die sowjetischen Behörden werden 
derartige Bemühungen unterstützen. 

Mit unseren Hilfen wird der Aussiedlerstrom sicher- 
lich nicht gebremst werden. Wir haben die indivi- 
dueUe Entscheidung auch nicht zu bewerten, aber 
eines stimmt auch: Jede neue Aussiedlung ver- 
schlechtert in vielen Regionen die Situation der zu- 
rückbleibenden Deutschen. 

Meine Damen und Herren, ich möchte mit einem 
Erlebnis vom Donnerstag vergangener Woche enden. 

Da kommt plötzlich mein christlicher Freund aus Kir- 
gisien, Dekan einer Gemeinde, die sich aus Russen, 
Kirgisen, Deutschen und anderen zusammensetzt, in 
die Bundesrepublik Deutschland zu Besuch. Er schil- 
dert mir, wie schwierig es zur Zeit ist, aus dem fernen 
Kirgisien bei der deutschen Botschaft in Moskau ein 
Visum zu erhalten, wie unwürdig die Schlange der 
Anstehenden sei und wie die Botschaft mit der Arbeit 
fast überfordert sei. 

Ich meine: Wenn wir die Besuchsmöghchkeiten er- 
weitern woUen, dann müssen wir die deutsche Bot- 
schaft auch in die Lage versetzen, die Visaanträge in 
angemessener Zeit zu bearbeiten. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Er schildert aber auch seine Eindrücke — er ist zum 
erstenmal im Westen — : Ich hatte Angst vor diesem 
Besuch. Ich hatte gehört und geglaubt, die Deutschen 
hier seien gegen die Russen, gegen Fremde, gegen 
Aussiedler. Jetzt merke ich; Das ist nicht der Fall, alle 
sind freundlich und helfen mir, wo ich Hüfe benötige. 

Ich sehe auch, daß meine Landsleute, die in die Bun- 
desrepublik ausgesiedelt sind, viel Hilfe erhalten. Das 
wül ich meiner Gemeinde berichten, davon will ich 
erzählen. 

Auch dieses sagte mein Freund aus Kirgisien: Mir 
fiel auf, wie überaU in der Bundesrepublik versucht 
wird, Bäume zu erhalten und neu anzupflanzen. 
Grünanlagen werden gepflegt, AbfaU wirft man nicht 
einfach in die Gegend. Das müssen meine Landsleute 
auch wissen. Für sie ist der Umweltschutz noch nicht 
so im Bewußtsein. Die Besuche bei euch sind wichtig, 
sie bauen Vorurteüe ab und dienen dem Frieden. 

Der Besucher zitierte ein kirgisisches Sprichwort, 
um die Wichtigkeit der gegenseitigen Besuche und 
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Sielaff 

(A) Kontakte herauszustellen. Er sagte: Lieber einmal se- 
hen als hundertmal hören. 

Ich hoffe, daß dieser Antrag dazu beiträgt, daß wir 
uns häufiger sehen und nicht nur hören. 

(Beifall bei allen Fraktionen) 

Vizepräsidentin Renger: Das Wort hat Herr Abge- 
ordneter Dr, Czaja. 

Dr. Czaja (CDU/CSU): Frau Präsidentin! Meine Da- 
men und Herren! Die Initiative, noch mehr kulturelle 
Hilfen für die Rußlanddeutschen in der Heimat auch 
im Bundestag zu fordern und zur Diskussion zu stel- 
len, ist lobenswert. Im Auswärtigen Ausschuß müssen 
wir mit unserer Regierung darüber sprechen, was 
schon geschieht und was praktisch geschehen kann. 
Dort müssen auch noch eiiüge Hinweise aus der Be- 
gründung korrigiert werden. 

Meine Damen und Herren, wir können uns bei den 
Bemühungen auf die Rechtsverpflichtungen des Poh- 
tischen UN-Menschenrechtspaktes, insbesondere auf 
seinen Art. 27, berufen, der seit 1976 auch zwischen 
der Sowjetunion und uns geltendes Recht ist. Danach 
kann in Umfang und Inhalt ab gesprochene Hilfe nie 
Einmischung sein. Nach der KSZE-Schlußakte sind 
auch Minderheiten in die gegenseitigen, bereits be- 
stehenden Kulturbeziehungen einzubeziehen. 

Es geht vorerst um einfachstes kulturelles Schrift- 
gut, um Fibeln, um Gesangbücher, um Bibeln, die 
sehr gefragt sind, auch um Märchen und um leichte 
belletristische Literatur. Natürhch gilt es auch, die 
Rußlanddeutschen in den Studentenaustausch, in die 
Managementausbildung und in die Besuche von Wis- 
senschaftlern und Journahst en einzubeziehen. 

Die sowjetische Volkszählung hat 2 Milhonen Deut- 
sche ausgewiesen. Meine Damen und Herren, jahr- 
zehntelang haben diese Schwerstes erduldet. Im 18. 
Jahrhundert als Bauern und Handwerker ins Land 
gerufen; später dem Entzug von Privilegien unterwor- 
fen; 1924 dennoch eine Autonome Wolgadeutsche Re- 
pubhk; 3 000 zuerst blühende Gemeinden dort, aber 
auch auf der Krim, im Kaukasus und am östhchen 
Dnjepr; dann schreckhche Hungerjahre; vöUig abge- 
schottet gegen die braune Verführung; dennoch im 
August/September 1941 in Massen deportiert in kür- 
zester Zeit; in äußersten Ostprovinzen 15 Jahre inter- 
niert auf engstem Raum; Männer, Frauen und Halb- 
wüchsige in schwerster Zwangsarbeit. 1945/46 ka- 
men noch eine Viertelmilhon Rußlanddeutsche aus 
dem Westen hinzu, die 1941 von der Wehrmacht über- 
roUt und später nach dem Westen gekommen waren. 
1956 Teilrehabihtierung; 1964 Rücknahme der Be- 
schuldigungen durch den Obersten Sowjet, daß man 
Landesverrat versucht habe oder dies gedroht habe; 
aber keine Möghchkeiten der Rückkehr in die alten 
Wohnsitze; bis vor kurzem kaum muttersprachhcher 
Unterricht, jahrzehntelang keine freie Rehgionsaus- 
übung, wenig Zeitungen und Theater; also Isoherung 
der Deutschen. Viele Großmütter haben ihren Enkeln 
deutsche Dialekte vermittelt. Zum Wandel, der Pe- 
restroika gehört es auch, überaU die Wahrheit kund- 
zutun, auch in bezug auf diese Deutschen. 

Viele drängten angesichts dieser Situation heraus. 
Unter Adenauer gab es das Repatriierungsabkom- 


men, in das auch einige Rußlanddeutsche hinein- (C) 
rutschten. Von 1960 bis 1970 waren die Aussiedler- 
zahlen gering; 1971 stiegen sie an. Der Höhepunkt 
war 1976/77 mit 9 200 Aussiedlern. Dann ging es bis 
auf 460 Aussiedler im Jahre 1985 zurück. 1988 aber 
waren es 47 000. 1989 steigt diese Zahl. 

Meine Damen und Herren, der Herr Bundeskanzler 
hat sich sehr bemüht, für diese Deutschen in der Hei- 
mat mehr Entfaltung ihrer Eigenart zu erreichen, 
beim ersten Besuch in Moskau, aber auch jetzt gegen- 
über Gorbatschow. 

Die Sowjetunion sieht immer mehr, daß es nicht gut 
ist, zu viele von diesen leistungswilUgen und -fähigen 
Menschen, die noch in Großfamihen Zusammenhal- 
ten, zu verheren. Ob es wieder ein kulturelles Zen- 
trum an der Wolga oder nationale Rayons oder etwas 
anderes gibt, ist von vielem abhängig, auch von den 
nationalen Spannungen dort, wo die Deutschen le- 
ben. 

Bei der Hilfe wird es auf die Praxis ankommen. Über 
sie sollten wir im Auswärtigen Ausschuß eingehend 
reden. Ich bitte, den Antrag dahin zu überweisen. 

Ich danke Ihnen für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der CDU/CSU, der FDP und der 
SPD) 

Vizepräsidentin Renger: Das Wort hat der Abgeord- 
nete Dr. Lippelt. 

Dr. Lippeit (Hannover) (GRÜNE); Frau Präsidentin! 
Meine Damen und Herren! Auch wir GRÜNEN unter- pj 
stützen den interfraktionellen Antrag zur Verbesse- 
rung der kulturellen Lage der deutschen Minderheit 
in der Sowjetunion. Wir waren und sind immer der 
Meinung, daß die Angehörigen dieser von hartem 
Schicksal getroffenen Minderheit, wenn sie denn aus- 
wandern wollen, zu uns kommen und hier als gleich- 
berechtigte Bürger und Bürgerinnen leben sollen. 

Wer sich an den Beginn der Debatte, die wir jetzt 
führen, vor zwei Jahren erinnert, wird auch zugeste- 
hen müssen, daß wir schon damals gegenüber der 
ganz auf Rückkehr dieser Minderheit fixierten Regie- 
rung sagten, daß es trotz allem für die zu uns Kom- 
menden in jedem einzelnen Falle eine bittere Ent- 
scheidung ist; denn zunächst verlieren sie Heimat, 
und ob sie hier eine neue finden, ist noch nicht si- 
cher. 

Gerade deshalb unterstützen wir diesen Antrag, 
weil er Wünsche derjenigen Deutschen aufnimmt, die 
in der Sowjetunion bleiben wollen und dort die Mög- 
lichkeiten, die sich mit der Reformpolitik eröffnen, 
nutzen wollen. 

Wir alle wissen, daß die Frage der Nationalitäten in 
der Sowjetunion eine der schwierigsten Fragen ist, vor 
denen die Reformpolitik dort steht. 

(Sielaff [SPD]: Das ist wohl so!) 

Angesichts der Konflikte zwischen Armenien und 
Aserbaidschan, zwischen den Minderheiten in Usbe- 
kistan und in Georgien ist deuthch, daß es kein Pa- 
tentrezept zur Lösung der Probleme gibt. Die Wun- 
den, die Stalins verbrecherische Politik den verschie- 
denen Nationalitäten in der Sowjetunion geschlagen 
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(A) hat, zu heilen wird eine Aufgabe für mindestens eine 
Generation sein. 

Mit großem Interesse verfolgen wir deshalb die 
Frage, wie das Zusammenleben von Menschen ver- 
schiedener Nationalität durch mehr Demokratie, 
durch Dezentralisierung, durch mehr Rechte für ein- 
zelne Republiken neu zu regeln versucht wird, wie 
dies von vielen Delegierten auf dem Kongreß der 
Volksdeputierten vorgeschlagen wurde. 

Es ist nicht unsere Sache, denke ich, zu entscheiden, 
ob die Wiederherstellung einer autonomen Republik 
der Deutschen der richtige Weg ist, wo eine solche 
liegen sollte oder ob ein solcher Weg nicht übergroße 
neue Probleme mit sich bringen würde. 

Aber die Pflege der kulturellen Beziehungen, die 

Pflege der Identität ist gewiß ein Weg der Lösung, der 
nicht neue Verletzungen bei anderen hervomifen 
wird. Hilfe mit Büchern imd Kulturaustausch ist sicher 
eine der unproblematischsten Hilfen, die überhaupt 
gegeben werden können und deshalb auch gegeben 
werden müssen. 

Am Schluß noch zwei Überlegungen. 

Erstens, Auch für Deutsche in der Sowjetunion, die 
jetzt mehr Möglichkeiten haben, ihre kulturelle Iden- 
tität zu pflegen, muß es das Recht geben, in unser 
Land zu kommen, sich hier eine Zeitlang umzu- 
schauen und dann auch selber zu entscheiden, ob sie 
nicht sogar wieder zurück wollen. Es wäre deshalb 
sehr sinnvoll, die Möglichkeit zur Erwerbung einer 
doppelten Staatsangehörigkeit zu eröffnen. Wir wol- 
len mit der Zustimmung zu diesem Antrag nicht einer 
Politik Vorschub leisten, die dann in zwei Jahren so 
aussehen könnte, wie wir es jetzt gegenüber den Po- 
len erleben, mit Visumsbeschränkungen und anderen 
Formen der Reisehindemisse, die von unserer Seite 
aufgebaut werden. Gerade heute morgen haben wir 
hier ja zu unserem großen Bedauern einen ersten 
Schritt in eine solche Richtung erlebt. 

Zweitens. Die deutsche Minderheit in der Sowjet- 
union war unter Stalin sehr schweren Verfolgungen 
ausgesetzt. Wir unterstützen alles, was die Schicksale 
dieser Minderheit verbessert. Diese Minderheit hat 
immer Fürsprecher in der Bundesrepublik. Es gibt 
viele Minderheiten in der Sowjetunion und viele be- 
drohte Völker in der ganzen Welt, die solche Anwälte 
eines Mutterlandes nicht haben. Wir wünschen uns, 
daß im Geiste der LFniversahtät der Menschenrechte 
auch diese Menschen, seien es Kurden im Irak oder in 
der Türkei, Aborigines in Australien oder Indianer in 
Süd- oder Nordamerika, immer zuverlässige Fürspre- 
cher in diesem Deutschen Bundestag finden mögen. 

(Beifall bei allen Fraktionen) 


Vizepräsidentin Renger: Das Wort hat Frau Abge- 
ordnete Dr. Hamm-Brücher. 


Frau Dr. Hamm-Brücher (FDP): Frau Präsidentin! 
Kolleginnen und Kollegen! Nach dem bisher schon 
Gesagten möchte ich mich in dieser späten Stunde auf 
sechs Anmerkungen beschränken. Es handelt sich 
hier ja um einen gemeinsamen Antrag, den wir noch 
im einzelnen beraten werden. Ich denke, auch diese 


Gemeinsamkeit dokumentiert, daß es hier um eine (C) 
Aufgabe geht, die uns allen sehr am Herzen liegt. 

Erste Bemerkung: Wir möchten Ihnen, Herr Kollege 
Sielaff, und Ihrer Fraktion für diese Initiative herzhch 
danken. Ich glaube, Sie waren der erste aus unserer 
Runde, der uns durch intensive Besuche anschaulich 
gemacht hat, wie die Lage der Deutschen, die in Ruß- 
land leben, tatsächlich aussieht, welche wunderbaren 
menschhchen Erfahrungen Sie dort gemacht haben, 
und der uns alle angespornt hat, ebenfalls solche Er- 
fahrungen zu machen, zumindest das zu unterstützen, 
was Sie uns vorschlagen. Vielen Dank. 

Zweitens. Wir unterstützen die Anregungen, die in 
dem Entwurf zur Zusammenarbeit, zum Austausch, 
zur Förderung der deutschen Sprache, zur Religions- 
ausübung und zur kulturellen Betätigung konkret ge- 
macht werden. 

Dritte Bemerkung: Wir hoffen, daß es alsbald zu 
bilateralen Verhandlungen und auch zu Ergebnissen 
kommt. Wir unterstützen den Gedanken vom Modell 
Ungarn, wie wir dort die Zusammenarbeit und Förde- 
rung geregelt haben. In den Tischreden anläßhch des 
Gorbatschow-Besuches ist das Thema immer wieder 
angesprochen worden. Ich denke, daß es damit voran- 
gehen wird. Wir jedenfalls werden darauf dringen. 

Der Entwurf für ein Nationalitätengesetz der So- 
wjetunion läßt hoffen, daß auch von der rechthchen 
Seite hier die deutsche Minderheit, die nur an 
14. Stelle unter den etwa 100 Minderheiten hegt 
— wenn ich mir das richtig gemerkt habe, Herr Kol- 
lege Sielaff — , ihren legalen Status erhalten kann, daß 
das Gesetz für Gewissensfreiheit die Rehgionsaus- pj 
Übung endhch auch absichern wird, daß auch diese 
beiden innersowjetischen Gesetze dazu beitragen 
werden, daß sich die ethnische Problematik bald ent- 
schärft. 

Die vierte Bemerkung, die ich machen will, bezieht 
sich auf die Überlegungen der Deutschen, die Grün- 
dung von Klubs und das Ziel einer autonomen Region 
oder gar eines autonomen Staates. Man wird sehen, 
wie sich das weiterentwickelt. 

Ich glaube nicht, daß der weit verbreitete Wunsch, 
in die Bundesrepublik Deutschland zu kommen, da- 
durch ganz gestillt werden kann. Aber es könnte mit 
unserer Hilfe ein wichtiger Beitrag sein, daß möglichst 
viele in ihrer angestammten Heimat bleiben und 
durch Reisen, Besuche und Begegnungen dennoch 
das Gefühl bekommen, daß sie hier willkommen sind 
und wir uns ihnen zugehörig fühlen. 

(Beifall bei der FDP, der SPD und den 
GRÜNEN) 

Die fünfte Bemerkung bezieht sich auf die Kultur- 
beziehungen zur Sowjetunion^ die in den letzten zwei 
Jahren einen sehr erfreulichen Aufschwung genom- 
men haben. Man sollte alsbald solche besonderen Pro- 
gramme mit einbeziehen. 

Wir müssen uns darüber klar sein — das ist die sech- 
ste Bemerkung — , daß wir über die Finanzierung un- 
seres stattlichen Wunschzettels, den wir mit dem An- 
trag vorlegen, auch im Ausschuß reden müssen. Hier 
liegen nämlich meine Hauptbesorgnisse, liebe Kolle- 
ginnen und Kollegen. Wir haben heute im Unteraus- 
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Frau Dr. Hamm-Brücher 

(A) schuß für auswärtige Kulturpolitik festgestellt, Herr 
Staatsminister, daß die vorgesehene Steigerungsrate 
im gesamten Kulturhaushalt für 1990 nur 1,9% be- 
trägt und daß die Schere zwischen den außenpoliti- 
schen Ankündigungen bei Staatsbesuchen und den 
finanziellen Möglichkeiten bei der Verwirklichung 
solcher Ankündigungen offenkundig leider immer 
weiter öffnet. Wenn wir ein Programm für die Kultur- 
beziehungen zu unseren deutschen Landsleuten in 
der Sowjetunion machen wollen, dann, so meine ich, 
wird es entscheidend darauf ankommen, daß wir es 
auch finanzieren können. Hierbei möchten wir Sie, 
Herr Staatsminister, bei den bevorstehenden Haus- 
haltsberatungen ausdrücklich unterstützen. 

(Zuruf von den GRÜNEN: In die Pflicht 
nehmen!) 

Vielleicht können Sie nachher noch ein paar Worte zu 
dieser sehr wichtigen Thematik sagen. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der FDP, der SPD und den 
GRÜNEN) 


Vizepräsidentin Renger; Herr Staatsminister Schä- 
fer, Sie haben das Wort. 


Schäfer, Staatsminister im Auswärtigen Amt: Frau 
Präsidentin! Meine Damen und Herren! Die Bundes- 
regierung begrüßt jede parlamentarische Initiative, 
die ihre Bemühungen um Bewahrung kultureller Tra- 
ditionen von deutschen Minderheiten stützt. 

So hat die interfraktionelle Übereinstimmung be- 
züglich der Nützlichkeit von Förderungsmaßnahmen 
zugunsten der Ungaradeutschen dazu beigetragen, 
daß ein großzügiges und erfolgreiches Programm 
für diese Minderheitengruppe aufgelegt werden 
konnte. 

Mit der Sowjetunion sind wir leider noch nicht so 
weit. Zwar haben der Bundeskanzler sowohl im Okto- 
ber letzten Jahres in Moskau als auch letzte Woche in 
Bonn gegenüber Generalsekretär Gorbatschow und 
der Bundesminister des Auswärtigen bei mehrfachen 
Treffen mit Außenminister Schewardnadse auf die 
Notwendigkeit der Bewahrung kultureller Traditio- 
nen der Sowjetdeutschen hingewiesen und Zusam- 
menarbeit angeboten. Es hat daraufhin auch erste 
Gespräche auf Arbeitsebene gegeben, nämlich in der 
deutsch-sowjetischen Arbeitsgruppe für humanitäre 
Fragen und in der gemischten Kulturkommission. Wir 
haben dabei konkrete Vorschläge gemacht, die ‘■ '"ih 
an unserem Ungamprogramm orientierten und bei 
denen Maßnahmen der sprachlichen Aus- und Fort- 
bildung im Vordergrund standen. 

Die sowjetische Seite hat diese Vorschläge entge- 
gengenommen, uns jedoch unmißverständlich wissen 
lassen, und zwar auf allen Ebenen, meine Damen und 
Herren, daß es für offizielle Verhandlungen oder 
förmliche Vereinbarungen über Förderungsmaßnah- 
men durch uns zu früh sei. Sie müsse jede Einfluß- 
nahme von außen so lange vermeiden, wie die ge- 
samte Minderheitenproblematik — nicht nur die Zu- 
kunft der deutschen Jvlinderheit — innenpolitisch un- 
gelöst und sogar heftig umstritten ist. Man erwartet 


eine erste Klärung frühestens von einem Sonder- (C) 
Plenum des Zentralkomitees, das voraussichtlich im 
Juli stattfinden wird. 

In der Zwischenzeit, Frau Kollegin Hamm-Brücher, 
sind wir darauf angewiesen, durch pragmatisches 
Vorgehen dort zu helfen, wo es keiner förmlichen 
Zustimmung der Sowjetregierung bedarf 

(Sielaff [SPD]: Richtig!) 

bzw. wo sie unsere Unterstützung stillschweigend to- 
leriert. Wir versuchen, diese Marge so weit wie mög- 
lich auszunutzen. So haben wir in den letzten beiden 
Jahren z. B. einige Aus- und Fortbildungsmaßnah- 
men, diverse Buch-, Kassetten- und Gerätespenden 
sowie die eine oder andere Begegnungsveranstaltung 
ermöglichen können. 

Ich darf in diesem Zusammenhang auch darauf hin- 
weisen, daß ich in einem Gespräch, das ich vor eini- 
gen Monaten mit dem Patriarchen der russisch- ortho- 
doxen Kirche und dem zuständigen Vertreter der 
evangelischen Kirche geführt habe, habe erfahren 
können, daß die orthodoxe Kirche im Augenblick da- 
bei ist, ein Projekt der evangelischen Kirche, der EKD, 
zu unterstützen, nämlich deutsche Bibeln über die 
orthodoxe Kirche in die Sowjetunion zu bringen. 

Um auf unser vordringliches Anliegen, nämlich die 
Förderung der Sprachausbildung für Deutsch als 
Muttersprache, vorbereitet zu sein, veranstalten wir 
im Auswärtigen Amt im nächsten Monat eine Arbeits- 
tagung mit Wissenschaftlern und Praktikern zur Erar- 
beitung einer auf die Situation in der Sowjetunion 
zugeschnittenen Projektplanung. In der zweiten Jah- 
reshälfte 1989 unterstützen wir drei größere Vorha- (D) 
ben, so die erstmalige Entsendung eines Lektors nach 
Alma Ata, der Hauptstadt von Kasachstan, in der noch 
vor Herrn Sielaff — das muß ich hier sagen und damit 
Sie, Frau Kollegin Hamm-Brücher, verbessern — die 
deutsch-sowjetische Parlamentariergruppe unter 
meiner Führung war; das war einige Jahre vorher. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Ich sage das, damit hier auch die Verdienste einer 
früheren Gesellschaft nicht zu kurz kommen. Es wa- 
ren ja Vertreter aller Fraktionen dabei. Der einzige, 
der uns verließ, bevor wir die Deutschen erreichten, 
nämlich in Leningrad, war der Vertreter der GRÜ- 
NEN-Fraktion, Herr Lippelt, das waren aber nicht 
Sie. 

(Bohl [CDU/CSU]: Typisch! - Sielaff [SPD]: 

Als ich da war, waren die GRÜNEN noch 
nicht im Bundestag!) 

Er fuhr nicht weiter. Er wurde in die DDR zxirückge- 
rufen und hat uns damals im Stich gelassen. 

(Bohl [CDU/CSU]: Typisch!) 

Ich möchte das sagen, damit die Diskussion hier um 
22.40 Uhr etwas belebt wird. 

Meine Damen und Herren, wir sind natürlich sehr 
froh, daß inzwischen die SPD eine weitere Reise ge- 
macht hat 

(Nolting [FDP]: Reisen bildet!) 

und daß darüber hinaus Staatssekretär Waffen- 
schmidt schon in Kürze eine solche Reise machen 
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(A) wird, und zwar sogar auf Einladung der Sowjetunion. 
Wir hatten damals große Schwierigkeiten, Deutsche 
überhaupt zu treffen. Uns wurden drei Funktionäre 
vorgeführt. Inzwischen darf man auch weitere Ge- 
biete dieses großen Landes besuchen. 

Diese drei Vorhaben haben wir für die zweite Jah- 
reshälfte in Aussicht genommen. Bei diesen Vorhaben 
handelt es sich erstens um die Entsendung eines Lek- 
tors nach Alma Ata. Zweitens wollen wir eine deut- 
sche Filmwoche in der Sowjetunion durchführen, von 
der einige Veranstaltungen auch in Kasachstan statt- 
finden sollen. Drittens ist ein vierwöchiger Studien- 
aufenthalt des einzigen deutschsprachigen Theaters 
der Sowjetunion an einer schauspielerischen Lehran- 
stalt in der Bundesrepublik, nämlich in Ulm, vorgese- 
hen. 

Die Bundesregierung wird in den geschilderten Be- 
mühungen nicht nachlassen und hofft, daß der mit 
dem Entschließungsantrag zum Ausdruck gekomme- 
nen moralischen Unterstützung durch den Deutschen 
Bundestag die notwendige materielle Hilfe folgt. Das 
ist nicht immer nur Sache der Bundesregierung. Frau 
Hamm-Brücher, Sie kennen den Ansatz im Haushalt 
und das, was daraus geworden ist; wir haben darüber 
gesprochen. 

Es liegt an xms allen, solche Ansätze zu verstärken. 
Ich bin sehr gern bereit, mit Ihnen gemeinsam hier 
nicht nur Anträge zu beschließen und sie zu begrüßen, 
sondern auch mitzuhelfen, daß im Haushaltsausschuß 
die deutsche Kultur vielleicht etwas mehr, als es gele- 
gentlich geschieht, unterstützt wird; denn ich glaube, 
hier ist doch noch der eine oder andere Nachholbedarf 
ßj zu befriedigen. 

Danke schön. 

(Beifall bei allen Fraktionen) 

Vizepräsidentin Renger: Herr Staatssekretär 
Dr. Waffenschmidt hat noch das Wort. 


Dr. Waffenschmidt, Pari. Staatssekretär beim Bun- 
desminister des Innern: Frau Präsidentin! Meine Da- 
men und Herren! Nur wenige Bemerkungen. 

Ich werde am 3. Juli in die Gebiete reisen, die hier 
gerade angesprochen worden sind. Ich erachte es für 


sehr gut, daß mir gerade heute die sowjetische Regie- (C) 
rung über unsere Botschaft mitgeteilt hat, daß sie 
diese Reise in ganz besonderer Weise unterstützen 
will. Die Schwerpunkte meiner Reise in die UdSSR 
lagen zunächst in anderen Bereichen unseres Ministe- 
riums; aber die sowjetische Regierung hat gerade die- 
sen Part in den letzten Tagen als besonders wichtig 
erachtet und mir dies heute noch mitgeteüt. Sie 
möchte die Kontaktnahme mit den Deutschen in der 
UdSSR hier besonders unterstützen. 

Ich finde es wichtig, daß ich diese Reise auch als der 
Aussiedlerbeauftragte der Bundesregierung machen 
kann. Damit wird deutlich, daß es unser erstes Ziel ist, 
die Lage der Menschen, der Deutschen dort, zu ver- 
bessern. 

Ich freue mich, daß wir gerade heute, d. h. wenige 
Tage vor meiner Fahrt, diese Debatte führen. Ich habe 
mir vorgenommen, von dem, was hier von allen Frak- 
tionen in einer guten Übereinstimmung ausgespro- 
chen wurde, den sowjetischen Stellen und auch unse- 
ren deutschen Landsleuten dort zu berichten. Ich 
denke, das ist eine gute Brückenfunktion zum Bau 
einer Friedensordnung in Europa. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU, der FDP und der 
SPD) 


Vizepräsidentin Renger: Meine Damen und Herren, 
ich schließe die Aussprache. 

Interfraktionell ist vorgeschlagen worden, den An- 
trag der Fraktionen der CDU/CSU, der SPD und der (D) 
FDP sowie der Fraktion DIE GRÜNEN auf Drucksache 
11/4755 (neu) zur federführenden Beratung an den 
Auswärtigen Ausschuß und zur Mitberatung an den 
Innenausschuß zu überweisen. Ist das Haus damit ein- 
verstanden? — Schönen Dank. Das ist so beschlos- 
sen. 

Wir sind am Ende der heutigen Tagesordnung. 

Ich berufe die nächste Sitzung des Deutschen Bun- 
destages auf morgen, Freitag, den 23. Juni 1989, 9 Uhr 
ein. 

Die Sitzung ist geschlossen. 

(Schluß der Sitzung: 22.44 Uhr) 
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Anlage 1 
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Anlage 2 

Erklärung nach § 31 GO 
des Abgeordneten Jäger (CDU/CSU) 
zur Abstimmung über den interfraktionellen An- 
trag 

zur politischen Entwicklung in Ungarn 

(Zusatztagesordnungspunkt 4): 

Der Antrag zur politischen Entwicklung in Ungarn 
(Drucksache 11/4840) findet meine volle politische 
Unterstützung, da ich mit seinem Inhalt voll einver- 


Anlagen zum Stenographischen Bericht (C) 

standen bin. Ich habe jedoch erhebliche Bedenken 
dagegen, daß die demokratischen Fraktionen des 
Deutschen Bundestages einen gemeinsamen Antrag 
zusammen mit der Fraktion der linksradikalen „Grü- 
nen" einbringen, die in zahlreichen Fragen verfas- 
sungswidrige Positionen einnehmen. Mit links- oder 
rechtsradikalen Parteien darf es keine Gemeinsam- 
keiten geben, gleichgültig, ob sie innerhalb oder au- 
ßerhalb der Parlamente agieren. 

Trotz dieser Bedenken werde ich dem Antrag in der 
Erwartung zustimmen, daß zumindest meine Fraktion 
künftig davon Abstand nimmt, gemeinsame Anträge 
zusammen mit Radikalen einzubringen. 

Diese Erklärung gilt auch für den Antrag zu den 
Todesurteüen in der Volksrepublik China (Drucksa- 
che 11/4857 [neu]). 

Anlage 3 

Verzeichnis der Abgeordneten, 
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der Anstalten des öffentlichen Rechts 
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Anlage 4 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Seehofer auf die Fragen der 
Abgeordneten Frau Schmidt (Nürnberg) (SPD) 
(Drucksache 11/4811 Fragen 5 und 6): 
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(A) Auf Grund welcher Erhebungen oder Berechnungen kommt 

die Bundesregierung zu der Zahl von 320 000 Frauen, die jähr- 
lich nach Zeiten der Kindererziehung auf den Arbeitsmarkt zu- 
rückkehren, und wie erklärt sie sich die Diskrepanz zu den 
Angaben des Instituts für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung, 
wonach sich in den letzten zwölf Monaten zusätzlich zu den 
registrierten Arbeitslosen rund 700 000 deutsche Frauen (soge- 
nannte stille Reserve) vergeblich um Arbeit bemüht haben? 

Wie hoch waren die finanziellen Aufwendungen der Bundes- 
anstalt für Arbeit 1988 für Maßnahmen der beruflichen Fortbil- 
dimg, Umschuiimg und Einarbeitung, getrennt nach Geschlecht 
imd Maßnahmearten? 

Bei der von Ihnen zitierten Zahl von 320 000 Frauen, 
die auf den Arbeitsmarkt zurückkehren, handelt es 
sich um das Ergebnis einer Untersuchung des Instituts 
für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung. Die Ergeb- 
nisse wurden durch eine mündliche repräsentative 
Befragung von 9 000 Frauen gewonnen. Sie beziehen 
sich auf den Durchschnitt der Jahre 1980 bis 1985. Die 
Untersuchung befaßt sich generell mit Frauen, die 
nach Zeiten der Familienphase wieder in das Er- 
werbsleben zurückgekehrt sind, also nicht nur nach 
Zeiten der Kindererziehung. 

Bei der Frage der sogenannten stillen Reserve han- 
delt es sich um einen anderen Tatbestand. Die soge- 
nannte stille Reserve ergibt sich aus einer Schätzung 
des Erwerbspersonenpotentials, das bei Hochkon- 
junktur hypothetisch verfügbar wäre. Hierzu gehören 
auch Personen, die aktuell keine Arbeit suchen, und 
auch Personen, die aus Arbeitsmarktgründen vorzei- 
tig in den Ruhestand getreten sind und keine Absicht 
haben, erneut eine Arbeit aufzunehmen. 

Ihre zweite Frage beantworte ich wie folgt: Die 
finanziellen Aufwendungen der Bundesanstalt für Ar- 
beit für Maßnahmen in der beruflichen Fortbildung, 
Umschulung und Einarbeitung im Jahre 1988 betru- 
gen: 

3 049,7 Milhonen DM für Unterhaltsgeld 
1 671,5 MiUionen DM für Fortbildung 

814,8 Milhonen DM für Umschulung und 

375,0 Milhonen DM für Einarbeitung. 

Daraus ergibt sich die Summe von 5,9 Milharden 
DM. 

Eine Aufteilung der Aufwendungen nach Ge- 
schlechtern ist nicht möglich. Deshalb füge ich die 
Aufteilung der Eintritte in Quahfizierungsmaßnah- 
men nach Männern und Frauen für das Jahr 1988 
an: 

Fortbildungsmaßnahmen 290 000 Männer 

159 000 Frauen 

Umschulungsmaßnahmen 38 000 Männer 

27 000 Frauen 

Einarbeitungsmaßnahmen 33 000 Männer 

18 000 Frauen 

Insgesamt traten 1988 361 000 Männer und 204 000 
Frauen in Quahfizierungsmaßnahmen ein. Der Frau- 
enanteil betrug also 36,1 %. 


Anlage 5 

Antwort 

des Staatsministers Frau Dr. Adam-Schwaetzer auf 
die Fragen des Abgeordneten Würtz (SPD) (Drucksa- 
che 11/4811 Fragen 20 und 21): 


Weiche konkreten Schritte hat die Bundesregierung unter- (C) 
nommen, um die bulgarische Regierung von der menschenver- 
achtenden Bulgarisierungspolitik gegenüber der türkischen 
Minderheit abzubringen? 

Wie bewertet die Bundesregierung den Exodus der Türken 
aus Bulgarien, und ist in diesem Zusammenhang der Türkei 
humanitäre Hilfe angeb oten worden? 

Zu Frage 20: 

Die Bundesregierung ist wegen der Lage der türki- 
schen Minderheit in Bulgarien mit der dortigen Regie- 
rung seit langem im Gespräch und hat ihre Besorgnis 
in der Vergangenheit wiederholt zum Ausdruck ge- 
bracht. 

Wegen der jüngsten Entwicklungen ist sie im Vor- 
feld der Pariser Menschenrechtskonferenz mehrfach 
bei der bulgarischen Seite wegen detaillierter Infor- 
mationen vorsteUig geworden. Die Ermittlung eines 
umfassenden Bildes der Lage wird durch wider- 
sprüchliche Meldungen und durch den Umstand er- 
schwert, daß sich die jüngsten Zwischenfälle in Sperr- 
gebieten zugetragen haben, die für Ausländer nicht 
zugänghch sind. 

Zu Frage 21: 

Die Bundesregierung sieht ungeachtet der von mir 
erwähnten Schwierigkeien einer verläßlichen und 
umfassenden Sachverhalts ermittlung hinsichtlich des 
Ausmasses der Ausreisewelle in die Türkei einen Zu- 
sammenhang zur menschenrechtlichen Lage der tür- 
kischen Minderheit in Bulgarien, aber auch zu den 
Auswirkungen des neuen bulgarischen Paßgesetzes. 
Humanitäre Hilfe ist der Türkei bisher nicht angebo- 
ten worden. 


Anlage 6 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Wimmer auf die Fragen des 
Abgeordneten Schreiner (SPD) (Drucksache 11/4811 
Fragen 36 und 37): 

Wie bewertet die Bundesregierung die in Presseberichten 
wiedergegebene Ansicht des Stabschefs der Zweiten AUüerten 
Taktischen Luftflotte, daß die Möglichkeiten zur Reduzierung 
der militärischen Tiefflugübungen in den vergangenen 20 Jah- 
ren bereits ausgeschöpft worden seien? 

Wie bewertet die Bundesregierung die Chancen zur Reduzie- 
rung alliierter Tiefflüge über dem Gebiet der Bundesrepublik 
Deutschland vor dem Hintergrund der Äußerung des Stabschefs 
der Zweiten Alliierten Taktischen Luftflotte, daß die Bundesre- 
publik Deutschland über ihrem Territorium keine Lufthoheit 
besitze und diese von den USA, Frankreich und Großbritannien 
ausgeübt werde? 

Zu Frage 36: 

Ich habe vor einer Woche hierzu klargestellt, daß 
der genannte Offizier die ihm zugeschriebene Auffas- 
sung nicht geäußert hat, sondern lediglich auf die Ver- 
antwortlichkeit der Drei Mächte im Rahmen der gel- 
tenden NATO-Regelungen verwiesen hat. 

Unabhängig von diesen Regelungen für die Luft- 
verteidigung bei Grenzverletzungen und im Falle ei- 
nes bewaffneten Konflikts sind jedoch die Maßnah- 
men zur Reduzierung der Fluglärmbelastung durch 
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(A) militärische Tiefflüge über dem Bundesgebiet zu se- 
hen. 

Die Verbündeten haben sich bereits in der Vergan- 
genheit aktiv und konstruktiv an diesen Maßnahmen 
beteiligt, sie sind auch in die gegenwärtigen Bemü- 
hungen des Bundesministers der Verteidigung einge- 
bunden. 

Ich darf Ihnen versichern, daß es bei den laufenden 
Verhandlungen nicht um ein Abklären von Rechtspo- 
sitionen wie Fragen der Lufthoheit geht, sondern um 
die Abstimmung im Bündnis auf der Basis der gemein- 
samen Interessen an der kollektiven Verteidigungsfä- 
higkeit. Der Wille der Verbündeten zum Entgegen- 
kommen ist dabei auf allen Ebenen deutiich gewor- 
den, insofern bewertet die Bundesregeirung die 
Chancen zur weiteren Reduzierung der Lärmbela- 
stung durch Tiefflüge als günstig. 


Zur Frage 37: 

Ebenfalls vor einer Woche habe ich an dieser Stelle 
darauf hingewiesen; Sollte der NATO-Offizier eine 
derartige Aussage gemacht haben, „würde sie ledig- 
lich eine persönliche Auffassung wiedergeben. Sie 
stellt nicht die Auffassung des Bundesministers der 
Verteidigung dar, der sich gegenwärtig in Gesprä- 
chen mit seinen Kollegen der beteiligten Länder um 
eine spürbare Entlastung für die Bevölkerung in Ver- 
bindung mit den notwendigen Tief flugüb ungen be- 
müht". 


Die Bemühungen des Bundesministers der Vertei- 
digung machen deutiich, daß die Möglichkeiten der 
Bundesrepublik Deutschland zur Reduzierung der mi- 
litärischen Tiefflugübungen noch nicht als ausge- 
schöpft betrachtet werden können. 

Der Bundesminister der Verteidigung ist fest ent- 
schlossen, den berechtigten Anspruch der Bevölke- 
rung auf individuelle Lebensqualität mit den sicher- 
heitspohtischen Notwendigkeiten in einen tragfähi- 
gen Kompromiß zu vereinigen. Über das Ergebnis der 
Gespräche, die er hierzu mit den Verbündeten führt, 
wird er in absehbarer Zeit berichten. 


Anlage 7 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Pfeifer auf die Fragen der 
Abgeordneten Frau Würfel (FDP) (Drucksache 
11/4811 Fragen 43 und 44): 

Wer sind die Mitglieder der laut Bericht der Bundesregierung 
auf der Drucksache 11/4250 beim Bundesgesundheitsamt ein- 
gerichteten gemeinsamen Arbeitsgruppe von Mitgliedern der 
Kommissionen E und D, die sich mit der Bewertung von Misch- 
präparaten aus homöopathischen und phytotherapeutischen 
Anteilen beschäftigen? 

Geht die Bundesregierung davon aus, daß diese Arbeits- 
gruppe auch andere Kombinationspräparate der Erfahrungsme- 
dizin wie z. B. Phytobestandteile mit Mineralien, Vitaminen 
oder Organsubstanzen bewerten wird? 


Zu Frage 43: 

Zur Bewertung von Kombinationspräparaten hat 
die Kommission D, die für die Aufbereitung der Arz- 
neimittel der homöopathischen Therapierichtung und 


Stoffgruppe zuständig ist, eine Arbeitsgruppe mit (C) 
Sachverständigen eingerichtet, die praktische Erfah- 
rungen bei der Anwendung homöopathischer Arznei- 
mittel haben. Es handelt sich um Dr. Gawhk, 

Dr. Dr. Herz, Dr. Hauss, Dr. Stockebrand, Dr. Wid- 
maier und Dr. Beyersdorff, die dem Anwendungsbe- 
reich der Kommission D zuzuordnen sind. 

Die Kommission E, die die Arzneimittel der phyto- 
therapeutischen Therapierichtung und Stoff gruppe 
aufzubereiten hat, hat eine entsprechende Arbeits- 
gruppe eingerichtet. Ihr gehören für den Anwen- 
dungsbereich Prof. Dr. Vogel, Dr. Harth, Dr. Trunzler, 

Herr Karl, Dr. Brüggemann, für den Bereich Pharma- 
zie Prof. Dr, Hänsel und Dr. Menssen, und für den 
Bereich Pharmakologie/Toxikologie Prof. Dr. Siegers 
und Prof. Dr. Löffelholz, an. 

Beide Arbeitsgruppen haben sich bereiterklärt, für 
den Fall, daß für ein Kombinationspräparat aus ho- 
möopathischen und phytotherapeutischen Anteilen 
aussagekräftige Unterlagen vorgelegt werden, ge- 
meinsam diese Unterlagen zu prüfen und zu bewer- 
ten. 

Zu Frage 44: 

Arzneimittelkombinationen aus Phytopharmaka 
und chemisch definierten Stoffen werden ggf. von den 
entsprechenden B-Kommissionen nach Anwendungs- 
gebieten bewertet. Eine Beurteilung dieser Arznei- 
mittel durch die gemeinsame Arbeitsgruppe der Kom- 
mission E und der Kommission D ist nicht vorgesehen, 
weil es nicht zum Aufgabenbereich der Kommission D 
gehört, derartige Kombinationen zu beurteilen. Die 
Kommission E stellt ggf. Stoffcharakteristiken für die (D) 
pflanzhchen Bestandteile derartiger Kombinationen 
zur Verfügung. 


Anlage 8 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Dr. Schulte auf die Fragen 
des Abgeordneten Weiss (München) (GRÜNE) 
(Drucksache 11/4811 Fragen 46 und 47): 

An welche Maßnahmen denkt der Bundesminister für Ver- 
kehr, wenn er ankündigt (DVZ vom 27. Mai 1989), er werde 
Behinderungen Österreichs für den Straßengüterverkehr nicht 
tatenlos hiimehmen? 

Welche Alternativen zu Nachtfahrverbot, 28-t-Gewichts- 
beschränkung und Öko-Maut hat der Bundesminister für Ver- 
kehr anzubieten, um die Alpen vom Lastkraftwagen-Transitver- 
kehr zu entlasten? 


Zu Frage 46; 

Zwischen dem Bundesminister für Verkehr, der 
Bayerischen Staatsregierung und dem Innenministe- 
rium Baden-Württemberg besteht Einvernehmen, daß 
Verhandlungen der EG-Kommission mit den Alpen- 
ländem Schweiz und Österreich Vorrang haben vor 
nationalen Gegenmaßnahmen. Für den Fall des 
Scheit eins dieser Verhandlungen kommen Gegen- 
maßnahmen auf Gemeinschaftsebene, multilaterale 
oder nationale Maßnahmen in Betracht. 

Auch der EG- Verkehrsministerrat hat am 5. Juni 
1989 in seiner einstimmigen Resolution zur Fortset- 
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(A) zung der Verhandlungen über den Transitverkehr 
noch einmal den Grundsatz der Gegenseitigkeit beim 
Zugang zum Straßenverkehrsmarkt ausdrücklich her- 
ausgestellt. 

Zu Frage 47: 

Die Bemühungen der Bundesregierung gelten der 
Steigerung der Wettbewerbsfähigkeit der Schienen- 
verbindungen über die Alpen und der Ermöglichung 
marktfähiger Transportangebote. Um die Alpen vom 
Lkw-Transitverkehr zu entlasten, haben die Ver- 
kehrsminister der Bundesrepublik Deutschland, 
Österreichs und Italiens am 15./16. April 1989 in 
Udine erneut ihren Willen bekräftigt, die Brenner- 
Strecke zu modernisieren und ihre Kapazität nachhal- 
tig zu steigern. Ab 1992 soll durch aufeinander abge- 
stimmte Maßnahmen die Kapazität der Strecke zwi- 
schen München und Verona deutlich angehoben wer- 
den und der Lkw-Verkehr über den Brenner damit 
spürbar entlastet werden. Durch Ausweitung der Tun- 
nel soll die Führung von Lastkraftwagen mit einer 
Eckhöhe von 4 m auf Niederflurwagen ermöglicht 
werden. In den weiteren Stufen wird ein viergleisiger 
Ausbau der Strecke zwischen München und Verona 
mit einem Brenner-Basistunnel und dem Ausbau der 
Zulaufstrecken angestrebt. 

Auch in der Schweiz sind spürbare Verbesserungen 
der Schienentransportmögüchkeiten vorgesehen, die 
bis zum Bau einer neuen Eisenbahn-Alpentransver- 
sale gehen. 


Anlage 9 

Antwort 

des Pari, Staatssekretärs Dr. Schulte auf die Fragen 
des Abgeordneten Dr. Sperling (SPD) (Drucksache 
11/4811 Fragen 48 und 49): 

Ist aus der Antwort auf meine Frage 98 (Drucksache 1 1/4682) 
zu schließen, daß die von der Bundesregienmg vorgeschlagene 
Ändenmg von § 12 des Bundeswasserstraßengesetzes keine 
Änderung des bisherigen Verwaltungshandelns zur Folge ha- 
ben wird? 

Wäre es nicht weniger verwaltungsaufwendig gewesen, diese 
Gesetzesändenmg zu unterlassen, anstatt sie ausgerechnet in 
ein Rechtsbereinigungsgesetz aufzunehmen? 

Zu Frage 48: 

Ja. 

Es erschien aber zweckmäßig, im Interesse des Um- 
welt- und Bodenschutzes ist eine eindeutigere Festle- 
gung des geschützten Rechtsgutes unmittelbar im 
Bundeswasserstraßengesetz imd nicht nur in den 
Planfeststellungsrichtlinien vorzunehmen. 

Zu Frage 49: 

Nein. Das Dritte Rechtsbereinigimgsgesetz soll 
auch die Verständlichkeit der Vorschriften des gelten- 
den Bundesrechts fördern. Die Ergänzung des § 12 
Bundeswasserstraßengesetz in Anlehnung an § 31 
Abs. la Wasserhaushaltsgesetz soll gegenüber dem 
Bürger verdeutlichen, daß die Verwaltung nicht nur 
im Bereich des Wasserwirtschaftsrechts, sondern auch 
im Bereich des Wasserwegerechts des Bundes die Ge- 


sichtspunkte „Bild und Erholungseignung der Ge- (C) 
Wässerlandschaft“ bei ihrer Entscheidungsfindung 
berücksichtigt. 

Zugleich wird damit verdeutlicht, daß das Wasser- 
recht von Bund und Ländern, wozu das Wasserwirt- 
schaftsrecht und auch das Wasserwegerecht gehören, 
ein in sich geschlossenes System ist, das sich nach 
gleichen Prinzipien und Wertungen richtet. 


Anlage 10 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Dr. Schulte auf die Frage des 
Abgeordneten Stiegler (SPD) (Drucksache 11/4811 
Frage 50): 

Wie ist der Stand der Gespräche der Bundesregienmg mit der 
US-Regierung über die Rückverlagerung von Militärtransporten 
von der Straße auf die Schiene, und bis wann kann mit konkre- 
ten Entscheidungen gerechnet werden? 

Anläßlich des Besuches von US-Verkehrsminister 
Skinner in der Bundesrepublik Deutschland am 
25. April 1989 hat der Bundesminister für Verkehr sei- 
nen amerikanischen Amtskollegen auf die zuneh- 
mende Verlagerung von Schwertransporten der US- 
Streitkräfte von der Schiene auf die Straße angespro- 
chen. 

US-Verkehrsminister Skinner ist gebeten worden, 
sich beim amerikanischen Verteidigungsminister für 
eine Rückverlangerung dieser Transporte auf die 
Schiene einzusetzen. 

In einer schriftlichen Stellungnahme hat die Bot- (D) 
Schaft der Vereinigten Staaten von Amerika in Bonn 
darauf hingewiesen, daß die US- Streitkräfte gesetz- 
lich verpflichtet seien, die wirtschaftlichsten Trans- 
portwege zu nutzen. Da die Frachtsätze des Deut- 
schen Eisenbahnmilitärtarifs der Deutschen Bundes- 
bahn erheblich über den Kosten für Straßentransporte 
lägen, könne wegen der verordneten Sparmaßnah- 
men die Schiene nicht mehr im früheren Umfang be- 
nutzt werden. 

Eine Aussage über konkrete Entscheidungen über 
Rückverlagerungen ist derzeit nicht möglich. 

Anlage 11 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Dr. Schulte auf die Fragen 
des Abgeordneten Linsmeier (CDU/CSU) (Drucksa- 
che 11/4811 Fragen 51 imd 52): 

Ist der Bundesregienmg bekannt, ob das von der Bayerischen 
Staatsregierung in Auftrag gegebene Lärmschutzgutachten, das 
sich auf die von der Bayerischen Staatsregierung geplante Ver- 
lagerung der sogenannten Allgemeinen Luftfahrt auf die Bun- 
deswehrflugplätze Neubiberg und Oberschleißheim bezieht, 
abgeschlossen ist, und hat die Bundesregierung Kenntnis vom 
Inhalt des Gutachtens? 

Ist die Bundesregierung bereit, dieses Gutachten den Anlie- 
gergemeinden zur Verfügung zu stellen? 

Der Bundesregierung ist zur Zeit das von Ihnen ge- 
nannte Gutachten nicht bekannt. Ich werde es Ihnen 
jedoch schnellstmöglich zur Verfügung stellen. 
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